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1. EINLEITUNG 


Geschlechtsspezifische Untersuchungen kennzeichnen immer häufiger Arbeitsmarktanaly- 
sen, insbesondere seitdem Frauen solche Analysen durchführen. Das Interesse an frauen- 
spezifischen Themen kann demnach als relativ neu angesehen werden. Sobald zum Beispiel 
das Arbeitsangebot von Frauen näher untersucht wird, stellt sich umgehend die Frage der 
relativen Position von Frauen gegenüber Männern, so daß die gesellschaftliche Dimension 
solcher Fragestellungen nicht ignoriert werden kann. Somit bringen geschlechtsspezifische 
Untersuchungen interdisziplinäre Arbeit mit sich, was sich auch in der vorliegenden Ar- 
beit zeigen wird. Was ihr Erwerbsverhalten anbelangt, fallen Frauen auf der einen Seite 
durch einen klar definierten Tätigkeitssektor und auf der anderen Seite durch die Merk- 
male ihrer Erwerbstätigkeit in den von ihnen gewählten Wirtschaftsbereichen auf. Dies 
schlägt sich in geschlechtsspezifischen Erwerbsverläufen und Arbeitszeitmustern nieder. In 


der vorliegenden Arbeit wird die Dimension „Arbeitszeit“ vertieft. 


1.1. Die Diskussion über Variationen der Arbeitszeit 


Die Diskussion um die Verkürzung der Arbeitszeit - unabhängig von ihrem Ziel - ist kein 
neues Thema. Seit dem Anfang des letzten Jahrhunderts waren Arbeitszeitverkürzungen 
in Deutschland immer ein - mehr oder weniger bedeutender - Teil der öffentlichen Debat- 
te. Eine Verkürzung der Arbeitszeit als eventuelles beschäftigungspolitisches Instrument 
wurde schon in den Zeiten der Weltwirtschaftskrise erwähnt: Der Beitrag „Kann die Ar- 
beitslosigkeit durch Arbeitszeitverkürzung beseitigt werden? “ stammt aus dem Jahr 1930!. 
Die Wirtschaftskrise Ende der 20er Jahre hatte zur Erwägung der Arbeitszeitverkürzung 
als Instrument der Arbeitslosigkeitsbekimpfung geführt. Die Motivation für eine Verkür- 
zung der Arbeitszeit veränderte sich Anfang der 60er Jahre. Ab diesem Zeitpunkt und 
bis zum Anfang der 80er Jahre war die Wirtschaft durch ein steigendes aber niedriges 
Arbeitslosigkeitsniveau geprägt, weswegen die Arbeitszeitverkürzung nicht mehr als Um- 


!Vgl. Lemmer F. (1930). Dabei wird die Forderung der Gewerkschaften nach einer Arbeitszeitverkür- 
zung scharf kritisiert. Die politische Debatte hatte schon im Jahr 1926 angefangen. 
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verteilungsmittel des ohnehin ausreichenden Arbeitsvolumens gelten mußte bzw. konnte. 
Vielmehr wurden reduzierte Arbeitszeiten als einen Weg zur Verbesserung der Lebens- 
standards angesehen?. Entsprechend der Rolle der Gewerkschaften und der Tradition der 
Mitbestimmung waren IG-Metall und IG-Druck seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs die 
wichtigsten Verfechter einer Verkürzung der Arbeitszeit der Vollzeitarbeitnehmer, d. h. 
einer tariflichen Arbeitszeitverkürzung. Als Konsequenz dieser Verkürzung der Arbeits- 
zeit fiel die durchschnittliche tarifliche Wochenarbeitszeit aller Arbeiter und Angstellten 
im früheren Bundesgebiet von 48 Stunden im Jahr 1952 auf 40 Stunden Mitte der 70er 
Jahre’. Anfang der 80er Jahre stieg die Arbeitslosenquote stufenweise, womit die Moti- 
vation der Arbeitszeitverkürzung sich erneut wandelte: Arbeitszeitverkürzungen wurden 
wieder als Instrument der Arbeitslosigkeitsbekämpfung diskutiert und eingesetzt. Die Ge- 
werkschaften setzten sich dabei unter anderem für einen vollen Lohnausgleich ein, den 
sie nach eigenen Angaben erreicht haben‘. Von 40 Stunden Anfang der 80er Jahre fiel 
die durchschnittliche tarifliche Wochenarbeitszeit aller Arbeiter und Angestellten auf 36,96 
Stunden im Jahr 1999°. Neben der Verkürzung der tariflichen Arbeitszeit entwickelte sich 
die Teilzeitarbeit: Im Jahr 1987 wurden die ersten spezifischen Tarifverträge über Teil- 
zeitarbeit von der IG Chemie, Papier, Keramik und der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, 
Transport und Verkehr abgeschlossen®. Andere Arbeitszeitverkürzungsmaßnahmen wurden 
eingeführt, wie die Frühverrentung seit 1984’ - eindeutig von ihren Verteidigern als beschäf- 
tigungsfördernd angesehen - und seit 1986 Erziehungsgeldzahlungen für kindererziehende 
Eltern, die weniger als 19 Wochenstunden erwerbstätig sind®. Erziehungsurlaub und Erzie- 
hungsgeld können schließlich als sehr aktuelle Instrumente angesehen werden. Außer der 
Tatsache, daß dadurch Arbeitslosen Arbeitsplätze zur Verfügung gestellt werden, wurden 
mit dem Einsatz dieser Instrumente eine erleichterte Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
sowie die Gleichstellung von Mann und Frau angestrebt. Inwieweit die Frühverrentung 
und der Erziehungsurlaub ihre Ziele erreicht haben bzw. erreichen können wird in Anhang 
A untersucht. Obwohl das hohe Arbeitslosigkeitsniveau fortbestand, stand zwischen der 
Mitte der 90er Jahre und Anfang 2001 die Arbeitszeitverkürzung nicht mehr im Vorder- 
grund der Arbeitsmarktpolitik. Insbesondere seit der Wiedervereinigung hat die höhere 


Arbeitslosigkeit nicht zu einer systematischen Umverteilung des Arbeitsvolumens geführt. 


?Vgl. Hunt J. (1998), S. 350. 

Vgl. Statistisches Bundesamt VI B 8 - 03, Tarifstatistik. 

Vgl. Hunt J. (1998), S. 351. 

5Vgl. Statistisches Bundesamt VI B 8 - 03, Tarifstatistik. 

6 Vgl. Bothfeld S. (1997), S. 11. 

T Gesetz zur Erleichterung des Übergangs vom Arbeitsleben in den Ruhestand vom 13. April 1984 (vgl. 
Lampert H. 1996, S. 93). 

® Vgl. Lampert H. (1996), S. 330. 
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Es kann insgesamt eine Entkoppelung zwischen dem Arbeitslosigkeitsniveau und der Ak- 
tualität der Arbeitszeitverkürzung in der wissenschaftlichen Debatte festgestellt werden. 
Dies ist zweifelsohne zum Teil darauf zurückzuführen, daß die Wirksamkeit der Arbeits- 
zeitverkürzungspolitik in allen bisher besprochenen Formen als Instrument zur Reduzierung 
der Arbeitslosigkeit nicht unumstritten ist. Einen Unsicherheitsfaktor stellt die Reaktion 
der nichterwerbstätigen Frauen dar. Kann eine Verkürzung der Arbeitszeit dazu führen, 
daß durch eine erleichterte Vereinbarung von Beruf und Familie mehr Frauen erwerbstätig 
werden wollen? Wenn dies der Fall ist, dann wird der Erfolg einer Arbeitszeitverkürzung 
zwecks einer Senkung des Arbeitslosigkeitsniveaus durch eine Umverteilung der Arbeit ge- 
fährdet. 


Gleichzeitig gibt es seit dem zweiten Weltkrieg einen Trend zu wachsender Erwerbs- 
beteiligung von Frauen und insbesondere von verheirateten Frauen. Diese Entwicklung 
hat im Rahmen der mikroökonomischen Theorie zum Entstehen neuer Forschungsfelder 
geführt. Frauenspezifische (Arbeitsangebots-)Modelle flankieren die traditionellen Arbeits- 
markttheorien. Stichwörter sind dabei „Gender Economics“ sowie „Feminist Economics“. 
Der letzte Begriff muß an dieser Stelle definiert werden. Das Wort „Feminist“ nähert sich 
seinem ängelsächsischen Sinn und meint hier den Wunsch das ökonomische Verhalten von 
Männern bzw. Frauen geschlechtsspezifisch zu untersuchen, weil die Relevanz verschiede- 
ner Determinanten geschlechtsabhängig ist. In Kapitel 6 wird eine ausführlichere mikro- 
ökonomische Definition angegeben, jedoch sollte hier festgestellt werden, daß der politische 
Aspekt des Feminismus vollständig außer Acht gelassen wird. 


Vor diesem Hintergrund stellt sich logischerweise die Frage der Verbindung zwischen der 
Arbeitszeitverkürzungstheorie und der Theorie des Arbeitsangebots von Frauen. Die Ar- 
beitszeitverkürzungstheorie war - wie in Kapitel 2 erläutert - zu dem Schluß gekommen, daß 
die Reaktion der Frauen einen Risikofaktor beim Erfolg der Umverteilungspolitik darstellt, 
konnte diesen Effekt aber nicht weiter modellieren. Dies ist tatsächlich die Aufgabe einer 
geschlechtsspezifischen Arbeitsangebotstheorie. Wie kann diese weiterhelfen? Wie kann 
im Rahmen der Arbeitsangebotstheorie die Frage nach der Reaktion von Frauen auf eine 
Arbeitszeitverkürzung beantwortet werden? Kann bzw. sollte die Arbeitszeitverkürzung 
weiter eingesetzt werden, um die Erwerbsbeteiligung von Frauen zu beeinflussen? Das Ziel 
der vorliegenden Arbeit besteht darin, diese Fragen zu beantworten und befindet sich daher 
an der Schnittstelle zwischen Arbeitszeitverkürzungs- und Arbeitsangebotstheorie. Wenn 
tatsächlich ein negativer Zusammenhang zwischen Arbeitszeit und Erwerbsbeteiligung von 
Frauen theoretisch erklärt werden kann, ist es auch möglich, die Arbeitszeitverkürzung 
als Instrument der Förderung der Erwerbstätigkeit von Frauen anzusehen. Dies würde 
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einen Wandel - was die Motive der Durchführung einer Arbeitszeitverkürzung anbelangt 
- darstellen. Nach ihrer Rolle als Mittel zur Verbesserung des Lebensstandards und einer 
beschäftigungsfördernden Umverteilung des Arbeitsvolumens in der zweiten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts könnte die Verkürzung der Arbeitszeit als Instrument zur Stimulierung der 
Frauenerwerbsbeteiligung betrachtet werden. 


1.2. Erläuterung der Fragestellung 


Die vorliegende Arbeit wird sich empirisch wie theoretisch mit der folgenden Fragestellung 


befassen: 


Inwieweit ist es möglich, die Erwerbsbeteiligung von Frauen durch Variationen 


der auf dem Arbeitsmarkt vorhandenen Arbeitszeit zu stimulieren? 


In diesem Zusammenhang ist die Frage nach der Wünschbarkeit einer Erhöhung der 


Frauenerwerbsbeteiligung jedoch auch zu beantworten. 


1.3. Gang der Untersuchung 


Die Arbeit ist, wie Abbildung 1.1 zeigt, wie folgt strukturiert. Die Ziele des dieser Einlei- 
tung folgenden Kapitels sind dreifach. In erster Linie soll das Forschungsfeld abgegrenzt 
und die mit der Fragestellung verbundenen Herausforderungen identifiziert werden. An- 
schließend erscheint die Frage nach der Wünschbarkeit einer Ausdehnung der Erwerbsbe- 
teiligung von Frauen bedeutsam. Es wird eine ökonomische Untersuchung mit dem Ziel 
durchgeführt, externe Effekte der Erwerbsbeteiligung von Frauen zu definieren. Die Rele- 
vanz der Arbeitszeitverkürzung wird schließlich anhand eines Vergleichs mit anderen sozi- 
alpolitischen Maßnahmen zur Vereinbarung von Beruf und Familie eingeschätzt. Diese drei 
Punkte sind in der Gliederung des Kapitels 2 wieder zu finden. 

In Kapitel 3 wird die Fragestellung empirisch untermauert. In einem ersten Schritt müssen 
die Erhöhungsspielräume der Erwerbsbeteiligung anhand der Erwerbsquoten identifiziert 
werden. Es ergibt sich, daß sie bei den westdeutschen verheirateten Frauen vorhanden 
sind. Dies führt dazu, daß die Analyse das Arbeitsangebot verheirateter Frauen fokussieren 
sollte. In einem zweiten Schritt müssen die Fakten hervorgehoben werden, die darauf hin- 
weisen, daß eine Verkürzung der Arbeitszeit tatsächlich die Erwerbsbeteiligung von Frauen 
positiv beeinflussen könnte. Dabei muß zum Beispiel gezeigt werden, daß die Erwerbswün- 


sche auch bei den nichterwerbstätigen - zum großen Teil verheirateten - Frauen vorhanden 
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sind. Dies deutet auf eine unzureichende Vereinbarkeit von Beruf und Familie hin. Anhand 
einer sekundären Analyse werden anschließend die Größen „Arbeitszeit“ und „Erwerbsbe- 
teiligung“ in Verbindung gesetzt, indem die bestehenden Untersuchungen zur (negativen) 
Korrelation der Erwerbsquoten und der Arbeitszeiten zusammengefaßt werden. 

In Kapitel 4 sollen die von Kapitel 3 gelieferten Hinweise durch eine ökonometrische Unter- 
suchung bestätigt werden. Dabei wird ein Kointegrationsverfahren durchgeführt. Wenn die 
Erwerbsquoten und ein Indikator der sinkenden Arbeitszeit tatsächlich kointegriert sind, 
dann besteht zwischen diesen beiden Variablen ein langfristiges Gleichgewicht. Eine solche 
Beziehung kann daher als Beweis dafür gelten, daß in der Vergangenheit Arbeitszeit und 
Erwerbsbeteiligung negativ zusammenhingen und daß eine solche Korrelation theoretisch 
erklärt werden muß. 

In Kapitel 5 wird der globale theoretische Ansatz dargestellt. Insbesondere muß die Ver- 
bindung zwischen der Theorie der Arbeitszeitverkürzung und der Theorie des Frauenar- 
beitsangebots hergestellt werden. Das Ziel dieses Kapitels besteht darin, den Einfluß einer 
Arbeitszeitverkürzung auf jede andere Determinante des Arbeitsangebots zu identifizieren 
und zu untersuchen. Die Berücksichtigung dieser indirekten Effekte führt zur Endogeni- 
tat des Lohnsatzes: Die Effekte einer Arbeitszeitverkürzung, die auch über die anderen 
Determinanten des Arbeitsangebots wirken, spiegeln sich in einem von der Arbeitszeit ab- 
hängigen Stundenlohn wider. Es sind die Effekte der Arbeitszeitverkürzung, die in einem 
Arbeitsangebotsmodell eingebunden werden sollen. 

In Kapitel 6 stellt sich die Frage der Berücksichtigung der Arbeitszeit als Determinante 
der Erwerbsbeteiligungsentscheidung in der bestehenden neoklassischen Theorie. Dabei ist 
natürlich die Erfassung der Endogenität des Lohnes von Bedeutung. Innerhalb der neo- 
klassischen Theorie bieten sich zahlreiche Ansätze an, auf welche zurürckgegriffen werden 
könnte. Die Wahl eines dieser theoretischen Ansätze wird daher in einem ersten Schritt 
begründet. Ein Modell muß identifiziert bzw. entwickelt werden, das sich als Basis für die 
Modellierung der Arbeitszeit als Determinante der Erwerbsbeteiligung eignet. Anschlie- 
Bend wird die Relevanz des traditionellen Erwerbsbeteiligungskriteriums in Frage gestellt. 
Dabei ergibt sich, daß dieses unbefriedigend im Hinblick auf die Fragestellung ist. Daher 
wird ein neues Kriterium zur Behandlung der Fragestellung entwickelt, das auch die Endo- 
genität des Stundenlohnes ermöglicht. | 

Schließlich befaßt sich Kapitel 7 mit der Herleitung politischer Schlußfolgerungen. In einem 
ersten Schritt werden die Ergebnisse zusammengefaßt. Anschließend werden Empfehlungen 
zur Förderung der Erwerbstätigkeit von Frauen formuliert. 
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Problemstellung und Motivation der Arbeit: 
Kapitel 2 


« Abgrenzung des Forschungsfelds und theoretische Herausforderungen 
« Externe Effekte einer erhöhten Erwerbsbeteiligung 

e Mögliche wirtschaftspolitische Ansätze und Relevanz 
der Arbeitszeitverkürzung 


Quantitative und qualitative Merkmale des Arbeitsangebots von Frauen: 
e Spielräume zur Erhöhung der Frauenerwerbsbeteiligung 
« Empirische Hinweise über das Erwerbsverhalten von Frauen 
gegenüber einer Arbeitszeitverkürzung 


e Sekundäre Analyse über die Korrelation zwischen 
Arbeitszeit und Erwerbsbeteiligung 


Okonometrische Untersuchung: 
e Auswahl der Indikatoren 
« Kointegrationsanalyse 
e Signifikanz der Arbeitszeit als Determinante 


. Gestaltung des Transma sonsa hannis 
« Identifikation aller Determinanten des Arbeitsangebots 
« Zusammenfassung der Effekte in einer Lohnbedingung 


Mikroökonomische Modellierung: 
+ Selektion eines adäquaten Arbeitsangebotsmodells 

e Definition des Erwerbsbeteiligungskriteriums 

« Untersuchung der Effekte einer Arbeitszeitverkiirzung 


Schlußfolgerungen: 
« Zusammenfassung der Ergebnisse 


¢ Beschaftigungspolitische Empfehlungen 
e Ausblick 


Abbildung 1.1: Gang der Untersuchung; Quelle: Eigene Darstellung. 
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2. ZUR BEDEUTUNG EINER 
ARBEITSZEITVERKÜRZUNG ZWECKS EINER 
ERHÖHUNG DER FRAUENERWERBSBETEILIGUNG 


Das Ziel dieses Kapitels besteht darin, die Fragestellung zu beleuchten und ihre Relevanz zu 
zeigen. Hierbei werden die zentralen Begriffe definiert und die mit der Thematik verbun- 
denen (theoretischen) Herausforderungen erörtert. Die Relevanz der Fragestellung kann 
weiterhin nur dann gezeigt werden, wenn die externen Effekte einer ausgedehnten Frau- 
enerwerbsbeteiligung identifiziert worden sind. Im Fall positiver Externalitäten kann die 
Angemessenheit der Arbeitszeitverkürzung mit anderen Maßnahmen verglichen werden. 


Dies erfolgt durch eine Auswertung der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen. 


2.1. Die Schnittstelle zwischen Arbeitszeitverkürzungs- und Ar- 


beitsangebotstheorie von Frauen als Forschungsfeld 


Wie schon erwähnt, fokussiert die vorliegende Arbeit die Schnittstelle zwischen Arbeits- 
zeitverkürzung und Arbeitsangebot. Im folgenden soll der Ansatzpunkt näher definiert. 
werden. Weiterhin sollen die mit der Fragestellung verbundenen Annahmen über die Ar- 
beitszeit hervorgehoben und der Übergang zwischen den beiden theoretischen Bereichen 
hergestellt werden. Dabei besteht der erste Schritt darin, die Rolle des Arbeitsangebots 


von Frauen in der Literatur der Arbeitszeitverkürzung zu identifizieren. 


2.1.1. Das Arbeitsangebot von Frauen in der Literatur der Arbeitszeitverkür- 
zungspolitik 


Das Erwerbsverhalten nicht erwerbstätiger Frauen wurde in die Diskussion über die Ar- 
beitszeitverkürzungspolitik aufgenommen, weil ihre Reaktion den gewünschten Beschäfti- 


gungserfolg in Frage stellen kann. Zuerst wird zwischen den verschiedenen Formen der 
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Arbeitszeitverkürzung unterschieden. 


2.1.1.1. Varianten der Arbeitszeitverkürzung 


Bisher wurde der Begriff „Arbeitszeitverkürzung“ als ein generelles Konzept benutzt, ohne 
zwischen ihren verschiedenen Formen zu unterscheiden. Die Varianten der Arbeitszeitver- 
kürzung können in drei Kategorien klassifiziert werden: „Trading hours“-Politik, „Trading 
jobs“-Politik und „Sharing jobs“-Politik!. Wichtig ist hier, die Konsequenzen der gewählten 
Arbeitszeitreduzierungsform aufzuzeigen. Jede Art von Arbeitszeitverkürzung hat spezi- 
fische Implikationen zum Beispiel bezüglich der Produktivitätsvariationen, die eventuell 


wiederum die Kompensationszahlungen ermöglichen oder verhindern. 


- „Irading hours“-Politik: Diese Kategorie entspricht den Politiken, welche die Anzahl 
der von den Erwerbstätigen gearbeiteten Stunden reduzieren, um neue Arbeitsplätze 
zu schaffen oder Entlassungen zu vermeiden. Die Reduzierung der gesetzlichen oder 
tariflichen Arbeitszeit ist das typische Beispiel für diese Art der Arbeitszeitverkür- 
zung. Die Referenzperiode ist dabei faktisch die Woche. 


„Irading jobs“-Politik: Diese Kategorie entspricht den Politiken, die zum Ziel haben, 
aktuell Berufstätige durch Arbeitslose zu ersetzen. Vorruhestand, Erziehungsurlaub, 
Beurlaubung sind die Arten der Arbeitszeitverkürzung, die zu dieser Kategorie gehö- 
ren können. Der Erziehungsurlaub ist, hinsichtlich der Fragestellung, die relevanteste 
Form der Arbeitszeitverkürzung. Er zielt gleichzeitig auf eine Entlastung des Arbeits- 
markts wie auch des Kinderbetreuungssystems ab’. Es ist hier wichtig zu betonen, 
daß die Referenzperiode das ganze Erwerbsleben ist, das entweder verkürzt oder un- 


terbrochen wird. 


- „Sharing jobs“-Politik: „Sharing jobs“ bedeutet, daß eine einzige Stelle aufgeteilt und 
anschließend von mehreren Arbeitnehmern besetzt wird. Zu dieser Kategorie gehö- 
ren zum Beispiel die Teilzeitarbeit und die Altersteilzeit. In Deutschland werden die 


Teilzeitbeschäftigten als „Arbeitnehmer, deren regelmäßige Wochenarbeitszeit kürzer 


LVgl. Dreze J. H. (1987). 

?Das Ziel des Gesetzgebers (vgl. Gesetz über die Gewährung von Erziehungsgeld und Erziehungsur- 
laub vom 31. Januar 1994) war, durch die Erleichterung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowie 
Beschäftigungsgarantie, die Gleichstellung vom Mann und Frau zu verbessern. Da der Erziehungsurlaub 
nahezu nur von Frauen (99%) in Anspruch genommen wird, hat der Erziehungsurlaub im Endeffekt dazu 
beigetragen, die traditionelle Rollenverteilung fortzusetzen (vgl. Engelbrech G. 1997). Siehe Abschnitt 
2.3.2 für eine vertiefte Untersuchung der Rollenverteilung. 
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ist als die regelmäßige Wochenarbeitszeit vergleichbarer vollzeitbeschäftigter Arbeit- 
nehmer des Betriebes...“ gesetzlich definiert”. Der Begriff „Teilzeitbeschäftigung“ 
deckt vielfältige Erwerbsformen, die sich durch die Anzahl der Arbeitsstunden sowie 
durch den hiermit verbundenen Status insbesondere gegenüber der sozialen Sicherung 
unterscheiden*. Die geringfügigen Arbeitsverhältnisse sowie Arbeitszeiten, die einer 


Vollzeitarbeit ähneln, werden als „Teilzeitarbeit“ bezeichnet. 


Die Politiken, die die Verkürzung des Arbeitslebens anstreben, werden hier nicht weiter 
berücksichtigt, weil sie für den Betroffenen einen mehr oder weniger dauerhaften Ausstieg 
aus dem Erwerbsleben darstellen. Im Fall des vollen Erziehungsurlaubs, der eine Arbeits- 
zeitverkürzungsform im Sinne einer „Trading jobs“-Politik ist, scheidet der Erziehungsur- 
lauber bzw. die Erziehungsurlauberin aus seiner bzw. ihrer Beschäftigung aus. Eine solche 
Arbeitszeitverkürzungsmaßnahme kann an einem bestimmten Zeitpunkt die tatsächliche 
Erwerbsbeteiligung nur verhindern’. Die einzige relevante Frage hinsichtlich der Effekte 
dieser Arbeitszeitverkürzungsform auf die Erwerbsbeteiligung stellt sich in einem dyna- 
mischen Kontext: Kann die Möglichkeit in Zukunft einen Erziehungsurlaub in Anspruch 
zu nehmen, zur gegenwärtigen Erwerbsbeteiligung führen? Neben der Tatsache, daß ein 
solcher Zusammenhang schwer zu interpretieren wäre, würde die Unterstellung, daß ein 
solcher dynamischer Effekt signifikant ist, die Annahme mit sich bringen, daß Individuen 


ihren ganzen Lebensverlauf planen. Dieser dynamische Effekt wird hier ausgeschlossen‘. 


Die Unterscheidung zwischen den beiden Arbeitszeitverkürzungsformen „Sharing jobs“ 
und „Irading hours“ ist aufgrund der geschlechtsspezifischen Merkmale der Voll- bzw. Teil- 
zeitbeschäftigten sozial- und wirtschaftspolitisch relevant. Auf der mikroökonomischen bzw. 
individuellen Ebene beschränkt sich allerdings die Relevanz der Unterscheidung zwischen 
einer Reduzierung der tariflichen Arbeitszeit und der Aufnahme eines Teilzeitarbeitsplatzes 
a priori auf zwei Elemente. Auf der einen Seite werden im Fall einer tariflichen Arbeitszeit- 
verkürzung alle Haushaltsmitglieder möglicherweise davon betroffen und auf der anderen 
Seite ist der Umfang der Verkürzung der Arbeitszeit durch eine tarifliche Senkung der Ar- 
beitszeit in der Regel geringer als der Sprung von einer Vollzeit- auf eine Teilzeitstelle. 


Alle Haushaltsmitglieder werden nur dann gleichzeitig von einer tariflichen Arbeitszeit- 


3Vgl. Beschäftigungsförderungsgesetz §2 Abs. 2. Diese Definition bleibt im „Gesetz über Teilzeitarbeit 
und befristete Arbeitsverträge“ aus dem Jahr 2000 erhalten. 

Vgl. Büchtemann C. F. (1989), S. 180; Hakim C. (1998), S. 114-120. 

5 Auch wenn die Erziehungsurlauber als „erwerbstätig“ in den offiziellen Statistiken eingestuft werden, 
geht ein Großteil von ihnen keiner Erwerbstätigkeit nach. Siehe auch Abschnitt 3.1.2.1. 

ê Eine weitere Begründung für die Nichtberücksichtigung der „Trading jobs“-Politik besteht darin, daß 
die in Abschnitt 2.2 dargestellten externen Effekte der Erwerbsbeteiligung nur dann vorhanden sind, wenn 
die Frau tatsächlich arbeitet. 
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verkürzung betroffen, wenn sie alle in der gleichen Branche beschäftigt sind. Wenn diese 
Eventualität außer Acht gelassen wird, unterscheiden sich beide Arbeitszeitverkürzungsfor- 
men ausschließlich durch das Ausmaß der Arbeitszeitverkürzung, die sie mit sich bringen. 
Allerdings wird es - von den institutionellen Einflußfaktoren abgesehen - immer schwieriger, 
zwischen Vollzeit- und insbesondere Normalarbeitsverhältnissen und Teilzeitarbeit zu un- 
terscheiden’. Zum einen werden die Vollzeitstellen immer unterschiedlicher. Dies liegt an 
der Flexibilisierung der Arbeitszeit und dem Austausch kürzerer gegen atypische Arbeitszei- 
ten sowie an der Verwendung von Kurzarbeit. Die Normalarbeitsverhältnisse können zudem 
kaufvertragliche Elementen enthalten?, die zur Vielfältigkeit der Vollzeitarbeitsformen bei- 
tragen. Die tarifliche Wochenarbeitszeit variiert in den verschiedenen Wirtschaftsbereichen 
Deutschlands gegenwärtig zwischen 37 und knapp 40 Stunden, aber kann, wie im Fall der 
Arbeitszeitvereinbarung bei Volkswagen, auch wesentlich kürzer ausfallen. Zum anderen 
bestehen für die Arbeitgeber Anreize, eine Teilzeitarbeit durch Mehrarbeit zu verlängern, 
weil die Überstunden nur dann als solche gelten, wenn die betriebsübliche Arbeitszeit über- 
schritten wird’. Dadurch besteht die Möglichkeit, die tatsächliche Arbeitszeit in einem 
Teilzeitarbeitsplatz zu verlängern. Teilzeitstellen unterscheiden sich von einer Vollzeitbe- 
schäftigung eher durch ihre institutionellen Merkmale als durch die tatsächliche Dauer der 
Arbeitszeit!”. Infolgedessen werden die beiden übrigen Arbeitszeitverkürzungsformen in 
einer Kategorie „Trading hours plus Sharing jobs“ zusammengefaßt. Ein Überblick wird in 
Abbildung 2.1 gegeben. 


In einer mikroökonomischen Perspektive weist die Arbeitszeit zwei Charakteristika auf, 


die bei einer Untersuchung des Frauenarbeitsangebots betrachtet werden müssen'!: 


- Die chronometrische Dimension. Diese bezieht sich auf die Dauer der ausgeübten 
Erwerbstätigkeit. 


- Die chronologische Dimension. Diese bietet Auskünfte über die Verteilung einer von 


der Chronometrie gegebenen Arbeitszeitmenge über eine bestimmte Zeitperiode. 


Um die Auswirkungen der Chronologie zu berücksichtigen, werden mehrere Arbeitszeit- 
muster der Kategorie „Trading hours plus Sharing jobs“ unterschieden. Das erste Arbeits- 


zeitverkürzungsmuster ist eine Verkürzung der Arbeitstagsdauer. Zum Beispiel wird jeden 


Vgl. Bothfeld S. (1997), S. 10; Hielscher V. (2000), S. 27; Neuhold C. (1999), S. 38, 48; Wagner G. 
(1998). 

®Vgl. Oschmianski H., Schmid G. (2000), S. 40. 

Vgl. Bothfeld S. (1997), S. 10. 

10 Siehe Bäcker G., Stolz-Willig B. (1994), S. 801 für einen Überblick dieser Faktoren in Deutschland und 
Maier F. (1994) für einen Überblick der institutionellen Faktoren in 6 europäischen Ländern. 

Il Vgl. Beckmann P. (1997a); Rürup B., Struwe J. (1984), S. 12. 
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Varianten der Arbeitszeitverkürzung 


„Ir 


ading hours“ = 


plus „Sharing jobs“ 


haring jobs“ „Trading jobs“ 


Fi 


„Trading hours“ 


kürzerer Arbeitstag kürzeres Arbeitsjahr 
Abbildung 2.1: Typisierung der Arbeitszeitverkürzungsformen; Quelle: Eigene Darstellung. 


Tag eine Stunde weniger gearbeitet. Die zweite Möglichkeit besteht darin, die Anzahl der 
wöchentlich gearbeiteten Tage zu reduzieren. Zum Beispiel wird anstatt die Tagesarbeits- 
zeit jeweils um eine Stunde zu reduzieren ein ganzer Tag nicht gearbeitet, während die 
Arbeitszeit an den anderen Arbeitstagen unverändert bleibt. Schließlich kann die Anzahl 
der im Jahr gearbeiteten Wochen oder Monate verringert werden. Dabei bleiben die Tages- 
arbeitszeit und die Anzahl der gearbeiteten Wochentage unverändert. Eine Reduzierung 
der Anzahl der im Leben gearbeiteten Jahre würde hauptsächlich einer „Trading jobs“- 
Politik entsprechen, welche im folgenden nicht mehr berücksichtigt wird. 

Die drei abgeleiteten Arbeitszeitverkürzungsformen sind die Varianten, die im Rahmen der 
theoretischen Untersuchung eingesetzt werden und deren Konsequenzen auf die Erwerbs- 


beteiligung verheirateter Frauen analysiert werden. 


Wie in der Einleitung schon erwähnt, stellt die Arbeitszeit verkürzungspolitik nicht mehr 
den Brennpunkt der deutschen beschäftigungspolitischen Diskussion dar. Im folgenden soll 
erklärt werden, warum die Arbeitszeitverkürzung in den Hintergrund der wissenschaftlichen 
Debatte geraten ist und wie die Reaktion der Frauenerwerbsbeteiligung dazu beigetragen 
hat. Eine Diskussion über die in der Politik aktuellen Arbeitszeitverkürzungsformen findet 
in Anhang A statt. 
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2.1.1.2. Gründe für den Rückstand der Arbeitszeitverkürzungspolitik in der 
aktuellen wissenschaftlichen beschäftigungspolitischen Debatte 


Drei Gründe können dafür verantwortlich gemacht werden, daß die Arbeitsmarktwissen- 
schaftler andere Maßnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit - insbesondere die Fle- 
xibilisierung des Arbeitsmarktes und darunter der Arbeitszeiten sowie die Notwendigkeit 
einer Senkung der Lohnstückkosten - vorziehen: Die schrumpfende Bereitschaft der Arbeit- 
nehmer zur weiteren Senkung der Arbeitszeit, der mangelnde gesellschaftliche Wille und die 
Unsicherheit der angestrebten Beschäftigungseffekte. Eine Übersicht wird von Abbildung 
2.2 gegeben. 


Erstens scheint die Bereitschaft für eine weitere Arbeitszeitverkürzung ohne Lohnaus- 
gleich bei den Arbeitnehmern in Deutschland insgesamt weiter gesunken zu sein, so daß das 
Potential, das 1993 vorhanden war!?, geschrumpft ist. Dieses Ergebnis wurde von mehreren 
Studien auf der Basis unterschiedlicher Daten gezeigt. 

Eine ISO-Untersuchung aus dem Jahr 1995 weist die folgenden Ergebnisse auf!?. Die Dif- 
ferenz zwischen der vertraglichen und der gewünschten Arbeitszeit beträgt in West- bzw. 
Ostdeutschland 1 bzw. 1,3 Stunden, womit das Potential zur tariflichen Arbeitszeitver- 
kürzung gering ausfällt. Sie ist am höchsten bei alleinstehenden Frauen (3 Stunden) und 
am niedrigsten bei verheirateten Männern mit Kind (0,8 Stunden). Die Autoren weisen 
darauf hin, daß die Differenz zwischen der tatsächlichen und der gewünschten Arbeitszeit 
mit etwa 4 Stunden beträchtlich ist. Ein solches Potential könnte allerdings nur von einem 
Überstundenabbau ausgeschöpft werden, von welchem - wie in Anhang A gezeigt - kein 
Beschaftigungseffekt erwartet werden dürfte. Was die Verbreitung der Teilzeitarbeit anbe- 
langt, gaben 18% der weiblichen Vollzeitbeschäftigten an, daß sie Teilzeit arbeiten möchten, 
aber nur 6% der Männer!*. Umgekehrt gaben 13% der teilzeitbeschäftigten Frauen (8% im 
Westen, 49% im Osten) an, daß sie Vollzeit arbeiten möchten. Bei den Männern sind es 
32%. Daraus ergibt sich, daß die Akzeptanz für eine weitere Ausdehnung der Teilzeitarbeit 
relativ gering ist, insbesondere wenn berücksichtigt wird, daß eine perfekte Übereinstim- 
mung der gewünschten und tatsächlichen Arbeitszeiten unmöglich ist. Die Tatsache, daß 
ein Teil der weiblichen Vollzeitbeschäftigten in die Teilzeit wechseln wollen, kann teilweise 
durch eine Fehlallokation der Teilzeitarbeitsplätze unter den Arbeitnehmerinnen und somit 
durch eine unzureichende Mobilität, als durch unzureichende Teilzeitarbeitsplätze erklärt 


werden. 


I? Vgl. Holst E., Schupp J. (1994), S. 17-18. 
13Vel. Bauer et al. (1996a), S. 417. 
l4Vgl. Bauer F. et al. (1996b), S. 435. 
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Schrumpfendes Interesse an die Arbeitszeitverkürzungspolitiken 


Mangelnder 
gesellschaftlicher 
Wille 


Mangelnde 
Bereitschaft 
der Arbeitnehmer 


Unsichere 
Beschäftigungs- 
effekte 


Reaktion der 
Nichterwerbsfrauen Andere Faktoren 


Externe Effekte 


Abbildung 2.2: Positionierung des Forschungsfelds; Quelle: Eigene Darstellung. 


Eine EMNID-Arbeitnehmerbefragung aus dem Jahr 1997 weist auf ähnliche Ergebnisse 
hin’. Nur 33,3% der Befragten gaben an, daß sie wöchentlich unter 35 Stunden arbei- 
ten möchten, 20,7% sprachen sich für eine Arbeitszeit von 35 bis 40 Stunden aus und 
schließlich noch 36% für eine über 40stiindige Arbeitszeit. Diese Verteilung ist allerdings 
geschlechtsspezifisch zu untersuchen. 51,5% (16,8%) der weiblichen (männlichen) Beschäf- 
tigten möchten weniger als 35 Stunden arbeiten, 28,6% (32,6%) zwischen 35 und 40 Stun- 
den und schließlich 19,9% (50,7%) über 40 Stunden. Dementsprechend gaben 32,9% der 
befragten Beschäftigten (35,3% der Frauen, 30,7% der Männer) an, daß ihre gewünschte 
Arbeitszeit niedriger als die tarifliche ist. Weiterhin scheint die große Mehrheit der Befrag- 
ten enttäuscht über die Effekte der vergangenen Arbeitszeitverkürzungen zu sein. 

Die Aussage der vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) durchgeführten 
Untersuchung (auf der Basis von SOEP-Daten aus dem Jahr 1997) ist noch pessimistischer, 
was die Akzeptanz einer weiteren Arbeitszeitverkürzung anbelangt'!®. Wie bei der EMNID- 
Befragung gaben ein Drittel der Befragten an, daß sie wöchentlich weniger als 35 Stunden 
pro Woche arbeiten möchten. Die gewünschte Arbeitszeit westdeutscher Frauen war nur 
um 0,5 Stunden kürzer als die vereinbarte. Bei westdeutschen Männern war die gewünschte 


Arbeitszeit sogar um 0,8 Stunden länger als die vereinbarte Arbeitszeit. In Ostdeutschland 


IS Vgl. Schnabel C. (1997). 
16 Vgl. Holst E., Schupp J. (1998). 
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war bei Männern bzw. Frauen die vereinbarte Arbeitszeit 0,5 bzw. 0,3 Stunden länger als 
die gewünschte. 

Im Rahmen eines ITAB-Projekts!7 wurden im Jahr 1995 west- und ostdeutsche Frauen über 
ihre Arbeitszeitwünsche befragt!®. Es ergab sich, daß 84% im Westen und 85% im Osten 
der befragten Vollzeitbeschäftigten mit ihrer Arbeitszeit zufrieden waren. Dagegen sahen 
sich nur 16 bis 15% als „überbeschäftigt“. Es waren bei den Teilzeitbeschäftigten 11 bzw. 
5%. 

Auf der Basis von Befragungen bei der Volkswagen AG und der Ruhrkohle AG (RAG) 
ergibt sich ebenfalls, daß keine weiteren Arbeitszeitverkürzungen gewünscht werden!’. Bei 
diesen Unternehmen gaben im Jahr 1995 lediglich 1% bzw. 2% der Befragten an, daß sie 
mit weiteren Arbeitszeitverkürzungen einverstanden wären. Die Akzeptanz steigt, wenn 
dadurch Entlassungen vermieden werden können, aber nur unter der Bedingung eines Lohn- 
ausgleichs: 51% (21%) der RAG-Beschäftigten würden eine Verkürzung ihrer Arbeitszeit 
nur bei vollem (teilweisem) Lohnausgleich in Kauf nehmen. 26% lehnen sie auf jeden Fall 
ab. 

Schließlich sollten die Ergebnisse einer europaweiten Befragung aus dem Jahr 1994 erwähnt 
werden’. 30% der deutschen befragten Arbeitnehmer gaben an, daß sie weniger arbeiten 
möchten, wobei keine geschlechtsspezifischen Unterschiede festzustellen sind. Wenn die Al- 
ternativen eines höheren Gehalts bei gleichbleibenden Arbeitsstunden und einer kürzeren 
Arbeitszeit bei gleichbleibendem Gehalt gegeben werden, sprechen sich nur 34% der Be- 
fragten für kürzere Arbeitszeiten (33% bei Männern gegenüber 36% bei Frauen) aus. 
Insgesamt ergibt sich, daß eine eingeschränkte Akzeptanz für eine weitere tarifliche Ar- 
beitszeitverkürzug vorhanden ist, weil sie alle Beschäftigte betreflen würde, obwohl nur 
eine Minderheit sie begrüssen würde. Was eine weitere Ausdehnung der Teilzeitarbeit an- 
belangt, sind die Spielräume auch begrenzt, wenn berücksichtigt wird, daß eine perfekte 
Übereinstimmung der gewünschten und tatsächlichen Arbeitszeiten quasi unmöglich ist: 
Auch wenn Teilzeitarbeitsplätze ausreichend angeboten wären, würde es immer Vollzeitbe- 
schäftigte geben, die sich eine Teilzeitbeschäftigung wünschen. Es kristallisiert sich dennoch 
heraus, sofern Wünsche nach einer Arbeitszeitverkürzung festzustellen sind, daß dies ledig- 
lich bei Frauen der Fall ist. Das allerdings dominierende mangelnde Interesse für weitere 
Arbeitszeitverkürzungen spiegelt sich in der Entwicklung der durchschnittlichen tatsächli- 


chen Wochenarbeitszeit wider: Seit Mitte der 90er hat sich diese kaum noch verändert und 


ITJAB-Projekt 3-466A, 1995. 

t8 Vgl. Beckmann P. (1997b), S. 636. 

19Vgl. Promberger M. et al. (1996), S. 216. 

20 Vgl. Europäische Kommission (1995), S. 148-49. 
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bei rund 37 Stunden in Westdeutschland und 39 Stunden in Ostdeutschland eingependelt?!. 


Unabhängig von den Arbeitszeitpräferenzen kann als zweite Begründung für dieschrump- 
fende Akzeptanz weiterer Arbeitszeitverkürzungen und somit für deren Fortsetzung ein 
mangelnder gesellschaftlicher Wille erwähnt werden: Eine Reduzierung der Arbeitzeit soll- 
te auf der Tarif- bzw. Unternehmensebene durch geeignete Flexibilisierungsmaßnahmen 
bzw. die Übernahme von atypischen Arbeitszeiten ergänzt werden, die beträchtliche Kon- 
sequenzen auf das Privatleben haben kénnen?*. Die Arbeitszeitflexibilisierung bzw. die 
Akzeptanz atypischer Arbeitszeiten sollte einen Lohnausgleich ermöglichen, ohne welchen 
- wie oben angedeutet - die Arbeitszeitverkürzung nicht durchsetzbar ist. Jedoch kann 
festgestellt werden, daß es den deutschen Unternehmen nicht gelungen ist, diesen Tausch 
zu verwicklichen”*. Dies reflektiert sich darin, daß im Jahr 1994 Westdeutschland die kür- 
zesten durchschnittlichen Betriebslaufzeiten im europäischen Vergleich aufweist und die am 
wenigsten flexiblen Arbeitszeiten in der Industrie”. Nur in 20% der Betriebe mit weniger 
als 200 Mitarbeitern wird mehrschichtig gearbeitet”. Etwa Zweidrittel der Samstags- und 
Sonntagsbeschäftigten (aus der ISO-Befragung des Jahres 1995) möchten die Tätigkeit an 
diesen Tagen reduzieren oder ganz aufgeben”. Bei denjenigen, die an diesen Tagen noch 
nicht beschäftigt sind, lehnen 90% Sonntagsarbeit und 80% Samstagsarbeit ab. Dieser 
Anteil verändert sich allerdings erheblich, wenn ein Wochenendzuschlag ausbezahlt wird: 
81% bzw. 52,6% der von der EMNID-Umfrage aus dem Jahr 1997 befragten Beschäftigten 
würden dann Samstags- bzw. Sonntagsarbeit akzeptieren (47,1% bzw. 18,1% ohne Wo- 
chenendzuschlag)?’. Die Bereitschaft der deutschen Beschäftigten flexible Arbeitszeiten zu 
akzeptieren sei insgesamt zu schwach entwickelt?®. Zusammenfassend soll eine Arbeitszeit- 
verkürzung gegen Flexibilisierung der Arbeitszeiten und Ausdehnung der Betriebslaufzeiten 
ausgetauscht werden, damit sie einen Lohnausgleich bzw. einen Wochenendzuschlag er- 
möglicht. Dies entspricht auch der Empfehlung des beschäftigungspolitischen Aktionsplans 
1999, nach welcher die Flexibilisierungsspielräume der Arbeitskosten und unter anderem 


der Arbeitszeiten intensiver ausgenutzt werden sollten”. 


2l Vgl. Statistisches Bundesamt (2000), S. 34. 

22T)jes liegt daran, daß das Sozial- bzw. Familienleben seit Mitte des 19. Jahrhunderts klar vom Arbeit- 
platz getrennt sind (vgl. Hielscher V. 2000, S. 3-5). 

23Vgl. Rubel G. (1997), S. 42. 

Vgl. Rübel G. (1997), S. 42 auf der Basis von der Europäischen Kommission (1995). 

25Vgl. Barth A. et al. (1996), S. 182. 

26Vel. Bauer F. et al. (1996b), S. 435. 

27 gl. Schnabel C. (1997), S. 71. 

28 Vgl. Kroker R. (1996). 

2° Leitlinie 16 bzw. 17 des beschäftigungspolitischen Aktionsplans der Bundesrepublik Deutschland (vgl. 
Deutscher Bundestag 1999). 
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Ziel: Umverteilung eines konstanten Arbeitsvolumens auf eine konstante 
Erwerbspersonenanzahl 


Unternehmensebene: 
Die Stückkosten steigen, wenn: 


Makroökonomische Ebene: 
Negativer Beschäftigungseffekt, 


Individuelle Ebene: 
Die Wirtschaftssubjekte 


— die Kapitalproduktivitat wenn. können: 
sinkt - die Produktivität schneller - eine (illegale) Neben- 

— Stunden und Arbeitnehmer als das BIP steigt erwerbstätigkeit aufnehmen 
nicht substituierbar sind - die Wettbewerbsfähigkeit —mehr Uberstunden leisten 

— Fixkosten der Arbeit sich verschlechtert - auf den Arbeitsmarkt 
bestehen - Unternehmen auswandern einsteigen (insbesondere 

— Organisationskosten verheiratete Frauen) 
entstehen 

— ein Lohnausgleich bezahlt 
wird 


Mögliche Erhöhung 
der gesamten 
Stückkosten 


Mögliche Geringe tatsächliche 
Schrumpfung Arbeitszeitverkürzung 


des vorhandenen und Ausdehnung der 
Arbeitsvolumens Erwerbsbevölkerung 


Abbildung 2.3: Dem positiven Beschäftigungseffekt entgegenstehende Wirkungsfaktoren 
einer Arbeitszeitverkürzung; Quelle: Eigene Darstellung. 


Schließlich ist der Rückstand in der wissenschaftlichen Debatte über die Arbeitszeit- 
verkürzungspolitik als arbeitslosigkeitsreduzierendes Instrument auch auf die Unsicherheit 
ihrer Wirksamkeit zurückzuführen. Der Begriff „Arbeitslosigkeit“ ist hier als die Anzahl 
der Arbeitslosen zu verstehen, d. h. an der Arbeitslosenquote zu messen. Empirische 
Untersuchungen weisen - wenn überhaupt - unterschiedliche Höhen des Beschäftigungsef- 
fekts auf und theoretische Untersuchungen liefern keine Ergebnisse ohne Annahme über 
die Intensität gegenläufiger Effekte”. Den erwarteten positiven Beschäftigungseffekten 
der Umverteilung eines als konstant betrachteten Arbeitsvolumens auf eine als konstant 
betrachtete Erwerbspersonenanzahl stehen mehrere Faktoren entgegen. Diese Faktoren 
resultieren zum großen Teil daraus, daß die Annahmen konstanter Produktions- und Ar- 
beitsvolumina sowie einer gleichbleibenden Erwerbspersonenanzahl nicht vertretbar sind. 
Abbildung 2.3 gibt einen Überblick der entgegenstehenden Effekte. 

Auf der Unternehmensebene ist eine zunehmende Produktivität zu erwarten, weil die am 


wenigsten produktiven Arbeitsstunden ausfallen. Das Ausmaß der Produktivitätsgewinne 


30Vgl. Barth A. et al. (1996), S. 182-83; Organisation for Economic Co-operation and Development 
(1999a), S. 124-27. Kapteyn A. et al. (2000) bezeichnen sogar die Politiken der Arbeitszeitverkürzung als 
ein „Mythos“. 
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hängt natürlich von den chronometrischen und chronologischen Dimensionen der ausfal- 
lenden Arbeitszeit ab. Dies kann auf der Unternehmensebene zu einer Erhöhung des Pro- 
duktionsvolumens führen, was positiv auf die Beschäftigung wirkt. Allerdings können die 
Produktivitätsgewinne zum Beispiel durch die Nichtsubstituierbarkeit von Arbeitnehmern 
und Arbeitsstunden (Ausbildungsniveau der Arbeitslosen, Trennbarkeit der Aufgaben...) 
ausgeglichen werden. Die Arbeitszeitverkürzung hat für das Unternehmen auch andere ne- 
gative Effekte: Die Fixkosten der Arbeit (Bildung, Material wie Kleidungen...), der wach- 
sende Anteil der Rüstzeiten an den Betriebslaufzeiten, wenn Arbeitszeit- und Laufzeiten 
nicht entkoppelt werden, der höhere Bedarf an Kommunikation, Führung und Organisation 
verhindern möglicherweise die Senkung der Stückkosten bzw. führen zu deren Steigerung. 
Die Forderung nach Lohnausgleich ist ein zusätzlicher negativ wirkender Effekt auf die 
Lohnstückkosten. In Deutschland zeigen empirische Studien, daß der fast vollständige 
Lohnausgleich, den die vergangenen Arbeitszeitverkürzungen mit sich gebracht haben, die 
Beschäftigungserhöhung verhindert hat?!. Wenn die Betriebslaufzeiten von der sinkenden 
Arbeitszeit nicht abgekoppelt werden, wirken ebenfalls die Kapitalkosten - zum großen Teil 
Fixkosten - steigernd auf die Kapital- und folgend auf die Gesamtstückkosten. Wenn die 
Lohnstückkosten schneller als die Kapitalstückkosten steigen, ist es weiterhin wahrschein- 
lich, daß Unternehmen Arbeitskräfte - sofern es möglich ist - durch Kapital substituieren, 
womit die Produktion kapitalintensiver wird. Eine Alternative besteht darin, die Betriebs- 
laufzeiten zu verlängern oder zu flexibilisieren. Vom Nettoeffekt der Produktivitätsgewinne 
gegenüber den auf die Stückkosten negativ wirkenden Effekten hängt die Möglichkeit zum 
Lohnausgleich ab. Eine Erhöhung der Stückkosten wird von den makroökonomischen Rah- 
menbedingungen untersagt. 

Neben dieser mikroökonomischen Fundierung kann das Arbeitsvolumen auf der makroöko- 
nomischen Ebene auch nicht als konstant angenommen werden: Wenn kürzere Arbeitszeiten 
Produktivitätsgewinne verursachen und wenn die Produktivität schneller als das Bruttoin- 
landsprodukt steigt, dann sinkt das verfügbare Arbeitsvolumen”?. Dies wird insbesondere 
der Fall sein, wenn keine ausreichenden Absatzmärkte zur Verfügung stehen. Der not- 
wendige Lohnausgleich und das Risiko steigender Stückkosten gefährden die Wettbewerbs- 
fähigkeit auf der internationalen Ebene, womit die Erschließung neuer Märkte erschwert 
wird. Im schlimmsten Fall kann der Wettbewerbsfähigkeitsverlust des Standorts „Deutsch- 
land“ Auswanderungen der Unternehmen veranlassen“. Die Arbeitszeit wird hiermit zum 


Standortfaktor. Dies ist insbesondere bei einem Humankapitalknappheitsrisiko von Be- 


31 Vgl. Hunt J. (1998), S. 364-369. 
32 Vgl. Hofmann C. F. (1997), S. 6. 
33Vgl. Rubel G. (1997), S. 42. 


Pianon Pigeau - 978-3-631-75023-0 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:10:30AM 
via free access 


deutung: Eine Verkürzung der Arbeitszeit führt zu einer weiteren Verringerung des in der 
Volkswirtschaft einsetzbaren Humankapitals, was im internationalen Wettbewerb - insbe- 
sondere für ein Land mit hohen Lohn(neben)kosten - gravierend werden kann. A priori 
kann nicht vorausgesagt werden, ob diese auf das Wirtschaftswachstum negativ wirkenden 
Effekte von dem aus der stimulierten Nachfrage resultierenden positiven Effekt kompensiert 
werden können. Die Arbeitszeitverkürzung kann theoretisch die Binnennachfrage stimulie- 
ren”: Die hypothetische Reduzierung der Arbeitslosigkeit könnte ehemalige Arbeitslose 
und latente Arbeitslose aus der Stillen Reserve mit einem Erwerbseinkommen ausstatten, 
das in der Regel höher ist als die ausbezahlten Lohnersatzleistungen. Ihr Mehrkonsum 
sollte den Minderkonsum derjenigen, deren Arbeitszeit sich verringert, dominieren, weil die 
Konsumquote mit steigendem Einkommensniveau sinkt. Weiterhin würden im Fall einer 
tatsächlich fallenden Arbeitslosigkeit die Sozialausgaben des Staates sinken, während seine 
Einnahmen dank neuer besteuerbarer Einkommen steigen würden. Hierdurch könnten sich 
neue Spielräume für die Wirtschaftspolitik abzeichnen, insbesondere für die Bereitstellung 
von modernen Infrastrukturen und neuen Technologien, Ausbildung und die Finanzierung 
von Forschung, die für ein endogenes Wachstum entscheidend sind. Die Aktivierung dieser 
Wirkungskette unterstellt allerdings eine tatsächliche Senkung der Arbeitslosigkeit. 
Schließlich kann eine Umverteilung des Arbeitsvolumens ebenfalls auf der individuellen Ebe- 
ne verhindert werden. Die Wahrscheinlichkeit eines Ausgleichs auf der individuellen Ebene 
hängt von den Arbeitszeitwünschen der Wirtschaftssubjekte ab. Falls die Arbeitszeitver- 
kürzung den Wünschen der Erwerbstätigen nicht entspricht, können diese durch die Aufnah- 
me von Nebenerwerbstätigkeiten oder Schwarzarbeit die ursprüngliche Arbeitszeit wieder 
herstellen. Überstunden können auch dazu beitragen. Weiterhin sind die Erwerbs- bzw. 
Arbeitszeitwünsche der Nichterwerbstätigen von Bedeutung. Der Einsatz des „Additional- 
Worker“-Effekts kann dazu führen, daß auch die Annahme einer konstanten Erwerbsperso- 
nenanzahl in Frage gestellt wird. 


2.1.1.3. Der „Additional-Worker“-Effekt: Erhöhte Erwerbsbeteiligung als Re- 


aktion auf eine Arbeitszeitverkürzung 


Als Unsicherheitsfaktor wirkt ebenfalls die Reaktion der nichterwerbstätigen Frauen, der 
sogenannte ,,Additional-Worker “-Effekt: Kann eine Reduzierung der Arbeitszeit dazu füh- 
ren, daß mehr Frauen ihre Arbeitskraft anbieten und damit die Senkung der Arbeitslo- 


senquote verhindern? Dies betrifft in erster Linie die sogenannte „Stille Reserve“, aber 


34Vgl. Barth A. et al. (1996), S. 182. 
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Erwerbspersonen 
Konstant 
Zunehmend 


= Erwerbstatige Arbeitslosen 
Zunehmend Abnehmend 
Zunehmend 22? 


Tabelle 2.1: Beschaftigungseffekte der Arbeitszeitverkürzungspolitik; Quelle: Eigene Ta- 
belle. 


auch die anderen Nichterwerbstätigen. Die Stille Reserve ist Teil des Erwerbspersonenpo- 
tentials und „umfaßt (als aktiver Teil) nicht beim Arbeitsamt gemeldete Arbeitssuchende, 
aber auch (als passiver Teil) entmutigte Personen, die wegen mangelnden Angebots an Ar- 
beitsplätzen aktuell keine Arbeit suchen, gleichwohl bei besserer Arbeitsmarktlage wieder 
eine Arbeit aufnehmen würden“. Nach dieser Definition der Stillen Reserve ist der Per- 
sonenkreis der Wirtschaftssubjekte, die eventuell infolge einer Arbeitszeitverkürzung auf 
den Arbeitsmarkt eintreten, breiter als die Stille Reserve, weil das Arbeitsangebot nicht 
nur durch eine Entspannung auf dem Arbeitsmarkt motiviert wird, sondern auch durch die 
Verkürzung der Arbeitszeit, die wiederum insbesondere für verheiratete Frauen die Ver- 
einbarkeit von Beruf und Familie verbessert. Tabelle 2.1 erklärt, inwieweit die Reaktion 
der Nichterwerbspersonen und dabei insbesondere der Frauen für den Erfolg der Arbeits- 
zeitverkürzung von Bedeutung ist. In der ersten Zeile befindet sich die übliche Gleichheit 
zwischen der Anzahl von Erwerbspersonen auf einer Seite und der Summe der Anzahl der 
Erwerbstätigen und der Anzahl der Arbeitslosen auf der anderen Seite. Die zweite Zeile 
repräsentiert die gewünschten Effekte einer Arbeitszeitverkürzung: Wenn die Anzahl der 
Erwerbspersonen konstant bleibt, sollte die Reduzierung der Arbeitszeit die verfügbaren 
Arbeitsvolumina neu verteilen und dadurch die Anzahl der Arbeitslosen vermindern. Die 
letzte Zeile zeigt, wie unsicher der Erfolg der durchgeführten Politik wird, wenn die Annah- 
me einer konstanten Erwerbspersonenzahl aufgehoben wird. Wenn die Nichterwerbstätigen 
ihre Arbeitskraft anbieten, ist die Erhöhung der Anzahl der Erwerbstätigen keine Garantie 
für die Verminderung der Anzahl der Arbeitslosen. 

Damit ist die Annahme einer gleichbleibenden Erwerbspersonenanzahl auch anzuzweifeln. 
Der Umfang der Reaktion der verheirateten nichterwerbstätigen Frauen zwischen 15 und 
60 Jahren auf eine Verkürzung der Wochenarbeitszeit wurde auf der Basis der Transferum- 
frage aus dem Jahr 1981 geschätzt?®. Dieser hängt von einer möglichen Veränderung des 
Einkommens des Mannes sowie von einem eventuellen Lohnausgleich ab. Die Erwerbsbe- 
teiligung steigt bei vollem Lohnausgleich bei einer Arbeitszeitverkürzung von 12,5% um 
7% am stärksten. Wenn die Einkommen des Ehemannes und der betroffenen Frau sich 


entsprechend der Arbeitszeitverkürzung verändern, d. h. wenn kein Lohnausgleich mög- 


35Vgl. Brinkmann C. (1991), S. 235. 
36\Vgl. Galler H. P., Wagner G. (1983). 
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lich ist, fällt der Zuwachs der Erwerbsbeteiligung auf 4%. Es sind bei einem teilweisen 
Lohnausgleich 6% und 4,5%, wenn der Mann seine Arbeitszeit bzw. sein ursprüngliches 


Einkommen durch eine Anpassung aufrechterhalten kann. 


Bis zu diesem Punkt wurde die Arbeitszeitverkürzung als ein Instrument betrachtet. 
Implizit wurde hierdurch angenommen, daß die Arbeitszeit beeinflußt werden kann. Daraus 


folgen Annahmen über die Arbeitszeit und die Arbeitsangebotsentscheidung. 


2.1.2. Exogene Arbeitszeit und Arbeitsangebotsentscheidung 


Nur wenn die Arbeitszeit im Rahmen eines Arbeitsvertrags festgelegt wird, kann sie von 


einer politischen Instanz beeinflußt werden und somit als Instrument verwendet werden. 


2.1.2.1. Formen und Anlässe der Arbeitszeitregulierung 


Grundsätzlich kann die Regulierung der Arbeitszeit auf vier Ebenen stattfinden: Auf der 
nationalen Ebene durch umfassende Gesetzgebung durch den Staat, auf der Branchen- 
bzw. industriellen Ebene durch kollektive Aushandlungssysteme, auf der Unternehmen- 
sebene durch lokalisierte Kollektivverträge und auf individueller Ebene durch Arbeitsver- 
trag?’. Das deutsche System der Arbeitszeitregulierung zeichnet sich durch eine Tradition 
zur direkten Absprache zwischen den Sozialpartnern aus. Gesetzlich werden lediglich Rah- 
menbedingungen zum Schutz der Arbeitnehmer festgelegt”®. Die konkrete Gestaltung der 
Arbeitszeit wird den Sozialpartnern überlassen. Die Tarifverträge sind flächendeckend: 
Von den 1998 27,3 Millionen sozialversicherungspflichtig beschäftigten Arbeitnehmern und 
Arbeitnehmerinnen waren 24,5 Millionen in den Geltungsbereichen von Tarifverträgen be- 
schäftigt?”. 

Das Bestehen einer vereinbarten bzw. regulierten Arbeitszeit ist auf das Bedürfnis zurück- 
zuführen, das Verhalten der Wirtschaftssubjekte vorhersehbar zu gestalten und dadurch 
Unsicherheit für den Arbeitgeber sowie für den Arbeitnehmer zu reduzieren. Der Ar- 
beitnehmer verfügt dank des Arbeitsvertrags über Einkommenssicherheit, Ausschluß von 
Konkurrenz und Akkumulation von Erfahrungswissen während der Arbeitgeber Autorität, 
rasche und zuverlässige Leistung sowie die Nutzung von Erfahrungswissen genießt’. Dies 


setzt allerdings eine möglicherweise problematische Festlegung der Verantwortungsberei- 


37Vel. Anxo D., O'Reilly J. (2000), S. 2. 

38 Vgl. Arbeitszeitgesetz vom 6. Juni 1994. 

3% Vgl. Deutscher Bundestag (1999), S. 24. 
40Vgl. Oschmiansky H., Schmid G. (2000), S. 7. 
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che voraus. Da alle Konfliktsituationen mit ihrer Lösung nicht festgelegt werden können, 
gewährleisten Arbeitsmarktinstitutionen die Durchführung von gerechten Verhandlungen 
zwischen den Parteien*!. 

Daneben kann das Bestehen einer regulierten Arbeitszeit durch eine Senkung der Verhandlungs- 
bzw. Transaktionskosten begründet werden. Eine Verhandlung auf der Branchenebene 
erspart beiden Parteien eine wiederholte Verhandlung auf der individuellen Ebene. Zu- 
sammenfassend werden Arbeitsverträge immer noch den weniger bindenden Kaufverträgen 
vorgezogen. Die Frage der Sicherung des Humankapitals steht dabei im Vordergrund®. 
Trotz der häufig erwähnten Erosion des Normalarbeitsverhältnisses sollten die Arbeits- 
verträge viel mehr als die Kaufverträge die Erwerbsformen der Zukunft prägen, was eine 
Regulierung der Arbeitszeit mit sich bringt. Die Voraussetzung zur Durchführung einer 
Arbeitszeitpolitik ist somit erfüllt: Die Arbeitszeit gilt immer noch als reguliert. 


Die Maßnahmen, die die Arbeitszeit beeinflussen können, sind gesetzlicher oder sozi- 
alpolitischer Natur. Auf der einen Seite hängt die verhandelte Arbeitszeit von den Wün- 
schen der Tarifvertragsparteien sowie von ihren relativen Verhandlungspositionen ab. Als 
Instrumente der Arbeitszeitverktirzung stehen in dieser Hinsicht alle Einflußfaktoren zur 
Verfügung, die die Wünsche der Tarifparteien steuern können, d. h. die Alternativen zur 
Erwerbsbeteiligung definieren oder finanzielle Anreize zum Angebot bzw. zur Nachfrage 
bestimmter Arbeitsplätze gewährleisten. Dazu gehört zum Beispiel die Staffelung der Sozi- 
alabgaben. Dies kann entweder die Ergebnisse der Tarifverhandlungen oder die Schließung 
von Arbeitsverträgen abseits der tariflichen Vereinbarungen zum Beispiel im Fall geringfü- 
giger Beschäftigung beeinflussen. Auf der individuellen Ebene wird die Vollzeitarbeitszeit 
vom Tarifvertrag vorgegeben und die Möglichkeit zur Teilzeitarbeit vom Arbeitgeber bzw. 
von teilzeitspezifischen Vereinbarungen im Rahmen der Tarifverträge eingeräumt. 

Auf der anderen Seite können juristische Maßnahmen ergriffen werden. Ein Beispiel stellt 
das neue „Gesetz über Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge“ dar, das in Januar 
2001 in Kraft getreten ist”. Dadurch wird das Recht auf Teilzeitarbeit in Betrieben mit 
über 15 Beschäftigten und soweit keine „betrieblichen Gründe“ entgegenstehen“, einge- 
führt. Ein Arbeitnehmer kann somit nach sechs Monaten Betriebsangehörigkeit verlangen, 
daß seine Arbeitszeit verringert wird. Der Arbeitgeber hat den Wünschen des Arbeitneh- 


41Vgl. Schmid G., Schömann K. (1992), S. 18. 

22 Vgl. Oschmiansky H., Schmid G. (2000), S. 13. 

43 Teilzeit- und Befristungsgesetz - TzBfG. Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung (2001). 
Siehe auch Abschnitt 7.2.2.2 und Anhang A für kritische Anmerkungen. 

44 Betriebliche Gründe liegen vor, wenn die Organisation, den Arbeitsablauf oder die Sicherheit im Betrieb 
durch die Verringerung der Arbeitszeit beeinträchtigt werden, oder wenn „unverhältnismäßige Kosten“ 
verursacht werden. Diese Rechtsunsicherheit stellt einen Kritikpunkt dar. Vgl. Anhang A. 
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mers bezüglich der Dauer und Verteilung der Arbeitszeit zuzustimmen. 


Da die Durchführung einer Arbeitszeitverkürzung die Festlegung der Arbeitszeit vor- 
aussetzt, was mit einem Kaufvertrag nicht der Fall ist, gehören vorwiegend die abhängig 
Beschäftigten zu ihrer Zielgruppe. Alle selbständigen Personen werden von den tariflichen 
Regulierungen oder anderen Arbeitszeitmaßnahmen nicht betroffen. Im Jahr 1997 waren 
62% der erwerbstätigen Frauen sozialversicherungspflichtig beschäftigt, 5% waren Beam- 
tinnen, 10% Selbständige, 17% geringfügig beschäftigt und 6% im Mutterschafts- bzw. 
Erziehungsurlaub®. 


Um zu wissen, wie eine Arbeitszeitverkürzung die Erwerbsbeteiligung von Frauen beein- 
flussen kann, muß - entsprechend der Fragestellung - die mikroökonomische Erwerbsbetei- 
ligungsentscheidung von Frauen in Abhängigkeit von den Arbeitszeitregelungen untersucht 
werden. Dies bedeutet, daß eine theoretische Untersuchung die Modellierung der Arbeits- 
zeit als Determinante - und nicht als Ergebnis - der Arbeitsangebotsentscheidung liefern 


muß. Eine solche Modellierung bringt theoretische Herausforderungen mit sich. 


2.1.2.2. Arbeitsangebotsentscheidung und theoretische Herausforderungen 


Weil die vorliegende Arbeit die theoretische Frage der Effekte einer Arbeitszeitverkürzung 
auf die Erwerbsbeteiligung von Frauen beantworten will, fokussiert sie die Schnittstelle zwi- 
schen der Literatur, die sich mit der Arbeitszeitverkürzung als beschäftigungspolitisches In- 
strument befaßt und der theoretischen Literatur des Arbeitsangebots von Frauen. Auf der 
einen Seite bleibt die Reaktion von Frauen in der Literatur der Arbeitszeitverkürzung ein 
Unsicherheitsfaktor, dessen Größe mit schwankender Präzision angegeben wird‘. Auf der 
anderen Seite befaßt sich die theoretische Literatur des Arbeitsangebots von Frauen kaum 
mit den Effekten einer Arbeitszeitverkürzung. Auf der Seite der Arbeitsangebotstheorie 
setzt die Behandlung der Fragestellung eine Aufspaltung der Arbeitsangebotsentscheidung 
in ihre beiden Komponenten voraus. 

Unter dem Stichwort „Arbeitsangebot“ werden zwei Entscheidungen zusammengefaßt. Die 
erste ist die Erwerbsbeteiligungsentscheidung und die zweite die Arbeitszeitentscheidung. 
Solange die Erwerbsbeteiligungsentscheidung nicht beeinflußt wird, hat eine tarifliche Ar- 
beitszeitverkürzung relativ einfache Implikationen auf die Arbeitszeitentscheidung. Wenn 


die Arbeitszeit gegeben ist und langfristig Überstunden ausgeschlossen werden, sinkt die 


45Vel. Holst E., Schupp J. (1998), S. 668. Männer stehen im größeren Ausmaß in sozialversicherungs- 
pflichtigen Arbeitsverhältnissen und weniger im Erziehungsurlaub oder in geringfügiger Beschäftigung. 

46Vel. Büchtemann C. F. (1989), S. 185-186; Galler H. P., Wagner G. (1983); Hof B. (1983), S. 173; 
Reyher L. et al. (1983), S. 108. 
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faktische Arbeitszeit in der Haupttätigkeit entsprechend der Arbeitszeitverkürzung, zumin- 
dest in einem Normalarbeitsverhältnis. Was die Förderung der Teilzeitarbeit anbelangt, 
können die Effekte auf die Arbeitszeit nicht a priori prognostiziert werden. Weil der Um- 
fang der Reduzierung der Arbeitszeit breiter als bei einer tariflichen Arbeitszeitverkürzung 
ist, ermöglicht die Aufnahme einer Teilzeitarbeit die Kombination mit einer zweiten (ge- 
ringfügigen) Beschäftigung. Die Aufnahme einer Nebentätigkeit wird möglicherweise durch 
eine deutliche Verkürzung der tariflichen Arbeitszeit angestoßen. Dies stellt ein aktuelles 
Forschungsfeld dart’. Obwohl die Implikationen eines solchen Verhaltens auch den Beschäf- 
tigungserfolg der Arbeitszeitpolitiken gefährden, wird hierauf nicht näher eingegangen. Die 
Erwerbsbeteiligungsentscheidung bleibt dabei tatsächlich unverändert. 

Die Behandlung der Effekte einer Arbeitszeitverkürzung auf die Erwerbsbeteiligung von 
Frauen impliziert die Berücksichtigung der zweiten Komponente der Arbeitsangebotsent- 
scheidung als Determinante der ersten. Diese Dichotomie wird anhand Abbildung 2.4 wei- 
ter erklärt. Die Verlagerung der Arbeitszeitkomponente der Arbeitsangebotsentscheidung 
erfolgt durch die exogene Festlegung der Arbeitszeitkomponente. Diese Verlagerung ist re- 
levant, sobald es - wie im deutschen Kontext - eine Regulierung der Arbeitszeit gibt. Anders 
formuliert wird angenommen, um die Arbeitszeit als Determinante der Erwerbsbeteiligung 
betrachten zu können, daß die Arbeitszeitentscheidung und die Erwerbsbeteiligungsent- 
scheidung nicht simultan sind, d. h. daß die Arbeitszeit nicht als endogenes Ergebnis der 
Arbeitsangebotsentscheidung, sondern als exogene - vorgegebene und regulierte - Größe bei 
der Erwerbsbeteiligungsentscheidung betrachtet wird. Ohne die Festlegung der Arbeitszeit 
können beide Komponenten der Arbeitsangebotsentscheidung mikroökonomisch nicht ge- 
trennt voneinander untersucht werden, d. h. daß die Arbeitszeit nicht als Determinante 
gelten kann. 

In der ursprünglichen neoklassischen Theorie wird die Arbeitszeit ausschließlich als Ergebnis 
und nicht Determinante der Arbeitsangebotsentscheidung betrachtet. Dies liegt daran, daß 
dabei angenommen wird, daß die Arbeitsanbieter ihre gewünschte Arbeitszeit tatsächlich 
leisten können. Die Berücksichtigung von Stundenrestriktionen stellt eine Erweiterung des 
neoklassischen Analyserahmens dar, in welcher das Optimierungskalkül unter Berücksichti- 
gung zum Beispiel eines Arbeitszeitminimums erfolgt. Dabei wird allerdings die Arbeitszeit 
immer noch nicht als Determinante der Erwerbsbeteiligungsentscheidung modelliert. Die 
Fragestellung geht noch weiter als die Berücksichtigung von Stundenrestriktionen, indem 
sie unterstellt, daß die Arbeitszeitregelungen zur Exogenität der Arbeitszeit führen. Ziel 
dieser Arbeit ist dann die theoretische Erörterung der Möglichkeiten, die Arbeitszeit als 


47Vgl. Dathe D. (1998a); Rübel G. (1997), S. 41; Schwarze J. (1990), S. 140-172; Schwarze J. (1997). 
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Abbildung 2.4: Dichotomie der Arbeitsangebotsentscheidung; Quelle: Eigene Darstellung. 


Determinante der Erwerbsbeteiligung von Frauen zu berücksichtigen und entsprechend zu 
modellieren. Dabei werden die Arbeitszeitbedingungen nicht nur als Rahmenbedingun- 
gen einer Entscheidung gelten, sondern aktiv als Schlüssel zur Entscheidung über einen 


eventuellen Statuswechsel wirken. 


Bei der Modellierung der Erwerbsbeteiligungsentscheidung stellt sich die Frage der Be- 
rücksichtigung der anderen Determinanten des Arbeitsangebots von Frauen. Da diese 
weitgehend vom Familienstand abhängen, bietet sich eine familienstandspezifische Unter- 
suchung an. Weiterhin ist die Fragestellung nur dann relevant, wenn das heutige Erwerbs- 
beteiligungsniveau noch Erhöhungsspielräume aufweist. Dies hängt ebenfalls vom Famili- 
enstand ab, wobei auch erhebliche Unterschiede zwischen Ost und West festgestellt werden 
müssen. An dieser Stelle muß infolgedessen die Untersuchungsgruppe „Frauen“ präziser 


definiert werden. 


2.1.2.3. Berücksichtigung der Rahmenbedingungen der Arbeitsangebotsentschei- 
dung: Einschränkung der Untersuchungsgruppe 


Die Untersuchungsgruppe „Frauen“ kann, was das Erwerbsverhalten anbelangt, nicht als 
homogen betrachtet werden. Wie schon erwähnt, ist im Laufe der zweiten Hälfte des 20. 


Jahrhunderts eine mikroökonomische Theorie des Arbeitsangebots von Frauen entwickelt 
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worden. Diese hat sich die Erfassung bzw. Modellierung der Rahmenbedingungen der 
Arbeitsangebotsentscheidung im Hinblick auf die Umverteilung der Arbeit innerhalb des 
Haushalts und die Untersuchung ihrer Wirkungen auf das Arbeitsangebotsverhalten als 
Ziel gesetzt. Insofern ermöglicht sie auch die Untersuchung von familienstandspezifischen 
Determinanten wie dem Einkommen des Ehemannes. Mit der Auswahl eines bestimmten 
Modells wird auch eine Annahme über den Familienstand getroffen. Die theoretische Mo- 
dellierung des Arbeitsangebots kann somit nur familienstandspezifisch erfolgen. 
Außerdem hängt die Relevanz der Untersuchung der Effekte einer Arbeitszeitverkürzung 
auf die Erwerbsbeteiligung der Frauen weitgehend von dem Ausgangszustand der Erwerbs- 
quoten ab. Wenn die Frauenerwerbsbeteiligung schon so hoch ist, daß keine Erhöhungs- 
spielräume mehr vorhanden sind, ist die Untersuchung gegenstandlos. Wie in Kapitel 3 
gezeigt, ergibt sich, daß die Erhöhungsspielräume insbesondere bei den verheirateten Frau- 
en vorhanden sind. 

Weiterhin sind insbesondere bei verheirateten Frauen positive Effekte einer Arbeitszeitver- 
kürzung zu erwarten. Dies liegt an den Merkmalen ihres Erwerbsverhaltens und an ihren 
Erwerbswünschen, wie in Kapitel 3 zu zeigen sein wird. Die Rolle der Familie und ihrer 
Vereinbarkeit mit dem beruflichen Leben sind dabei von Bedeutung. Dieser Aspekt wird 
in Abschnitt 2.3 vertieft. 


Auch wenn das Arbeitsangebot von Frauen familienstandspezifisch betrachtet und mo- 
delliert wird, ergibt sich innerhalb der Untergruppe „verheiratete Frauen“ kein einheitliches 
Bild. Die Erwerbsbeteiligungsmuster in West- und Ostdeutschland fallen immer noch sehr 
unterschiedlich aus. Das Arbeitsangebot ostdeutscher Frauen zeichnet sich durch hohe Er- 
werbsquoten und lange Arbeitszeiten aus, während in Westdeutschland die Erwerbsquoten 
niedriger sind und Teilzeiterwerbstätigkeit weiter verbreitet ist. 

Diese unterschiedlichen Erwerbsmuster spiegeln grundsätzliche innerhaushaltliche Arbeits- 
teilungsunterschiede wider. Dies impliziert, daß die Annahmen, die der Modellierung der 
Arbeitsangebotsentscheidung zugrundeliegen, für ost- und westdeutsche Frauen gleichzei- 
tig nicht zutreffen können. Während in Westdeutschland das Ernährer-Modell“ dominiert, 
nähert sich das ostdeutsche Arbeitsteilungsmodell einem Doppelverdiener-Modell, bei dem 
beide Haushaltsmitglieder Vollzeit erwerbstätig sind‘’. Dabei sind nicht nur ökonomische 
bzw. rationale Elemente von Bedeutung, sondern auch die Rolle der Frau in der Gesell- 
schaft. In Westdeutschland übernehmen insbesondere die Mütter die Verantwortung für die 
Betreuung von Kindern und pflegebedürftigen Familienangehörigen, was in Ostdeutschland 


48 Siehe Abschnitt 2.3.2 für eine vertiefte Analyse. 
% Vgl. Dingeldey I. (1999), S. 50-54. 
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nicht so deutlich wahrzunehmen ist. So wie bei der familienstandspezifischen Unterschei- 
dung weisen die gesellschaftlichen Modelle und die Merkmale des Erwerbsverhaltens darauf 
hin, daß positive Effekte einer Arbeitszeitverkürzung bei den verheirateten westdeutschen 


Frauen zu erwarten sind. 


Zusammenfassend ist die gleichzeitige Untersuchung des Erwerbsverhaltens ost- und 
westdeutscher Frauen sowie verheirateter und lediger Frauen nicht sinnvoll. Die vorliegende 
Arbeit wird die Arbeitsangebotsentscheidung verheirateter westdeuscher Frauen fokussieren. 
Es zeichnet sich weiterhin in Ostdeutschland eine Tendenz zur Annäherung an das west- 
deutsche Ernährer-Modell ab°®. Langfristig scheint eine Konvergenz zum westdeutschen 


Modell wahrscheinlicher zu sein als die Durchsetzung des ostdeutschen Modells. 


In einem beschäftigungspolitischen Kontext stellt sich die Frage nach der Reaktion 
nichterwerbstätiger Frauen gegenüber einer Arbeitszeitverkürzung. Diese hat allerdings 
nicht nur Auswirkungen auf den Beschäftigungserfolg der Arbeitszeitverkürzungspolitik. 
Vielmehr weist die mikroökonomische Erwerbsbeteiligungsentscheidung externe Effekte auf, 
die sowohl fiskalpolitischer als auch sozialpolitischer, gesellschaftlicher und demographischer 
Natur sind. Im Vordergrund stehen die mit der Frauenerwerbsbeteiligung verbundenen 


Humankapitalgewinne. 


2.2. Externe Effekte eines zunehmenden Erwerbsbeteiligungsnive- 


aus 


Das Erwerbsbeteiligungsniveau im allgemeinen und das Erwerbsengagement von Frauen 
insbesondere hat Konsequenzen für alle Beteiligte, erwerbstätig oder nicht. Hier werden 
ausschließlich die ökonomischen Implikationen einer Erhöhung der Erwerbsbeteiligung von 
Frauen untersucht. 


2.2.1. Sozial- und fiskalpolitische externe Effekte 


Die Erwerbsbeteiligung von Frauen hat insofern fiskalische bzw. sozialpolitische Konse- 
quenzen, als sie die Anzahl der Erwerbstätigen, d. h. der Steuer- bzw. Beitragszahler 


variieren läßt. 


Zum einen stellt eine zunehmende Anzahl von Erwerbstätigen eine größere Anzahl von 


50 Vgl. Dingeldey I. (1999), S. 54. Diese Entwicklung ist hier mit Vorsicht zu interpretieren, weil sie auch 
an der aktuellen Arbeitsmarktlage liegen und den Präferenzen der Frauen nicht entsprechen kann. 
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Steuerzahlern dar, womit die Steuerbasis sich ausdehnt. Bei gleichbleibendem Steuersatz 
steigen die Steuereinnahmen und/oder Spielräume für eine Senkung des Steuersatzes wer- 
den geschaffen. Wenn der Steuersatz konstant gehalten wird, eröffnen die steigenden Steuer- 
einnahmen neue Perspektiven für die Wirtschaftspolitik im Sinne höherer möglicher Aus- 
gaben. Wie in Abschnitt 2.1.1.2 angedeutet, kann die Verfügung über neue Steuereinnah- 
men, öffentliche Investionen in die Infrastruktur, in das Ausbildungssystem und Forschung 
ermöglichen, welche für ein nachhaltiges endogenes Wachstum sorgen können. Wenn zu- 
gunsten einer allgemeinen Steuerentlastung entschieden wird, kann die private Nachfrage 
insbesondere da stimuliert werden, wo die Konsumquote hoch ist, d. h. in den unteren 
bzw. mittleren Einkommensschichten. Wenn dies der Fall ist, ziehen alle Erwerbstätigen 


aus einer erhöhten Frauenerwerbsbeteiligung Nutzen. 


Zum anderen beeinflußt das Erwerbsbeteiligungsniveau die Finanzierbarkeit lohnzen- 

trierter Sozialversicherungssysteme. Dies wird zum Beispiel bei der Krankenversicherung 
der Fall sein. Das deutsche Krankenversicherungssystem zeichnet sich dadurch aus, daß ver- 
heiratete, inaktive Frauen von einer abgeleiteten Versicherung Gebrauch machen können. 
Obwohl sie keine Beiträge zahlen, dürfen sie alle von der Krankenversicherung finanzierten 
Sozialleistungen in Anspruch nehmen. Sie sind im Endeffekt kostenlos versichert. Wenn 
verheiratete Frauen für die bezogenen Leistungen nun Beiträge einzahlen, bedeutet die 
erhöhte Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen zusätzliche Einnahmen für die Kranken- 
kassen. 
Weiterhin könnten vorübergehend die rentenpolitischen Konsequenzen der alternden Gesell- 
schaft - und insbesondere des Renteneintritts der Nachkriegsgeneration - gedämpft werden. 
Das sich verschlechternde Verhältnis der Rentenbezieher zu den Rentenversicherungsbei- 
tragszahlern bedeutet bei einem umlagefinanzierten Rentenversicherungssystem „einlen] 
wachsende[n] intergenerative[n] Umverteilungsdruck von Jung nach Alt“!. Eine erhöhte 
Erwerbsbeteiligung der Frauen kann dazu beitragen, das vorhandene Erwerbspersonen- 
potential auszuschöpfen und somit den aus der Alterung der Gesellschaft resultierenden 
intergenerativen Umverteilungsdruck zu mindern’?. Langfristig muß berücksichtigt wer- 
den, daß die zusätzlichen Erwerbstätigen zukünftige Rentenbezieher sind. Nichtsdestotrotz 
würde ein positiver Effekt einer kontinuierlichen Frauenerwerbstätigkeit auf die Renten- 
versicherung daraus resultieren, daß die Anrechnung beitragsfreier Kindererziehungszeiten 
nicht mehr stattfinden würde. 


Die Effekte einer zunehmenden Erwerbsbeteiligung auf die Arbeitslosenversicherung hängt 


5lvgl. Rürup B. (2000), S. 527. 
52 Vgl. Rürup B. (2000), S. 529. 
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vom Erwerbsstatus der einsteigenden Erwerbsperson ab. Die Finanzierbarkeit der Arbeits- 
losenversicherung bleibt unverändert, wenn die auf den Arbeitsmarkt einsteigenden Frauen 
gemäß der aktuellen Arbeitslosenquote von der Erwerbslosigkeit betroffen werden und wenn 
sie alle einen Anspruch auf Arbeitslosengeld haben. Im günstigsten Fall werden alle neuen 
Arbeitssuchenden beitragspflichtig erwerbstätig, womit die Einnahmen der Arbeitslosen- 
versicherung steigen. Unter der Bedingung, daß die neuen Arbeitssuchenden gemäß der be- 
obachteten durchschnittlichen Arbeitslosenquote erwerbstätig werden, verbessert sich auch 
die Finanzlage der Arbeitslosenversicherung, weil „neue“ Arbeitslose unterdurchschnittlich 
Anspruch auf Arbeitslosengeld haben. Dies liegt unter anderem an den unterbrochenen 
Erwerbsverläufen verheirateter Frauen. 

Insofern kann eine erhöhte Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen dazu beitragen, das 
Weiterbestehen der aktuellen Sozialstandards zu sichern. Ausschlaggebend ist hier die 
tatsächliche Erwerbstätigkeit von Frauen, d. h. der Frauen, die sich nicht im vollen Erzie- 
hungsurlaub befinden. Die Erziehungsurlauber, die keine Teilzeitbeschäftigung ausüben, 
sind beitragsfrei krankenversichert?” (keine Beiträge sind vom Erziehungsgeld zu zahlen) 
und haben Recht auf die gleichen Leistungen (bis auf das Krankengeld). Die Beitrags- 
pflicht in der Arbeitslosenversicherung endet und keine Beiträge werden vom Erziehungs- 
geld bezahlt, aber die Zeiten des Erziehungsgeldbezugs - oder Nichtbezugs wegen zu hohen 
Einkommens - werden für die Bestimmung des Anspruchs und der Höhe des Arbeitslo- 
sengelds in den meisten Fällen anerkannt und auf der Basis des Bruttolohns während der 
Beschäftigungszeiten vor/nach dem Erziehungsurlaub berechnet??. Die Kindererziehungs- 
zeiten werden für Bestandsrentner und einzutretende Rentner mit 100% des Durchschnitts- 
verdiensts aller Versicherten im jeweiligen Erziehungsjahr seit dem 1. Juli 2000 anerkannt, 
obwohl keine Beiträge während der Kindererziehungszeit zu zahlen sind”. Eine zunehmen- 
de Erwerbsbeteiligung in Form eines häufigeren Anspruchs auf den vollen Erziehungsurlaub 
kann in dieser Hinsicht keine positiven sozialpolitischen Externalitäten mit sich bringen, 
insbesondere wenn der Erziehungsurlaub langfristige Konsequenzen für die Nichterwerbs- 
tätigkeit von Frauen hat (in Form von Arbeitslosigkeit oder eines Ausstiegs aus dem Kreis 
der Erwerbspersonen). Wenn die Erwerbstätigkeit von Frauen gefördert wird, ist es dann 
zu vermeiden, daß die Vereinbarung von Beruf und Familie durch einen vollen Erziehungs- 
urlaub erfolgt. 


53 Vgl. §224 SGB V in Sowka H. H. (1997), S. 145 zitiert. 

S4ygl. §§ 129 ff. SGB III (ab 01.01.1998), Siehe Sowka H. H. (1997), S. 153-166. 

55Vgl. $ 56 Abs. 1 SGB VI, Siehe Sowka H. H. (1997), S. 168-173 und Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung (2000a). 
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2.2.2. Arbeitskräfteknappheitsrisiko und Humankapitalgewinne 


Eine verstärkte Erwerbsbeteiligung kann dazu beitragen, das Problem des sinkenden Ar- 
beitskräftepotentials zu entschärfen. Nach den Projektionen des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung (IAB) wird die demographische Entwicklung bei jeder präsentierten 
Variante der Erwerbsbeteiligungsentwicklung und bei konstantem Wanderungssaldo zu ei- 
nem Rückgang des Arbeitskräftepotentials zwischen 1990 und 2040 führen°®. Im schlimm- 
sten Fall - ohne Wanderungen und mit konstanter Erwerbsbeteiligung - fällt das Erwerbs- 
personenpotential von etwa 41 Mio. im Jahr 1990 auf etwa 25 Mio. Personen im Jahr 2040. 
Aus einer Gegenüberstellung mit den verschiedenen Arbeitskräftenachfrageprognosen der 
Prognos AG ergibt sich, daß ein Arbeitskräftemangel im Jahr 2040 bestehen kann: Der 
Arbeitskräftebedarf wird auf zwischen 26,9 Mio. in der unteren und 30,7 Mio. Personen in 
der oberen Variante prognostiziert’’. Die durch die Arbeitszeitverkürzung eventuell weiter 
erhöhte Erwerbsbeteiligung kann dazu beitragen, die fallende Tendenz des Arbeitskräfte- 
potentials zu verlangsamen, indem verheiratete Frauen, die bis dahin weder zu dem Kreis 
der Erwerbspersonen noch zu der - wie in Abschnitt 2.1.1.3 definierten - Stillen Reserve 


gehören, auf den Arbeitsmarkt einsteigen. 


Neben diesem quantitativen Aspekt kann eine Veränderung des Erwerbsverhaltens der 
Frauen - unabhängig vom Verhältnis der Arbeitsnachfrage zum Arbeitsangebot - Auswir- 
kungen auf den Bestand des volkswirtschaftlich verfügbaren Humankapitals haben. Ange- 
nommen, daß Frauen über denselben durchschnittlichen allgemeinen Humankapitalbestand 
wie die Männer verfügen, steigt die Anzahl der verfügbaren qualifizierten Arbeitsanbieter, 
wenn die Erwerbsbeteiligung von Frauen sich erhöht. Wenn Unternehmen nur Männer 
rekrutieren können, weil Frauen ihre Arbeitskraft nicht anbieten, verzichten sie de facto 
auf die Hälfte der besten qualifizierten Arbeitskraft. Bei einer festen Betriebsangehöri- 
genanzahl sinkt der durchschnittliche Humankapitalbestand pro Kopf im Unternehmen. 
Unternehmen haben daher ebenfalls Interesse daran, Arbeitszeiten anzubieten, die sich an 
den Präferenzen von Frauen orientieren. Vorausgesetzt ist, daß die horizontale Segregation 
nicht zu einer vollkommenen Diskrepanz zwischen den von Frauen angebotenen und den 
von den Unternehmen nachgefragten Qualifikationen führt. 

Auf der mikroökonomischen Ebene führt das Familienoptimierungskalkül zur vollkomme- 
nen Spezialisierung eines der Haushaltsmitglieder°®. Wenn die Produktivität des Mannes 


auf dem Arbeitsmarkt höher ist als die der Frau, die wiederum bei der Hausarbeit mögli- 


56 Vgl. Fuchs J. (1999), S. 79. 
57 Prognosen der Prognos AG (1998) in Fuchs J. (1999), S. 81 zitiert. 
58 Vgl. Becker G. S. (1981a), S. 14-37. 
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cherweise produktiver ist als der Mann, ist es auf der Haushaltsebene effizient, daß die Frau 
sich vom Arbeitsmarkt zurückzieht. Die auf der Haushaltsebene effiziente Arbeitsteilung 
führt allerdings zu einer gesamtwirtschaftlich ineffizienten Humankapitalallokation: Die im 
Haushalt effiziente Arbeitsteilung führt dazu, daß alle Frauen, die weniger qualifiziert als 
ihre Ehemänner sind, sich vom Arbeitsmarkt zurückziehen. Es kann aber sein, daß die Ehe- 
frau des Haushalts A weniger qualifiziert als ihr Ehemann ist, aber besser qualifiziert als der 
Ehemann vom Haushalt B. Dieser beteiligt sich allerdings am Arbeitsmarkt, weil er besser 
qualifiziert ist als seine eigene Ehefrau. Diese Rollenverteilung ist ineffizient: Diejenige, die 
aus dem Arbeitsmarkt ausscheiden, sind gesamtwirtschaftlich nicht diejenige, die über den 
kleinsten Humankapitalbestand verfügen. Insofern kann eine erhöhte Erwerbsbeteiligung 
verheirateter Frauen zu realen Humankapitalgewinnen führen. 

Weiterhin sollten dynamische Effekte berücksichtigt werden. Nach der Humankapitaltheo- 
rief? ist es für Frauen rational, weniger als die Männer in Humankapital zu investieren, 
weil sie wissen, daß sie später ihre Erwerbstätigkeit unterbrechen werden und damit sich 
die Ertragszeit der Ausbildung verkürzt. Theoretisch wird in die Ausbildung solange inve- 
stiert, bis ihre Kosten (direkte Kosten und Opportunitätskosten) die durch die Ausbildung 
ermöglichten zusätzlichen Lebenserwerbseinkommen überschreiten. Weniger Investition in 
Humankapital bringt eine niedrigere Produktivität auf dem Arbeitsmarkt mit sich und 
folgend niedrigere Einkommen. Dies senkt die Opportunitätskosten der Nichterwerbsar- 
beit und macht die Spezialisierung von Frauen auf Hausarbeit und Kinderbetreuung im 
Sinne von Beckers Theorie mikroökonomisch effizient. Daraus resultiert ein Teufelskreis, 
der weiterhin in einem geringeren Erwerbsbeteiligungsniveau resultiert’. Wenn Frauen die 
Möglichkeit hätten, Beruf und Familie zu vereinbaren und die Unterbrechung des Erwerbs- 
lebens zu vermeiden, wäre es für sie wieder rational in Humankapital mehr zu investieren. 
Dies würde wiederum dazu beitragen, den gesamten Humankapitalbestand auszudehnen 


und den Mangel an qualifizierten Arbeitskräften zu überwinden. 


2.2.3. Entstehung von Arbeitsplätzen im Niedriglohnsektor 


Das ungleichgewichtige Wachstum der Produktivität in der Industrie und im Dienstlei- 
stungssektor hat in Deutschland nicht zu einer starken Lohndifferenzierung geftihrt®'. Im 
angelsächsischen Modell entspricht die Lohndifferenzierung weitgehend der Produktivitäts- 


spreizung. Im Niedrigproduktivitätssektor werden die niedrigen Löhne durch Sozialleistun- 


5% Vgl. Becker G. S. (1964), S. 49-52. 
60 Vgl. Ott N. (1999a), S. 172-174. 
el vgl. Schmid G. (1992), S. 244. 
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gen, zum Beispiel in Form einer negativen Einkommensteuer ergänzt. Im skandinavischen 
Modell soll in der privaten Wirtschaft jeder Lohn einen minimalen Lebensstandard gewähr- 
leisten. Dies wird durch Mindestlohnregulierung erreicht. Der Niedriglohn- bzw. Sozialbe- 
reich wird vom öffentlichen Sektor übernommen. Die Dienstleistungen, die eine geringere 
Produktivität aufweisen, wurden in Deutschland nicht beschäftigungspolitisch gefördert 
und wurden den Privathaushalten oder dem informellen Sektor weitgehend überlassen“. 
Das Volumen der freiwilligen und unbezahlten Arbeit in den deutschen Haushalten ist 
erheblich: Es wurde auf 38% des Bruttoinlandsprodukts geschätzt®®. Wenn diese Tätig- 
keiten infolge einer steigenden Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen vermarktet werden 
würden, könnte ein erhebliches Beschäftigungspotential ausgenutzt werden®*. Erwerbstä- 
tige Frauen kaufen Dienstleistungen, die ıhnen bei der Hausarbeit helfen. Wahrscheinlich 
kommt eine breitere Erwerbsbeteiligung der besser qualifizierten Frauen und die daraus 
resultierende Vermarktung der haushaltsnahen Tätigkeiten den gering qualifizierten weib- 
lichen Wirtschaftssubjekten zugute: „As far as personal services are concerned |...) the road 
in the service society is the road of women into the system of gainful labour market work “°°. 
Frauen scheinen bereits von den im Dienstleistungsbereich entstehenden Arbeitsplätzen am 
meisten Nutzen zu ziehen. Zwischen 1991 und 1997 gingen in Westdeutschland 1,8 Mio. 
Arbeitsplätze ım verarbeitenden Gewerbe verloren, während 1,4 Mio. Stellen im Dienst- 
leistungsbereich entstanden sind. In diesem Zeitraum verloren 0,9 Mio. Männer ihre 
Beschäftigung, während knapp 0,5 Mio. Frauen zusätzlich Arbeit fanden. 

Der Externalisierungsprozeß der haushaltsnahen Aufgaben hat in Deutschland schon ange- 
fangen: Parallel zur Steigerung der Frauenerwerbstätigkeit ist tatsächlich das Zurückgreifen 
auf externe Haushaltsbeihilfe bei den Doppelverdienern oder Einzel-verdiener-Haushalten 
mit hohem Einkommen häufiger geworden und die Anzahl der geringfügig Beschäftigten 
in privaten Haushalten ist gestiegen’. Allerdings wird diese Entwicklung immer dadurch 
gebremst, daß die Anreize zum Arbeitsplatzangebot von privaten Haushalten steuerlich ab- 
geschwächt werden, was sich zum Beispiel in der seltenen Verwendung des Haushaltsschecks 
widerspiegelt‘®. Diese sind nur bei hohem Einkommen von Vorteil, weil sie in Form von 


absetzbaren Kosten für die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung einer Haushaltshilfe 


#2 Vgl. Dathe D., Schmid G. (2000), S. 5. 

63 Vgl. Maier F., Rapp Z. (1995), S. 86, zitiert in Rubery J. et al. (1998), S. 200. 

64 Vgl. Dathe D., Schmid G. (2000), S. 6-7. 

65Vgl. Dathe D., Schmid G. (2000), S. 24. Kursiv im Originaltext. 

66 Vgl. Engelbrech G., Jungkunst M. (1999). 

87Vgl. Rubery J. et al. (1998), S. 204. 

68 Bis Ende 1998 wurden nur 8449 Haushaltsschecks verwendet, was mit den Erwartungen von 500000 
bis 600000 Personen kontrastiert (vgl. Dathe D., Schmid G. 2000, S. 27). 
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bis zu einem Höchstbetrag von 18000 DM gewährleistet werden”. 

Weil erwerbstätige Frauen die Hausarbeit teilweise externalisieren müssen, schaffen sie au- 
Berdem eine zusätzliche Nachfrage nach verarbeiteten Gütern und werden weniger nach den 
Gütern nachfragen, die den Einsatz einer Haushaltsproduktion benötigen. Produkte wie 
zum Beispiel Fertiggerichte werden statt Basisnahrungsmitteln nachgefragt. Dieser Wandel 
wird von den Preisentwicklungen begtinstigt’’: Zwischen 1970 und 1991 stieg der Preis der 
Fertiggerichte langsamer als der Preis der gesamten Nahrungsmittel und auch langsamer 
als der Bruttostundenverdienst der Industriearbeiterinnen. Infolgedessen steigen die Op- 
portunitätskosten der Hausarbeit. Die Haushaltsproduktion wird immer weniger rentabel. 
Die zusätzliche Nachfrage nach verarbeiteten Produkten und Haushilfen wird durch das 


zusätzliche Erwerbseinkommen ermöglicht. 


Wenn die Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen tatsächlich durch eine Verkürzung 
der Arbeitszeit erhöht wird, bleibt die Frage offen, ob die zusätzliche Nachfrage nach Dienst- 
leistungen und verarbeiteten Gütern der neu arbeitenden Frauen durch eine Verkleinerung 
der Nachfrage der Frauen, die jetzt kürzer arbeiten, kompensiert wird. Angenommen, daß 
eine Erhöhung der Frauenerwerbsbeteiligung zu einer Zunahme der Nachfrage nach Dienst- 
leistungen und verarbeiteten Gütern führt”!, kann die Erwerbsbeteiligung den Arbeitsplätze 
versprechenden Strukturwandel und Erschließung des Niedriglohnsektors unterstützen”. 


2.2.4. Verminderung der negativen gesellschaftlichen und sozialpolitischen Kon- 


sequenzen von Armut 


Darüber hinaus hat die Erwerbsbeteiligung einer Ehefrau erhebliche Wirkungen auf die 
Armutsquoten bzw. auf die Einkommensverteilung einer Gesellschaft. Dies läßt sich durch 
die geschätzten „Kosten der Kinder“ und dabei insbesondere den dominanten Anteil des 
Einkommensverzichts der Frau erklären. Die Definition der Armut anhand „einer 50% 
- Grenze eines statistischen (und bedarfsgewichteten) Mittelswertes der west- bzw. ost- 


deutschen Einkommensverteilung“ hat sich in der Bundesrepublik durchgesetzt”. Anhand 


#9 Vgl. Emmerich K. (1997). Ab einem Grenzsteuersatz vom 40% deckt die erzielbare Steuerersparnis 
den Gesamtsozialversicherungsbeitrag, der vom Arbeitgeber-Haushalt zu zahlen ist. 

70Vgl. Ott N. (1999a), S. 183-188; Ott N. (1999b), S. 41-45. 

7l Diese Unterstellung erscheint sinnvoll, weil auf eine einst angenommene externe Hilfe zur Erledigung 
der Hausarbeit nur schwer verzichtet wird. 

72 Auf der Basis internationaler Vergleiche zwischen den Beschäftigungsdichten und unter Berücksich- 
tigung mindestlohnbedingt entfallender Arbeitsplätze wurde je nach Berechnungsmethode eine Dienstlei- 
stungslücke von 4,7 bis 9,5 Mio. Arbeitsplätzen Mitte der 90er Jahre zum größten Teil im Niedriglohnsektor 
ermittelt (vgl. Klös H. P. 1997). 

73Vgl. Dathe D. (1998b), S. 22, nach der Definition von Krämer W. (1997). 
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dieser Größe ergibt sich, daß ım Jahr 1995 die Armutsquoten bei den Familien mit Kindern 
in West- bzw. Ostdeutschland (8,2% bzw. 5,4%) erheblich höher sind als bei Familien ohne 
Kinder (5,6% bzw. 1,9%)’*. Dieser Abstand besteht fort, solange die Kinder den Haushalt 
nicht verlassen haben. Dann gleichen sich die Armutsquoten der Haushalte mit und ohne 
Kinder an. Weiterhin wird gezeigt, daß Ehepaare mit Kindern, in welchen die Frau nicht er- 
werbstätig ist, viel häufiger von Armut betroffen werden als die Doppelverdiener-Ehepaare. 
Die Armutsquote erreicht in der Stabilisierungsphase” bei den Einzelverdienerhaushalten 
18,7% bzw. 13,9% in den alten bzw. neuen Bundesländern gegenüber 0,9% bzw. 2,2% bei 
den Doppelverdienern’®. Erhebliche Armutsquotenunterschiede können ebenfalls anhand 
der Daten von der „Luxembourg Income Study“ festgestellt werden: Im Jahr 1994 wei- 
sen die deutschen Einzelverdienerhaushalte eine Armutsquote von 20,8% gegenüber 4,2% 
bei den Doppelverdienern auf’. Wenn Kinder unter 6 Jahren im Haushalt leben, steigt 
die Armutsquote der Einzelverdiener auf 21,7%, während die entsprechende Quote bei den 
Doppelverdienern sich nicht verändert. Die Erleichterung der Erwerbstätigkeit von Frauen 
ist daher auch als ein wesentlicher Baustein der Armutsbekämpfung zu betrachten, insbe- 
sondere bei den vom „Male-Bread-Winner “-Modell geprägten Landern”®. 


Weiterhin hat die zunehmende Bedeutung von zwei Unsicherheitsfaktoren in den letzten 
Jahrzehnten einen höheren Grad an finanzieller Absicherung für die Frau und den Haushalt 
nötig gemacht. Abbildung 2.5 faßt die Effekte folgender Risiken zusammen. 

Auf der einen Seite steigt aufgrund der zunehmenden Unsicherheit auf dem Arbeitsmarkt 
das Risiko, daß einer der beiden Ehegatten seinen/ihren Arbeitsplatz verliert. Diese Ent- 
wicklung wird auch dementsprechend von den Beschäftigten eingeschätzt: 6,2 Mio. Er- 
werbstätigen sind im Jahr 1995 der Ansicht, daß ihr Arbeitsplatz unsicher ist’. Gegen- 
über diesem Risiko ist es sinnvoll, daß beide Partner erwerbstätig werden und somit die 
Einkommensquellen des Haushalts diversifizieren. 

Auf der anderen Seite hat sich die Instabilität von Eheschließungen europaweit intensiviert. 
Seit 1967 steigt bei leicht fallender Anzahl der Eheschließungen die Anzahl der Eheschei- 
dungen je 1000 Personen in Europa®®. Obwohl der Anteil von Ehen, die in Deutschland 


"Vgl. Dathe D. (1998b), S. 22. 

75In der von Eggen B. (1998) definierten Stabilisierungsphase sind alle Kinder im Schulalter, womit die 
Erwerbebeteiligung der Mutter wahrscheinlicher wird. Siehe auch Abschnitt 3.1.2.1. 

’6\gl. Dathe D. (1998b), S. 25. Die generell niedrigeren Armutsquoten in Ostdeutschland sind durch 
die häufigere Vollzeiterwerbstätigkeit von Frauen und niedrigere Schwellenwerte zu erklären. 

77Vgl. Cantillon B. et al. (2000), Tabelle 13, S. 27. Hier wird allerdings die Armutsgrenze gemäß der 
EU-Norm definiert, d. h. als 60% des medianen Äquivalenzeinkommens. 

78Sjehe Abschnitt 2.3.2 für eine ausführliche Erläuterung der verschiedenen Familienmodelle. 

7° Vgl. von Henninges H. (1998), S. 50-52. 

0 Vgl. Eurostat (1999a), S. 84. 
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D L Arbeitsmarktrisiko 


NL Scheidungsrisiko > 


Abbildung 2.5: Finanzielle Sicherung verheirateter Frauen; Quelle: Eigene Darstellung. 


zur Scheidung führen, im europäischen Vergleich relativ niedrig ist, ist die Tendenz stei- 
gend®!. Daraus resultiert, daß nahezu jede dritte Ehe, in großen Städten sogar jede zweite, 
geschieden wird®?. Die notwendige juristische Basis wurde durch die Reform des Eheschei- 
dungsrechts 1977 geschaffen. Das Verschuldungsprinzip wurde durch das Zerrüttungsprin- 
zip ersetzt: „Eine Ehe kann geschieden werden, wenn sie gescheitert ist “°. Die Anwendung 
des deutschen Rechts führt allerdings nicht zum Aufrechterhalten der finanziellen Lage bei- 
der Geschiedenen nach der Scheidung. Grundsätzlich gilt, daß jeder Ehepartner für sich 
selbst sorgen muß. Ein Unterhaltsanpruch besteht, wenn wegen einer kinderbedingten Er- 
werbsunterbrechung nicht mehr gearbeitet wird oder gearbeitet werden kann. Allerdings 
bestehen 61% aller getroffenen Vereinbarungen zum Ehegattenunterhalt aus Verzichten - 
meistens seitens der Ehefrau - und die Mehrheit der Ehegattenunterhalte betragen dann um 
die 400 DM°*. Die Unterhaltsregelungen werden nur dann ausgeschöpft, wenn minderjäh- 
rige Kinder zu versorgen sind, tatsächlich erhalten aber nur ein Drittel der alleinerzogenen 
Kinder unter 12 Jahren überhaupt einen Unterhalt vom abwesenden Elternteil’. Zusam- 
menfassend sind verheiratete Frauen im Fall einer Scheidung zum größten Teil auf ihre 
eigenen Einkommensquellen angewiesen. Die Rolle der Familie als Versicherungsgemein- 
schaft - neben ihren Produktions- und Konsumgemeinschaftsrollen - verliert an Bedeutung. 
Daraus resultiert, daß das Pro-Kopf-Einkommen der Frauen um 44% nach einer Scheidung 


sinkt - gegenüber nur 7% bei den Männern. Die Armutsquoten nehmen nur leicht zu, 


®1Vgl. Carnoy M. (1999), S. 418 auf der Basis von Eurostat-Daten. 
82 Vgl. Andreß H. J., Lohmann H. (2000), S. 15. 

®®Vgl. Bundesministerium der Justiz (1998), S. 10. 

®4 Vgl. Andreß H. J., Lohmann H. (2000), S. 50, 59-60, 64. 

85 Vgl. Andreß H. J., Lohmann H. (2000), S. 135. 
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aber die Mehrheit der geschiedenen Frauen befindet sich in einer prekären wirtschaftlichen 
Lage. Aufgrund der kinderbedingten Unterbrechungen des Erwerbsverlaufs kann das Er- 
werbseinkommen einer geschiedenen Frau häufig nur knapp oberhalb der Armutsgrenze 
liegen. Erwerbstätige Frauen insbesondere gehen bei der Scheidung leer aus und müssen 
für sich selbst sorgen, sobald ihr Einkommen die Subsistenzgrenze überschreitet®®. Dieses 
Scheidungsrisiko stellt ein zweites Risiko dar: Wegen der durch die Ehescheidungen gepräg- 
ten „Risikogesellschaft “ ist der Verzicht auf die Erwerbstätigkeit insbesondere von Müttern 
eine gefährliche Entscheidung?’. Eine kontinuierliche Erwerbstätigkeit der Ehefrauen bzw. 
Mütter soll sie, im Fall einer Ehescheidung, vor Armut schützen und gegebenfalls auch 
ihnen die Wahl über das Weiterbestehen ihrer Ehe gewährleisten®®. 

Die simultan steigende Bedeutung dieser beiden Risiken macht die Erwerbsbeteiligung ver- 
heirateter Frauen bzw. die Förderung kürzerer kinderbedingter Erwerbsunterbrechungen 
sinnvoll. Die Vereinbarung von Beruf und Familie - eventuell durch die Annahme von kür- 


zeren Arbeitszeiten - wird zur langfristigen Strategie des Erhalts der Lebensbedingungen. 


Armut sollte aus selbstverständlichen gesellschaftlichen Gründen sowie aus ökonomi- 
scher Sicht bekämpft werden. Armut führt zur Inanspruchnahme der staatlich finanzierten 
Sozialleistungen: Die Sozialhilfequote betrug im Jahr 1993 in Westdeutschland 7,3% bei 
den Geschiedenen und Getrenntlebenden, gegenüber 5,2% bei allen Haushalten®®. Somit 
führt Armut auf der einen Seite zur Belastung des öffentlichen Budgets und bringt auf der 
anderen Seite andere negative Auswirkungen mit sich. Insbesondere ist zu erwarten, daß 
weniger in Humankapital investiert wird: Wenn die finanzielle Lage der Familie sich ver- 
schlechtert, ist es wahrscheinlich, daß seltener ein Studium eingegangen wird. Europaweit 
steigt mit dem Ausbildungsniveau der Eltern die Wahrscheinlichkeit, daß 19- bis 24jährige 
eine Ausbildung absolvieren”. Aufgrund des befürchteten Mangels an qualifizierten Ar- 
beitskräften kann dies nicht in Kauf genommen werden. Weiterhin sind mit Armut andere 


Entwicklungen wie (Jugend-)Kriminalität verbunden. 


Schließlich verschärft sich bei unstabilen Ehen der Trade-off zwischen Erwerbsarbeit von 
Frauen und Fertilität, weil die Zeit von Frauen knapp wird®!. Im folgenden wird gezeigt, 


inwieweit dies auch ökonomisch relevant ist. 


86 Vgl. Andreß H. J., Lohmann H. (2000), S. 62, 128. 

87Vgl. Ott N. (1992a), siehe Wagner G. (1998), S. 2. 

88 Scheidungen sind häufiger bei Frauen, die hoch qualifiziert sind. Umgekehrt waren geschiedene Frauen 
eher erwerbstätig (vgl. Andreß H. J., Lohmann H. 2000, S. 74-76). 

8° Vgl. Andreß H. J., Lohmann H. (2000), S. 86. 

Vgl. Eurostat (1998c). Für Deutschland sind keine Daten verfügbar. 

91 Vgl. Joshi H. (1998), S. 161-62 und Abschnitt 2.2.5. 
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2.2.5. Negative Demographie- bzw. Natalitatseffekte? 


Gegenüber diesen positiven Elementen steht allerdings ein auf den ersten Blick negativ 
wirkender Effekt: Die Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen könnte negativ auf die Na- 
talität wirken. So lautet das Argument. Dabei werden natalitätsreduzierende Effekte als 
„negativ“ bezeichnet. Ein solches Argument ist hinsichtlich der gegenwärtigen demogra- 
phischen Entwicklung von besonderer Bedeutung. Der Anteil der kinderlosen Frauen im 
früheren Bundesgebiet stieg von 9,2% der im Jahr 1935 geborenen Frauen auf voraus- 
sichtlich 23% der Frauen des Jahrganges 1960”. Diese Tendenz scheint weiterhin keine 
Zeichen der Schwächung zu zeigen: Im Jahr 1999 wurde in Deutschland mit 771000 Ge- 
burten ein neues „Rekordtief“ erreicht, das sich durch einen starken Geburtenrückgang in 
Westdeutschland erklären läßt”?. Im europäischen Vergleich weist Deutschland mit 1,58 
Kindern die zweitgeringste endgültige Kinderanzahl in der Generation 1962 auf. 

Die Untersuchungen über den Zusammenhang zwischen Geburten und Erwerbstätigkeit der 
Ehefrau liefern für Deutschland kein eindeutiges Ergebnis”. Die Erschwernis, die die Ver- 
sorgung kleiner Kinder für erwerbstätige Frauen darstellt und die Tatsache, daß deutsche 
Frauen bis heute zwischen Familie und Beruf wählen müssen, stellen Einflußfaktoren dar, 
die zu einem negativen Zusammenhang führen können. Im Jahr 1996 gaben 77% bzw. 66% 
der befragten westdeutschen bzw. ostdeutschen Frauen an, daß sie zwischen Beruf und Fa- 
milie wählen müssen: Deutschland weist damit nach Österreich die zweitschlechteste Bilanz 
im europäischen Vergleich auf, was die Vereinbarung von Beruf und Familie anbelangt”. 
Ein negativer Zusammenhang zwischen Erwerbstätigkeit und Mutterschaft würde daher aus 
der Tatsache resultieren, daß deutsche Frauen Beruf und Familie nicht kombinieren kön- 
nen, sondern dazwischen wählen müssen. Ein solcher negativer Zusammenhang würde sich 
auflösen, wenn Frauen die Möglichkeit hätten, parallel und nicht nacheinander Karriere- 
und Familienwünsche zu erfüllen. Von daher kann vorgebracht werden, daß eine durch eine 
Arbeitszeitverkürzung stimulierte Erwerbstätigkeit zu keinen negativen Auswirkungen auf 
die Geburten führen würde. Die Arbeitszeitverkürzung würde dazu beitragen, das Dilem- 
ma Erwerbstätigkeit/Mutterschaft zu entschärfen, weil eine Erwerbstätigkeit nicht mehr 
zwangsweise einen Verzicht auf die Mutterschaft implizieren würde. 


Weiterhin vermindert die Aufrechterhaltung der Erwerbstätigkeit der Frau die „Kosten der 


92 Vgl. Deutscher Bundestag (1998), S. 59. 

9 gl. Schmid J. (2000), S. 523. 

%Vel. Eurostat (1999a), S. 86. Der europäische Durchschnitt liegt bei 1,74 Kinder. Die deutschen 
Frauen (West- und Ostdeutschland) aus der Generation 1930 hatten durchschnittlich 2,17 Kinder. 

95Sjehe Landenberger M. (1991), S. 271. 

96 Vgl. Schulze-Buschoff K., Rückert J. (1998), S. 48. 
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Kinder“. Der fünfte Familienbericht schätzt die Kosten der Erziehung einer Zwei-Kinder- 
Familie auf 693500 DM°”. In der Musterrechnung wird ein Angestellten-Ehepaar betrachtet, 
in dem die Frau Kindergärtnerin ist, ihre Erwerbstätigkeit aufgibt und ihre zwei Kinder 
bis zum vollendeten 18. Lebensjahr erzieht. Die Frau bzw. die Familie verzichtet so- 
mit auf ein Einkommen in Höhe von 588000 DM. Mit den Lebenshaltungskosten für die 
Kinder betragen die Kosten für Kinder 891000 DM. Die staatliche Beteiligung in Höhe 
von 197500 DM (Kindergeld, Erziehungsgeld, Steuerfreibeträge, Beitragsbefreiung von der 
Krankenversicherung) erklärt dann den Gesamtbetrag, dessen größter Teil (etwa 85%) vom 
Einkommensverlust der Frau gebildet wird. Wenn Frauen dank Teilzeitarbeit nicht mehr 
auf das gesamte Einkommen verzichten müssen, oder zumindest - vom Lohnausgleich ab- 
hängig - in einem begrenzten Ausmaß, kann eine Arbeitszeitverkürzung dazu beitragen, die 
Kosten für Kinder zu reduzieren und weiterhin einen eventuell signifikanten stimulierenden 
Effekt auf die Geburten auszuüben. 


Wenn die Verfügung über kürzere Arbeitszeiten die Vereinbarung von Beruf und Fa- 
milie erleichtert, können gleichzeitig Erhöhungen der Erwerbsquoten und der Geburtenra- 
ten stattfinden. Wegen der positiven Eflekte von höheren Geburtenraten sollte dies als 
erstrebenswert angesehen werden. Die Alterung der Gesellschaft wirkt negativ auf das 
Wachstum, unter anderem weil die Innovationsrate einer alternden Bevölkerung als niedrig 
einzuschätzen ist, so daß der „technische Fortschritt“ beeinträchtigt wird”. Daneben stel- 
len die Jungen die Wissensträger der Gesellschaft dar. Unter der Berücksichtigung, daß der 
„Humankapital“ bzw. „Wissen“ als Produktionsfaktor an Bedeutung gewinnt”, sollten die 
Wirkungen der Arbeitszeitverkürzung auf das Gebährverhalten nicht vernachlässigt wer- 
den. In einer langfristigen Perspektive könnte wiederum eine günstige demographische 
Entwicklung dazu beitragen, das Problem des schrumpfenden Erwerbspersonenpotentials 


und des knappen Humankapitals zu entschärfen. 


Dieser Überblick zeigte die potentiellen externen Effekte einer durch eine Arbeitsverkür- 
zung verursachten Stimulierung der Frauenerwerbsbeteiligung. Während eine erhöhte Frau- 
enerwerbsbeteiligung kurzfristig Unsicherheit in den Erfolg der Arbeitszeitverkürzungspo- 
litik als beschäftigungspolitisches Instrument bringt, sollten ihre langfristigen externen und 
positiven Effekte im Vordergrund stehen. Damit kann der Arbeitszeitverkürzung nach der 
Verbesserung des Lebensstandards und der Reduzierung der Arbeitslosigkeit durch eine 


97 Vgl. im Spiegel 4/1999 zitiert, S. 82. Das erste Kind wurde 1983 das zweite 1985 geboren. 
98 Vgl. Rürup B. (2000), S. 527. 
99Vgl. Rürup B. (2000), S. 527. 


100 Die wachstumstheoretischen Modelle von Ramsey und Solow enthalten ein Parameter „Wachstumsrat 
der Bevölkerung“. 
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Arbeitsumverteilung eine neue Rolle zugewiesen werden. Da diese externen Effekte aus- 
geschöpft werden sollen, stellt sich die Frage nach der Rechtfertigung des Staatseingrifls, 
wobei der Vergleich der Arbeitszeitverkürzungspolitik mit anderen Maßnahmen zu beachten 
ist. 


2.3. Mögliche wirtschaftspolitische Ansätze 


Erwerbsbeteiligungsfördernde Maßnahmen stellen einen Staatseingriff dar. Es ist infolge- 
dessen erforderlich, den Eingriff des Staats in sich zu begründen. Anschließend können die 


verschiedenen Alternativen verglichen werden. 


2.3.1. Begründung des staatlichen Eingriffs 


Aus allokativer Sicht wird ein Eingriff des Staats dann gerechtfertigt, wenn ein Marktversa- 
gen besteht. Dies kommt bei Unteilbarkeiten, Anpassungsmängeln, Informationsmängeln 


oder externen Effekten zustande!®! 


. Die positiven Externalitäten einer hohen Frauener- 
werbsbeteiligung wurden in Abschnitt 2.2 bereits erläutert. 

Das Optimierungsverhalten auf der Haushaltsebene führt zu einer geschlechtsspezifischen 
innerhaushaltlichen Arbeitsteilung!””. Dies kann eindeutig als ein Marktversagen identifi- 
ziert werden: Das kurzfristige Anstreben der Effizienz im Haushalt führt zu langfristiger 
Ineffizienz für den Haushalt, die Gesamtwirtschaft und die Unternehmen! 

Auf der Haushaltsebene können die Individuen nicht auf vollständige Information über 
ihre Zukunft verfügen. Daher kann die Spezialisierung der Frau ebenfalls ungewünschte 
langfristige Konsequenzen haben, zum Beispiel im Fall einer Witwenschaft, einer Eheschei- 
dung oder wenn der Mann arbeitslos wird. Die Gefahr des Verlusts des Einkommens des 
Mannes impliziert in einem dynamischen Kontext, daß eine Spezialisierungsentscheidung 
im Endeffekt ineffizient ist!°*. Weiterhin bedeutet häufig eine lange Erwerbsunterbrechung, 
daß keine Rückkehr auf den Arbeitsmarkt stattfinden wird. Dies impliziert, daß das Ein- 
kommen einer vom Arbeitsmarkt zurückgezogenen Ehefrau endgültig entfällt, auch wenn 
das Hausarbeitsvolumen mit dem Auszug der Kinder und bis zur eventuellen Aufnahme 


von pflegebedürftigen Familienangehörigen schrumpft. Eine Maximierung des Lebensein- 


101 Vgl. zum Beispiel Fritsch M. et al. (1993), S. 46. 

102 Dazu wird immer auf die Arbeit Beckers (1981a) verwiesen. Vgl. Abschnitt 2.2.2. 

103g]. Fagan C., Rubery J. (1996), S. 349-353. Fagan/Rubery nennen allerdings gesamtwirtschaftlich 
nur den Verzicht auf Humankapital. 

104g]. Fagan C., Rubery J. (1996), S. 349-353. 
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kommens würde dazu führen, daß die Frau während der Kindererziehungszeit erwerbstätig 
bleibt, auch wenn kurzfristig die Erwerbstätigkeit nicht rentabel ist!®. Zusammenfassend 
ist die Spezialisierung der Haushaltsmitglieder in einer dynamischen Perspektive auch für 
den Haushalt nicht effizient. 

Auf der Unternehmensebene ist auch der Rückzug einer bisher erwerbstätigen Frau vom Ar- 
beitsmarkt kostenspielig. Wie in Abschnitt 2.2 schon erwähnt, stellt für Unternehmen ein 
systematischer Rückzug der Frauen aus dem Arbeitsmarkt einen Verzicht auf allgemeines 
Humankapital dar. Für Unternehmen spielt ebenfalls die Sicherung und Weiterentwicklung 
des spezifischen Humankapitals eine zentrale Rolle. Dabei sind die Angebotsentscheidun- 
gen der Arbeitnehmerinnen von Bedeutung. Die planbare Karriereunterbrechung einer 
Arbeitnehmerin stellt eine Ertragszeitverkiirzung einer Investition in das spezifische Hu- 
mankapital dar!°®. Zudem müssen Einstellungskosten finanziert werden, wenn eine Mutter 
zum Beispiel wegen einer Erziehungszeit ihren Arbeitsplatz aufgibt und ein neuer Mit- 
arbeiter rekrutiert werden muß. Insgesamt können die unternehmensspezifischen Kosten 
der Karriereunterbrechungen durch die gleichzeitige Vereinbarkeit von Beruf und Familie 


reduziert werden. 


Die wirtschaftspolitischen Ansätze, die die Vereinbarkeit von Beruf und Familie anstre- 
ben, können entweder die gleichzeitige Vereinbarkeit von Beruf und Familie ermöglichen 
bzw. erleichtern (Angebot an kürzeren Arbeitszeiten), die Vereinbarkeit von aufeinander- 
folgenden Familien- und Berufsphasen einräumen (Erziehungsurlaub) oder die Familien- 
rolle von Frauen externalisieren bzw. delegieren (Ausdehnung der Kinderbetreuungsein- 
richtungen). In bezug auf die angesprochenen Externalitäten und die gesellschaftlichen 
Arrangements sind diese Alternativen nicht gleichwertig. Im folgenden Abschnitt sollen 
die geschlechtsspezifischen Normen der (west-)deutschen Gesellschaft skizziert werden, weil 
sie die Rahmenbedingungen der Arbeitsangebotsentscheidungen darstellen und die Rele- 
vanz der verschiedenen wirtschaftspolitischen Maßnahmen beeinflussen. Dabei wird sich 
zeigen, daß die Arbeitszeitverkürzung als Mittel der Vereinbarung von Beruf und Familie 
insbesondere ın Westdeutschland gesellschaftlich vertretbar ist. 


2.3.2. Gesellschaftlicher Konsens zur Arbeitsteilung im Haushalt 


Gesellschaften unterscheiden sich unter anderem durch ihre Erwartungen gegenüber den 


Individuen, die dementsprechend geschlechtsspezifische Verantwortungsbereiche überneh- 


105 Vel. Fagan C., Rubery J. (1996), S. 349-353. 


106jes kann ebenfalls dazu führen, daß der Zugang zu Weiterbildungsmaßnahmen für Frauen einge- 
schränkt wird. 
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men. Der gesellschaftliche Konsens kann am besten anhand der Institutionen eines Landes 
eingeschätzt werden. Die neusten Entwicklungen der Forschung in diesem Bereich deuten 
an, daß adäquate Untersuchungen des Erwerbsverhaltens von Frauen die Berücksichtigung 
sozialer Rahmenbedingungen einschließen sollten und dies deswegen, weil das Arbeitsange- 


bot von Frauen nicht mehr ausschließlich durch ökonomische Bedürfnisse motiviert wird!””. 


2.3.2.1. Die Verteilung der Aufgaben in der (west)deutschen Gesellschaft 


Am Anfang des 19. Jahrhunderts, als die Agrargesellschaft noch herrschte, war eine strikte 
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung nicht vorhanden, obwohl Frauen zur Übernahme der 
häuslichen und hausnahen Tätigkeiten tendierten und dem Mann untergeordnet waren!®. 
Frauen hatten nichtsdestoweniger eine wichtige ökonomische Stellung - insbesondere in den 
bäuerlichen und handwerkschaftlichen Familien - und die gesellschaftliche Bewertung der 
Arbeitsbereiche erfolgte nicht strikt geschlechtsspezifisch. Alle Haushaltsmitglieder arbei- 
teten häufig innerhalb des Haushalts, so daß sich alle an allen Aufgaben beteiligten. Mit 
der Industrialisierung und dem Migrationsprozeß vom Land in die Städte in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts und dem Bürgertum etablierte sich mit der Trennung des Ar- 
beitsplatzes vom Haushalt eine strikte geschlechtsspezifische Arbeitsteilung im Haushalt. 
Da allerdings das Einkommen des Mannes bzw. Vaters zur Versorgung der ganzen Familie 
häufig nicht reichen konnte, standen Frauen sowie Kinder der unteren Sozialschichten eine 
Zeitlang noch unter Arbeitsangebotszwang!”. Nach dem zweiten Weltkrieg ist eine klare 
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung im Haushalt mit dem „Male-Bread-Winner “-Modell 
als Leitbild vollständig etabliert!!". Erwerbstätig waren die ledigen Frauen - damals wegen 
des Frauenüberschusses zahlreich - oder die verheirateten Frauen, deren Haushalt aus dem 
Einkommen des Mannes nicht ernährt werden konnte. Diese heute noch tief verankerte Ar- 


beitsteilung wird seitdem weiterhin von institutionellen Rahmenbedingungen unterstützt. 


Die gegenwärtigen Typisierungen der Wohlfahrtsgesellschaften beruhen in ihrer großen 
Mehrheit auf der Typisierung von Esping-Andersen aus dem Jahr 1990!!!. Das Krite- 
rium der „Ent- bzw. Dekommodifizierung“ wird dabei als die Möglichkeit unabhängig 


von der Teilnahme am Arbeitsmarkt, Lebensstandard aufrechtzuerhalten, definiert!!?. Da- 


107 Vgl. Hakim C. (1998), S. 112-13. 

108 Ve}. Pfau-Effinger B. (1994). 

10975}, Lampert H. (1996), S. 20. 

110Vel, Pfau-Effinger B. (1994), S. 734. 

lli Vgl. Esping-Andersen G. (1990). 

12 Vgl. Das Wort „Dekommodifizierung* kommt vom englischen Wort „commodity“. In vorkapitalisti- 
schen Gesellschaften waren Erwerbstätige als „Waren“ betrachtet worden, in dem Sinne, daß ihr Überleben 
vom Verkauf ihrer Arbeitskraft abhing (vgl. Esping-Andersen G. 1990, S. 21). 
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bei ist die Verflechtung der Zuständigkeitsbereiche des Staats und der Privatwirtschaft 
von Bedeutung. Es wird anhand des Grads der Dekommodifizierung zwischen drei Wohl- 
fahrtsregimen unterschieden: Das liberale (zum Beispiel Großbritannien), das konservativ- 
korporative (zum Beispiel Deutschland und Frankreich) und das sozialdemokratische (zum 
Beispiel die skandinavischen Lander)!!*. Was der Einfluß der Sozialpolitik auf den Arbeits- 
markt anbelangt, wird der Grad der Dekommodifizierung anhand dreier weiterer Kriterien 
eingeschätzt: Die Ausstiegsmöglichkeiten aus dem Arbeitsmarkt, die Versorgung im Fall 
von Fehlzeiten und die Rolle des Staats als Arbeitgeber''*. Im liberalen Modell werden 
nur wenige Ausstiegsmöglichkeiten gewährt. Ohne Erwerbsarbeit ist das Aufrechterhalten 
des Lebensstandards problematisch: Die Lohnersatzleistungen sind niedrig und stark be- 
darfsorientiert. Wer entscheidet, nicht zu arbeiten, muß sich auf seine Familie verlassen. 
Die Sozialleistungen werden vom privaten Sektor angeboten. Im konservativen Modell sind 
die Leistungen großzügiger und weniger bedarfsorientiert. Die Gesellschaft fördert die Fa- 
milie ohne sie ersetzen zu wollen. Der Sozialstaat als Arbeitgeber spielt keine bedeutende 
Rolle. Das sozialdemokratische Modell leistet beinahe hundertprozentige Ersatzleistungen 
bei Krankheit, Elternschaft oder Erwerbslosigkeit und hat somit den größten Umfang der 
Dekommodifizierung. Die Sozialleistungen werden vom öffentlichen Sektor übernommen, 
womit der Sozialstaat als Arbeitgeber einen signifikanten Teil aller Arbeitsplätze anbietet. 
Esping-Andersen kommt zu dem Schluß, daß das deutsche Modell auf dem traditionellen 
Subsidiaritätsprinzip beruht, nach welchem Frauen und viele Sozialleistungen (Gesund- 
heitswesen ausgenommen) der Familie gehören! '®. 

Der Begriff der Dekommodifizierung wurde allerdings wegen seiner Geschlechtsneutralität 
kritisiert: Er ignoriert die möglicherweise asymmetrischen Haushaltsverhältnisse. Die Kri- 
terien, die zur Einschätzung des Dekommodifizierungsgrads dienen, sollten für die Analyse 
der Möglichkeiten der Erwerbsarbeitsaufnahme frauenspezifisch abgeleitet werden!!®. Da 
Frauen in vielen Ländern unbezahlte Arbeit leisten, sollte nicht nur der Trade-off Arbeit 
gegen Erwerbslosigkeit hinterfragt werden. Vielmehr ist das Zusammenspiel der Selbst ver- 
sorgung durch entlohnte Arbeit mit der Einkommensabhängigkeit vom Ehemann durch die 
Aufnahme unbezahlter Arbeit innerhalb des Haushalts und den anderen vom Sozialstaat er- 
möglichten Status relevant. Die Unvollständigkeit des Konzepts der Entkommodifizierung 
für Frauen liegt somit daran, daß das Gut „Arbeit“ ausschließlich als ein vermarktetes 
Gut betrachtet wird, obgleich viele Frauen - unbezahlte - Arbeit außerhalb des Arbeits- 


113Vgl. Esping-Andersen G. (1990), S. 26-27. Natürlich existieren diese Modelle nie in Reinform. 
IM Vgl. Esping-Andersen G. (1990), S. 144-162. 

115 Vgl. Esping-Andersen G. (1990), S. 224. 

116Vgl. Lewis J. (1992), S. 160-61; Ostner I. (1995). 
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marktes leisten!!7 


. Weiterhin haben Lohnersatzleistungen sowie die Erwerbsarbeit und die 
Abhängigkeit von der Familie für Männer und Frauen unterschiedliche Stellenwerte, was 
sich zum Beispiel an der Inanspruchnahme des Erziehungsgelds leicht einsehen läßt. Weil 
die Arbeitsteilung im Haushalt nicht symmetrisch ist, ist ebenfalls die Annahme, daß alle 
Individuen gegenüber den sozialpolitischen Maßnahmen gleichgestellt sind, unvertretbar. 
Sozialleistungen richten sich mehr oder weniger nach einem Familienstatus, der für Männer 
und Frauen nicht symmetrisch wirkt. Eine geschlechtsbewußte Typisierung muß die Effek- 
te der Sozialsysteme auf die Abhängigkeiten der Familienmitglieder voneinander eingehen. 
Der Wunsch zwischen den Auswirkungen politischer Maßnahmen.nach dem Geschlecht zu 
unterscheiden kennzeichnet die „feministischen“ Ansätze. 

Ein Vorschlag zur Eingliederung der Rollenverteilung besteht darin, die sozialen Syste- 
me nach dem von ihnen ermöglichten „Individualisierungsgrad“ zu klassifizieren!!®. Die 
unterschiedlichen Wohlfahrtsstaatsformen können die Möglichkeit zur Emanzipation ver- 
heirateter Frauen von den Haushaltsaufgaben bzw. vom Einkommen des Mannes beein- 
flussen und weisen dadurch unterschiedliche Individualisierungspotentiale auf. Wenn zum 
Beispiel eine Kinderbetreuung vom Staat angeboten wird, konkretisiert sich für Frauen die 
Möglichkeit, einer Erwerbsarbeit nachzugehen. Abhängig davon, wie die Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie gewährleistet werden kann, werden beide oder nur einer der Haushalts- 
mitglieder im Sinne einer Teilnahme am Arbeitsmarkt arbeiten. Aus der Art und Weise, 
wie die Sozialpolitik die Frauen als Mütter oder Arbeitskräfte behandelt, lassen sich starke 
bis schwache Ernährer-Modelle ableiten. Der Individualisierungsgrad ist beim schwachen 
Ernährer-Modell am höchsten. Wer sich zum Beispiel um die Kinder kümmern soll, hängt 
von den nationalen Geschlechterordnungen ab!!°. 

Zusammenfassend führen Geschlechterordnungen zur Herstellung eines Sozialstaats, der 
die Individualisierung der Frau und die Arbeitsteilung im Haushalt beeinflußt. Die Ein- 
stellungen der Bürger werden damit in den Institutionen und Normen einer Gesellschaft 


kristallisiert und tragen somit zu ihrem Weiterbestehen bei: 


„Social Arrangements [...] both govern and embody the sexual division of la- 


bour «120 


Diese Geschlechterordnungen werden von Ostner anhand drei Kriterien betrachtet: Die 
Müttererwerbstätigkeit (kontinuierlich oder diskontinuierlich, Teilzeit oder Vollzeit), die so- 


117 Vgl. Sainsbury D. (1996), S. 36. 

L18 Vg]. Ostner I. (1995), S. 3. 

19 Vgl. Ostner I. (1995), S. 7. 

12075], Buchmann M., Charles M. (1995), S. 67. 
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ziale Sicherung von Frauen (eigenständig oder abgeleitet) und die Organisation der Kinder- 
betreuung und Pflege älterer Personen (öffentlich oder privat organisiert)'*!. Einige Länder 
und darunter (West-)Deutschland können als starkes Ernäher-Modell bezeichnet werden. 
Im starken Ernährer-Modell tritt die verheiratete Frau mit der Geburt des ersten Kindes 
vom Arbeitsmarkt zurück und betreut es selbst zu Hause. Sie übernimmt erst eventuell 
mit dem Schuleintritt des Kindes wieder eine Erwerbstätigkeit, meistens in Teilzeit. Öf- 
fentliche Kinderbetreuungseinrichtungen sind nicht vorhanden oder bieten nur vormittags 
eine Betreuung an. Frankreich entspricht eher einem moderaten Ernäher-Modell, während 


die skandinavischen Länder sich einem schwachen Ernährer-Modell annähern. 


Eine Kritik an dem Modell Ostners besteht darin, daß alle Parameter des Steuersy- 
stems nicht systematisch behandelt werden!??. Eine umfangreichere Typisierung wird von 
Sainsbury vorgeschlagen!”. Sie unterscheidet zwischen einem „Bread-Winner“- und ei- 
nem individuellen Modell nach den folgenden Kriterien: Familienideologie, Berechtigung 
zu Sozialleistungen (Empfänger der Sozialleistungen, Beitragszahler), Besteuerungsbasis, 
Beschäftigungs- und Lohnpolitik, Organisation und Entlohnung der Betreuung. Deutsch- 
land kann anhand dieses Kriterienrasters auch dem Ernährer-Modell zugeschrieben werden. 
Die Ladenöffnungszeiten, die in Deutschland bestimmt einen zusätzlichen Grund für die Un- 
vereinbarkeit der Hausarbeit mit einer Erwerbstätigkeit darstellen, wurden hier auch außer 
Acht gelassen. Was die Erwartungen der deutschen Gesellschaft bezüglich der Erwerbsbe- 
teiligung verheirateter Frauen anbelangt, leuchtet es ein, daß noch bis 1977 eine verheiratete 
Frau nur dann erwerbstätig sein durfte „soweit dies mit ihren Pflichten in Ehe und Familie 
vereinbar“ war!?*. Das Modell von Sainsbury eignet sich am besten für die Untersuchung 
der Rahmenbedingungen der in der vorliegenden Arbeit zu analysierenden Erwerbsbeteili- 
gungsentscheidung, weil das Ausmaß der Frauenerwerbsarbeit nicht als Kriterium gilt und 
infolgedessen als Ergebnis betrachtet werden kann. 


Eine andere Typisierung wurde von Pfau-Effinger vorgeschlagen!**. Sie unterscheidet 
zwischen dem familienökonomischen Modell (Ehemann und Ehefrau partizipieren im mög- 
licherweise landwirtschaftlichen Familienbetrieb mit ihrer vollen Arbeitskraft), dem Haus- 
frauenmodell der Versorgerehe (geschlechtsspezifische Arbeitsteilung, in welcher der Mann 
für die Erwerbsarbeit und die Frau für die Hausarbeit und die Betreuung von Kindern 
zuständig ist), dem Vereinbarkeitsmodell der Versorgerehe (Arbeitsteilung nur während 


12l Vgl. Ostner I. (1995), S. 9. 

122g]. Dingeldey I. (1999), S. 25. 

123Siehe Sainsbury D. (1994), S. 152-153; auch zitiert bei Dingeldey (1999), S. 25 und Gustafsson S. et 
al. (1996), S. 226. 


124Vg]. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (1998a), S. 99. 
125\gl. Pfau-Effinger B. (1998). 
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der Phase der aktiven Elternschaft mit Wiederaufnahme einer in der Regel Teilzeitarbeit 
nach dieser Phase), dem Doppelversorgermodell mit staatlicher Kinderbetreuung (Eltern 
werden als Individuen angesehen, die sich und ihre Kinder durch vollzeitige Erwerbsar- 
beit ernähren) und dem Doppelversorgermodell mit partnerschaftlicher Kinderbetreuung 
(beide Partner sind Teilzeit erwerbstätig und teilen sich die Betreuung der Kinder). West- 
deutschland wird von Pfau-Effinger als ein Hausfrauenmodell der Versorgerehe auf einem 
Modernisierungspfad zum Vereinbarkeitsmodell der Versorgerehe dank einer Verbreitung 
der Teilzeitarbeit angesehen!”. Auch nach der repräsentativen Umfrage „Gleichberechti- 
gung von Frauen und Männern“ des Instituts für Praxisiorientierte Sozialforschung (IPOS) 
von 1992, 1994, 1996 ist die traditionelle Aufgabenteilung in Deutschland noch tief veran- 
kert!?’. (West-)deutschland gehört somit zu den wenigen Ländern, über die wissenschaft- 
liche Einigkeit besteht, daß ein gesellschaftlicher Konsens über ein Ernährermodell immer 
noch herrscht! ®. 


Der deutsche Sozialstaat trägt dazu bei, ein Modell aufrechtzuerhalten, das auf dem Er- 
nährerehemodell basiert und daher die Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen erschwert 
bzw. untersagt. Der gesellschaftliche Konsens zur Arbeitsteilung im Haushalt spiegelt sich 
in einer geringen Selbstverständlichkeit des Erwerbsengagements verheirateter Frauen wi- 
der: Im Jahr 1996 gaben 45% bzw. 32% der west- bzw. ostdeutschen Männer und 27% 
bzw. 16% der Frauen an, daß wenn Jobs knapp werden, Männer mehr Recht auf einen Job 


als Frauen haben!??. 


Bisher wurde nicht viel über die Anwesenheit von Kindern im Haushalt gesagt. Zwar 
stellt das Ausscheiden aus der Erwerbstätigkeit für verheiratete Frauen in der Regel den 
Beginn einer Familienphase dar. Allerdings ist die Betreuung von Kindern nicht der einzige 
Grund der Nichterwerbstätigkeit von Frauen. Die Betreuung pflegebedürftiger Familienan- 
gehöriger und der Renteneintritt des Ehemanns sowie die Betreuung von Enkelkindern und 
die Übernahme von ehrenamtlichen Aufgaben stellen Tätigkeiten dar, die von Ehefrauen - 


wie gesellschaftlich erwartet - ausgeübt werden. 


126\Vgl. Pfau-Effinger B. (1998), S. 186. Dies wird auch empirisch bestätigt (vgl. Blossfeld H. P., Rohwer 
G. 1997, S. 170). 


127\Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (1998a), S. 96. Siehe auch Hielscher 
V. (2000). 

128]n welchem Ausmaß sich dies in der beobachteten Arbeitsteilung im Haushalt niederschlägt, wird in 
Abschnitt 3.1.2.3 gezeigt. 

129g]. Schulze-Buschoff K., Rückert J. (1998), Tabelle 22, S. 44. 
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2.3.2.2. Kinderbetreuungsaufgaben und Zuständigkeitsbereiche 


Der von Pfau-Effinger definierte Modernisierungspfad kann allerdings nur dadurch einge- 
gangen werden, daß Frauen die Möglichkeit zur Vereinbarung von Familie und Beruf, ohne 
die Kinderbetreuung durch eine außerhaushaltliche Kinderbetreuung vollständig delegieren 
zu müssen: „In gewissen Grenzen besteht die Idee der privaten Kindheit und der Zustän- 
digkeit des Elternhauses für die Kinderbetreuung bis heute fort “!*°. Im Jahr 1996 gaben 
85% bzw. 60% der west- bzw. ostdeutschen Männer (EU-Durchschnitt: 57%) und 77% 
bzw. 50% der west- bzw. ostdeutschen Frauen (EU-Durchschnitt: 50%) an, daß die Be- 
schäftigung von Frauen schlecht für das Kind ist!?!, auch wenn 81% bzw. 93% der west- 
bzw. ostdeutschen Frauen denken, daß die Beschäftigung von Frauen gut für die Frau ist. 
Die Einstellungen der Männer und Frauen gegenüber der Arbeitsteilung im Haushalt kön- 
nen auch anhand der Befragung „International Social Survey Project“ von 1988 angedeutet 
werden!??. Die folgende Frage wurde gestellt: „Do you think that women should work outsi- 
de the home full-time, part-time, or not at all after marrying and before there are children? 
“. 76% der Manner und 80% der Frauen antworteten, daß Frauen Vollzeit arbeiten sollten, 
was im internationalen Vergleich!?? beim Durchschnitt liegt. Wenn allerdings ein Kind im 
Vorschulalter zu versorgen ist, gaben 76% der Männer und 71% der Frauen an, daß die Frau 
zu Hause bleiben soll. Damit nimmt Deutschland bei weitem den höchsten Prozentsatz ein. 
Diese Werte betragen 48% bzw. 42%, wenn das Kind im Schulalter ist, womit Deutschland 
ihre Führungsposition behält. Heutzutage herrscht immer noch die Vorstellung, daß Frauen 
für die Erziehung von Kindern zuständig sind!**. In (West-)Deutschland wird immer noch 
„die Mutterschaft als die vornehmste Pflicht der Frau als Bürgerin“ betrachtet!?®. Dies 
führt dazu, daß westdeutsche Frauen ihr Kind nicht den ganzen Tag und schon gar nicht 
während der Nacht staatlich außerhäuslich betreuen lassen würden!?®. 


Die oben beschriebene Arbeitsteilung steht allerdings nicht in Einklang mit den Emanzi- 
pationswünschen von Frauen, der etablierten Konsumgesellschaft und den auch bei Frauen 
zunehmenden Ausbildungsinvestitionen. Die Tatsache, daß das allgemeine Ausbildungsni- 
veau steigt, erschwert auch emotional den Rücktritt aus dem Arbeitsmarkt. Knapp 60% 


130 Vgl. Pfau-Effinger B. (1998), S. 187. 

3lvVgl. Schulze-Buschoff K., Rückert J. (1998), Tabelle 27, S. 53. 

132Vgl. Albrecht J. W. et al. (1995), S. 3-4. Alwin D. F. et al. (1992) weisen vergleichbare Ergebnisse 
auf. 

133 Untersuchungsgruppe: Österreich, Westdeutschland, Großbritannien, Ungarn, Irland, Italien, Nieder- 
lande, USA. 

134Vgl. Jaeckel M. (1996), S. 50. Siehe auch Ostner I. (1995), S. 8 und Althammer J. (1999), S. 76. 

135Vgl. Ostner I. (1995), S. 8., Siehe auch Pfau-Effinger B. (1994), S. 735. 

136 Vgl. Ostner I. (1995), S. 8. 


4) lanon Pigeau - 978-3-631-75023-0 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:10:30AM 
via free access 


der westdeutschen verheirateten Frauen gaben im Jahr 1995 an, daß die Ausübung eines 
erlernten Berufs einen Grund für die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit darstellt!?’. Dies 
hängt ebenfalls mit einer steigenden Motivation zur Selbstverwirklichung und Unabhän- 
gigkeit zusammen!”®. 66,5% der im Jahr 1995 befragten verheirateten Frauen gaben als 
Grund für die Erwerbstätigkeit an, daß die Hausarbeit allein sie „nicht ausfüllt “3°. 66% in 
Westdeutschland und 74% in Ostdeutschland der erwerbstätigen Frauen gaben an, daß sie 
auch arbeiten würden, wenn sie nicht auf das Geldverdienen angewiesen wären!®. Diese 
Entwicklungen lassen die Versorgerehe in einem anderen Licht erscheinen: Die Nichter- 
werbsbeteiligung verheirateter Frauen repräsentiert für sie häufig einen Verzicht. Verhei- 
ratete westdeutsche Frauen streben immer häufiger eine berufliche Karriere an, möchten 


allerdings ihre mütterlichen Aufgaben nicht nach außen delegieren. 


Mit dem Auszug der Kinder aus dem elterlichen Haus kann weiterhin nicht erwartet 
werden, daß die Kinderbetreuungsaufgaben zu Ende sind. Die Hilfe der Großmütter wird 
zur Betreuung der Enkelkinder häufig eingesetzt. 28% der westdeutschen Befragten in 
Doppelverdienerhaushalten mit mindestens einem Kind im Alter von 3 bis 10 Jahren gaben 
im Jahr 1996 die Großmutter als eine der drei wichtigsten Betreuungspersonen an. Es 
sind 17,6% in allen Haushalten!*!. Jede sechste Großmutter hat tägliche Kontakte mit 


mindestens einem ihrer Enkelkinder, jede vierte hat mehrmals in der Woche Kontakte!’?. 


2.3.2.3. Betreuung pflegebedürftiger Familienangehöriger 


Wenig Daten sind über die Betreuung älterer Menschen verfügbar. Jedoch kann festgestellt 
werden, daß die Rolle des Sozialstaats dem konservativen Modell auch in dieser Hinsicht 
entspricht. 

Im Jahr 1998 lebten in Deutschland etwa 18,5 Mio. Menschen im Alter von 60 und mehr 
Jahren in Privathaushalten, d. h. etwa 97% der gesamten Bevölkerung des gleichen Al- 
ters!*®. Auch wenn die Mehrheit der Senioren in ihrem eigenen Haushalt lebt, sind die 
Kontakte zur Familie häufig. Etwa 14% der Senioren leben mit geradlinig verwandten Per- 
sonen zusammen!**. Der Grund des Zusammenziehens liegt in der Hilfebedürftigkeit oder 
Verwitwung der Betroffenen. Über 80% der Eltern haben im Jahr 1996 ein Kind, das im 


137 Eigene Auswertung der IAB-Befragung aus dem Jahr 1995. 

138g]. Quack S. (1993), S. 57-60. 

13° Eigene Auswertung der IAB-Befragung aus dem Jahr 1995. 

140 Vgl. Engelbrech G. et al. (1997), S. 153-155. 

141 Vgl. Klammer U. (1999), Tabelle 9. 

1425), Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2001), S. 179. 
143 gl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2001), S. 166. 
144\g]. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2001), S. 170. 
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gleichen Ort oder näher wohnt. Bei den 60- bis 85-Jährigen mit einem bis drei erwachsenen 
Kindern außerhalb des Haushalts hat etwa ein Drittel tägliche Kontakte mit ihnen, ein 
weiteres Drittel mehrmals in der Woche!®. 

Entsprechend der Ansicht, daß die Pflege in privaten Haushalten besserer „Qualität“ ist 
als in Heimen, fand die Einführung einer gesetzlichen Pflegeversicherung eine breite Ak- 
zeptanz!*°. Ende 1998 bekamen etwa 1,8 Mio. Menschen Leistungen aus der Pflegeversi- 
cherung!*’ und die Tendenz ist steigend. Die Pflegeleistungen können entweder Pflegegeld 
oder Sachleistungen sein, wobei die Mehrheit der Leistungsempfänger sich für die finanzi- 
elle Unterstützung im Rahmen einer Pflege zu Hause entschieden hat!*. Hier zieht sich 
der Staat faktisch von den Betreuungsaufgaben zurück, die den privaten Haushalten über- 
lassen werden. Diese zeigen eine große Pflegebereitschaft. In 90% der Fälle tragen im 
Jahr 1998 Angehörige aus dem engeren Familienkreis die Verantwortung für die Pflege und 
Betreuung pflegebedürftiger Personen. Wie bei der Betreuung der Kinder ist die Betreu- 
ung pflegedürftiger Familienangehöriger Gegenstand einer innerfamiliären Arbeitsteilung. 
Die Pflegeleistungen werden von Frauen übernommen: 80% der pflegenden Personen sind 
Frauen!®. 

Als Konsequenz der demographischen Entwicklung ist zu erwarten, daß die Betreuung äl- 
terer Menschen in Zukunft eine immer wichtigere Rolle annehmen wird. Berechnungen 
weisen darauf hin, daß die Zahl der Pflegebedürftigen um 50% zwischen 1999 und 2020 und 
um 145% bis 2050 zunehmen sollte!®®. 


Die Tatsache, daß Frauen die familiären Verpflichtungen übernehmen, weil sie sich da- 
für verantwortlich fühlen und die gesellschaftlichen Arrangements dazu führen, ist für die 
Akzeptanz bzw. Wirkung der wirtschaftspolitischen Ansätze zur Vereinbarung von Familie 
und Beruf von zentraler Bedeutung. Dazu zählen die Arbeitszeitverkürzung, der Erzie- 
hungsurlaub und die Weiterentwicklung der Kinderbetreuungseinrichtungen. Diese Ansät- 
ze unterscheiden sich ebenfalls durch das Ausschöpfungsausmaß der externen Effekte, das 
sie mit sich bringen. 


145 Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2001), S. 175-77. 

146 Vgl. von Zameck W. (1995), S. 71. Hierdurch wurde ebenfalls eine Reduzierung der Kosten im 
öffentlichen Pflegewesen erreicht. 

14’Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2001), S. 36. 

148 Vgl. Büser W. et al. (1998), S. 114. 

14 Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2001), S. 181. 80% aller pflegenden 
Personen sind zwischen 40 und 80 Jahre alt. 

150Vgl. Schulz E. et al. (2001). 
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2.3.3. Erziehungsurlaub versus Arbeitszeitverkürzung 


Der Erziehungsurlaub wird eindeutig von seinen Befürwortern als ein Mittel der Verein- 
barung von Beruf und Familie betrachtet. Dabei kann ein Elternteil ein Kind bis zum 
3. Lebensjahr betreuen. Erwerbstätigen Eltern wird die Möglichkeit gewährleistet, ihren 
Arbeitsplatz bis zu drei Jahre lang freizustellen, wobei sie für zwei Jahre - bis zum 7. Le- 
bensmonat des Kindes vom Einkommen unabhängig - Erziehungsgeld bekommen!*!. 

De facto übernehmen fast ausschließlich Mütter durch den Erziehungsurlaub die Erzie- 
hungsarbeit: Nur 1% der ErziehungsurlauberInnen sind Väter und nahezu alle berechtig- 
ten Mütter haben den Erziehungsurlaub in Anspruch genommen!°?. Darunter haben etwa 
80% der westdeutschen Erziehungsurlauberinnen den vollen Erziehungsurlaub gewählt, d. 
h. daß keine Teilzeitbeschäftigung von bis 19 Stunden ausgeübt wurde®?. Knapp drei 
Viertel haben die gesetzliche Höchstdauer oder darüber hinaus ausgenutzt: Im Jahr 1995 
sind nur 34% der Frauen, die zwischen 1990 und 1992 einen Erziehungsurlaub in Anspruch 
genommen haben, wieder erwerbstätig. Die Bereitstellung des Erziehungsurlaubs hat zum 
dauerhaften Rückzug der Frauen aus dem Arbeitsmarkt geführt. 


Die Verbreiterung der Frauenerwerbsbeteiligung unterstellt dennoch die gleichzeitige 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie und nicht die Einräumung einer mehr oder weniger 
vorübergehenden Familienphase. Dies ist eine Conditio sine qua non für das Entstehen 
der externen Effekte!°*. Die Familienpolitik sollte eher Anreize schaffen, Familie und Be- 
ruf miteinander zu vereinbaren, anstatt den Rückzug der erwerbstätigen Frauen aus dem 


Arbeitsmarkt durch den vollen Erziehungsurlaub zu begünstigen. 


Bei den Maßnahmen, die eine gleichzeitige Vereinbarung von Beruf und Familie er- 
möglichen, bieten sich noch zwei weitere Ansätze an: Die Ausdehnung des Kinderbetreu- 
ungseinrichtungsnetzes, die de facto zur Externalisierung der von Frauen übernommenen 


Betreuungsrolle führt und die Bereitstellung kürzerer Arbeitszeiten. 


151 Siehe auch Abschnitt 5.3.2.3.2. 

152 gl. Engelbrech G. (1997) auf der Basis von IAB-Umfrage aus dem Jahr 1995. 

153 Vgl. Engelbrech G. (1997), S. 2, 4. 

154 Für eine Erläuterung der weiteren unerwünschten Auswirkungen des Erziehungsurlaubs siehe Landen- 
berger M. (1991). 
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2.3.4. Verkürzung der Arbeitszeit versus Ausdehnung der Kinderbetreuungs- 


möglichkeiten 


Es wird häufig argumentiert, daß die öffentlichen Kinderbetreuungsmöglichkeiten dem Bei- 
spiel Frankreichs oder der skandinavischen Ländern entsprechend ausgebaut werden sollten. 
Hier wird behauptet, daß der alleinige Ausbau der Kinderbetreuungseinrichtungen für eine 
Stimulierung der Erwerbsbeteiligung westdeutscher Frauen nicht adäquat ist. 

Wie in Abschnitt 2.3.2.2 erklärt, sind westdeutsche Mütter nicht dazu bereit, ihre Betreu- 
ungsrolle vollständig zu externalisieren. Deswegen stellt für Westdeutschland die Ausdeh- 
nung des Angebots an reduzierten Arbeitszeiten den einzigen politischen Ansatz dar, der 
die Vereinbarung beider Lebensziele ermöglicht und ökonomisch zu befürworten ist. Auch 
wenn die Mütter (Teilzeit-)erwerbstätig sind, könnten die Kinder für einen halben Tag au- 
Berhäuslich betreut werden, ohne die Verantwortung der Mütter in Frage zu stellen. Ein 
derartiger Kompromif ist für die Erwerbstätigkeit von Müttern nötig und ist für die Kinder 
auch wünschenswert: Mit fallender Natalität und Fertilität haben Kinder immer seltener 
Geschwister und Nachbarn ihres Alters, so daß soziale Kontakte über außerhäusliche Be- 


treuung zu pflegen sind'°®. 


Die Verbesserung des Kinderbetreuungseinrichtungsnetzes ist dennoch nötig, weil der 
Mann gemäß dem „Male-Bread-Winner “-Modell immer noch eine Vollzeittätigkeit anstrebt 
und ausübt und infolgedessen während der Arbeitszeit der Frau nicht als Betreuungsperson 
zur Verfügung steht!?®. Die minimale Voraussetzung ist, daß die öffentlichen Betreuungs- 
einrichtungen die Aufnahme einer Beschäftigung mit kurzen Arbeitszeiten ermöglichen. 
Nach dem Schwangeren- und Familienhilfegesetz von 1992 hat jedes Kind ab 3 Jahre bis 
zum Schuleintritt einen Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz. Eine Übergangsfrist 
wurde vorgesehen, aber spätestens im Jahr 1999 sollten überall ausreichend Kindergar- 
tenplätze zur Verfügung stehen’’’. Die Qualität des Kinderbetreuungseinrichtungsnetzes 
kann anhand von drei Kriterien erfaßt werden: Die Kompatibilität der Schulzeiten mit den 
Arbeitszeiten der Eltern (Standardisierung des Schultages, Kompatibilität der Schultages- 
zeiten, Kompatibilität der Schulwochenzeiten), die Verfügung von Kinderbetreuungsein- 
richtungen und das Eintrittsalter in die Pflichtschule!*®. 

Das Eintrittsalter in die Pflichtschule stimmt bei 6 Jahren mit den Regelungen der anderen 


europäischen Länder überein. Allerdings sind die Schulzeiten im europäischen Vergleich 


155 Vgl. Spieß K., Wagner G. (1997), S. 104. 

156 Siehe Abschnitt 3.1.2.3 für empirische Hinweise. 

157 Vg]. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (1998a), S. 122. 
188 Vgl. Buchmann M., Charles M. (1995), S. 74-81. 
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Art der Kinder- 
betreuung 


Erwerbstätige | Nichterwerbstätige 
Praon 
West | Os 


(Ehe-)Partner | 34 | 9 | 14 
2 


> 


> 
a 


Großeltern — I 6 0 
"Andere Verwandte [10 | 91 
Kinderkrippe / 


Tabelle 2.2: Kinderbetreuung in Ost- und Westdeutschland nach Antwort der Frauen mit 
Kindern unter 4 Jahren, 1995; Quelle: Engelbrech G., Jungkunst M. (1998), S. 4. 


3 


erwerbsarbeitsfeindlich, da sie in der Regel nur den Vormittag decken und täglich variieren 
können: Der Schultag endet um 11.30, 12.30 oder 13.15. Ein Mittagessen wird in der Schu- 
le in der Regel nicht organisiert!””. Weiterhin ist das außerschulische Betreuungssystem 
nicht in der Lage die Schulzeiten zu ergänzen. Im Jahr 1994 waren in Westdeutschland - 
allerdings mit großen Schwankungen zwischen den Bundesländern - je 100 Kinder der ent- 
sprechenden Altersgruppe 2 Krippenplätze (Kinder unter 3 Jahren), 85 Kindergartenplätze 
(Kinder zwischen 3 und 6 Jahren) aber nur 17 ganztägig mit Mittagessen, 5 Hortplätze (für 
schulpflichtige Kinder ab 6 Jahre) verfügbar!®°. Damit ist es nicht denkbar, einem Norma- 
larbeitszeitverhältnis nachzugehen. Auch wenn Kinderbetreuungseinrichtungen verfügbar 
sind, wird selbst durch die Schulzeiten bzw. Öffnungszeiten der öffentlichen Betreuungs- 
einrichtungen die Aufnahme einer Teilzeiterwerbstätigkeit für Frauen nicht ermöglicht!®!. 
Für alle Altersstufen wird die Betreuung am längsten bis 16.30 organisiert. In den meisten 
Kindergärten werden nachmittags zwei Stunden geleistet, aber noch häufig ohne Mittages- 
sen!®®, Dies alles impliziert, daß Mütter auf teure Betreuungseinrichtungen zurückgreifen 
müssen, wodurch die Erwerbstätigkeit als nicht rentabel erscheint. 

Ein Überblick der tatsächlichen Tagesbetreuungsarrangements für Kinder unter 4 Jahren 
in Ost- und Westdeutschland wird von Tabelle 2.2 gegeben. Unter „erwerbstätig“ wird 
„tatsächlich erwerbstätig“ verstanden. Befragte Frauen hatten die Möglichkeit mehrere 
Antworte zu nennen. Es ergibt sich, daß mit 5% sehr wenige westdeutsche Frauen sogar 
bei den Erwerbstätigen auf Kinderkrippen zurückgreifen. Bei ostdeutschen Frauen ist ihr 
Anteil mit 21% größer, aber weist einen abnehmenden Trend auf: Er betrug im Jahr 1991 


159 Vgl. Europäische Kommission (1996), S. 46. 

160\g], Spieß K. et al. (2000) auf der Basis vom Deutschen Jugendinstitut (1998). Ähnliche Zahlen 
werden vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (1998b) auf der Basis der Ju- 
gendhilfestatistik und von Kreyenfeld M., Hank K. (1999) herausgegeben. 

16. Vgl, Jaeckel M. (1996), S. 50; Kreyenfeld M., Hank K. (1999), S. 17. 

162Vgl. Europäische Kommission (1996), S. 51. 
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49%. Kinder, deren Mutter nicht erwerbstätig ist, werden in West- und Ostdeutschland 
natürlich weitgehend von dieser betreut. Der hohe Anteil der westdeutschen erwerbstätigen 
Frauen, die selbst tagsüber ihr(e) Kind(er) betreuen können, läßt sich durch die Inanspruch- 
nahme von Teilzeitarbeit erklären!®. 

Weiterhin kann möglicherweise bei kurzen Arbeitszeiten eine Kinderbetreuung innerhalb 
der Familie organisiert werden. Traditionellerweise wird auf die Unterstützung der Groß- 
mutter zurückgegriffen. Wegen der Entwicklung ihres Gebärverhaltens bringen Frauen mit 
steigendem Alter das erste Kind zur Welt. Dies hat zur Folge, daß Großmütter auch immer 
älter werden und die Betreuung der Kinder aus gesundheitlichen Gründen nicht oder nicht 
für den ganzen Tag übernehmen können!*®. Allerdings impliziert die zukünftig erforderliche 
Mobilität auf dem Arbeitsmarkt, daß die Nähe des Großelternhauses nicht unbedingt gege- 
ben ist. Die Arrangements innerhalb der Familie werden daher in Zukunft immer seltener 


als Substitute für die Verbesserung der Kinderbetreuungseinrichtungen verwendet werden. 


Die Erwerbsbeteiligung von kinderbetreuenden Müttern setzt somit heutzutage noch 
in der Regel voraus, daß diese eine Kinderbetreuung finanzieren können, so daß nur gut 
verdienende Familien sie sich leisten können. Solange Kinder nicht in der Schule zu Mittag 
essen können, ist ein Ausbau der Kinderbetreuungsnetzes eine notwendige - aber keine 
hinreichende - Bedingung für die Erwerbsbeteiligung von Frauen: Mit der Einschränkung 
des Mittagessens können Frauen auch - oder nur in Form atypischer Arbeitszeiten - keine 
Teilzeiterwerbstätigkeit aufnehmen. Nach dem Nobelpreisträger Becker liege die niedrigere 
Erwerbsbeteiligung deutscher Frauen daran, „daß deutsche Schulen ihre Schüler noch immer 


zum Mittagessen nach Hause schicken “!®. 


Entsprechend dem gesellschaftlichen Konsens wird zusammenfassend behauptet, daß 
eine Ausbreitung kürzerer Arbeitszeiten zusammen mit einer Verbesserung der externen 
Kinderbetreuung für Westdeutschland ein gesellschaftlich vertretbarer Weg zur Förderung 
der Erwerbsarbeit von Frauen wäre. Dies wäre bei einer alleinigen Ausdehnung der Kin- 
derbetreuungseinrichtungen nicht der Fall. Weiterhin ist dieser Vorschlag in jedem Fall der 
Einräumung von Familienphasen vorzuziehen, weil weitere externe Effekte erwartet wer- 
den können, welche beim Erziehungsurlaub nicht vorhanden sind. Dies hat Unternehmen 
zur folgenden Aussage veranlasst: „Bevor wir Teilzeitarbeit und Kinderbetreuungsmög- 
lichkeiten angeboten haben, kamen rund 80%, die in den Erziehungsurlaub gingen, nicht 


zurück. Heute ist das Verhältnis genau umgekehrt “!. Diese Aussage wird auch von den 


163 Vgl. Abschnitt 3.1.2. 

164 Vgl. Spieß K., Wagner G. (1997), S. 104. 

165in Spieß K., Wagner G. (1997), S. 105 zitiert. 
166 Vgl. Buchs G. (1998) von der Deutschen Bank. 
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Ergebnissen der IAB-Befragung aus dem Jahr 1995 bestatigt!®’: Bei verheirateten west- 
deutschen Hausfrauen mit Kind(ern) unter 16 Jahren im Haushalt antworteten 39,4%, daß 
die Hauptschwierigkeit bei Wiedereintritt ins Berufsleben die unzureichenden Kinderbe- 
treuungeinrichtigungen wären, aber als zweiter Grund kommt mit 23,7% die Tatsache, daß 


es keinen Arbeitsplatz mit den gewünschten Arbeitszeiten gibt!®. 


2.4. Fazit 


Die Frage nach den Effekten einer Arbeitszeitverkürzung auf die Erwerbsbeteiligung verhei- 
rateter Frauen unterstellt eine Verbindung zwischen der Theorie der Arbeitszeitverkürzung 
und der Theorie des Arbeitsangebots von Frauen. Dabei soll die Arbeitszeit als Determi- 
nante und nicht Ergebnis der Arbeitsangebotsentscheidung modelliert werden. Dadurch 
würde das neue Ziel der Arbeitszeitverkürzung darin bestehen, das Arbeitsangebot von 
Frauen zu stimulieren. Dieses Ziel wird dadurch begründet, daß die Erwerbsbeteiligung 
von Frauen positive externe Effekte mit sich bringt. Unter Berücksichtigung des in West- 
deutschland noch herrschenden Ernährer-Modells stellt die Bereitstellung von ausreichen- 
den Arbeitsplätzen mit kurzen Arbeitszeiten einen adäquateren Weg der Vereinbarung von 


Beruf und Familie dar als eine alleinige Ausdehnung der Kinderbetreuungseinrichtungen. 


1#7JAB-Projekt 3-466A. 
168 Eigene Auswertung der IAB-Daten. 
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3. QUANTITATIVE UND QUALITATIVE MERKMALE 
DES ARBEITSANGEBOTS VON FRAUEN 


Im vorherigen Kapitel wurde erklärt, warum die Erwerbsbeteiligung verheirateter westdeut- 
scher Frauen erhöht werden sollte und es wurde angedeutet, daß aus sozioökonomischen 
Gründen eine Arbeitszeitverkürzung für Deutschland der richtige Weg sein kann. Das Ziel 
dieses Kapitels besteht zum einen darin, die Spielräume für eine Erhöhung der Erwerbs- 
quoten zu identifizieren. Wenn die Erwerbsquoten bereits so hoch sind, daß keine weitere 
Steigerung möglich ist, ist die Fragestellung irrelevant. Zum anderen sollte die Rolle re- 
duzierter Arbeitszeiten bei der Vereinbarung von Beruf und Familie eingeschätzt werden. 
Wenn es die Arbeitszeit ermöglicht die Verantwortungsbereiche „Beruf“ und „Familie“ ab- 
zudecken, liegt es nahe, daß Arbeitszeit und Erwerbsbeteiligung negativ korreliert sind. 
Diese Aufgaben stellen die Ziele des folgenden Abschnitts dar. Der zweite Abschnitt dieses 


Kapitels untersucht, inwieweit eine solche negative Korrelation als wahrscheinlich erscheint. 


3.1. Frauen als Zielgruppe einer erwerbsbeteiligungsfördernden Ar- 


beitszeitverkürzung 


In diesem Abschnitt sollen die Zielgruppen der Arbeitszeitverkürzung charakterisiert wer- 
den. Üblicherweise sind der Staat, weil Beschäftigungseffekte erwartet werden könnten, 
die Arbeitnehmer, weil von deren Arbeitszeitpräferenzen die Durchsetzung der Arbeits- 
zeitverkürzung abhängt und die Arbeitgeber, weil durch eine Verkürzung der Arbeitszeit 
Flexibilisierungsgewinne erzielt werden können, beteiligt!. In der vorliegenden Arbeit wer- 
den die Beschäftigungseflekte einer Arbeitszeitverkürzung sowie die Flexibilisierungsziele 
der Unternehmen nicht weiter untersucht. Vielmehr liegt der Fokus ausschließlich auf 
der Reaktion der Arbeitsanbieter auf eine Arbeitszeitverkürzung. Abschnitt 3.1.1 soll die 
Spielräume für eine Erhöhung der Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen identifizieren, 
während Abschnitt 3.1.2 - auf der Basis der Merkmale der Frauenerwerbstätigkeit - und 


'Vgl. Bothfeld S. (1997), S. 1. 
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Abschnitt 3.1.3 - auf der Basis der Arbeitszeitpräferenzen nichterwerbstätiger Frauen - zei- 
gen sollen, daß eine Verkürzung der Arbeitszeit eine steigende Erwerbsbeteiligung vermuten 
läßt. 

Der folgende Abschnitt hebt nebenbei hervor, weshalb neben den gesellschaftlichen Rah- 
menbedingungen die Arbeitsangebotsentscheidung west- und ostdeutscher Frauen aufgrund 
der beobachtbaren Merkmale ihres Erwerbsverhaltens getrennt untersucht werden sollte. 


3.1.1. Entwicklung und heutiges Niveau der Erwerbsbeteiligung von Frauen: 


Identifizierung der Erhöhungsspielräume 


Die Untersuchung der Effekte einer Arbeitszeitverkürzung auf die Erwerbsbeteiligung be- 
zieht sich nicht nur auf die erwerbstätigen Frauen - wie es meistens der Fall ist, wenn die 
Akzeptanz der Arbeitszeitverkürzung hinterfragt wird - sondern auch auf die nichterwerbs- 
tätigen Frauen bzw. erwerbstätigen Frauen mit der Absicht, sobald familiäre Verpflich- 
tungen anstehen, ihre Erwerbstätigkeit zu unterbrechen. Die zu untersuchende Thematik 
entspricht der Entscheidung, die Frauen treffen müssen, wenn sich ihnen die Frage nach der 
Rationalität ihres gegenwärtigen Status - Erwerbsperson oder Nichterwerbsperson - stellt. 
Diese Frage stellt sich insbesondere nach dem Abschluß der (Schul-) Ausbildung bezüglich 
eines ersten Eintritts in den Arbeitsmarkt, bei Heirat oder Geburt des ersten Kindes und 
nach einer Unterbrechung des Erwerbslebens sowie bei der Aufnahme eines pflegebedürfti- 
gen Familienmitglieds. Wenn die Frage der Erwerbsbeteiligung sich nach einer Erwerbsun- 
terbrechung stellt, darf diese Unterbrechung nur „kurz“ sein. Ab einer bestimmten Dauer 
außerhalb des Arbeitsmarkts treten Humankapitaleffekte ein, die mit negativen Folgen auf 
der Angebots- wie auf der Nachfrageseite verbunden sind. 

Die Fragen, die jetzt zu beantworten sind, lauten: Wieviele Frauen sind in Deutschland 
potentiell imstande, ihren Erwerbsstatus zugunsten der Erwerbsbeteiligung zu wechseln? 
Bei welchen Personengruppen können Potentiale zur Förderung der Erwerbsbeteiligung 


erschlossen werden. Dabei ist ein europäischer Vergleich hilfreich. 


3.1.1.1. Erhöhungsspielräume bei der Erwerbsbeteiligung von Frauen im euro- 


päischen Vergleich 


Europaweit ist die Erwerbsbeteiligung von Frauen über die letzten 15 Jahre gestiegen. Ab- 
bildung 3.1 gibt einen Überblick über die Erwerbsquoten - hier als der Anteil der Frauen 
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von 15 bis 64 Jahren definiert, die entweder erwerbstätig oder arbeitslos sind?. Es zeigt sich, 
daß mit Ausnahme von Dänemark und Luxemburg - wobei Dänemark im Vergleich stets 
die höchste Erwerbsbeteiligung aufweist - die Erwerbsquoten in jedem Land stetig gestiegen 
sind. Für Deutschland wurden ab dem Jahr 1992 die Erwerbsquoten für das gesamte Bun- 
desgebiet verwendet. Dies bedeutet, daß die steigernde Wirkung der Wiedervereinigung 
auf die Erwerbsquoten nicht isoliert werden konnte’. Innerhalb Europas schwankten im 
Jahr 1997 die Erwerbsquoten von Frauen insgesamt zwischen 43,6% in Italien und 74,2 % 
in Dänemark. Dabei liegt Deutschland mit einer Erwerbsquote von 61,8% im mittleren bis 
hohen Bereich. Es muß aber hervorgehoben werden, daß die Wiedervereinigung dabei eine 
bedeutende Rolle gespielt hat, was an dem überdurchschnittlichen Sprung zwischen 1987 
und 1992 zu erkennen ist. 

Das Niveau der Erwerbsbeteiligung hängt allerdings für beide Geschlechter signifikant vom 
Familienstand ab. Einen Überblick der Erwerbsquoten für die Altersklasse „25 bis 49 Jah- 
re“ aufgeteilt nach Geschlecht und Familienstand gibt Abbildung 3.2. Am höchsten sind 
europaweit die Erwerbsquoten verheirateter Männer, die zwischen den Ländern nur wenig 
variieren. Die Erwerbsquoten lediger Männer, die hinter den Erwerbsquoten verheirateter 
Männer zurück bleiben, variieren bedeutend. Der Abstand zwischen den Erwerbsquoten 
lediger und verheirateter Männer stellt einen familienstandspezifischen Unterschied dar. 
Die Erwerbsquoten lediger Frauen sind in allen Ländern geringer als die Erwerbsquoten 
lediger Männer; dies veranschaulicht einen geschlechtsspezifischen Niveauunterschied, der 
sich in unterschiedlichem Ausmaß zeigt, wobei in Deutschland - mit einer Erwerbsquo- 
te bei ledigen Frauen von 86,5% gegenüber 88,4% bei ledigen Männern - ein sehr enger 
Abstand im Vergleich mit anderen europäischen Ländern zu beobachten ist. Bei ledi- 
gen Frauen ist somit kein geschlechtsspezifisches Steigerungspotential vorhanden. In den 
meisten - aber nicht allen - europäischen Ländern sind die Erwerbsquoten lediger Frau- 
en wiederum erheblich höher als diejenige verheirateter Frauen. Dieser Unterschied stellt 


einen familienstandspezifischen Abstand dar. Die Skandinavischen Länder sowie Portugal 


?Dies entspricht der Standarddefinition, die von Eurostat verwendet wird. Sie entspricht auch dem 
„Labour Force“-Konzept, das seit der 13. Internationalen Konferenz der Arbeitsstatistiker von der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation aus dem Jahr 1982 angewandt werden soll. Als Erwerbspersonen gelten 
Erwerbstätige und Arbeitslose. Letztere werden wiederum als die Personen definiert, die im erwerbsfähi- 
gen Alter sind und keine Arbeit haben. Sie haben weiterhin in den letzten vier Wochen eine Arbeit aktiv 
gesucht und stehen innerhalb von zwei Wochen für eine Erwerbstätigkeit zur Verfügung. Die Anmeldung 
beim Arbeitsamt stellt in Deutschland eine Maßnahme zur aktiven Arbeitssuche dar (siehe Organisation 
for Economic Co-operation and Development 1999b, S. 8-10). Von dieser Definition weicht das statistische 
Bundesamt ab, indem es als Erwerbspersonen die Summe der Erwerbstätigen und Erwerbslosen definiert. 
Erwerbslose sind Personen im erwerbsfähigen Alter, die eine Stelle suchen. Das Kriterium der Verfügbarkeit 
oder der Anmeldung beim Arbeitsamt ist für die Definition der Erwerbslasigkeit irrelevant. 

3 Dies liegt daran, daß Eurostat und das Statistische Bundesamt unterschiedliche Definitionen zugrunde 
legen, womit Erwerbsquoten nicht vergleichbar sind (vgl. Fußnote 2). 
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Abbildung 3.1: Erwerbsquoten (%) von Frauen (15-64 Jahre) in Europa, 1987-1997; Quelle: 
Eigene Darstellung auf der Basis von Eurostat (1999a), S. 127. 


und Großbritannien gehören der Ländergruppe an, in welcher die Erwerbsquoten von le- 
digen und verheirateten Frauen sich in geringerem Ausmaß unterscheiden und gleichzeitig 
die höchsten Erwerbsbeteiligungsniveaus verheirateter Frauen zwischen 25 und 49 Jahren 
aufweisen. Im europäischen Vergleich liegt die Erwerbsbeteiligung verheirateter deutscher 
Frauen zwischen 25 und 49 Jahren, d. h. in einem Alter, wo die familiären Verpflichtungen 
am wahrscheinlichsten sind, mit einer Erwerbsquote von 71,1% im Mittelfeld. Hier sind die 
Erhöhungsspielräume beträchtlich. 

Dieses Potential zeigt sich deutlicher anhand der Abbildungen 3.3 und 3.4. Die Balken in 
Abbildung 3.3 stellen den Erwerbsquotenunterschied zwischen ledigen und verheirateten 
Frauen im Alter zwischen 25 und 49 Jahren dar, diejenigen in Abbildung 3.4 repräsentieren 
den Erwerbsquotenunterschied zwischen verheirateten Männern und Frauen zwischen 25 
und 49 Jahren. Es zeigt sich hier ebenfalls, daß in Deutschland ein Erhöhungspotential - 
im europäischen Vergleich - vorhanden ist. Der erhebliche Abstand in Abbildung 3.4 deutet 


auf eine Arbeitsteilung innerhalb des Haushalts hin. 


Diese mittlere Position behält Deutschland auch dann bei, wenn alle Altersklassen ein- 


bezogen werden‘. Wie bereits angedeutet, sollte weiterhin zwischen den neuen und den 


4Siehe Anhang B. 
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Abbildung 3.2: Erwerbsquoten (%) in Europa nach Geschlecht und Familienstand (25-49 


Jahre); 
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-10 
49 Jahre) im Jahr 1997; Quelle: Eigene Darstellung auf der Basis von Eurostat (1998a). 


Abbildung 3.3: Erwerbsquotenunterschied zwischen ledigen und verheirateten Frauen (25- 


Abbildung 3.4: Erwerbsquotenunterschied zwischen verheirateten Männern und Frauen 
(25-49 Jahre) im Jahr 1997; Quelle: Eigene Darstellung auf der Basis von Eurostat (1998a). 


alten Bundesländern unterschieden werden. 


3.1.1.2. Spielräume bei den verheirateten Frauen im deutsch-deutschen Ver- 


gleich 


Genauere Hinweise über das Ausmaß des Einflusses der Arbeitsteilung innerhalb der Haus- 
halte in Westdeutschland gibt Abbildung 3.5. Solche Abbildungen sind allerdings mit 
Vorsicht zu interpretieren, weil sie lediglich ein Bild des aktuellen Arbeitsangebotsverhal- 
tens der Frauen darstellen, die sich in einem gegebenen Jahr in den jeweiligen Altersklassen 
befinden. Die gezeigten Kurven dürfen nicht als Erwerbsverläufe interpretiert werden. Aus 
der Abbildung ist abzulesen, daß eine steigende Tendenz bei der Erwerbstätigkeit von ver- 
heirateten westdeutschen Frauen zwischen dem 25. und dem 60. Lebensjahr festzustellen 


ist. Bei den Altersklassen (15-20), (20-25), (60-65) und (65+) ist die Tendenz eher fallend. 


Die Tatsache, daß in Westdeutschland ein starkes Ernährer-Modell vorherrscht, hat ins- 
besondere in der Vergangenheit zu einem niedrigen Erwerbsbeteiligungsniveau der Frauen 
im gebärfähigen Alter geführt. Dies ist in Ostdeutschland nicht zu beobachten. Daraus 
folgt, daß das Erhöhungspotential bei verheirateten ost- und westdeutschen Frauen spezi- 


fisch bestimmt werden muß. Abbildung 3.6 zeigt die Ausgangsniveaus für eine Erhöhung 
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Abbildung 3.5: Erwerbsquoten (%) verheirateter Frauen nach Altersgruppe, Früheres Bun- 
desgebiet, 1965-1998; Quelle: Eigene Darstellung auf der Basis von Mikrozensusdaten. 


der Erwerbsbeteiligung in Ost- und Westdeutschland. Bei allen Altersklassen außer (15- 
20), (60-65) und (65+) überschreiten die Erwerbsquoten verheirateter ostdeutscher Frauen 


diejenigen der westdeutschen deutlich. 


Es ist nun sinnvoll, den Unterschied zwischen verheirateten und ledigen westdeutschen 
Frauen zu ermitteln. Anhand Abbildung 3.7 wird dieses Potential gezeigt. Damit wird 
offensichtlich, daß die Erhöhungsspielräume in Westdeutschland höher sind, als wenn - wie 
in Abbildung 3.3 - das gesamte Bundesgebiet zusammengefaßt wird. Sie sind bei Frauen im 
Alter zwischen 20 und 60 Jahren erheblich und entsprachen 1998 zwischen 18,5 und 26,1 


Prozentpunkten. 


3.1.2. Geschlechtsspezifische Merkmale der Erwerbstätigkeit verheirateter Frau- 
en und Zeitallokation im Haushalt als Hinweise über ihr Verhalten ge- 


genüber einer Arbeitszeitverkürzung 


Das charakteristische Erwerbsbeteiligungs- und Arbeitszeitverhalten, sowie die von ver- 
heirateten westdeutschen Frauen übernommenen familiären Verpflichtungen, rechtfertigen 
die spezifische Untersuchung ihres Arbeitsangebots. Die Erwerbsbeteiligung verheirateter 
Frauen nimmt tatsächlich eine charakteristische Form an. Auf der einen Seite wird ihre 


Erwerbsbiographie häufig von einer Familienpause unterbrochen, auf der anderen Seite ist 
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Abbildung 3.6: Deutsch-deutscher Vergleich der Erwerbsquoten (%) bei verheirateten Frau- 
en im Jahr 1998; Quelle: Eigene Darstellung auf der Basis von Mikrozensusdaten. 
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Abbildung 3.7: Erwerbsquotenunterschied nach Altersgruppe zwischen den ledigen und den 
verheirateten Frauen in Westdeutschland im Jahr 1998; Quelle: Eigene Darstellung auf der 
Basis von Daten des Statistischen Bundesamtes. 
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die Arbeitszeit während der Erwerbsphasen kürzer. 


3.1.2.1. Zur Bedeutung der Phasenerwerbstätigkeit 


In diesem Abschnitt sollten die geschlechtsspezifischen Merkmale der Frauenerwerbsverläu- 
fe weiter untersucht werden. Auch wenn diese seit den 60er Jahren immer kürzer werden 
- von ca. 15 auf ca. 5 Jahren’, zeichnet sich die Erwerbsbiographie von Frauen durch 
kinderbedingte Unterbrechungen aus®. In Deutschland liegt der Anteil der Hausfrauen, die 
sich aufgrund familiärer Verpflichtungen (Hausarbeit und Betreuung von Kindern und/oder 
anderen Personen) nicht um einen Arbeitsplatz bemühen bei 95% und liegt damit europa- 
weit an der Spitze’. Verheiratete westdeutsche Frauen übernehmen in großem Ausmaß die 
alltägliche Hausarbeit und die Betreuung der Kinder oder pflegebedürftiger Familienange- 
höriger, was sich in den Erwerbsverläufen reflektiert. 

Nach dem von Myrdal und Klein entwickelten Modell ist das Erwerbsverhalten von Frauen 
in drei Phasen aufgeteilt®: 


- Phase 1: Zeitabschnitt zwischen Schulentlassung und Eheschließung (Berufsbildung, 
Berufstätigkeit). 


- Phase 2: Frauen ziehen sich nach Heirat zur Haushaltsführung und Kindererziehung 
aus der Erwerbstätigkeit zurück. 


- Phase 3: Kinder werden erwachsen und die Frau kehrt ın das Berufsleben zurück. 


Der Grund für die Unterbrechungen ist allerdings immer häufiger die Geburt von Kin- 
dern und seltener die Heirat”. Knapp 60% der deutschen Hausfrauen, die ihre Erwerbstä- 
tigkeit nach 1980 unterbrochen haben, gaben 1994 dies als Hauptgrund an. Der europäische 
Durchschnitt lag hier bei 42%!°; nur knapp 5% schieden wegen Heirat aus. Verweildauer- 
analysen wurden durch Paneldaten wie zum Beispiel das Sozio-Ökonomische Panel (SOEP) 
möglich. Sie ergeben, daß der Anteil der Frauen, die kontinuierlich erwerbstätig sind, zwar 
steigt, dies aber auf ein geringes Niveau: Nur 20% der zwischen 1930 und 1939 geborenen 


Vgl. Reinhold U. (1997), S. 84-85. 

$Die kinderbedingten Erwerbsunterbrechungen fanden ebenfalls zu einem späteren Zeitpunkt statt: Das 
Durchschnittsalter zum Zeitpunkt der Unterbrechung stieg von 24 auf 29 Jahren (vgl. Reinhold U. 1997, 
S. 84-85). 

"Vgl. Eurostat (1997a), S. 3. 

® Vgl. Myrdal A., Klein V. (1962), S. 54-66. 

°Vgl. Kirner E., Schulz E. (1993), S. 4; Lauterbach et al. (1994), S. 188. 

10Vgl. Eurostat (1997a), S. 3, Abbildung 4. 
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Frauen mit Kindern waren bis zum 45. Lebensjahr durchgehend erwerbstätig. Die Unter- 
brechungen sind allerdings für die Geburtenjahrgänge 1940-49 tendenziell kürzer, als bei 
den früheren Kohorten!!. Trotz abnehmender Tendenz bleibt heutzutage jedoch ein großer 
Teil der Mütter nach einer Familienphase für eine längere Zeit nicht erwerbstätig, d. h. sie 
sind im 45. Lebensjahr noch nicht auf den Arbeitsmarkt zurückgekehrt. Insgesamt kann 
bei den Geburtsjahrgängen 1920-29, d. h. Kohorten, die ihren Erwerbsverlauf abgeschlos- 
sen haben, eine breite Unterstützung für das Drei-Phasen-Modell gefunden werden. Für 
die jüngeren Geburtsjahrgänge scheitert die Untersuchung daran, daß die Erwerbsverläufe 
noch nicht zu Ende sind. 


Eine Alternative zum Drei-Phasen-Modell wurde in Form eines Sechs-Phasen-Modells 
vorgeschlagen, das nicht mehr nach dem Alter der Frau sondern nach Familienphasen aufge- 
baut wurde!?. Das Sechs-Phasen-Modell besteht zunächst aus einer Gründungsphase (G), 
in der die Eheschließung und die Geburt des ersten Kindes erfolgen. Dabei unterbricht 
möglicherweise die Frau ihre Erwerbstätigkeit. In der folgenden Aufbauphase (A) fällt 
die Entscheidung über ein weiteres Kind. Nur in Familien, die entscheiden, kein weiteres 
Kind zu bekommen, wird die Frau möglicherweise wieder eine Erwerbstätigkeit aufneh- 
men. In der anschließenden Stabilisierungsphase (S) sind alle Kinder im Schulalter und die 
Wiederaufnahme einer Beschäftigung wird für die Ehefrau wahrscheinlicher. In der Konso- 
lidierungsphase (K) haben die ersten Kinder den Haushalt der Eltern schon verlassen und 
die jüngsten Kinder sind über das Vorschulalter hinaus. Hier ist die Wiedererwerbstatigkeit 
der Ehefrau am wahrscheinlichsten. In der Umorientierungsphase (U) sind alle Kinder über 
15 Jahre. Die letzte Phase ist eine Übergangsphase zum nachelterlichen Status. 

Die Relevanz dieses Modells für die Fragestellung läßt sich folgendermaßen begründen. Der 
Begriff der „Erwerbstätigkeit“ im Sinne der OECD („Labour-Force“-Konzept!?) ist für 
Deutschland als Indikator der „tatsächlichen “ Erwerbstätigkeit jünger Mütter nur bedingt 
zu verwenden. Die oben dargestellten Erwerbsquoten sind für die tatsächliche Erwerbs- 
tätigkeit von Müttern mit Kindern im Vorschulalter nicht repräsentativ. Dies ist nicht 
nur auf die Arbeitslosigkeit zurückzuführen, sondern auch darauf, daß vor allem bei ve- 
heirateten westdeutschen Frauen der Erziehungsurlaub intensiv genutzt wird: „Seit dem 


erstmaligen Inkrafttreten des Bundeserziehungsgeldgesetzes am 1. Januar 1986 machen 


vgl. Kirner E., Schulz E. (1993). 

12Vgl. Eggen B. (1998), S. 97 in Dathe D. (1998b), S. 2 zitiert. 

13Nach dem OECD-Labour-Force-Konzept sind als Erwerbspersonen berücksichtigt, die Personen, die 
erwerbstätig oder arbeitslos sind. Als erwerbstätig gelten Arbeitnehmer und Selbständige. Siehe Organi- 
sation for Economic Co-operation and Development (1999b), S. 8-10. 
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(%) 


Bei Frauen nur jene, die in den ersten Phasen tatsächlich erwerbstätig waren 
Datenbasis: Mikrozensus 1995 


Abbildung 3.8: Erwerbstätigenquoten der Partner in Ehen mit Kindern nach Familienpha- 
sen (%); Quelle: Dathe D. (1998b), S. 16. 


etwa 97% aller berechtigten Eltern [...] von dieser Möglichkeit Gebrauch“'*. Bei Müttern 
mit Kind(ern) unter 3 Jahren verursacht der Erziehungsurlaub eine zusätzliche a priori er- 
hebliche Differenz zwischen der Anzahl der Erwerbspersonen und der Anzahl der Personen, 
die „tatsächlich“ eine Erwerbstätigkeit ausüben. Diese Differenz ist um so größer, je größer 
der Anteil der im Erziehungsurlaub befindlichen Frauen ist, die keine Teilzeitbeschäftigung 
ausüben. Auf der Datenbasis des Mikrozensus aus dem Jahr 1995 werden von Dathe neue 
familienspezifische Erwerbsquoten abgeleitet, in welchen nur die tatsächliche Erwerbstätig- 
keit verheirateter Frauen mit Kindern in der Gründungs- und Aufbauphase berücksichtigt 
wird!®. Daraus ergeben sich sehr unterschiedliche Erwerbsbiographien, insbesondere was 
das Erwerbstätigkeitsniveau verheirateter Frauen mit Kindern im Vorschulalter anbelangt. 
Einen Überblick der Erwerbsbiographie nach den von Eggen definierten Familienphasen 
vermittelt Abbildung 3.8. 

Diese Quoten sind sowohl für Ost- als auch für Westdeutschland deutlich niedriger, als 


die üblicherweise verwendeten Erwerbsquoten bzw. Erwerbstätigenquoten. In den alten 


'4Vg]. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (1998a), S. 94. Für den oben 
erwähnten Jahrgang (1920-1929) ist die Unterscheidung irrelevant. 
15 Vgl. Dathe D. (1998b). 
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Bundesländern beträgt die Erwerbstätigkeitsquote in der Gründungsphase ca. 15%, in der 
Aufbauphase knapp 30%. In den neuen Bundesländern sind die entsprechenden Quoten 
im allgemeinen höher außer in der Gründungsphase, wo sie gleiches Niveau haben. In der 
anschließenden Phase steigt sie im Osten viel schneller als im Westen und erreicht über 
60%. 

Weil die positiven externen Effekte der Frauenerwerbsbeteiligung von der tatsächlichen 
Erwerbstätigkeit abhängen, sollte die Erhöhung der tatsächlichen Erwerbstätigenquoten 
angestrebt werden. Bei diesen sind die Erhöhungsspielräume insbesondere bei jungen Müt- 
tern noch größer als vorher angedeutet. 

Die Arbeitsteilung innerhalb des Haushalts beeinflußt nicht nur die Erwerbsquoten, d. h. 
das Niveau der Erwerbsbeteiligung, sondern auch den Umfang des Erwerbsengagements, d. 
h. die Arbeitszeit!®. 


3.1.2.2. Arbeitszeitcharakteristika der erwerbstätigen Frauen 


Entsprechend der in Kapitel 2 ausgewählten Definition der Arbeitszeitverkürzung sollen hier 
zwei Indikatoren der Arbeitszeit diskutiert werden: Die Teilzeitquote und die tatsächliche 
Arbeitszeit. 


Teilzeitarbeit ist insbesondere in Deutschland „Frauensache“. Auf der einen Seite ma- 
chen Frauen den größten Teil der Teilzeitbeschäftigten aus. Im Jahr 1999 betrug dieser 
Anteil in der Bundesrepublik 87%. Auf der anderen Seite übertreffen deutlich die Teil- 
zeitquoten von Frauen die entsprechende Quote der Männer: Im Jahr 1999 gaben 38% 
der Frauen gegenüber 5% der Männer, daß sie einer Teilzeitbeschäftigung nachgehen!”. 
Dabeı sind auch erhebliche Unterschiede zwischen den ost- und westdeutschen Frauen fest- 
zustellen: Im Jahr 1999 waren 42% der westdeutschen bzw. 22% der ostdeutschen Frauen 
teilzeitbeschäftigt!®. In Westdeutschland gaben 65% der teilzeitbeschäftigten Frauen im 
Jahr 1999 persönliche oder familiäre Verpflichtungen als Grund für die Teilzeiterwerbstä- 
tigkeit an. In Ostdeutschland sind es lediglich 21%”. 

Wie Abbildung 3.9 zeigt, sind die Teilzeitquoten auch vom Alter abhängig. Die steile Zu- 
nahme der Teilzeitquote in Westdeutschland für die Lebensphase, in denen üblicherweise die 
Kinder geboren und erzogen werden, zeigt, daß Teilzeitarbeit als Mittel der Vereinbarung 


zwischen Erwerbsarbeit und Familie verwendet wird. Ein solches Verhalten ist allerdings 


l6 Dies entspricht der modernen Variante des „Male-Bread-Winner “-Modells. 

I7Vgl. Statistisches Bundesamt (2000), S. 8. Die Eingliederung als „Teilzeitbeschäftigt“ erfolgt somit 
auf der Basis einer Selbsteinstufung. 

18 Vgl. Statistisches Bundesamt (2000), S. 8. 

19 Vgl. Statistisches Bundesamt (2000); S. 8. 
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Abbildung 3.9: Teilzeitquoten (%) nach Alter im Jahr 1998; Quelle: Statistisches Bundes- 
amt, Mikrozensus, Fachserie 1, Reihe 4. 1. 1., S. 26. 


in Ostdeutschland in geringerem Ausmaß zu beobachten. Dort wurde von 52% der im Jahr 
1999 befragten Teilzeitzeitbeschäftigten die Unauffindbarkeit von Vollzeitarbeitsplätzen als 
Hauptgrund für die Teilzeitbeschäftigung angegeben”’. Im früheren Bundesgebiet waren es 
wohingegen lediglich 7%. 


Die Teilzeitquote ist aber ebenfalls nach dem Familienstand zu unterscheiden. Dies wird 
in Tabelle 3.1 durch eine differenzierte Betrachtung der Vollzeitquoten verheirateter Frauen 


nach dem Alter des jüngsten Kindes gezeigt?!. Unabhängig vom Alter des jüngsten Kindes 


20 Vgl. Statistisches Bundesamt (2000), S. 8. 
2} Die Vollzeitquote wird als der Anteil der erwerbstätigen Frauen mit einer Wochenarbeitszeit von min- 
destens 35 Stunden an allen erwerbstätigen Frauen definiert (vgl. Statistisches Bundesamt 1999, S. 38). 
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Alter des jüngsten Kindes (Jahre) 
10-1 


Früheres Bundesgebiet 243 |115| 13,7 20,2 25,0 
Neue Länder, Berlin-Ost | 36,0 | 38,2 | 52,2 58,7 59,7 


Tabelle 3.1: Vollzeitquote nach dem Alter des jüngsten Kindes, April 1997; Quelle: Stati- 


stisches Bundesamt (1999), S. 37. 
Normalerweise geleistete Wochenarbeitsstunden: 
unter 11 | 11-15 | 16-20 | 21-25 | 26-30 | 31-34 
Frtiheres Bundesgebiet 23,4 13,4 | 37,1 | 13,6 | 10,9 1,6 
Neue Länder, Berlin-Ost 5,7 4,7 19,9 | 15,1 | 43,9 10,6 
Tabelle 3.2: Verteilung der verheirateten teilzeiterwerbstätigen Frauen (15-64 Jahre) mit 


Kind(ern) unter 18 Jahren nach normalerweise geleisteten Arbeitsstunden, 1997; Quelle: 
Statistisches Bundesamt (1999), S. 32. 


sind in Westdeutschland die Vollzeitquoten verheirateter Frauen mit Kindern wesentlich 
niedriger als die entsprechenden Quoten in Ostdeutschland. In Westdeutschland schwankt 
für das Jahr 1997 die Vollzeitquote je nach Alter des jüngsten Kindes zwischen 11,5 und 
25% gegenüber 36 bis 59,7% in Ostdeutschland. 

Wie in Kapitel 2 schon erwähnt, deckt der Begriff „Teilzeitarbeit“ sehr unterschiedliche 
Erwerbsmuster ab. Im folgenden zeigt sich, daß nicht nur die Verbreitung der Teilzeitar- 
beit sich zwischen Ost- und Westdeutschland unterscheidet, sondern auch die ausgewählten 
Teilzeitformen. Tabelle 3.2 gibt eine Idee der geleisteten Arbeitsstunden der teilzeiterwerbs- 
tätigen verheirateten Frauen. Während der größte Teil der weiblichen Teilzeiterwerbstäti- 
gen in Ostdeutschland eine Wochenarbeitszeit von über 20 Stunden aufweist, wählen die 


meisten verheirateten westdeutschen Frauen eine Arbeitszeit von 20 Stunden und darunter. 


Teilzeitarbeit stellt hiermit in Westdeutschland eine reelle Möglichkeit dar, Beruf und 
Familie zu vereinbaren, weshalb sie insgesamt von verheirateten Frauen mit Kindern häufig 
gewählt wird. Im Gegenteil zu ostdeutschen Frauen führen weibliche westdeutsche Teilzeit- 
beschäftigte ihre Wahl auf familiäre Verpflichtungen zurück. Ein europäischer Vergleich 
wird in Anhang C gegeben. 


3.1.2.3. Arbeitsteilung innerhalb des Haushalts 


Die Teilzeiterwerbstätigkeit verheirateter Frauen in Westdeutschland scheint aus dem noch 
herrschenden Rollenverteilungsmodell zu resultieren, in welchem die Frau für die Hausarbeit 
und Kindererziehung verantwortlich ist. Die in Abschnitt 2.3.2 erkärte geschlechtsspezifi- 


sche Arbeitsteilung im Haushalt kann so auch tatsächlich beobachtet werden. 
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Bei dem überwiegenden Teil westdeutscher Männer findet nach einer Veränderung der fa- 
miliären Situation keine Anpassung der Erwerbsarbeitszeit statt. Zum Beispiel gaben im 
Jahr 1995 nur 17% der westdeutschen Männer an, daß sie ihre Arbeitszeit aufgrund der 
Kinderbetreuung geändert haben, gegenüber 44% bei westdeutschen Frauen””. Bei Frauen 
wurde diese Anpassung zum größten Teil mittels Teilzeitarbeitsaufnahme (65%) realisiert. 
Bei Männern hingegen hatte die Arbeitszeitanpassung eher die Form eines Verzichts auf 
Überstunden (9%) oder einer Aufnahme einer Gleitzeitarbeit anstatt starrer Arbeitszei- 
ten (15%). 6% der westdeutschen Männer leisten auch nach einer familiären Veränderung 
Überstunden, zum Teil sogar mehr als davor. Von den vollbeschäftigten Männern mit ei- 
nem Kind unter 3 Jahren möchten sogar 44% ihre Arbeitszeit ausweiten”®. Weiterhin gaben 
74% der westdeutschen und 56% der ostdeutschen Männer, die ihre Arbeitszeit wegen Kin- 
derbetreuung nicht geändert haben, als Hauptgrund für die Beibehaltung ihrer Arbeitszeit 
an, daß diese Betreuungsaufgaben von ihrer Partnerin übernommen worden sei. 

Die staatliche Unterstützung der Versorgerehe spiegelt sich in den beobachteten Familien- 
mustern wider‘. In Westdeutschland waren im Jahr 1996 nur 59,9% der gesamten Paar- 
haushalte Zweiverdienerhaushalte. Westdeutschland weist somit nach Spanien unter 10 
europäischen Ländern den zweitniedrigsten Wert auf. Dieser Anteil betrug in Ostdeutsch- 
land 65,4%. Westdeutschland weist zudem den drittniedrigsten Anteil an Haushalten auf, 
in welchen beide Partner vollzeiterwerbstätig sind (30,2% aller Haushalte) und nimmt mit 
24,2% aller Haushalte einen mittleren Platz hinsichtlich des Modells „Mann Vollzeit, Frau 
Teilzeit“ ein. In Ostdeutschland entsprechen 45,2% der Haushalte einem „Beide Vollzeit “- 
Modell. Bei Haushalten mit Kind(ern) unter 15 Jahren fällt der Anteil der Doppelverdiener 
in Westdeutschland auf 50,8% und liegt bei 64% in Ostdeutschland. In Westdeutschland 
sinkt der Anteil der Haushalte mit zwei Vollzeiterwerbstätigen ebenfalls und zwar auf 20,8%, 
während der Anteil des Modells „Mann Vollzeit, Frau Teilzeit“ an Bedeutung gewinnt; er 
steigt auf 28,8%. Die Aufteilung der verschiedenen Erwerbsmuster bleibt in Ostdeutschland 
von der Anwesenheit von Kind(ern) weitgehend unverändert. Dieser Überblick unterstützt 
für Westdeutschland das Ernährer-Modell auch empirisch. 

Der Mikrozensus 1995 ermöglicht die Untersuchung der Erwerbsbeteiligung und dadurch 
der Arbeitsverteilung im Haushalt nach den von Eggen definierten Familienphasen®®. Einen 
Überblick der Ergebnisse Dathes geben Tabellen 3.3 und 3.4. Die Anwendung des Kon- 
zepts der tatsächlichen Erwerbsbeteiligung unterstreicht die Dominanz des „Male-Bread- 


Winner“-Modells in Westdeutschland. Insbesondere beträgt in den alten Bundesländern 


22 Vgl. Bauer F. et al. (1996b), S. 439. 

23 Vgl. Holst E., Schupp J. (1998), S. 671. 

24Vgl. Dingeldey I. (1999), S. 38-45 auf der Basis von Eurostat-Daten. 

25Vgl. Dathe D. (1998b), S. 12-13. Siehe Abschnitt 3.1.2.1 für eine Definition der Familienphasen. 
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Phasen: Gründung | Aufbau | Stabili- | Konsoli- | Umorien- 
sierung | dierung | tierung 


beide: 42,2 38,5 51,1 56,0 26,6 
beide Vollzeit 32,9 13,6 12,8 19,7 8,7 
Frau Teilzeit 9,3 24,9 38,3 36,3 17,9 


| 
30 | 21 | 24 | 30] 01 | 


Tabelle 3.3: Erwerbstätigenquoten in den alten Bundesländern nach dem Labour-Force- 


Konzept; Quelle: Dathe D. (1998b), S. 13. 


Gründung | Aufbau 


[nur Ehemann | 476 | 544 | 26 
2,4 
3,9 


beide: 13,3 28,4 
beide Vollzeit 6,1 6,7 
Frau Teilzeit 1,2 21,7 


‘aur Ehemann | 76,5 | 645 | 
beide nicht | 79 | 69 | 
Ünsgesamt | 100 | 100 | 


Tabelle 3.4: Erwerbstätigenquoten nach dem Kriterium der tatsächlichen Erwerbstätigkeit 
in den alten Bundesländern; Quelle: Dathe D. (1998b), S. 14. 


der Anteil der Haushalte mit zwei erwerbstätigen Elternteilen in der Gründungsphase le- 
diglich 13,3%, in der Aufbauphase 28,4%, wobei diese Anteile nach dem „Labour-Force“- 
Konzept noch bei 42,2 bzw. 38,5% liegen. Der Anteil der Haushalte, in welchen nur der 
Ehemann erwerbstätig ist, dominiert deutlich und erreicht für die alten Bundesländer in 
der Gründungsphase 76,5% und 64,5% in der Aufbauphase. Die Tatsache, daß der Anteil 
der Teilzeiterwerbstätigkeit in der Stabilierungsphase steil steigt, deutet darauf hin, daß 
die Rückkehr auf den Arbeitsmarkt - möglicherweise nach einem Erziehungsurlaub - in 
Form einer Teilzeitarbeit geschieht”. Die Arbeitsteilung in ostdeutschen Familien fällt im 


allgemeinen weniger asymmetrisch aus. 


Die Hausarbeit wird, sogar wenn beide Haushaltsmitglieder erwerbstätig sind, zum 
größten Teil weiter von Frauen geleistet. Bei den Doppelverdienern, die mindestens jeweils 
30 Wochenarbeitsstunden leisten, wird die Betreuung von Kindern unter 16 wie unter 5 
Jahren zum großen Teil weiter von den Müttern übernommen?’. Bei den Doppelverdie- 


nern mit zwei Vollzeiterwerbstätigen?® und einem Kind im Alter von 3 bis 10 Jahren wird 


26 Vgl. auch Engelbrech G. (1997). 
2?’ Vgl. Eurostat (19976), S. 5, Abbildungen 10a und 10b. 
28 Die Vollzeiterwerbstätigkeit wird hier als eine Beschäftigung von über 30 Wochenstunden definiert. 
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die Mutter in knapp 80% der Fälle als regelmäßige Betreuungsperson an den Werktagen 
genannt, während der Vater nur in 46,7% der Fälle erwähnt wird*’. Bei den westdeut- 
schen Beschäftigten in Paarhaushalten mit einem oder mehreren Kindern leisten Frauen 
37,3 Stunden lang Hausarbeit bzw. Kinderbetreuung gegenüber 17,1 Stunden bei Män- 
nern, die allerdings auch etwa 15 Stunden mehr in die Erwerbsarbeitssphäre investieren?”. 
Wenn Frauen ebenfalls vollzeiterwerbstätig sind, dann leisten sie immer noch 35 Stun- 
den informelle Arbeit (Hausarbeit, Erziehung, Pflege Dritter und Eigenarbeit), so daß die 
Übernahme einer Vollzeiterwerbstätigkeit kaum zu einer Entlastung bei der informellen 
Arbeit führt. Die zunehmende Erwerbsbeteiligung insbesondere der verheirateten Frauen 
entspricht somit keiner Tendenz zur Übernahme der Hausarbeiten bzw. Kinderbetreuung 
durch die Manner*!. Eine breitere Beteiligung an der Hausarbeit der Manner ist nur bei 


den jungen Paaren ohne Kinder festzustellen. 


Insgesamt spiegeln die Ergebnisse für die alten Bundesländer die traditionelle geschlechts- 
spezifische Arbeitsteilung wider®*: Frauen widmen weniger Zeit der Erwerbsarbeitssphäre, 
dafür mehr der Haushaltssphäre. Die Ehemänner arbeiten in der Regel Vollzeit, während 
die Ehefrau - wenn überhaupt - einer Teilzeiterwerbstätigkeit nachgeht. Diese externali- 
sieren die informelle Arbeit nicht und delegieren sie innerhalb des Haushalts auch selten 
weiter: Es findet somit keine Umverteilung innerhalb des Haushalts statt. Verheirate- 
te Frauen passen vorzugsweise ihre Erwerbsarbeitszeit an. Sobald eine Vereinbarung der 
beiden Rollen der Frauen durch reduzierte Arbeitszeiten ermöglicht wird, ist mit einer 


Erhöhung der Frauenerwerbsbeteiligung in Westdeutschland zu rechnen**: 


„Teilzeitarbeit war in der familiären Phase für westdeutsche Mütter in den 
letzten Jahren verstärkt die Voraussetzung, daß ihr Erwerbswunsch auf dem 


Arbeitsmarkt auch realisiert werden konnte.“ 


Einen Erwerbswunsch weisen auch nichterwerbstätige Frauen auf, die ihre Arbeitszeit 
mit ihren familiären Verpflichtungen nicht vereinbaren konnten. Dies wird im folgenden 
Abschnitt gezeigt. 


2° Vgl. Klammer U. (1999), Tabelle 14. 

30 Vgl. Bauer F. et al. (1996b), S. 440. 

31 Vgl. auch Rubery J. et al. (1998), S. 199. 
%2 Vgl. Bauer F. et al. (1996b), S. 440. 

3 Vgl. Holst E., Schupp J. (1993), S. 16. 


oF anon Pigeau - 978-3-631-75023-0 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:10:30AM 
via free access 


3.1.3. Spezifische Arbeitszeitpräferenzen der (verheirateten) Frauen 


In diesem Abschnitt soll ein Überblick über die Arbeitszeitpräferenzen (verheirateter) Frau- 
en gegeben werden. Hiermit soll die These gestützt werden, daß eine Verkürzung der 
Arbeitszeit dazu beitragen kann, die Erwerbstätigkeit von Frauen zu stimulieren. Dies un- 
terstellt, daß ein Erwerbswunsch bei den nichterwerbstätigen Frauen vorhanden ist. Wie 
im vorherigen Kapitel gezeigt, haben Frauen im Vergleich mit Männern kürzere Arbeits- 
zeiten, die sie sich teilweise (noch) kürzer wünschen. Es kann verzeichnet werden, daß bei 
den vollzeitbeschäftigten Frauen mit und ohne Kinder unter 16 Jahren, von denjenigen die 
in die Teilzeit wechseln wollen, im Jahr 1995 39,5% der westdeutschen bzw. 46,1% der 
ostdeutschen Frauen angaben, daß sie sonst ganz aufhören müßten zu arbeiten”. Noch 
relevanter sind allerdings im Hinblick auf die Fragestellung die Erwerbswünsche der nicht- 
erwerbstätigen Frauen: Wenn zum einen die Hausfrauen unerfüllte Erwerbswünsche haben 
und zum anderen die Nichterwerbstätigkeit auf die Unvereinbarkeit von Beruf und Familie 
zurückzuführen ist, kann eine Arbeitszeitverkürzung sie veranlassen, auf den Arbeitsmarkt 


einzutreten. 


3.1.3.1. Arbeitswünsche der nichterwerbstätigen Frauen 


Wenn Frauen nicht in der Lage sind, Beruf und Familie zu vereinbaren und dann ziehen 
es vor, den familiären Verpflichtungen nachzukommen, scheiden sie trotz vorhandener Er- 
werbswünsche aus der Erwerbstätigkeit aus. Dieser Personenkreis wird weder im Sinne des 
statistischen Bundesamtes als „erwerbslos“ noch im Sinne des Arbeitsamtes als „arbeits- 
los“ eingestuft. Dies führt dazu, daß die Erwerbswünsche der Hausfrauen wenig analy- 
siert worden sind: Üblicherweise werden bei Untersuchungen über die Arbeitszeitwtinsche 
ausschließlich Erwerbspersonen befragt. Eine Ausnahme stellt in dieser Hinsicht die IAB- 
Befragung aus dem Jahre 1995 dar. 

In ihr gaben lediglich 58% der nichterwerbstätigen Frauen im Westen und 20% im Osten - 
darunter auch die Hausfrauen - an, daß sie mit ihrer derzeitigen Situation zufrieden sind. 
42% im Westen und 80% im Osten betrachteten sich dagegen als „unterbeschäftigt “5. Auf 
der Basis der gleichen Erhebung ergibt sich, daß 61% der westdeutschen nichterwerbstä- 
tigen Frauen, die grundsätzlich „gerne“ erwerbstätig wären, eher einen Teilzeit- als einen 


Vollzeitarbeitsplatz suchen würden. Diese Größe beträgt nur 20% in Ostdeutschland®*. 


34Vgl. Beckmann P., Kempf B. (1996), Tabelle 5.4.1., S. 402. Vollzeitbeschäftigung wird im IAB- 
Fragebogen als eine Berufstätigkeit von 35 bis 40 Stunden definiert. 

35 Vgl. Beckmann P. (1997b), S. 636. 

36 Vgl. Engelbrech G. et al. (1997), Übersicht 7, S. 156. 
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Gegenwärtiger 
Berufstätigkeitsstatus 


Wunsch nach Berufstätigkeit 


% 
3 [214 
197 | 47,6 
2 | 16,7 


Tabelle 3.5: Anteil der westdeutschen Hausfrauen mit einem oder mehreren Kindern unter 
16 Jahren, die gerne erwerbstätig wären; Quelle: Eigene Berechnungen auf der Basis von 


den IAB-Daten aus dem Jahr 1995. 


arbeitslos gemeldet 
arbeitslos n. gemeldet 
Fortbild. /Umschulung 
Hausfrau 

and. Gründe n. berufst. 


Nach einem Erziehungsurlaub wünschen sich 73% der westdeutschen und 64% der ostdeut- 
schen Frauen eine kürzere Arbeitszeit als vor dem Erziehungsurlaub?”. 

Für die in der vorliegenden Arbeit untersuchte Fragestellung ist allerdings der genaue Er- 
werbsstatus der Befragten relevant. Detailliertere Hinweise über die Erwerbswünsche aller 
verheirateten westdeutschen Frauen mit Kind(ern) unter 16 Jahren im Haushalt zeigen, daß 
auch bei den Nichterwerbstätigen der Wunsch nach einer Teilzeitarbeit erstaunlich verbrei- 
tet ist. Etwa 40% der Hausfrauen und der Frauen, die sich im Erziehungsurlaub befinden, 
gaben im Jahr 1995 an, daß die Aufnahme einer Teilzeitarbeit eine Verbesserung darstellen 


würde®®. 


Bei den westdeutschen Haufrauen mit einem oder mehreren Kindern unter 16 Jahren 
im Haushalt beantworteten - wie Tabelle 3.5 zeigt - 52,4%, daß sie grundsätzlich gern er- 
werbstätig wären?’. Davon gelingte es nur 44,2% - wie Abbildung 3.10 zeigt - erwerbstatig 
zu sein. 33,7% sind trotz Erwerbstätigkeitswunsch Hausfrau. Wenn nach den Gründen des 
Wunsches nach einer Erwerbstätigkeit gefragt wird, geben 50% der westdeutschen Haus- 
frauen mit Kind unter 16 Jahren im Haushalt an, sich von der Hausarbeit nicht ausgefüllt 
zu fühlen. Für 32,8% ist die Erwerbstätigkeit eine Selbstverständlichkeit, wie Tabelle 3.6 
zeigt. 

Es scheint somit bei westdeutschen Hausfrauen ein Potential zu geben, das Arbeitsange- 
bot von Hausfrauen zu fördern: Diese sind zu einem beträchtlichen Anteil gerne erwerbstä- 
tig würden sich aber aufgrund ihrer familiären Verantwortungen eine Teilzeiterwerbstätig- 
keit wünschen. Damit wäre eine vollkommene Externalisierung der mütterlichen Aufgaben 


für sie nicht notwendig. 


37 Vgl. Engelbrech G. et al. (1997), Übersicht 8, S. 162. 

38 Eigene Auswertung der IAB-Daten aus dem Jahr 1995. 

39 Eigene Auswertung der IAB-Daten (Projekt 3-466A aus dem Jahr 1995). Die anderen Ergebnisse sind 
wegen geringer Fallzahlen nur bedingt interpretierbar. 
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Gründe für die triff voll trifft trifft über- 
Für Lebensunterhalt T 29 89 313 


n 
0 

Sich mehr leisten n 43 162 119 115 
Beruf macht Freude n 128 188 98 47 
Gerne mit anderen n 181 201 31 26 
Menschen % 41,2 45,8 7,1 5,9 
Hausarbeit allein n 96 12 102 118 
Erlernten Beruf n 95 103 111 
Rentenvorsorge n 101 175 85 72 
Selbständiger mit n 67 155 125 89 
eigenen Einkommen 9 
Selbstverstandlichkeit n 36 106 158 133 


Tabelle 3.6: Gründe für den Wunsch nach Erwerbstätigkeit bei den westdeutschen Haus- 
frauen mit Kind(ern) unter 16 Jahren; Quelle: Eigene Auswertung der IAB-Daten 


(Projekt3-466A aus dem Jahr 1995). 
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Abbildung 3.10: Berufstätigkeitsstatus der verheirateten westdeutschen Frauen mit 
Kind(ern) unter 16 Jahren im Haushalt, die grundsätzlich „gern“ erwerbstätig wären; Quel- 
le: Eigene Auswertung der IAB-Daten (Projekt 3-466A aus dem Jahr 1995). 


3.1.3.2. Gewünschte Arbeitszeitmodelle in der Partnerschaft 


Die am häufigsten gewünschte partnerschaftliche Arbeitszeitform bei Eltern mit Kindern 
unter 4 Jahren ist die Variante, bei der der eine auf Voll-, der andere auf Teilzeitbasis 
arbeitet. Diese Variante wünschten sich bei den nichterwerbstätigen Frauen 52% der west- 
deutschen und 61% der ostdeutschen Frauen*?. Bei den Erwerbstätigen favorisieren 63% 
der Frauen im Westen und 43% Osten diese haushaltsspezifische Arbeitsteilung. Darun- 
ter wird natürlich bei der Mehrheit verstanden, daß der Mann Voll- und die Frau Teilzeit 
arbeitet. Lediglich 27% der nichterwerbstätigen westdeutschen Frauen wünschten das Mo- 
dell: „Einer arbeitet Vollzeit, der andere nicht“. Mit Kindern zwischen 4 und 6 Jahren im 
Haushalt zogen dieses Modell 46% der nichterwerbstätigen Frauen in den alten Bundeslän- 
dern und 50% in den neuen Bundesländern vor?! und bei den nichterwerbstätigen Frauen 
mit Kindern zwischen 6 und 16 Jahren immerhin noch 43% in Westdeutschland und 40% 
in Ostdeutschland*?. 31% der nichterwerbstätigen westdeutschen Frauen dieser Gruppe 
wünschten sich das Modell: „Einer arbeitet Vollzeit, der andere nicht“. 


“Vgl. Engelbrech G., Jungkunst M. (1998), Übersicht 5, S. 7. 
41 Vgl. Engelbrech G., Jungkunst M. (1998), Übersicht 9, S. 11. 
12 Vgl. Engelbrech G., Jungkunst M. (1998), Übersicht 13, S. 14. 
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3.1.4. Zwischenfazit 


Als Ergebnis dieses Abschnitts kann festgehalten werden, daß die Erwerbsbeteiligung ver- 
heirateter westdeutscher Frauen erhebliche Erhöhungsspielräume bietet. Ihr aktuelles im 
europäischen Vergleich niedriges Erwerbsbeteiligungsniveau läßt sich dadurch erklären, daß 
diese die Hausarbeit und die Betreuung von Kindern bzw. pflegebedürftigen Angehörigen 
übernehmen. Da auf der einen Seite die Externalisierung dieser Verantwortungsbereiche 
nicht möglich ist bzw. nicht gewünscht wird und auf der anderen Seite keine Umverteilung 
der Aufgaben innerhalb des Haushalts stattfindet, passen verheiratete westdeutsche Frau- 
en die Dauer ihrer Erwerbstätigkeit an. Wenn keine Arbeitsstelle mit kurzen Arbeitszeiten 
zur Verfügung steht, müssen Frauen zwischen Beruf und Familie wählen. Ein signifikanter 
Teil verzichtet auf die Erwerbstätigkeit, obwohl der Wunsch nach einer - wenn auch zeit- 
lich eingeschränkten - Erwerbstätigkeit vorhanden ist. Dies stellt die ersten Hinweise dafür 
dar, daß eine Verkürzung der Arbeitszeit, weil. dadurch die Verantwortungsbereiche „Beruf“ 
und „Familie“ nicht mehr konkurrieren, die Erwerbsbeteiligung verheirateter westdeutscher 


Frauen stimulierend beeinflussen kann. 


Außerdem sollte nun auch aus empirischen Gründen deutlich geworden sein, daß eine 
Untersuchung des Arbeitsangebots von Frauen nach dem Familienstand differenziert werden 
und getrennt bei ost- und westdeutschen Frauen erfolgen muß. Entscheidend sind die Rolle 
der Familienverantwortungen und die unterschiedlichen Erwerbswünsche bzw. -verhalten 


im Osten und Westen. 


3.2. Zur Korrelation von Arbeitszeit und Erwerbsbeteiligung 


Die ersten mikrodkonomischen Hinweise zu den Auswirkungen einer Verktirzung der Ar- 
beitszeit sind im vorherigen Abschnitt geliefert worden. Allerdings wurde zwischen Ar- 
beitszeit und Erwerbsquoten noch kein Zusammenhang hergestellt. Dies ist das Ziel des 
nachfolgenden Abschnitts. Dabei werden zwei Ansätze verfolgt. Zunächst werden durch 
internationale Vergleiche Grundzusammenhänge zwischen einem Arbeitszeitindikator und 
den Erwerbsquoten aufgedeckt, um anschließend diese mittels Zeitreihenanalyse auf der na- 
tionalen Ebene näher zu beleuchten. Ökonometrische Instrumente werden erst im folgenden 


Kapitel eingesetzt. 
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3.2.1. International vergleichende Untersuchungen 


Eine Möglichkeit, das Bestehen eines Zusammenhangs zwischen Arbeitszeit und Erwerbs- 
beteiligung einzuschätzen, besteht darin, Erwerbs- und Teilzeitquoten von Frauen gegen- 
überzustellen: Sind die Länder, in denen Teilzeit weit verbreitet ist, auch diejenigen, wo 
die Erwerbsbeteiligung von Frauen hoch ist? Es wird sich im folgenden zeigen, daß eine 
positive Korrelation zwischen diesen beiden Größen beobachtet wird. Zu diesem Zweck 


wird auf unterschiedliche Sekundärdatenquellen zurückgegriffen. 


Die „International Labour Organization“ (ILO) hat auf der Basis von Daten der „Orga- 
nisation for Economic Co-operation and Development“ (OECD) und des „Conseil Econo- 
mique et Social“ (CES) eine positive Korrelation für das Jahr 1980 bereits festgestellt, wie 
Abbildung 3.11 zeigt*. Dieselbe Untersuchung wurde für das Jahr 1995 mit einer größeren 
Anzahl von Ländern durchgeführt. Die Berücksichtigung der ehemaligen Ostblockländer 
verwischt - wie in Abbildung 3.12 gezeigt - den Zusammenhang, da in diesen Ländern eine 
hohe Frauenerwerbsbeteiligung zusammen mit einer geringen Teilzeitarbeitsquote auftritt. 
Dies wurde durch den kaum entwickelten Dienstleistungssektor und die umfassenden Kin- 
derbetreuungseinrichtungen, die eine Vollzeitarbeit der Frauen ermöglichen, erklärt. Wenn 
diese Länder herausgenommen werden, ergibt sich, daß die Korrelation zwischen Erwerbs- 
beteiligung und Teilzeitarbeit immer noch besteht. 

Dieses Resultat stimmt mit den Ergebnissen anderer Studien überein, die auf der Ba- 
sis der Eurostat-Daten durchgeführt worden sind. Wie Abbildung 3.13 zeigt, wurde eine 
positive Beziehung zwischen den Frauenerwerbsquoten und dem Anteil der Teilzeitbeschäf- 
tigten bei den erwerbstätigen Frauen im Alter von 15 bis 64 Jahren auch für 1990 und 
1996 festgestellt‘. Aus dem Vergleich zwischen den Untersuchungen aus den Jahren 1990 
und 1996 ergibt sich, daß die Korrelation zwischen den Teilzeit- und Erwerbsquoten 1996 
deutlicher geworden ist. Die Ausreißer Schweden, Niederlande und Finnland haben sich 
der Korrelationsgerade angenähert. In den Niederlanden ist dies auf eine Steigerung der 


Frauenerwerbstätigkeit, in Finnland und Schweden auf ihre Senkung zurückzuführen. 


Internationale Vergleiche der Teilzeitbeschäftigungsentwicklung sind allerdings aufgrund 
der unterschiedlichen, nationalen Definitionen problematisch und werden daher mit Zeitrei- 


henanalysen anhand nationaler Daten ergänzt. 


43 Vgl. International Labour Organization (1997). In der Untersuchung der ILO wird die Teilzeitquote 
nach den nationalen Definitionen kalkuliert. 
4Vgl. Schulze-Buschoff K. (1999), Abbildung 1.2, S. 7. 
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Abbildung 3.11: Teilzeitarbeit und Erwerbsbeteiligung von Frauen, 1980; Quelle: Interna- 
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1990 


Frauen- 
beschafti- 


€ l G id P B tux NL F D A GB fin Dan Sw 
1990 12 #10 8 18 9 26 16 60 24 34 17 43 #10 38 4 
1996 17 13 9 2 #13 31 18 68 30 34 29 45 16 35 42 


* Beschäftigungsrate: Beschäftigte in Prozent der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter; Teilzeitrate: 
Teilzeitbeschäftigte in Prozent der Beschäftigten insgesamt 
** Deutschland: ab 1996 einschließlich neue Bundesländer 
Quelle: Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaft: Beschäftigung in Europa 
1997, Luxemburg 1997 


Abbildung 3.13: Korrelation der Frauenbeschäftigungsquoten mit der Frauenteilzeitrate, 
1990-1996; Quelle: Schulze-Buschoff K. (1999), S. 7 auf der Basis von Eurostat-Daten. 
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3.2.2. Zeitreihenanalysen 


Mit der Zeitreihenanalyse soll ermittelt werden, ob in der Vergangenheit die Entwicklungen 
der Arbeitszeit - gemessen an der Entwicklung der geleisteten Arbeitsstunden bzw. an der 
Teilzeitquote - und der Erwerbsbeteiligung auf eine negative bzw. positive Korrelation 
hinweist”. Es ergibt sich, daß sich die Erwerbsbeteiligung von Frauen im allgemeinen 
und von verheirateten Frauen insbesondere stetig über die letzten Jahrzehnte erhöht hat, 


während die Arbeitszeit sich über dieselbe Zeitperiode verringert hat. 


Während die Erwerbsquoten der ledigen Frauen und der Männer über den Zeitraum 

(1965-1998) stabil blieben, nahmen die Erwerbsquoten verheirateter deutscher Frauen in 
den letzten hundert Jahren von knapp 10% auf knapp 50% zu“. Eine Untergliederung nach 
Altersgruppen zeigt eine differenzierte Entwicklung, wie Abbildung 3.14 veranschaulicht. 
Bei den Altersgruppen (15-20), (20-25), (60-65) und (65+) kam es zu einem Rückgang der 
Erwerbsquote, der auf eine längere Studienzeit und abnehmende Jugendarbeit bzw. auf 
einen früheren Renteneintritt zurückzuführen ist. Die Erwerbsquote der über 65)ahrigen 
ist heutzutage praktisch vernachlässigbar. Die Erwerbsquote verheirateter Frauen im Al- 
ter zwischen 25 und 60 Jahren ist dagegen stetig gestiegen. Die stärkste Zunahme ist bei 
den verheirateten Frauen zwischen 35 und 55 Jahren festzustellen, während das höchste 
Erwerbsbeteiligungsniveau im Jahr 1998 bei den Frauen zwischen 40 und 45 Jahren zu 
beobachten ist. Am stärksten sind somit die Erwerbsquoten in den Altersklassen gestiegen, 
in denen die Teilzeitarbeit eine Rückkehr in die Erwerbstätigkeit nach der „Familienpause“ 
ermöglichte. Insbesondere haben die Erwerbsquoten von verheirateten Müttern zugenom- 
men”. 
Bei den ledigen Frauen sind die Erwerbsquoten über dieselbe Zeitperiode dagegen weitge- 
hend stabil geblieben und scheinen ein maximales Niveau erreicht zu haben, wie Abbildung 
3.15 zeigt. Dieses ıst mit dem Erwerbsbeteiligungsniveau der Männer vergleichbar und si- 
gnifikant höher als das der verheirateten Frauen. Nur die Erwerbsquoten der Altersgruppen 
(15-20), (60-65) und (65+) sind, wie bei den verheirateten Frauen, gefallen. 


Simultan zu dieser Entwicklung weisen alle Indikatoren darauf hin, daß die Arbeitszeit 
gesunken ist. Historische Statistiken weisen eine beeindruckende Verkürzung der Arbeits- 
zeit auf wöchentlicher sowie auf jährlicher Basis aus. 1860/70 betrug die durchschnittli- 
che bezahlte Wochenarbeitszeit bzw. tatsächliche Jahresarbeitszeit 78 bzw. 3860 Stun- 
den. Anfang des Jahrhunderts waren es 60 bzw. 3390 Stunden und im Jahr 1939 48,5 


45 Notwendigerweise konzentriert sich diese Analyse auf die westdeutschen Frauen. 
#6 Vgl. Radke P. (1996), S. 15. 
47 Vgl. Reinhold U. (1997), S. 78; Radke P. (1996), S. 15. 
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Abbildung 3.14: Erwerbsquoten (%) verheirateter Frauen nach Altersklassen, früheres Bun- 
desgebiet, 1960-1998; Quelle: Statistisches Bundesamt, Lange Reihen. 


1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 1998 


Abbildung 3.15: Erwerbsquoten (%) lediger Frauen über die Zeit, 1960-1998, Früheres 
Bundesgebiet; Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus, Lange Reihen. 


7% lanon Pigeau - 978-3-631-75023-0 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:10:30AM 
via free access 


bzw. 2750 Stunden®®. In Westdeutschland sanken die effektiven Jahresarbeitsstunden 
von durchschnittlich 2080,8 Stunden pro Erwerbstätige ım Jahr 1960 auf 1507 Stunden 
im Jahr 1998*°, was eine Reduktion innerhalb des letzten Zeitraums von 27,5% darstellt. 
Die zeitliche Entwicklung der Arbeitszeit in Deutschland kann auf der Basis der von der 
OECD berechneten Jahresarbeitsstunden im international Kontext verglichen werden” 
Über den Zeitraum (1960-1996) weist Deutschland den schnellsten Rückgang der Jahres- 
arbeitsstunden auf!. Diese Verkürzung der Arbeitszeit erfolgte unter anderem in Form 
einer steigenden Anzahl von Urlaubstagen, da die Anzahl der jährlichen Urlaubstage von 
15,5 Tage im Jahr 1960 auf 31,1 Tage im Jahr 1998 gestiegen ist°?. Geschlechtsspezifische 
Entwicklungen der Wochenarbeitszeit zwischen 1957 und 1998 werden von Abbildung 3.16 
gezeigt. Es zeigt sich, daß die wöchentliche Arbeitszeit der Frauen deutlicher als die der 
Männer gesunken ist. Die wöchentliche Arbeitszeit von Frauen ist zwischen 1957 und 1998 
um 36,7% gefallen, während über dieselbe Zeitperiode die wöchentliche Arbeitszeit der 
Männer „nur“ um 16,1% gefallen ist. Die abnehmende Entwicklung der durchschnittlichen 
Arbeitszeit hat zwei Gründe. Erstens ist die Arbeitszeit der Vollzeitbeschäftigten über die 
gesamte Zeitperiode gefallen und zweitens ist die Teilzeitquote kontinuierlich in den letzten 
Jahrzehnten gestiegen®*. Dies hat sich allerdings nicht zu Lasten der Vollzeiterwerbstatig- 
keit entwickelt: Die Vollzeitintensität°? hat sich seit den 60er Jahren wenig geändert und 
liegt bei etwa 50%”. Von Bedeutung war vielmehr der Arbeitsmarkteintritt von Frauen 
auf Teilzeitbasis’°. Zusammenfassend ist die Arbeitszeit der Frauen stärker als diejenige 
der Männer gefallen, während die Erwerbsbeteiligung von Frauen und insbesondere von 
verheirateten Frauen stärker als die der Männer gestiegen ist. Einen Überblick gibt Ab- 
bildung 3.17. Auf der linken senkrechten Achse stehen die wöchentlichen Arbeitsstunden, 
während auf der rechten senkrechten Achse die Erwerbsquoten abzulesen sind. Es liegt mit 
Hinblick auf die Tatsache, daß die familiäre Verantwortung in Westdeutschland von den 
Frauen übernommen wird, nahe, daß eine Senkung der Arbeitszeit die Erwerbstätigkeit 


insbesondere bei verheirateten Frauen ermöglicht hat. 


#8 Vgl. Lampert H. (1996), S. 163. 

4 Vgl. Institut der Deutschen Wirtschaft (1999), Tabelle 31. 

50Für eine Gesamtentwicklung zwischen 1965 und 1995 siehe Hunt J. (1998), s.: 342. Die Jahresarbeits- 
stunden werden von der OECD als die Summe der tatsächlich gearbeiteten Stunden dividiert durch die 
Anzahl der Erwerbstätigen, kalkuliert. 

5l Daten für die Niederlande nicht über den gesamten Zeitraum vorhanden: 

52 Vgl. Institut der Deutschen Wirtschaft (1999), Tabelle 31. 

53Vgl. Wagner G. (1998), S. 1-2. Siehe auch Abbildung 3.18. 

54 Als der Anteil der Vollzeitbeschäftigten Arbeiter und Angestellte an der Bevölkerung im erwerbsfähigen 
Alter definiert. 

55Vgl. Wagner G. (1998), S. 2. 

56 Schulze-Buschoff kommt zu ähnlichen Ergebnissen (vgl. Schulze-Buschoff K. 1999, S. 22 auf der Basis 
der Panel-Daten des SOEP). 
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Abbildung 3.16: In der vorwiegenden Tätigkeit durchschnittlich tatsächlich geleistete Ar- 
beitsstunden (1957-1998); Quelle: Eigene Darstellung auf der Basis der Mikrozensusdaten. 
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Abbildung 3.17: Wochenarbeitszeit von Frauen und Erwerbsquoten (%) verheirateter Frau- 
en in Westdeutschland, 1957-1998; Quelle: Eigene Darstellung auf der Basis vom Mikro- 


zensus. 
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Abbildung 3.18: Erwerbsquoten (%) verheirateter Frauen und Teilzeitquoten (%) von Frau- 
en, 1962-1998, Früheres Bundesgebiet; Quelle: Eigene Darstellung auf der Basis der Daten 
aus Blossfeld H. P., Rohwer G. (1997), S. 167 und aus dem Mikrozensus. 


Zeitreihen über Teilzeitquoten, die einen langen Zeitraum abdecken, sind rar. Hier wird 
die Zusammenstellung von Blossfeld und Rohwer verwendet’. Die Daten sind allerdings 
nur bis 1988 verfügbar, weshalb für die Zeiten ab 1989 andere Datenquellen verwendet wer- 
den mußten. Eine Möglichkeit besteht darin, die vom Statistischen Bundesamt ermittelten 
Teilzeitquoten zu verwenden. Diese beruhen auf einer Selbsteinschätzung der Befragten. 
Eine andere Möglichkeit ist es, für jedes Jahr den Anteil der weiblichen Erwerbstätigen 
zu berechnen, die normalerweise weniger als 35 Stunden arbeiten. Die beiden Reihen wer- 
den in Abbildung 3.18 der Entwicklung der Erwerbsquoten gegenübergestellt. Der Sprung 
im Jahr 1990 bei den Erwerbsquoten, sowie bei den Teilzeitquoten, kann dadurch erklärt 
werden, daß ab 1990 die geringfügig Beschäftigten als erwerbstätig eingeordnet werden, 


58 


während sie vor 1990 ausgeschlossen waren”. Diese Gegenüberstellung verdeutlicht den 


positiven Zusammenhang zwischen Erwerbsquote und Teilzeitquote, der auf einen negati- 


ven Zusammenhang zwischen Wochenarbeitszeit und Erwerbsbeteiligung hinweist. 


57Vg]. Blossfeld H. P., Rohwer G. (1997), S. 167. Dabei wird die Teilzeitarbeit als eine Beschäftigung 
von wöchentlich 1 bis 36 Stunden definiert. 

58Vgl. Rubery J. et al. (1998), S. 59. 1990 wurde ebenfalls die Meldepflicht für die geringfügig Beschäf- 
tigten eingeführt (vgl. Neuhold C. 1999, S. 43). 
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3.3. Fazit 


Es wurde im vorliegenden Kapitel gezeigt, daß die ost-west-spezifischen Erwerbstätigkeits- 
merkmale von Frauen - neben dem in Kapitel 2 diskutierten gesellschaftlichen Modell - eine 
differenzierte Untersuchung des Frauenarbeitsangebots erfordern. Darüber hinaus ist eine 
Unterscheidung nach dem Familienstand relevant. Eine Betrachtung der aktuellen Erwerbs- 
beteiligungsniveaus weist darauf hin, daß vor allem bei den verheirateten westdeutschen 
Frauen Erhöhungsspielräume vorhanden sind. 

Daneben kann zusammenfassend festgestellt werden, daß die heutigen Merkmale der Frau- 
enerwerbstätigkeit verheirateter westdeutscher Frauen darauf hinweisen, daß reduzierte Ar- 
beitszeiten zur Vereinbarung von Beruf und Familie verwendet werden. Weiterhin steht 
fest, daß die zunehmende Frauenerwerbsarbeit nicht zur Verlagerung der familiären Zu- 
ständigkeit der Frauen auf die Männer geführt hat. Daraus folgt, daß Frauen nur dann 
erwerbstätig werden, wenn sie dies mit den familiären Pflichten kombinieren können. Dann 
liegt es nahe, daß eine Arbeitszeitverkürzung die Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen 
stimulieren kann. In vielen Untersuchungen werden dennoch der hier unterstellte theore- 
tische Effekt der Teilzeitarbeit auf die Erwerbsbeteiligung und der statistische Effekt der 
Erwerbsbeteiligung auf die Teilzeitquoten nicht deutlich getrennt. Dies wird anhand des 
folgenden Zitats angedeutet: 


„Ihe rise of part-time work ıs explained by the entry into the labour market of people, 
mainly women, who remained out of market work when the only option available was 


full-timer jobs“.°? 


Das Ziel des kommenden Kapitels besteht nun darin, das Bestehen des in Abbildung 
3.17 angedeuteten langfristigen Zusammenhangs anhand einer Modellierung der Arbeitszeit 
als exogene Variable nachzuweisen. Gelingt dies, kann davon ausgegangen werden, daß 
langfristig die Erwerbsbeteiligung - bis auf kurzfristige Abweichungen - empirisch von der 
Arbeitszeit abhängt. 


®°ygl. Hakim C. (1998), S. 103. 
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4. ÖKONOMETRISCHE UNTERSUCHUNG 


4.1. Ziel der ökonometrischen Untersuchung 


Wie aus dem vorherigen Kapitel hervorgeht, scheint empirisch ein negativer Zusammen- 
hang zwischen der Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen und der auf dem Arbeitsmarkt 
gearbeiteten Arbeitszeit zu bestehen: In den letzten 40 Jahren hat sich die Arbeitszeit 
stetig verringert, während die Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen stetig gestiegen ist. 
Das Ziel der folgenden ökonometrischen Untersuchung besteht darin, den empirischen Zu- 
sammenhang näher zu erfassen und die folgende Fragestellung präziser beantworten zu 
können: Reflektiert der in Abbildung 3.17 dargestellte negative Zusammenhang eine lang- 
fristige Korrelation, die die theoretische Fragestellung rechtfertigen kann? Wenn ja, wird 
es die Aufgabe des noch kommenden theoretischen Teils sein, diesen empirischen Zusam- 
menhang zu erklären. Wenn das Bestehen eines langfristigen empirischen Zusammenhangs 
gezeigt worden ist und wenn theoretisch eine Kausalität abgeleitet werden kann, dann kann 
unterstellt werden, daß in der Vergangenheit die Verkürzung der Arbeitszeit tatsächlich die 
Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen stimuliert hat. Die Untersuchung der empirischen 
Beziehung zwischen der Zeitreihe der Erwerbsquoten verheirateter Frauen auf der einen Sei- 
te und der Zeitreihe eines Indikators für die Entwicklung der Arbeitszeit auf der anderen 
Seite kann einer solchen Frage nachgehen. Um den langfristigen Zusammenhang zwischen 
diesen beiden Zeitreihen zu erfassen, bietet sich eine Kointegrationsanalyse an, weil diese 
zwischen langfristigen und kurzfristigen Einflußfaktoren unterscheidet. Wenn zwei Varia- 
blen kointegriert sind, ist davon auszugehen, daß die kointegrierende Linearkombination 


einen langfristigen Zusammenhang darstellt. 


4.2. Ausgewählte Indikatoren 


Die Daten wurden dem Mikrozensus entnommen. Es handelt sich daher um jährliche Daten, 
die die Zeitperiode 1957-1998 abdecken und aus n = 42 Datenpunkten bestehen. Jährli- 


che Daten sind für eine Kointegrationsanalyse zu empfehlen, weil die zugrundeliegenden 
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Einheitswurzeltests - inbesondere der Dickey-Fuller (DF)- bzw. Augmented Dickey-Fuller 
(ADF)-Test - dann die beste Trennschärfe aufweisen': Bei gegebener Anzahl von Daten- 
punkten verbessert sich die Trennschärfe eines Einheitswurzelstests, wenn die Spannweite 
der Daten breiter wird, während bei gegebener Spannweite in dieser Hinsicht die Anzahl 
der Datenpunkte relativ unbedeutend ist?. Nichtsdestotrotz sollte die Stichprobe hier als 


„klein“ angesehen werden, was wiederum Konsequenzen für die Schätzstrategie hat. 


4.2.1. Messung der Erwerbsbeteiligungsentwicklung 


Die Entwicklung der Erwerbsbeteiligung verheirateter westdeutscher Frauen wird anhand 
ihrer Erwerbsquoten gemessen, i. e. der Anteil der verheirateten weiblichen Erwerbsper- 
sonen über 15 Jahre an der gesamten Population der verheirateten westdeutschen Frauen 
der gleichen Altersgruppe. Die Variable, die diese Erwerbsquoten darstellt, wird „Bwggb“ 


(Erwerbsquote gesamte Bevölkerung) genannt. 


4.2.2. Indikator der Arbeitszeitentwicklung 


Als Indikator für die Entwicklung der Arbeitszeit kann nur die Zeitreihe der (in der Berichts- 
woche) wöchentlichen tatsächlich geleisteten Arbeitszeit - „wtaz“ (wöchent-liche tatsächliche 
Arbeitszeit) abgekürzt - verwendet werden, denn es ist die einzige Reihe, die über den ge- 
samten Zeitraum zur Verfügung steht’. Darunter wurde nur die Arbeitszeit der abhängig 
Beschäftigten berücksichtigt, die auch positive Arbeitsstunden hatten. Arbeitszeiten von 
Null Arbeitsstunden in der Berichtswoche wurden ausgelassen, um auf der einen Seite Frau- 
en, die sich im Erziehungsurlaub befinden, auszuschließen? und auf der anderen Seite nicht 
repräsentative Arbeitszeiten außer Acht zu lassen’. Auf dieser Basis wurde die Zeitreihe 
„wtazabpo“ (wöchentliche tatsächliche Arbeitszeit der abhängig Beschäftigten mit positiven 
Arbeitsstunden) berechnet. Der Zusammenhang zwischen Arbeitszeit und Erwerbsbetei- 
ligung verheirateter Frauen ist - wie vom vorherigen Kapitel schon angedeutet - negativ: 
Wenn die Arbeitszeit sinkt, steigen die Erwerbsquoten verheirateter Frauen. Die beiden 
Zeitreihen können nicht kointegriert sein, denn kointegrierte Variablen weisen einen gemein- 


samen Trend auf, in dem Sinne, daß zwei kointegrierte Variablen von einander nicht lang- 


!Die Trennschärfe eines Tests wird von der Wahrscheinlichkeit gegeben, eine Hypothese zu verwerfen, 
wenn diese falsch ist. Die Trennschärfe ist somit ein Kriterium für die Diagnosefähigkeit eines Tests. 

2Vgl. Campbell J. Y., Perron P. (1991), S. 13. 

3Die „normalerweise geleistete Arbeitszeit“ ist nur ab 1976 verfügbar. 

‘Diese werden tatsächlich vom Statistischen Bundesamt als „erwerbstätig“ betrachtet. 

5 Arbeitszeiten von Null Stunden spiegeln nicht die auf dem Arbeitsmarkt angebotene Arbeitszeit wider. 
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fristig abweichen. Dies ist bei einem negativen Zusammenhang offensichtlich nicht der Fall. 
Zwecks der Herausstellung eines langfristigen Zusammenhangs anhand einer Kointergati- 
onsanalyse muß ein anderer Arbeitszeitindikator abgeleitet werden. Die „Arbeitszeitquote“ 


- „wtazabpog“ - wird auf der Basis der Arbeitszeitreihe „wtazabpo“ definiert: 


112 — wtazabpo 
112 


wtazabpogq 


112 7x 16 


112 ist somit die gesamte wöchentlich zur Verfügung stehende Zeit: Theoretisch können 
7 Tage à 16 Stunden gearbeitet werden (8 Stunden wurden als Schlafzeit abgezogen). 
„wtazabpog“ ist somit ein Indikator für den Anteil der gesamten Zeit, die nicht gearbeitet 
wird, d. h. ein Freizeitindikator. Dieser Indikator steigt, wenn die Arbeitszeit fällt. 


Zu vermerken ist hier die Tatsache, daß nicht zwischen der Arbeitszeit der verheirateten 
und nicht verheirateten Frauen unterschieden wird. Dies ist hier sinnvoll, da die Funktion 
des Arbeitszeitindikators darin besteht, die auf dem Arbeitsmarkt verfügbare Arbeitszeit 
widerzuspiegeln. Es gibt daher keinen Grund, die nicht verheirateten Frauen auszuschlie- 
fen. Es würde sogar den Indikator der verfügbaren Arbeitszeit verzerren. Gleichzeitig sind - 
aufgrund der auf dem Arbeitsmarkt beobachtbaren horizontalen und vertikalen Segregation 
- die für die Frauen und für die Männer zur Verfügung stehenden Arbeitszeiten unterschied- 
lich, weil die angebotenen Arbeitszeiten nach dem Wirtschaftssektor und der Position in 
der Hierarchie variieren. Daher sollten die Männerarbeitszeiten in der Erstellung eines 


Indikators der von Frauen besetzbaren Arbeitszeiten nicht einbezogen werden. 


Die beiden Zeitreihen werden in Abbildung 4.1 gezeigt. Auffällig ist der Sprung bei 
den Erwerbsquoten im Jahr 1990. Möglicherweise wird dieser Schock modelliert werden 
müssen. Obwohl beide Zeitreihen nicht die genau gleichen kurzfristigen Fluktuationen 
aufweisen, scheinen sie einem gemeinsamen Trend - im Sinne einer parallelen Entwicklung 
- zu folgen. Im folgenden wird die Methode dargestellt, die zur Erfassung des langfristigen 


Zusammenhangs angewendet wird. 


$Vgl. Weck-Hannemann H. (2000), S. 200 für einen Überblick der aktuellen Diskussion. Die horizon- 
tale Segregation bezieht sich auf die unregelmäßige Verteilung von Frauen über die Wirtschaftssektoren, 
während die vertikale Segregation die unregelmäßige Verteilung von Frauen in der Hierarchie bezeichnet. 
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on —— Ewggb + wtazabpog 
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Abbildung 4.1: Erwerbsquoten verheirateter Frauen (%) und Anteil der nicht gearbeiteten 
Zeit an der gesamten zur Verfügung stehenden Zeit (%) in Westdeuschland (1957-1998); 
Quelle: Pc-Give Darstellung auf der Basis vom Mikrozensus 1957-1998. 


4.3. Methodischer Ansatz 


4.3.1. Methodisch bedingte Voraussetzungen 


Wie schon angedeutet, wird eine Kointegrationsanalyse durchgeführt, weil sie am besten 
dem Ziel der Erfassung einer langfristigen Beziehung entspricht. Die Motivation eines sol- 
chen Ansatzes besteht darin, daß die statistischen Merkmale der Variablenzeitreihen in der 
ökonometrischen Modellierung nicht ignoriert werden dürfen, weil diese auch die Qualität 
einer Schätzung beeinflussen. Insbesondere setzt die „Methode der Kleinsten Quadrate“ 
(KQ-Methode) die Stationarität der Variablen voraus. Eine Variable ist dann stationär, 
wenn ihre Erwartung und ihre Varianz konstant über die Zeit bleiben und die Kovarianz 
zwischen zwei Zeitpunkten nur vom Zeitabstand und nicht vom Zeitpunkt selbst abhängt’. 
Nichtstationarität der Regressoren bzw. Trends in den Zeitreihen implizieren, daß die Theo- 
rie, auf welcher die Inferenzverfahren beruhen, nicht mehr gültig ist. Zum Beispiel hält der 
Beweis der Konsistenz der KQ-Schätzer nicht mehr und die Verteilung der t-Statistiken 


weicht von der üblichen t-Verteilung ab’. Zudem tritt bei nichtstationären Variablen das 


TEs handelt sich hier um die Definition der schwachen Stationarität bzw. Kovarianzstabilität. 
®Siehe zum Beispiel Thomas R. L. (1996), S. 377. 
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so genannte „Scheinregressionsproblem“ auf’. Daraus resultiert, daß die t-Werte und R? 
hoch sind, sogar wenn die Variablen nicht korreliert sind. Wenn zudem Autokorrelation in 
den Störvariablen auftritt, dann werden die geschätzten Standardabweichungen gegen Null 
verzerrt und die t-Statistiken werden überschätzt!". Nur der Wert der Durbin-Watson- 
Statistik (DW) kann einen Hinweis auf die Fehlergebnisse liefern, indem er sehr niedrig 
ausfällt!!. Daher müssen Variablen, die nicht stationär sind, ,stationarisiert “ werden. Dies 
erfolgt unter anderem durch Differenzierung der Daten. Eine Zeitreihe ıst dann „inte- 
griert vom Grade d“ - I(d) bezeichnet, wenn sie nicht stationär ist, aber durch d-fache 
Differenzierung stationarisiert werden kann!?. Nichtstationäre Niveaudaten können nicht 
ohne weiteres in ein KQ-geschätztes Modell einbezogen werden. In diesem Kontext stellt 
der Kointegrationsansatz eine Antwort auf zwei Forderungen dar. Erstens wird durch die 
Stationarisierung der Variablen Niveauinformation vernichtet, die wieder in das ökonome- 
trische Modell eingegliedert werden sollte. Beziehungen zwischen differenzierten Variablen 
informieren tatsächlich nur über die kurzfristigen Zusammenhänge. AY, hängt allerdings 
nicht nur von AX; ab, sondern auch von der Position von Y, gegenüber seinem Gleichge- 
wichtswert in (t — 1): Falls in (t — 1) Y sich über seinem langfristigen Wert befindet, ist 
zu erwarten, daß der kurzfristige Mechanismus den Y-Wert in t herunterdrückt!?. In die- 
sem Sinne wird durch eine Modellierung in der Form AY; = BAX; + €: Niveauinformation 
vernichtet!4. Zweitens ist es sinnvoll, zwischen langfristigen und kurzfristigen Zusammen- 
hängen zu unterscheiden: Wenn zwei Variablen kurzfristig keine Korrelation aufweisen, 
können sie dennoch langfristig einem gemeinsamen Trend folgen. Eine solche langfristige 
Beziehung wird von der kointegrierenden Beziehung widergespiegelt. 

Zwei Variablen sind kointegriert vom Grad (d,b), wenn sie beide /(d) sind und wenn es 
möglich ist, eine Linearkombination dieser beiden Variablen zu finden, die I(d — b) ist. 
Dann werden die beiden Variablen als CI(d,b) bezeichnet!°. Für d = b = 1 ist es möglich 
- wenn beide Variablen C'I(1,1) sind - eine kointergrierende Linearkombination zu finden, 
die stationär ist!°. Wenn eine solche Beziehung besteht, kann sie als langfristige Beziehung 


interpretiert werden. 


Vgl. Thomas R. L. (1996), S. 377. 

0Vgl. Rüdel T. (1989), S. 29. 

Il Vg], Charemza W. W., Deadman D. F. (1997), S. 94. 

12Siehe Box G. E. P., Jenkins G. M. (1970) zitiert in Rüdel T. (1989), S. 6. 

'3Die langfristige Beziehung wird häufig als „Gleichgewicht“ bezeichnet. Es handelt sich hier allerdings 
weder um das Verhalten der Wirtschaftssubjekte noch um geräumte Märkte, sondern deutet „the tendency 
of an economic system to move towards a particular region of the possible outcome space“ (vgl. Granger 
C. W. J. 1991, S. 68). Siehe auch Banerjee A. et al. (1993), S. 2-3. 

l4Vgl. zum Beispiel Thomas R. L. (1996), S. 379-380. 

!5Vgl. zum Beispiel Engle R. F., Granger C. W. J. (1987), S. 253. 

167(0) und stationär werden hier als Synonyme verwendet. 
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Zusammenfassend sind nichtstationäre Niveaudaten, die Niveauinformationen enthal- 
ten, in einem KQ-geschätzten Modell nur dann zulässig, wenn diese Niveaudaten in einem 
langfristigen Zusammenhang stehen, d. h. kointegriert sind. Sie erscheinen dann aus- 


schließlich in der kointegrierenden Beziehung. 


4.3.2. Grangers Repräsentationstheorem 


Obwohl Fehlerkorrekturmodelle der Kointegrationsanalyse chronologisch vorliegen, können 
sie in der heutigen ökonometrischen Forschung kaum voneinander getrennt werden, weil 
Fehlerkorrekturmodelle neben den kurzfristigen Variablen die kointegrierende Linearkom- 
bination enthalten. Fehlerkorrekturmodelle ermöglichen die Vereinbarung der kurzfristigen 
und langfristigen Effekte und die Einbindung von Niveauinformation durch die kointegrie- 


rende Linearkombination. 


Nach Grangers Repräsentationstheorem existiert, wenn eine Variable X, und eine Varia- 
ble Y, I(1) und kointegriert sind, auch ein Fehlerkorrekturmodell!?. Die intuitive Idee ist, 
daß ein Differenzmodell diesen Zusammenhang unvollständig modelliert, wenn Variablen 
tatsächlich zusammen „trenden“. Insbesondere sollte der Abstand der abhängigen Varia- 
ble zu ihrem Gleichgewichtswert in der Vorperiode berücksichtigt werden. Das einfache 
dynamische Modell: 

Y; = ao + O1Yi-1 + Oo Xt + By Xt-1 + Et 


mit: 


& ~ IN(0, 02) 


kann folgendermaßen umgeformt werden: 


AY, = Ag+ Bo AXt+ ô (Y — P X), 4 +E: (4.1) 
m a 


Fehlerkorrekturmechanismus 


mit: 


6 = (a —1) 
_ Bothy 
a= 1- ay 


Gleichung 4.1 stellt ein Fehlerkorrekturmodell dar, in welchem ô (Y — p X),_, den Fehler- 


korrekturmechanismus darstellt. 6 sollte negativ sein, um eine Abweichung der langfristigen 


I7Vgl. Engle C. W. J., Granger R. F. (1987), S. 255-256. 
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Beziehung korrigieren zu können, wobei || die Anpassungsgeschwindigkeit ist. y ist ein 


langfristiger Parameter, während ĝo hier der einzige kurzfristige Parameter ist. 


Wenn Gleichung 4.1 zu schätzen ist, ist es üblich, auf die sogenannte „Engle-Granger- 
Two-Step-Procedure“ zurückzugreifen!®. Nach Engle und Granger besteht die erste Phase 
darin, die langfristige Beziehung zu schätzen: Y, = c+ 6X;+ 2%, wobei z; weißes Rauschen 
ist. Weil die Form des Modells so vorgegeben ist, sind in der Regel die Schätzresiduen hoch 
autokorreliert, heteroskedastisch und die Schätzer des KQ-Verfahrens verzerrt. Auch wenn 
sie unter den üblichen Annahmen die besten linearen und unverzerrten Schätzer (BLUE) 
sind, werden sie im Fall nicht kointergrierter Variablen ineffizient. Zudem haben Auto- 
korrelation und Heteroskedastizität Auswirkungen auf die Schätzstandardabweichungen: 
Sie implizieren eine Verzerrung in der Schätzung der Varianz. Da die Niveauvariablen 
nichtstationär sind, stellt sich auch das Problem der Scheinregression. Dies verfälscht die 
statistische Inferenz. Allerdings sind die KQ-Schätzer des Kointegrationsvektors im Fall 
kointegrierter Variablen - d. h. z ist stationär - konsistent (Stock Theorem!?). Weil diese 
KQ-Schatzer noch schneller als die KQ-Schätzer bei stationären Variablen konvergieren, 
wurden sie als „superkonsistent“ bezeichnet. 

In der zweiten Stufe des Engle-Granger-Verfahrens wird Gleichung 4.2 geschätzt. Die in 


der langfristigen Gleichung geschätzten 2, werden folgendermaßen verwendet: 
Ay = a9 + PrAzı + 624-1 + Et (4.2) 


wo 2, den Fehlerkorrekturmechanismus darstellt. Jetzt sind alle Variable im Modell 
stationär, so daß die KQ-Schätzer alle konsistent und effizient sind. Obwohl die geschätzten 


Z statt der wahren z; verwendet werden, behalten alle Schätzer ihre Eigenschaften?’ 


4.3.3. Kleine-Stichproben-Methode 


Dem zweistufigen Verfahren von Engle und Granger wird allerdings ihre beschränkte Lei- 
stungsfähigkeit bei kleineren Stichproben vorgeworfen?!. Bei kleineren Stichproben sind 
die KQ-Schätzer der langfristigen Gleichung, d. h. die im ersten Schritt des zweistufi- 


gen Verfahrens geschätzten Koeffizienten, verzerrt??. Diese Verzerrung sollte allerdings bei 


18 Vgl. Engle R. F., Granger C. W. J. (1987). 
19 Vgl. Stock J. H. (1987) zitiert in Rüdel T. (1989), S. 6. 
2°Vel. Stock J. H. (1987) zitiert in Rüdel T. (1989), S. 54. 


21Vgl. Rüdel T. (1989), S. 54-57 und Thomas R. L. (1996), S. 434 für einen Überblick bezüglich der 
Alternativansätze. 


22 Vgl. Thomas R. L. (1996), S. 434-35; Hendry D. (1991), S. 56. 
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zuwachsender Stichprobe schrumpfen, weil die KQ-Schätzer im Fall kointegrierter Varia- 
blen (super)konsistent sind: Die KQ-Schätzer konvergieren zu ihrem wahren Wert - die 
Verzerrung konvergiert gegen Null - sogar schneller als bei stationären Variablen (Stock- 
Theorem). Die Größe der ursprünglichen Verzerrung hängt von der Natur der Daten und 
von der Stichprobengröße ab. Bei jährlichen Daten fällt die Verzerrung geringer aus als bei 
täglichen Daten??. Banerjee et al. zeigen, daß die Verzerrung der KQ-Schätzer langsamer 
als theoretisch erwartet abnimmt, was in kleinen Stichproben zu einer größeren Verzerrung 
führt, als man theoretisch zu erwarten hätte?*. Zudem zeigen sie, daß die Verzerrung mini- 
miert wird, wenn eine simultane Schätzung der langfristigen und kurzfristigen Parameter 
dem zweistufigen Verfahren vorgezogen wird. Diese Ergebnisse können daher als eine War- 
nung vor dem zweistufigen Verfahren bei kleineren Stichproben interpretiert werden”, was 
Thomas” veranlaßt, die simultane Schätzung der kurzfristigen und langfristigen Parameter 
als einen Alternativansatz zum Engle-Granger-Ansatz zu betrachten. Demnach sollte die 


folgende Gleichung geschätzt werden”: 


AY, = ao + SAY: t YO AK; + Yei - 6p Xe te (4.3) 


t=1 j=l 
in welcher 6 negativ sein sollte, damit die Niveaudaten einen Fehlerkorrekturmechanismus 
bilden. sollte positiv sein, wenn langfristig Y positiv von X beeinflußt wird. —dy ist 
somit als positiv zu erwarten, sobald Y und X in einem positiven Zusammenhang stehen. 


Die Anzahl m und r der verzögerten differenzierten Variablen, die eingebunden werden 


sollten, muß durch geeingnete Modellierung bestimmt werden. 


Da die verfügbaren Daten über die Erwerbsquoten und die Arbeitszeit eine kleine Stich- 
probe darstellen und weil die Schätzer der Gleichung 4.3 dann weniger verzerrt sind als die 
des zweistufigen Verfahrens, wird die simultane Schätzung anhand Gleichung 4.3 dem üb- 
licheren Engle-Granger-Verfahren vorgezogen. Kointegration der Variablen wird über die 
Residuen e, der Gleichung 4.3 getestet: Wenn der Prozeß £c, stationär ist, dann sind Y und 
X kointegriert. Dies würde daran liegen, daß die Niveaudaten C/(1,1) sind. Dies würde 
weiterhin auf der einen Seite implizieren, daß die A-Glieder alle stationär sind und auf der 
anderen Seite, daß (6Y;_ı — 6yX;,_;) stationär ist. Die Durchführung der Kointegrations- 


analyse setzt als erster Schritt die Untersuchung der Zeitreihenmerkmale voraus, was im 


?3\gl. Bresson G., Pirotte A. (1995), S. 432. 

“Vgl. Banerjee A. et al. (1986). 

25Vgl. Thomas R. L. (1996), S. 434-35; Hendry D. (1991), S. 56; Bresson G., Pirotte A. (1995), S. 432. 
2° Vgl Thomas R. L. (1996), S. 434-36. 

27Siehe Thomas R. L. (1996), S. 435. 
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folgenden Abschnitt erfolgt. 


4.4. Analyse der Daten 


Die Kointegrationsanalyse unterstellt, daß die zu kointegrierenden Variablen die gleiche 
Integrationsordnung haben. 


4.4.1. Niveaudaten 
4.4.1.1. Darstellung der Daten 


Die beiden zu untersuchenden Zeitreihen wurden in Abbildung 4.1 dargestellt. Die beiden 
Verläufe veranschaulichen die Nichtstationarität der Daten, da der Mittelwert - wie es häu- 
fig bei ökonomischen Zeitreihen der Fall ist - über den Zeitraum nicht konstant ist. Der 
schon erwähnte Sprung im Jahr 1990 bei den Erwerbsquoten resultiert aus einer Definiti- 
onsänderung des statistischen Bundesamtes, wie in Abschnitt 3.2.2 bereits erklärt. Zum 
gleichen Zeitpunkt ist ebenfalls ein Sprung - allerdings geringeren Umfangs - bei der Reihe 
„wtazabpog“ zu vermerken, der darauf zurückzuführen ist, daß die Berücksichtigung der 


geringfügig Beschäftigten die durchschnittliche Arbeitszeit der Erwerbstätigen nach unten 
drückt. 


4.4.1.2. Partielle Autokorrelationsfunktion (PACF) 


Die Darstellung der partiellen Autokorrelationsfunktion ist der nächste Schritt in der Unter- 
suchung der Daten. Ein Überblick über die Aussagekraft der partiellen Autokorrelations- 
funktion wird in Anhang D gegeben. Sie liefert erste Auskünfte über die Integrationsord- 
nung der Zeitreihen und die Ordnung des autoregressiven Prozesses. Diese Informationen 
sind dann relevant, um über die Anzahl der verzögerten abhängigen Variablen im AD F-test 
zu entscheiden. Aus den PACF- Graphiken in Abbildungen 4.2 und 4.3 ıst ein autoregres- 
siver Prozeß erster Ordnung - AR(1) notiert - für beide Variablen zu vermuten, da nur die 
erste verzögerte abhängige Variable im autoregressiven Prozeß sich von Null unterscheidet 
und knapp bei eins liegt. Diese Grafiken deuten auf eine Integration erster Ordnung hin, 
weil eine Doppeleinheitswurzel nur bei AR(p) mit p > 1 vorkommen kann. Ein formaler 
Test für Nichtstationarität wird ım folgenden vollzogen. Dabei kann bereits jetzt erwartet 
werden, daß ein DF-Test zur Untersuchung der Stationaritätsmerkmale ausreichend sein 


wird. 
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——PACF-Ewagb 


Abbildung 4.2: Partielle Autokorrelationfunktion der Zeitreihe „Ewqgb“; Quelle: Pc-Give 
Darstellung. 


Abbildung 4.3: Partielle Autokorrelationfunktion der Zeitreihe „wtazabpoq“; Quelle: Pc- 
Give Darstellung. 


4.4.1.3. Einheitswurzeltests auf Niveaudaten 


Der „Dickey-Fuller“ (DF) bzw. der „Augmented-Dickey-Fuller-Test“ (ADF) ist der be- 
kannteste Einheitswurzeltest. Dabei wird geprüft, ob der Prozeß eine Einheitswurzel ent- 
hält. Die Nullhypothese Ho ist dann „es gibt eine Einheitswurzel“. Die Alternativhypothese 
Hy, lautet „die Wurzel ist kleiner als eins“. 

Ein DF-Test prüft, ob ein AR(1) stationär ist, während ein ADF (p)-Test für einen AR(p+ 
1) eingesetzt werden kann”. Da in der Regel die Ordnung des autoregressiven Prozesses 
nicht bekannt ist, besteht die Strategie darin, in einem ersten Schritt einen DF'-Test durch- 


zuführen”. Es ist wichtig, nicht zu viele verzögerte Variablen einzubeziehen, weil dann die 


?8Um die Stationarität eines AR(1) zu testen, wird ein DF-Test eingesetzt, während beim Stationari- 
tätstest eines AR(2) ein ADF(1)durchgeführt wird. Für die mathematische Ableitung, siehe Thomas R. 
L. (1996), S. 417. 

29Siehe Thomas R. L. (1996), S. 408. Einige Autoren schlagen eine Anwendung des „General to Specific“- 
Ansatzes auch bei ADF-Tests vor, d. h. hier eine hohe Anzahl von verzögerten abhängigen Variablen 
einzubeziehen und diejenigen zu berücksichtigen, die signifikant sind. Diese Methode wird hier wegen der 
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Freiheitsgrade schrumpfen, womit die Trennschärfe des Tests sich verschlechtert?”. Erst 
wenn die Residuen im DF-Test autokorreliert sind und damit auf die Auslassung relevan- 


ter Variablen hinweisen, wird wegen der Größe der Stichprobe ein ADF-Test angewendet??. 


DF- bzw. ADF-Tests können wiederum mit oder ohne deterministischen Trend durch- 
geführt werden. Die Entscheidung, bei einem DF- bzw. ADF-Test einen deterministischen 
Trend einzubeziehen, ist nicht ohne Konsequenz. Das Einbeziehen eines Trends - wenn der 
wahre „Data Generating Process“ (DGP) keinen deterministischen Trend enthält - oder 
vice versa - kann das Ergebnis des Tests beeinflussen, weil die Trennschärfe des Einheits- 
wurzeltests sinkt, wenn ein Trend zu Unrecht einbezogen wird oder zu Unrecht ausgelassen 
wird”. Bei den Niveaudaten scheint es sinnvoll, einen Trend hinzuzufügen: Beide Zeitrei- 
hen weisen einen deutlichen Trend auf. Da die Unterscheidung zwischen einem stocha- 
stischen und einem deterministischen Trend nicht offensichtlich ist, werden die DF- bzw. 


ADF-Tests mit Trend durchgeführt. Die folgende Gleichung wird geschätzt: 
Az =swz_ı +N +é 


Dabei wird w = 0 getestet. Unter Hp hat w keine Normal- bzw. Studentverteilung, sondern 
eine sogenannte „Dickey-Fuller-Verteilung“, deren kritische Werte bei den Pc-Give Tests 


MacKinnons Untersuchung entnommen werden”. 


Zuerst wird für die Stationarität der Reihe „Ewggb“ getestet. In einem ersten Schritt 
wurde ein DF-Test mit deterministischem Trend durchgeführt. Ergebnisse werden von 
Abbildung 4.4 gegeben. Der Test sagt aus, daß die Annahme einer Finheitswurzel nicht 
widerlegt werden kann: Die DF-Statistik beträgt —2,8041 und ist somit größer als der 
fünfprozentige kritische Wert von —3, 522. Um zu prüfen, daß die Residuen nicht autokor- 
reliert sind, wird ein „Lagrange-Multiplier-Test“ (LM-Test) - in den Abbildungen AR1-2 
notiert - auf die Residuen angewendet. Die LM-Statistik ist kleiner als der kritische Wert 
vom 3, 259°* - geringer als der fünfprozentige kritische Werte, so daß die Nullhypothese 


„keine Autokorrelation“ nicht verworfen werden kann. Da die Residuen als nicht autokor- 


dann mangelnden Trennschärfe des ADF-Tests, die aus der beschränkten Größe der Stichprobe resultiert, 
abgelehnt. Außerdem weist die Untersuchung der partiellen Autokorrelationfunktionen auf einen AR(1) 
für beide Variablen hin. 

30Vg]. Campbell J. Y., Perron P. (1991), S. 15; Thomas R. L. (1996), S. 409. 

31 Nur die Autokorrelation der Residuen würde die Verteilung der DF-Statistik beeinflussen. Heteroske- 
dastizität würde zum Beispiel diese Verteilung unverändert lassen (siehe MacKinnon J. G. 1991, S. 270). 


32 Vgl. Campbell J. Y., Perron P. (1991) S. 11-12. Siehe auch Charemza W. W., Deadman D. F. (1997), 
S. 114. 


33Vgl. MacKinnon J. G. (1991). 


340, 1607 > 0,05, wobei 0,1607 die Wahrscheinlichkeit ist, daß unter der Nullhypothese die Statistik einen 
Wert von 1,9246 oder größer aufnimmt. 
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Unit-root tests 1958 to 1998 
Critical values: 5%=-3.522 1%=-4.196; Constant and Trend included 


t-adf beta Y_1 \sigma lag 
Ewggb -2.8041 0.68785 0.63902 0 


EQ( 9) Modelling DEwqgb by OLS (using Donnees Banerjee Dummy.in7) 
The present sample 1s: 1958 to 1998 


Variable Coefficient Std.Error t-value t-prob PartR“2 
Constant 9.5002 3.2764 2.900 0.0062 0.1812 
Ewggb_1 -0.31215 0.11132 -2.804 0.0079 0.1714 
Trend 0.15023 0.052595 2.856 0.0069 0.1767 


R^2 = 0.176904 F(2,38) = 4.0836 (0.0247) \sigma = 0.63902 DW = 1.97 
RSS = 15.51717169 for 3 variables and 41 observations 


AR 1- 2 F( 2, 36) = 1.9246 (0.1607) 


Abbildung 4.4: Einheitswurzeltest auf „Ewggb“; Quelle: Berechnung mit Pc-Give. 


reliert betrachtet werden, ist es nicht notwendig, einen ADF-Test durchzuführen. 

Was das Testen der Stationarität der Reihe „wtazabpog“ anbelangt, wird derselbe Vorgang 
wiederholt, dessen Ergebnisse von Abbildung 4.5 gezeigt werden. Beim DF-Test mit Trend 
kann die Annahme der Einheitswurzel auch nicht widerlegt werden, da die DF-Statistik 
—2,8435 für einen fünfprozentigen kritischen Wert von —3,522 beträgt. Die Residuen des 
DF-Tests können hier ebenfalls als nicht autokorreliert betrachtet werden, da die LM- 
Statistik einen Wert von 1,365 annimmt und ist somit geringer als der fünfprozentige kri- 
tische Wert. Daher ist ein ADF-Test hier nicht nötig. 

Zusammenfassend weisen die DF-Tests auf Nichtstationarität der Niveaudaten hin, da die 
Nullhypothese einer Einheitswurzel nie verworfen werden kann. Da ein Trend einbezogen 
worden ist und die Nullhypothese nicht verworfen werden konnte, sind die Variablen auch 


nicht Trend-stationär. 


4.4.2. Differenzierte und logarithmierte Daten 


Die Niveaudaten sind nicht stationär bzw. werden als nicht stationär betrachtet. Sie 
sind dann /(1), wenn durch Differenzierung die Variablen stationarisiert werden können. 
Wenn die Zeitreihen zudem keine konstante Varianz aufweisen, müssen die Variablen zuerst 
logarithmiert werden, damit die Varianz konstant wird und dann differenziert, damit der 


Mittelwert konstant wird. Der Vorteil einer Logarithmierung, die mit einer Differenzierung 
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Unit-root tests 1958 to 1998 
Critical values: 5%=-3.522 1%=-4.196; Constant and Trend included 


t-adf beta Y 1 \sigma lag 
wtazabpoq -2.8435 0.78210 0.44912 0 


EQ(10) Modelling Dwtazabpoq by OLS (using Donnees Banerjee Dummy.in7) 
The present sample is: 1958 to 1998 


Variable Coefficient Std.Error t-value t-prob PartR“2 
Constant 13.894 4.7003 2.956 0.0053 0.1870 
wtazabpoq_ 1 -0.21790 0.076631 -2.843 0.0071 0.1754 
Trend 0.048616 0.021487 2.263 0.0295 0.1187 


R^2 = 0.224392 F(2,38) = 5.4969 (0.0080] \sigma = 0.449116 DW = 2.44 
RSS = 7.664810252 for 3 variables and 41 observations 


AR 1- 2 F( 2, 36) = 1.365 (0.2683) 


Abbildung 4.5: Einheitswurzeltest auf „wtazabpog“; Quelle: Berechnung mit Pc-Give. 


gekoppelt wird, liegt daran, daß die Koeffizienten der differenzierten und logarithmierten 
Glieder („DL“ abgekürzt) als Elastizitäten interpretiert werden können. 


4.4.2.1. Darstellung der Daten 


Wie im vorherigen Abschnitt ist es sinnvoll, sich einen Eindruck über das statistische Ver- 
halten der DL-Zeitreihen anhand einer einfachen Darstellung der Daten zu verschaffen. 
Abbildung 4.6 deutet darauf hin, daß beide DL-Zeitreihen einem stationären Prozeß fol- 
gen. Die Variablen weisen keinen Trend auf und - bis auf einen Ausreißer im Jahr 1990 bei 
der Reihe „DLEwggb“ und in den Jahren 1963-64 für die Reihe „DLwtazabpog“ - scheinen 


die Varianz sowie der Mittelwert konstant zu bleiben. 


4.4.2.2. Partielle Autokorrelationfunktion (PACF) 


Wie für die Niveaudaten kann die Darstellung der partiellen Autokorrelationfunktionen 
weitere Hinweise über das statistische Verhalten der Zeitreihen liefern. Für beide DL- 
Zeitreihen unterscheiden sich die Koeffizienten der verschiedenen verzögerten Variablen 
kaum von Null (siehe Abbildungen 4.7 und 4.8). Dies deutet auf stationäre Prozesse hin. 
Es ist auch zu erwarten, daß kein ADF-Test benötigt wird. 
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1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000 


1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000 


Abbildung 4.6: Entwicklung der logarithmierten und differenzierte Zeitreihe (1958-1998); 
Quelle: Pc-Give Darstellung. 


—— PACF-DLEwggb 


Abbildung 4.7: PACF der differenzierten und logarithmierten Erwerbsquoten; Quelle: Pc- 
Give Darstellung. 
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—— PACF-DLwtazabpoq 


Abbildung 4.8: PACF der differenzierten und logarithmierten Zeitreihe des Arbeitszeitin- 
dikators; Quelle: Pc-Give Darstellung. 


4.4.2.3. DF- bzw. ADF-Tests 


Da beide Variablen keinen Trend aufweisen, ist es sinnvoll keinen Trend im DF- bzw. 
ADF-Test einzubeziehen. Das Einbeziehen eines Trendes, obwohl keiner im DGP exi- 
stiert, würde tatsächlich dazu führen, daß die Trennschärfe der Tests schrumpfen würde”. 
Die Ergebnisse der Tests werden in den Abbildungen 4.9 und 4.10 gegeben°®. 

Für beide Variablen kann anhand eines DF-Tests ohne deterministischen Trend die Annah- 
me einer Einheitswurzel deutlich widerlegt werden, da die DF-Statistik einen Wert von 
—6, 8116 für die Variable „DLEwggb“ und von — 7,4456 für die Variable „DLwtazabpog“ 
bei einem fünfprozentigen kritischen Wert von —2, 936 aufweist. Für beide DF-Tests kann 
die Annahme der Nichtautokorrelation der Residuen der DF-Tests nicht widerlegt werden. 
Es werden daher keine ADF-Tests benötigt. „DLEwggb“ und „D Lwtazabpog“ können als 
I(0)-Prozesse betrachtet werden. Daraus ist zu schließen, daß die Variablen „Ewggb“ und 
„wtazabpog“ tatsächlich /(1) sind. Die Voraussetzungen für eine Kointegrationsanalyse 


sind daher vorhanden. 


4.5. Kointegrationsanalyse 


Bei der Durchführung der Kointegrationsanalyse muß entsprechend der Kleine-Stichproben- 
Methode ein Modell in der Form von Gleichung 4.3 spezifiziert werden. Dazu gehört ins- 


besondere die Identifizierung der verzögerten Variablen, die signifikant sind. 


35 Vgl. Campbell J. Y., Perron P. (1991), S. 11-12. 
36 Das Einbeziehen eines deterministischen Trends würde die Aussage über die Stationarität der DL- 
Zeitreihen auch nicht beeinflussen. 
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Unit-root tests 1959 to 1998 
Critical values: 5%=-2.936 1%=-3.602; Constant included 


t-adf beta Y 1 \sigma lag 
DLEwqgb -6.8116** -0.10072 0.016842 0 


EQ(14) Modelling DDLEwqgb by OLS (using Donnees Banerjee Dummy.in?) 
The present sample is: 1959 to 1998 


Variable Coefficient Std.Error t-value t-prob PartR*2 
Constant 0.012127 0.0032079 3.780 0.0005 0.2733 
DLEwggb_1 -1.1007 0.16159 -6.812 0.0000 0.5498 
R*2 0.549752 F(1,38) = 46.398 [0.0000] \sigma = 0.0168423 DW = 1.96 


RSS 0.01077918617 for 2 variables and 40 observations 


AR 1- 2 F( 2, 36) = 0.66549 [0.52021 


Abbildung 4.9: Einheitswurzeltest auf „DLEwggb“; Quelle: Berechnung mit Pc-Give. 


Unit-root tests 1959 to 1998 
Critical values: 5%=-2.936 1%=-3.602; Constant included 


t-adf beta Y_1 \sigma lag 
DLwtazabpog ~7.4456** -0.17265 0.0076483 0 


£Q(15) Modelling DDLwtazabpoq by OLS (using Donnees Banerjee Dummy.in7) 
The present sample is: 1959 to 1998 


Variable Coefficient Std.Error t-value t-prob PartR”2 

Constant 0.0053906 0.0014264 3.779 0.0005 0.2732 
DLwtazabpog 1 -1.1727 0.15749 -7.446 0.0000 0.5933 

R*2 = 0.593311 F(1,38) = 55.438 [0.0000] \sigma = 0.00764835 DW = 2.01 
RSS = 0.002222895165 for 2 variables and 40 observations 

AR 1- 2 F( 2, 36) = 0.51816 [0.6000] 


Abbildung 4.10: Einheitswurzeltest auf „DLwtazabpog“; Quelle: Berechnungen mit Pc- 
Give. 
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4.5.1. Modellierungsstrategie 


Zwei Modellierungsansätze sind theoretisch möglich: Die sogenannte „Steinmetz-Methode“ 
und die „Maurer-Methode“. Bevor die konkrete Modellierung des Modells anfängt, muß 


eine von diesen Modellierungsstrategien ausgewählt werden. 


4.5.1.1. „Steinmetz-“ versus „Maurer-Methode“ 


Am Ausgangspunkt des Modellierungsverfahrens wird die Form des Modells vorgegeben: 
Nach Grangers Repräsentationstheorem existiert ein Fehlerkorrekturmodell, sobald die Va- 
riablen kointegriert sind?’. Auf der Basis eines Fehlerkorrekturmodells können weiterhin 
noch zwei Modellierungsstrategien verfolgt werden: Die „Maurer-Methode“ (Specific to Ge- 
neral) und die „Steinmetz-Methode“ (General to Specific)**. Die Schwäche der Steinmetz- 
Methode besteht darin, daß es nicht nur einen Pfad zum Endmodell gibt” und daß es 
keine Garantie gibt, daß alle Pfade zum gleichen Modell führen. Das erreichte Modell kann 
von der Reihenfolge der Hypothesentests abhängen®°. Allerdings sind die Probleme der 
Steinmetz-Methode auch bei der Maurer-Methode nicht gelöst: Die Signifikanztests und 
das Endmodell können anders ausfallen - je nachdem, in welcher Reihenfolge die Variablen 
hinzugefügt werden. Zudem sind die üblichen Hypothesentests nicht zuverlässig, wenn zum 
Beispiel die Residuen im einfachsten Modell die KQ-Annahmen nicht erfüllen®!. Zusam- 
menfassend steht im Rahmen der „Maurer-Methode“ kein Instrument zur Verfügung, um 
zu ermitteln, ob das Modellierungsverfahren sıch auf dem Weg zum DGP befindet oder 
nicht. 

Die negativen Konsequenzen der Steinmetz-Methode können allerdings als weniger gravie- 
rend eingeschätzt werden als die Konsequenzen der Auslassung relevanter Variablen, die 
zur Verzerrung der Schätzer und Wertlosigkeit der Tests führen. Daher zeichnet sich in 
der Literatur eine Tendenz, sich an einer „Steinmetz-Methode“ zu orientieren. Dadurch, 
daß Grangers Repräsentationstheorem die Existenz eines Fehlerkorrekturmodells gewähr- 
leistet, darf ein allgemeines Fehlerkorrekturmodell postuliert werden, so daß das Vereinfa- 
chungsverfahren nicht von einem allgemeinen ADL-Modell ausgehen muß. Dies schränkt 
natürlich im Rahmen einer Kointegrationsanalyse das Divergenzrisiko der verschiedenen 
Modellierungspfade ein. Dementsprechend wurde für die Steinmetz-Methode entschieden. 


37Vel. Abschnitt 4.3.2. 

38 Vgl. von Auer L. (1999). 

Vgl. zum Beispiel Charemza W. W., Deadman D. F. (1997), S. 76. 

“Vgl. von Auer L. (1999), S. 214; Charemza W. W., Deadman D. F. (1997), S. 77. 
41Vgl. Charemza W. W., Deadman D. F. (1997), S. 77-78. 
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Im allgemeinsten Fehlerkorrekturmodell werden 4 Lags einbezogen. Diese Entscheidung 
mag willkürlich erscheinen. Wenn allerdings weniger Lags im allgemeinsten Modell berück- 
sichtigt werden, kann kein gutes Modell abgeleitet werden in dem Sinne, daß kein Modell 
entsteht, das den KQ-Annahmen genügt. Mit den schon beschriebenen Bezeichnungen 
kann die folgende Gleichung geschätzt werden: 


4 4 
DLEwqgh = a+ a; > DLEwggb.-: +; > DLwtazabpoq-; 
t=1 i=0 


+X,Ewggb._ı + Auwtazabpo,_ı + Et (4.4) 


mit & > N(0,0) und soll somit die K Q-Annahmen erfüllen, A, = 6 und A, = —dy. Dieses 
Modell mußte allerdings wegen der schon erwähnten Ausreißer durch eine Modellierung der 


beobachteten Schocks ergänzt werden. 


4.5.1.2. Modellierung der Schocks 


Wie aus Abbildung 2 abzulesen ist, weist die Zeitreihe DLEwggb, einen Ausreißer im Jahr 
1990 auf*?. Dieser „Schock“ muß modelliert werden, da sonst kein vernünftiges Modell aus 
dem Modellierungsverfahren entsteht: Die Annahme der Linearität (Reset-Test) und der 
Normalverteilung der Residuen (Chi?-Test mit Korrektur für kleine Stichproben) werden 
verletzt. Zu diesem Zweck wird eine Dummy-Variable definiert: „Dumewg90“. Sie nimmt 
den Wert 1 im Jahr 1990 an und ist sonst gleich Null. Das allgemeine Modell lautet dann: 


4 4 
DLEwqgh = a+; > DLEwggb,_;+ß,; > DLwtazabpog.-; 
i=1 i=0 


+A,bwggb.-ı + A,wtazabpog:-ı + Yoo Dumewg90 + Er 


Bei der Modellierung wird geprüft, ob „Dumewg90“ signifikant ist. Nach Schätzung zeigt 
sich, daß dieses Modell annehmbar gewesen wäre, da nach Vereinfachung alle Variablen 
signifikant sind und die Tests der KQ-bedingten Annahmen nach der F-Form der Teststa- 
tistiken nicht verletzt werden. Allerdings scheinen Verbesserungsspielräume vorhanden zu 
sein, weil die Chi?-Form des White-Tests auf Heteroskedastizität hinweist*”. Zudem zeigt 
die Gegenüberstellung der geschätzten und der wahren Werte Abweichungen, insbesondere 
im Jahr 1963. 


42Fs ist aber nicht anzunehmen, daß dieser Schock einen Strukturbruch darstellt. 

4 Djeses Ergebnis ist nicht so problematisch, wie es scheint, weil nach Hendry und Doornik, die Kiviet 
1987 zitieren, die F-Formen vorgezogen werden sollten. Die Chi?-Formen widerlegten zu häufig akzeptable 
Modelle (siehe Hendry D. F., Doornik J. A. 1999, S. 193). 


102 Manon Pigeau - 978-3-631-75023-0 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:10:30AM 
via free access 


Um das Modell zu verbessern, wurde an der Stelle der größten Abweichung (im Jahr 
1963) - d. h. wo die Residuen ihren höchsten Stand erreichen - ein zusätzlicher Dummy 
hinzugefügt. Die Variable , Dumres63“ nimmt einen Wert von 1 im Jahr 1963 an und ist 
sonst gleich Null. Das folgende Modell wurde geschätzt: 


4 4 
DLEwqgh = +4; 2 DLEwgqgh_; +; > DLwtazabpoq,_; 
i=1 i=0 


+A, Ewqgbi-ı + Auwtazabpog.- 
+799 Dumewgq90 + Yeg Dumres63 + c: (4.5) 


Dabei wird ebenfalls geprüft, daß die Dummies signifikant sind. 


4.5.2. Ergebnisse der Schätzung 


Modell 4.5 kann in dieser Kointegrationsanalyse als das allgemeinste Modell betrachtet 
werden. Dieses gilt als Ausgangspunkt des Vereinfachungsverfahrens, das zum Endmodell 
führen wird. 


4.5.2.1. Ergebnisse der Vereinfachungsstrategie: Das Endmodell 


Das Vereinfachungsverfahren besteht daraus, die Variablen herauszunehmen, deren Koeffi- 
zient nicht signifikant von Null verschieden ist. Wie schon erwähnt, existieren möglicher- 
weise mehrere Pfade, die unter Umständen zu unterschiedlichen Modellen führen können. 
Die gewählte Modellreduzierungsstrategie besteht darin, in jedem geschätzten Modell die 
Variable zu löschen, die jeweils den geringsten t -Wert aufweist. Im Endmodell bleiben 
nur statistisch signifikante Variablen erhalten. Das Einbeziehen von irrelevanten Variablen 
würde nicht zur Verzerrung der Schätzer - im Unterschied zur Auslassung von relevanten 
Variablen - führen aber würde eine Erhöhung der Schätzervarianz verursachen, wodurch 
die KQ-Schätzer ineffizient und die Hypothesentests unscharf werden”. Am Ende des 
Modellierungsprozesses ergibt sich das folgende Modell: 


DLEwqgh, = %DLEwggb-4+ BoD Lwtazabpoq, + B,D Lwtazabpoq_« 
+NaEwggh-1 + Auwtazabpog-ı 
+79) Dumewg90 + Ya Dumres63 (4.6) 


“vgl. von Auer L. (1999), S. 196-205. 
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für welche die Werte der Schätzer und die t-Werte von Abbildung 4.11 wiedergegeben 


werden. 


4.5.2.2. Kointegrationstest: Stationarität der Residuen des Endmodells 


Damit dieses Modell gültig ist, muß nach Thomas die Stationarität der Residuen der Glei- 
chung 4.6 getestet werden („RF'gbabpoLB2d“ genannt)”. Wenn die Residuen stationär 
sind, darf davon ausgangen werden, daß die Variablen „Ewggb“ und „wtazabpog“ koin- 
tegriert sind. Diese sind tatsächlich jeweils unabhängig voneinander /(1), während die 
anderen Variablen in Gleichung 4.6 alle /(0) sind. Die Stationarität der Residuen kann in- 
folgedessen nur aus einer kointegrierenden Beziehung zwischen „Ewggb“ und ,,wtazabpog “ 
resultieren. Nur dann - wenn also eine Kointegrationsbeziehung besteht - sind die Er- 
gebnisse der KQ-Schätzung zulässig. Eine graphische Darstellung der Residuen wird von 
Abbildung 4.12 gegeben: Die Residuen scheinen stationär zu sein und einen Durchschnitt 
von Null zu haben. Der Verlauf kreuzt die waagrechte Achse durch Null häufig und weicht 
nicht dauerhaft davon ab. Ein formaler Kointegrationstest, d. h. ein DF- und wenn nötig 
ein ADF-Test, wird auch durchgeführt. 

Bei Kointegrationstests kann wie bei Stationaritätstests ein Trend einbezogen werden. 
Wenn die Niveaudaten einen deterministischen Trend enthalten, ist es sinnvoll, nach einem 
deterministischen Trend in den Residuen zu suchen**. Das Einbeziehen eines Trends in den 
Einheitswurzeltest hat wichtige Konsequenzen für die Aussage des Tests über die Kointe- 
grationsart, weil die Alternativhypothese dann nicht dieselbe ist wie bei einem DF- bzw. 
ADF-Test ohne Trend. Mit oder ohne deterministischen Trend im DF- bzw. ADF-Test 
lautet die Nullhypothese „keine Kointegration“, aber die Alternativhypothese lautet bei 
einem DF- bzw. ADF-Test mit Trend „stochastische Kointegration“, während bei einem 
DF- bzw. ADF-Test ohne Trend die Alternativhypothese stärker ist und „deterministische 
Kointegration“ lautet: Die stochastischen und deterministischen Trends wurden von der 
kointegrierenden Beziehung eliminiert?’. Auf der einen Seite enthalten die Niveaudaten 
einen Trend - wie es nach den Stationaritätstests der Fall zu sein scheint. Auf der anderen 
Seite läßt sich kein Trend im DF- bzw. ADF-Test über die Residuen der Gleichung 4.6 


identifizieren und die Residuen sind stationär. Dies impliziert, daß die deterministischen 


45 Vgl. Thomas R. L. (1996), S. 434-436. 

46 Eine gleichwertige Alternative wäre, einen Trend in das Modell einzubeziehen (siehe Thomas R. L. 
1996, S. 427 und Fußnote Nr. 6). Dies ist auch leicht einsehbar: Wenn ein Trend nicht in der langfristigen 
Gleichung explizit modelliert wird, dann ist er in den Residuen zu finden. Hier wird kein Trend in das 
Endmodell einbezogen, dafür wird im DF- bzw. ADF-Test die Signifikanz des Trends geprüft. 

47Vegl. Bresson G., Pirotte A. (1995), S. 434; Campbell J. Y., Perron P. (1991), S. 25. 
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EQ( 8) Modelling DLEwggb by OLS (using Donnees Banerjee Dummy.in7) 
The present sample is: 1962 to 1998 


Variable Coefficient Std.Error t-value t-prob PartR*2 
DLEwqgb_ 4 0.24414 0.089592 2.725 0.0106 0.1984 
DLwtazabpog 1.2499 0.23508 5.317 0.0000 0.4851 
DLwtazabpoq 4 -0.90428 0.19003 -4.759 0.0000 0.4301 
Ewggb_1 -0.0013277 0.00037416 -3.549 0.0013 0.2956 
wtazabpoq 1 0.00089892 0.00022663 3.966 0.0004 0.3440 
Dumewq90 0.055991 0.0088986 6.292 0.0000 0.5689 
Dumres63 -0.045560 0.010350 -4.402 0.0001 0.3924 


R*2 = 0.870486 \sigma = 0.00807382 DW = 1.46 
* R*2 does NOT allow for the mean * 
RSS = 0.001955598516 for 7 variables and 37 observations 


Information Criteria: 
SC = -9,16483 HQ = -9.36215 FPE=7.75192e-005 AIC = -9.4696 


AR 1- 2 F( 2, 28) 
ARCH 1 F( 1, 28) 
Normality Chi*2 (2) 
Xi*2 F(12, 17) 
RESET F( 1, 29) 


1.2872 [0.2919] 
0.19839 [0.6594] 
0.57614 [0.7497] 

1.6736 (0.1613) 

0.0012056 (0.9725) 


Abbildung 4.11: Schätzung des Endmodells; Quelle: Pc-Give Berechnung. 


Trends, die in jeder Niveauzeitreihe vorhanden waren, von der kointegrierenden Linearkom- 
bination neutralisiert worden sind. Dies ist dann der Fall, wenn sie in etwa proportional 
sind*®, 

Vorsichtigerweise wird in einem ersten Schritt ein DF- bzw. ADF-Test mit Trend durchge- 
führt, weil in den DF-Tests auf Niveaudaten die Trends einen hohen t-Wert aufwiesen. Es 
wird derselbe Prozeß zur Prüfung der Stationarität der Residuen angewendet wie bereits 
bei den Stationaritätstests. Zuerst wird ein DF-Test mit Trend durchgeführt. Ergebnisse 
werden in Abbildung 4.13 gezeigt. 

Der nächste Schritt besteht darin, die richtigen kritischen Werte auszusuchen. Da es sich 
hier um einen Kointegrationstest handelt, werden spezifische kritische Werte gebraucht, die 
- im absoluten Wert - höher sind als die kritischen Werte eines Einheitswurzeltests. Dies 
ist darauf zurückzuführen, daß eine KQ-Schätzung die Summe der Residuen-Quadrate 
minimiert und deswegen die Residuen stationär gestaltet. Dies spiegelt sich in der Verzer- 
rung der KQ-Schätzer nach unten wider, die in einem Kointegrationstest noch größer ist 
als bei einem Stationaritätstest. Die von Pc-Give angegebenen kritischen Werte müssen 
dementsprechend angepaßt werden, weil sie kritische Werte für Stationaritätstests dar- 


48V gl. Granger C. W. J. (1991), S. 68. 
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Abbildung 4.12: Residuen des Endmodells; Quelle: Pc-Give Darstellung. 


stellen. Dabei wird üblicherweise auf die MacKinnon-Werte zurückgegriffen’. Bei einem 
Signifikanzniveau von 5% betragt der kritische Wert —4,05 mit n = 36°°. Nach dem 
LM-Test sind die Residuen des DF-Tests nicht autokorreliert, so daß anschließend kein 
ADF-Test benötigt wird. Dabei wird die Annahme „keine Kointegration“ widerlegt, da 
die DF-Statistik —4, 4817 beträgt. Zu vermerken ist die Tatsache, daß der deterministische 
Trend im DF-Test einen sehr niedrigen t-Wert aufweist. 

Es ist anschließend sinnvoll, einen DF-Test ohne Trend auf die Residuen von Gleichung 
4.6 durchzuftihren®!. Ergebnisse des DF-Tests werden von Abbildung 4.14 gezeigt. Nach 
MacKinnons kritischem Wert, der für einen Kointegrationstest ohne Trend —3, 51 beträgt, 
kann die Nullhypothese der Nichtstationarität der Residuen des Endmodells „RF'gbabpoLB2d“ 
widerlegt werden. Die DF- Statistik beträgt tatsächlich —4, 5396 und ist somit „negativer“ 
als der kritische Wert. Die Aussage über die Kointegration wird auf dem DF-Test ohne 


Trend basieren, weil er eine bessere Trennschärfe besitzt als ein DF-Test mit einem Trend, 


#9 Vgl. MacKinnon J. (1991). 

5°Vgl. MacKinnon J. (1991), S. 275. 

51 Dadurch wird geprüft, ob eine Kointegrationbeziehung deterministischer Natur auch vorhanden ist. 
Wenn dies der Fall ist, ist die Kointegrationsanalyse, die auf Grangers Repräsentationstheorem beruht, 


nicht in Frage gestellt, was bei einer lediglich stochastischen Kointegration nicht gesichert ist (vgl. Bresson 
G., Pirotte A. 1995, S. 434). 
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Unit-root tests 1963 to 1998 
Critical values: 5%=-3.539 1%=-4.232; Constant and Trend included 


t-adf beta Y_1 \sigma lag 
RFgbabpoLB2d -4.4817** 0.25701 0.0073308 O0 


EQ(13) Modelling DRFgbabpoLB2d by OLS (using Donnees Banerjee Dummy.in?) 
The present sample is: 1963 to 1998 


Variable Coefficient Std.Error t-value t-prob PartR”2 
Constant -0.0011099 0.0031300 -0.355 0.7251 0.0038 
RFgbabpoLB2d 1 -0.74299 0.16578 -4.482 0.0001 0.3784 
Trend 3.7601e-005 0.00011762 0.320 0.7512 0.0031 
R^2 0.379298 F(2,33} = 10.083 {0.0004} \sigma = 0.00733085 DW = 1.95 


RSS = 0.001773464229 for 3 variables and 36 observations 


AR 1- 2 F( 2, 31) = 0.096688 [0.9081) 


Abbildung 4.13: Einheitswurzeltest mit Trend auf die Residuen des Endmodells; Quelle: 
Berechnung mit Pc-Give. 


der sich als nicht signifikant ergeben hat. 


4.5.2.3. Überprüfung der KQ-spezifischen Annahmen 


Die KQ-Schätzer sind weiterhin nur dann effizient und die statistische Inferenz ist nur 
dann gültig, wenn die üblichen K’Q-spezifischen Annahmen nicht verletzt werden. Alle 
Ergebnisse werden in Abbildung 4.15 gezeigt. 


- Autokorrelation der Residuen: Der Durbin-Watson-Test darf nicht verwendet 
werden, weil er bei verzögerten abhängigen Variablen nicht mehr gültig ist. Deswegen 
wird auf einen LM-Test zurückgegriffen. Eine Chi?- und eine F—Form werden von 
Pc-Give angegeben. Ho lautet: „keine Autokorrelation“. Nach Hendry und Doornik 
(die Kiviet 1987 zitieren) sollte die F—Form vorgezogen werden, weil die Chi?-Form 
zu häufig akzeptable Modelle widerlegt”. Die Annahme kann hier sogar nach der 
Chi?-Form des LM-Tests nicht widerlegt werden. 


52Sjehe Hendry D. F., Doornik J. A. (1999), S. 193. 
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Unit-root tests 1963 to 1998 
Critical values: 5%=-2.945 1%=-3.623; Constant included 


t-adf beta Y_1 \sigma lag 
RFgbabpoLB2d -4.5396** 0.25746 0.0072334 O0 


EQ(16) Modelling DRFgbabpoLB2d by OLS (using Donnees Banerjee Dummy.in7) 
The present sample is: 1963 to 1998 


Variable Coefficient Std.Error t-value t-prob PartR^2 
Constant -0.00018864 0.0012056 -0.156 0.8766 0.0007 
RFgbabpoLB2d 1 -0.74254 0.16357 -4.540 0.0001 0.3774 
R*2 0.377376 F(1,34) = 20.608 (0.0001) \sigma = 0.00723341 DW = 1.94 


RSS 0.001778956705 for 2 variables and 36 observations 


AR 1- 2 F( 2, 32) = 0.12982 (0.8787) 


Abbildung 4.14: Einheitswurzeltest ohne Trend auf die Residuen des Endmodells; Quelle: 
Pc-Give Berechnung. 


- Normalverteilung der Residuen: Der in Pc-Give implementierte Test ist ftir klei- 


ne Stichproben besserer Qualität als der bekanntere Jarque-Bera-Test??. Er testet 
grundsätzlich, ob die Schiefe und die Kurtosis der Verteilung der Residuen der Schie- 
fe und Kurtosis einer Normalverteilung ähnlich sind. Ho lautet: „Die Residuen sind 
normalverteilt“ und kann nicht widerlegt werden. Nach den Ergebnissen des Tests 
ist die Verteilung der Residuen nicht signifikant unterschiedlich von einer Normalver- 


teilung mit einem Null-Durchschnitt und einer Standardabweichung von 0, 00703. 


Homoskedastizität: Der implementierte Test ist ein White-Test. Ho lautet: „Die 
Residuen sind homoskedastisch“ und kann nach beiden angegebenen Formen nicht 


widerlegt werden. 


Spezifikationstest: Der implementierte Test ist ein Reset-Test, der hier die Signi- 
fikanz quadratischer Komponenten prüft. Ho lautet: „Die Spezifikation ist richtig“ 
und kann nicht widerlegt werden. Die Annahme eines linearen Modells scheint daher 


richtig zu sein. 


53Vgl. Hendry D. F., Doornik J. A. (1999), S. 209-210. Siehe von Auer L. (1999), S. 308-309 für eine 
Beschreibung des Jarque-Bera-Tests. 
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Testing for Error Autocorrelation from lags 1 to 2 
Chi*2(2) = 0.28974 [0.8651] and F-form(2,32) = 0.12982 (0.8787) 


Testing for ARCH from lags 1 to 1 
Chi*2(1) = 0.038406 [0.8446) and F-form(1,32) = 0.035152 (0.8525) 


Normality test for Residual 
Sample size 36: 1963 to 1998 


Mean -0.000000 
Std.Devn. 0.007030 
Skewness 0.104073 
Excess Kurtosis -0.052939 
Minimum -0.017228 
Maximum 0.015697 
Normality Chi”2(2)= 0.64982 [0.7226] 


Testing for Heteroscedastic errors (squares) 
Chi*2(2) = 1.3414 [0.5113] and F-form(2,31) = 0.59992 (0.5551) 


Testing for Heteroscedastic errors (squares and cross-products) 
Chi*2(2) = 1.3414 (0.5113) and F-form(2,31) = 0.59992 (0.5551) 


RESET test for adding Yhat“2 
RESET F( 1, 33) = 0.00031385 [0.9860] 


Abbildung 4.15: Prüfung der KQ-bedingten Annahmen; Quelle: Berechnung mit Pc-Give. 
4.5.2.4. Schätzqualität 


Als erstes Kriterium für die Qualität der Schätzung können das Bestimmtheitsmaß R? 
und der Durbin-Watson verglichen werden’. Dieser Vergleich macht als Bestätigung der 
Kointegrationsbeziehung Sinn: Eine geringe DW -Statistik sollte sogar bei hohem R? als 
eine Warnung für eine Scheinregression interpretiert werden. Als Faustregel würde ein R?, 
das größer als die DW -Statistik ist, eine Scheinregression andeuten®®. Hier sind R? = 0,87 
und DW = 1, 46°. 


Als zweiter Schritt können verschiedene Qualitätskriterien angewendet werden, die sich 
durch die Gewichtung zwischen dem Verzerrungsrisiko, das aus der Auslassung einer rele- 
vanten Variable resultiert und der Schätzvarianz, die bei der Aufnahme irrelevanter Varia- 


blen steigt, unterscheiden. 


S4Vgl. Granger C. W. J., Newbold P. (1974). 

55Siehe Campbell J., Perron P. (1991), S. 38. 

56 Dieses Ergebnis stimmt mit der Tatsache überein, daß die Variablen kointegriert sind. Da die beiden 
Variablen kointegriert sind, haben die Residuen die gewünschten Eigenschaften, was das Scheinregression- 
Risiko eliminiert (siehe Thomas R. L. 1996, S. 426). 
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Weil das R? nur das Verzerrungsrisiko aufnimmt und automatisch mit der Anzahl der un- 
abhängigen Variablen steigt, ist sein Wert - hier von 0,87 - nur teilweise interpretierbar. 
Vorgezogen wird das standardisierte Bestimmtheitsmaß R?, weil es auch die Varianzeffekte 


zusätzlicher Variablen über die Variation der Freiheitsgrade berücksichtigt: 


Erklärte Variation der endogenen Variable 


2 iu 0 nl. 
“= Gesamte Variation der endogenen Variable 
Rei 

np 
R? ~ 0,84 


wobei p die Anzahl der unabhängigen Variablen (mit Konstante) darstellt. Allerdings kann 
das standardisierte Bestimmtheitsmaß nicht für den Vergleich der verschiedenen während 
des Modellierungsprozesses geschätzten Modelle verwendet werden. Dies liegt daran, daß 
die nicht signifikante Konstante im Rahmen des Modellierungsprozesses entfällt. Andere 
Kriterien können zur Einschätzung des Endmodells im Vergleich zum allgemeineren Model- 
len verwendet werden. Hier werden zwei zu minimierende Informationskriterien angewen- 
det: Das Akaike- und das Schwarz-Kriterium (AIC- bzw. SC-Kriterium)’’. Im Rahmen 
des Modellierungsprozesses wurden 8 Modelle geschätzt. Die Entwicklung beider Infoma- 
tionskriterien wird in Abbildung 4.16 gezeigt. Die Gleichung 4.6 - ın der Abbildung das 
Modell 8 - minimiert deutlich das Schwarz-Kriterium und bleibt bei den niedrigen Werten 
des AIC-Kriteriums, was für Gleichung 4.6 spricht. 


In Abbildung 4.17 werden die geschätzten und die wahren Werte von „DLEwggb.“ ge- 
genübergestellt. Es zeigt sich, daß das Modell eine gute Approximation der beobachteten 
Werte liefert. Beobachtete und geschätzte Variationen unterscheiden sich eher durch ih- 
ren Umfang als durch ihre Richtung. Nur direkt nach dem Jahr 1978 fällt die geschätzte 
„DLEwggb,“, während die beobachtete steigt. Dieser Effekt scheint allerdings keine lang- 
fristigen Abweichungen zu verursachen. 

Eine naheliegende Untersuchung ist die Durchführung eines Chow-Tests, um die Parame- 
terstabilität zu testen. Die erste Graphik in Abbildung 4.18 (,,ReslStep“) zeigt die Ent- 
wicklung der Residuen bei einer „Recursive Least-Squares“-Schätzung (RLS-estimation). 


57 


AIC = logo + = 
a l 
SC = log g? + pom 


wobei 6° die Maximum-Likelihood-geschätzte Varianz der Residuen ist (vgl. Hendry D. F., Doornik J. A. 
1999, S. 216-221). 
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während des Modellierungsprozesses geschätzte Modelle 


- - SC-Kriterium == AIC-Kriterium 


Abbildung 4.16: Entwicklung der Schwarz- und Akaike-Informationskriterien entlang des 
Modellierungsverfahrens; Quelle: Eigene Abbildung. 
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Abbildung 4.17: Wahre und geschätzte Erwerbsquoten (1962-1998); Quelle: Pc-Give Dar- 
stellung. 
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Abbildung 4.18: Chow-Tests über das Endmodell; Quelle: Pc-Give Darstellung. 


Die Tatsache, daß kein Punkt außerhalb der markierten Bandbreite +o? liegt, deutet an, 
daß kein Ausreißer extra modelliert werden muß und daß die Koeffizienten stabil zu sein 
scheinen. Diese Aussage wird von den restlichen Graphiken, die drei Varianten des Chow- 
Tests darstellen, bestätigt. In jeder Variante werden Parameter über den Zeitraum bis 1975 
geschätzt. Anhand der Schätzer werden Prognosen für die restliche Zeitspanne kalkuliert. 
In der Variante „Lup CHOWs“ wird in jedem Zeitpunkt ab 1975 eine Prognose für den 
nächsten Zeitpunkt gemacht. Bei der Variante „Ndn CHOWs“ werden in jedem Zeitpunkt 
Prognosen für alle nächsten Zeitpunkte herstellt. In der letzten Variante gilt die erste Pro- 
gnose nur für den nächsten Zeitpunkt, die zweite für die zwei nächsten Zeitpunkte, usw.. 
Aus keiner dieser Varianten ist auf einen Strukturbruch zu schließen, da in keinem Fall 
die F-Statistik signifikant ist. Damit kann die Nullhypothese „Parameterstabilität“ nicht 
widerlegt werden. Auch hier schneidet das Modell 4.6 gut ab. 


4.5.3. Weitere Ergebnisse 


Insgesamt weisen die Ergebnisse darauf hin, daß tatsächlich eine langfristige Beziehung 
zwischen der Entwicklung der Arbeitszeit und der Erwerbsbeteiligung verheirateter west- 
deutscher Frauen besteht. Von Bedeutung für das Bestehen dieses Zusammenhangs ist 
die Signifikanz der langfristigen Koeffizienten, die einen t-Wert von —3,549 bzw. 3,966 


aufweisen. Die Richtung dieses Zusammenhangs wird von den Vorzeichen der langfristigen 
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Parameter angegeben. Die langfristigen Parameter haben die erwarteten Vorzeichen”: 


RR 


Aa —0, 00133 


Au œ 0,00090 


Diese weisen auf einen positiven Zusammenhang zwischen dem Freizeitindikator und den 
Erwerbsquoten, d. h. auf einen negativen Zusammenhang zwischen Arbeitszeit und Er- 


werbsbeteiligung hin. 


4.6. Fazit 


Zusammenfassend zeigen diese Ergebnisse das Bestehen eines langfristigen positiven Zu- 
sammenhangs zwischen der Erwerbsbeteiligungsquote verheirateter westdeutscher Frauen 
und dem Anteil der insgesamt zur Verfügung stehenden Zeit, in der nicht gearbeitet wird. 
Mit anderen Worten war zwischen 1957 und 1998 die Verringerung der Arbeitszeit ein si- 
gnifikanter stimulierender Einflußfaktor auf die Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen. 
Allerdings steht die mikroökonomische Basis zur Interpretation dieses empirisch hervor- 
gehobenen Zusammenhangs nicht zur Verfügung. Das Ziel beider folgenden Kapitel wird 
darin bestehen, die theoretischen Mechanismen zur Erklärung dieses Zusammenhangs zu 
beleuchten. 


58Siehe Abschnitt 4.3.3. 
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5. THEORETISCHER ANSATZ: DER 
TRANSMISSIONSMECHANISMUS ZWISCHEN 
ARBEITSZEITVERKÜRZUNG UND 
ARBEITSANGEBOT 


Aus den vorherigen Kapiteln ergibt sich, daß in der Vergangenheit die Arbeitszeit negativ 
mit der Erwerbsbeteiligung westdeutscher verheirateter Frauen zusammenhing. Weiter- 
hin zeigt der empirische Befund über die aktuelle Arbeitsteilung im Haushalt, daß die 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie als Voraussetzung zur Aufnahme einer Erwerbstätig- 
keit angesehen werden kann. Dies impliziert, daß auf der mikroökonomischen Ebene die 
Arbeitszeit als Determinante - und nicht Ergebnis - der Erwerbsbeteiligungsentscheidung 
modelliert werden muß. Im folgenden wird die Grundlage - unter Berücksichtigung der „üb- 
lichen“ Determinanten des Arbeitsangebots verheirateter Frauen - für diese Modellierung 
geschaffen. 


5.1. Übersicht über den gesamten Transmissionsmechanismus 


Wie im Abschnitt 2.1.2.2 schon erwähnt, bezweckt diese Arbeit eine Überbrückung zwischen 
der Theorie der Arbeitszeitverkürzung und der Theorie des Arbeitsangebots von Frauen in 
einem Familienkontext. Aus der Theorie der Arbeitszeitverkürzung sind Effekte zu ent- 
nehmen, die als Determinanten des Frauenarbeitsangebots in Frage kommen. Die Theorie 
des Arbeitsangebots von Frauen bietet auf ihrer Seite eine Vielzahl von Determinanten. 
Eine Gegenüberstellung der Effekte der Arbeitszeitverkürzung und der Determinanten des 
Arbeitsangebots soll hier erfolgen. 

Der theoretische Begriff „Arbeitsangebot von Frauen “ muß an dieser Stelle definiert werden. 
Es gibt natürlich keine Arbeitsangebotsmodelle, die sich ausschließlich auf das Arbeitsan- 
gebot von Frauen beziehen, da jedes Modell auch auf die Entscheidungen der Männer ange- 


wendet werden kann. Ein Modell wird dann als „Frauenarbeitsangebotsmodell“ bezeichnet, 
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Determinanten 
des Arbeitsangebots 


von Frauen 


Transmissions- Input- 
variablen variablen 


Abbildung 5.1: Transmissionsmechanismus; Quelle: Eigene Darstellung. 


wenn es die dem Arbeitsangebot von Frauen zugrundeliegenden wichtigsten Faktoren - wie 
die Familienverantwortungen - modelliert!. 

Die Effekte der Arbeitszeitverkürzung - mit der Vollzeitarbeitszeit als Ausgangspunkt - wer- 
den durch einen Transmissionsmechanismus zusammengefaßt, der aus Transmissions- und 
Inputvariablen besteht. Dieser Mechanismus wird im Abbildung 5.1 gezeigt. Die Trans- 
missionsvariablen sollen die Effekte der Arbeitszeitverkürzung zusammenfassen, die für das 
Individuum relevant sind. Weil die Theorie der Arbeitszeitverkürzung sich nicht - oder 
nur am Rand - mit dem Arbeitsangebot befaßt, können die Transmissionsvariablen nicht 
alle als Determinanten des Arbeitsangebots übernommen werden. Dies wird zum Beispiel 
der Fall sein, wenn kürzere Arbeitszeiten die Produktivität am Arbeitsplatz beeinflussen, 
die wiederum als solche nicht als Determinante des Arbeitsangebots berücksichtigt wer- 
den kann. Deswegen werden in einem zweiten Schritt die Transmissionsvariablen mit den 
Determinanten des Arbeitsangebots verglichen. Die Transmissionsvariablen, die als De- 
terminanten des Arbeitsangebots erkannt werden, werden als Inputvariable weitergeleitet. 
Andere Transmissionsvariablen können nicht als Determinanten modelliert werden, wirken 
aber möglicherweise durch andere Determinanten des Arbeitsangebots. Zum Beispiel kön- 
nen die möglichen Produktivitätsvariationen des Faktors „Kapital“ nicht als Determinante 
des Arbeitsangebots modelliert werden, beeinflussen aber möglicherweise den Stundenlohn, 


indem sie einen Lohnausgleich ermöglichen. Der Stundenlohn wäre hier die Inputvariable. 


Der Verlauf der folgenden Abschnitte entspricht dem dreistufigen Transmissionsmecha- 
!vgl. Killingsworth M. R., Heckman J. J. (1986), S. 126. 
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nismus: Herleitung der Transmissionsvariablen, Vergleich der Transmissionsvariablen mit 
den bekannten Determinanten des Arbeitsangebots und schließlich Herleitung der Input- 


varıablen. 


5.2. Herleitung der Transmissionsvariablen 


Hier sollten die Effekte einer Variation der Arbeitszeit auf das Individuum zusammen- 
gefaßt werden. Für jede Transmissionsvariable wird erklärt, warum die Variable für die 


Arbeitsangebotsentscheidung von Bedeutung ist. 


5.2.1. Die Transmissionsvariablen 


Drei Variablen werden in diesem ersten Schritt isoliert, die als Transmissionsvariablen gel- 
ten werden. Es handelt sich dabei nicht nur um die Variablen, die a priori für das Ar- 
beitsangebotsverhalten relevant sind, sondern auch um alle von der Arbeitszeitverkürzung 
induzierten mikroökonomischen Änderungen. Da das Untersuchungsobjekt die individuelle 
Arbeitsangebotsentscheidung ist, können nur im begrenzten Umfang makroökonomische 


Faktoren berücksichtigt werden. Die drei Transmissionsvariablen sind?: 


- die höhere Produktivität am Arbeitsplatz, 
- die längeren erwerbsarbeitsfreien Zeiten, 


- die Einkommenseinbußen. 


5.2.1.1. Höhere Produktivität am Arbeitsplatz und Lohnausgleich 


Die Produktivitätsvariationen beziehen sich auf den Faktor „Arbeit“ und den Faktor „Ka- 
pital“. 

Der Faktor „Arbeit“ wird durchschnittlich produktiver, wenn - bei fallendem Grenzpro- 
dukt der Arbeit - die am wenigsten produktiven Arbeitsstunden wegfallen. Nach Bedarf 
werden neue Arbeitskräfte eingestellt: Unter den Annahmen, daß die Absatzmenge nicht 


?]m folgenden werden nur die statischen Effekte einer Arbeitszeitverkürzung betrachtet. Alle dynami- 
schen Effekte werden hier nicht angesprochen. Zum Beispiel wird die Tatsache ignoriert, daß bei kürzeren 
Arbeitszeiten weniger Humankapital aufgebaut wird. Ebenso werden die Effekte einer Arbeitszeitverkür- 
zung auf den Anspruch auf zukünftige Sozialleistungen nicht extra modelliert. Es ist außerdem unklar, wie 
Sozialleistungen im Fall einer exogenen Arbeitszeitverkürzung errechnet werden würden. 
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variiert und daß die kürzere Arbeitszeit nicht allein durch die Produktivitätssteigerung 
ausgeglichen wird, sind zahlreichere und produktivere - kürzer arbeitende - Arbeitneh- 
mer im Unternehmen tätig. Wenn die Produktivität steigt, zeichnen sich ebenfalls bei 
der Entlohnung Erhöhungsspielräume ab. Simulationen zeigen, daß eine Verkürzung der 
Jahresarbeitszeit von 1% ohne Veränderung der Betriebszeiten mittel- und langfristig eine 
Produktivitätserhöhung von 0,4% mit sich bringt?. Diese fällt noch größer aus, wenn ei- 
ne kürzere Arbeitszeit gegen eine flexiblere ausgetauscht wird. Der Umfang dieses Effekts 
hängt allerdings streng von der Form der Arbeitszeitverkürzung ab: Wurde die Tagesar- 
beitszeit oder die monatliche Arbeitszeit in Form eines entfallenden Arbeitstages verkürzt? 
Mit anderen Worten hängt der Produktivitätseffekt von der chronologischen Dimension 
der Arbeitszeitverkürzung ab. Wenn die in Abschnitt 2.1.1.2 schon diskutierten negativen 
Effekte einer Arbeitszeitverkürzung auf die Lohnstückkosten den Produktivitatseffekt nicht 
überkompensieren, ermöglicht die Arbeitszeitverkürzung eine Steigerung des Stundenlohns. 
Was die Produktivitätsgewinne des Faktors „Kapital“ anbelangt, hängen die Effekte der 
Arbeitszeitverkürzung davon ab, ob eine Verlängerung der Betriebslaufzeiten oder eine Fle- 
xibilisierung der Arbeitszeit verhandelt und durchgesetzt wird. Die Arbeitszeitverkürzung 
in sich bringt keine Kapitalproduktivitätsvariationen, sondern die Tatsache, daß kürzere Ar- 
beitszeiten gegen längere Betriebslaufzeiten ausgetauscht werden. Wenn eine Verlängerung 
der Betriebslaufzeit die Verkürzung der Arbeitszeit begleitet, bleibt die Stundenprodukti- 
vität unverändert, aber die Tages- bzw. Wochenproduktivität steigt. Dadurch kann eine 
Senkung der Stückkosten erzielt werden‘. 

Die Produktivitätsgewinne bei beiden Produktionsfaktoren ermöglichen einen Teillohnaus- 
gleich. Der mögliche Lohnausgleich wird am höchsten sein, wenn die Arbeits- und Kapi- 
talproduktivitätssteigerungen am höchsten sind, d. h. wenn die Tagesarbeitszeit verkürzt 
wird’. Die obere Grenze zum Umfang des Lohnausgleichs stellen die gesamten Stückkosten 


dar. 


5.2.1.2. Längere erwerbsarbeitsfreie Zeiten 


Zwangsläufig werden bei kürzeren Arbeitszeiten die freien Zeiten länger. Was auf den er- 


sten Blick trivial klingt, kann allerdings von Bedeutung werden, wenn berücksichtigt wird, 


3Vgl. Barth A. et al. (1996), S. 199. 

Vgl. Bosch G. (1997), S. 142. 

5 Auf Jahresbasis sind kaum noch Verlängerungsspielräume für die Betriebslaufzeiten vorhanden: Im 
Durchschnitt aller Betriebe waren die Maschinen nur 0,4 Wochen aufgrund eines Betriebsurlaubs stillgelegt. 
Die Wochenbetriebslaufzeiten bleiben bei 67,9 Stunden im Jahr 1990 gering (vgl. Bosch G. 1997, S. 148- 
150). 
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daß für verheiratete Frauen arbeitsfreie Zeiten nicht gleich Freizeit sind. Die erwerbsar- 
beitsfreien Zeiten bestehen aus der Freizeit und den Zeiten, die der Betreuung von Kindern 
oder pflegebedürftigen Personen sowie der Hausarbeit gewidmet werden. Jede Stunde, die 
von einer für den Haushalt verantwortlichen Frau auf dem Arbeitsmarkt geleistet wird, 
impliziert Kosten, wenn zum Beispiel für jede Arbeitsstunde eine kostenpflichtige Betreu- 
ung für Familienangehörige organisiert werden muß oder wenn eine Haushaltshilfe bezahlt 
werden soll. Die Verfügung auf zusätzliche freie Zeiten zur Betreuung von Kindern ermög- 
licht eine Einsparung bei den Kinderbetreuungskosten. Diese Kosten werden im folgenden 
als „Kosten der Aufnahme der Arbeit“ bezeichnet. Sie sind unterschiedlicher Art, wo- 
bei hier ausschließlich die Geldkosten berücksichtigt werden: Für jede Arbeitsstunde wird 
ein Teil des Stundenlohns der Finanzierung einer externen (Kinder-)Betreuung oder einer 
Haushaltshilfe benötigt. Die „emotionalen“ Kosten der Aufnahme der Arbeit - wie für die 
Mütter die Tatsache, sich nicht um das Kind selbst kümmern zu können - werden durch 
die Nutzenfunktion und die Modellierung der Freizeitpräferenzen berücksichtigt. 

Der Umfang dieses Effekts hängt weitgehend von der chronologischen Dimension der Ar- 
beitsstunden ab. Wenn die Arbeitszeit der Frau chronologisch so gestaltet wird, daß ihre 
Erwerbstätigkeit keine zusätzlichen Kosten verursacht, bleibt ihr Stundenlohn erhalten, 
während diesem ein Anteil abgezogen werden muß, wenn ihre Erwerbstätigkeit zusätzliche 
Ausgaben mit sich bringt. Der Anteil des Stundenlohns, der die Kosten der Arbeitsauf- 
nahme darstellt, wird von k bezeichnet. Wie hoch die Kinderbetreuungskosten und Kosten 
der Betreuung von Familienangehörigen sind, hängt von den institutionellen Rahmenbe- 


dingungen ab. 


5.2.1.3. Einkommenseinbußen 


Schließlich kann eine Reduzierung der Arbeitszeit Einkommenseinbußen verursachen. Ne- 
ben den Erwerbseinkommensverlusten der Frau können auch Erwerbseinkommensverluste 
auf der Seite des Mannes eintreten, wenn dieser zur gleichen Zeit von der Arbeitszeit- 
verkürzung betroffen ist. Wenn der Mann auch von der Arbeitszeitverkürzung betroffen 
wird - zum Beispiel im hypothetischen Fall einer gesetzlichen Senkung der Arbeitszeit 
- resultieren entsprechend dem Ausmaß des Lohnausgleichs Erwerbseinkommensverluste. 
Da eine Arbeitszeitverkürzung in der Regel von den Sozialpartnern auf tariflicher Ebene 
durchzuführen ist, würde eine gleichzeitige Arbeitszeitverkürzung implizieren, daß beide 
Ehegatten dem gleichen Tarifvertrag unterworfen sind. Falls eine Teilzeitbeschäftigung auf 
individueller Ebene vereinbart wird, würde es implizieren, daß beide Ehepartner ihre Ar- 


beitsverträge simultan (neu) verhandeln. Es wird hier vereinfachend angenommen, daß 
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das Erwerbseinkommen des Mannes zum Zeitpunkt der Erwerbsbeteiligungsentscheidung 
der Frau als exogen betrachtet werden kann. Der Mann befinde sich weiterhin in einem 
Normalarbeitszeitverhältnis, d. h. daß er eine Vollzeiterwerbstätigkeit mit einer ,,5-Tage- 
Woche, festgelegter Anzahl der Arbeitstage und Lage der Arbeitzeit, nur selten oder nie 
Samstags-, Sonntags- und Nacht- /Schichtarbeit“ ausübt’. Der Verbleib in Normalarbeits- 
zeitverhältnissen bleibt weiterhin „nahezu ausschließlich den Männern vorbehalten“. 

Der Umfang der Einkommenseinbußen hängt hier auch vom Umfang des Lohnausgleichs 
ab. Wenn die Produktivitätsvariationen einen vollen Lohnausgleich ermöglichen - wovon 
allerdings nicht auszugehen ist - finden gar keine Einkommensverluste statt. Ohne Lohn- 
ausgleich sinkt das durch Arbeit erwirtschaftete Einkommen gemäß dem Arbeitszeitausfall. 


Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß die Wirkung aller Transmissionsvaria- 
blen von der chronologischen Dimension der Arbeitszeitverkürzung abhängt: Bei der Wir- 
kung der Variable „Längere erwerbsarbeitsfreie Zeiten“ ist zum Beispiel von Bedeutung, 
ob die restlichen Arbeitsstunden den Schulzeiten entsprechen oder nicht; bei der Wirkung 
der Variablen „Höhere Produktivität am Arbeitsplatz“ und „Einkommenseinbußen “ ist der 
Lohnausgleich relevant, der nur durch Produktivitätssteigerungen ermöglicht wird. Diese 
hängen wiederum von der Lage der entfallenden Arbeitsstunden ab. Aus diesem Grund 


werden im folgenden Arbeitszeitmuster definiert. 


5.2.2. Definition von Zeitmustern und ihr Einfluß auf die Transmissionsvaria- 
blen 


Von der Form der Reduzierung der Arbeitszeit hängen die Arbeits- und gegebenfalls Kapi- 
talproduktivitätsvariationen und somit das Potential für eine kompensierte Arbeitszeitver- 
kürzung sowie die Kosten der Aufnahme der Arbeit ab. Weil die Effekte der Reduzierung 
der Arbeitszeit auf die Transmissionsvariablen von ihrer chronologischen Dimension stark 
beeinflußt werden, werden Zeitmuster definiert. Bei jedem Zeitmuster wird eine chrono- 
metrisch gleichwertige Verkürzung der Arbeitszeit untersucht von zum Beispiel 25%. Hier 
wird auf die drei Arbeitszeitverkürzungsvarianten zurückgegriffen, die in Abschnitt 2.1.1.1 


definiert worden waren. Auf dieser Basis werden drei sich chronologisch unterscheiden- 


6Hunt zeigt anhand der Daten des Sozioökonomischen Panels aus den Jahren 1984-1994, daß in der 
Vergangenheit die Erwerbseinbuße der Männer infolge einer tariflichen Arbeitszeitverkürzung die Erwerbs- 
beteiligungsentscheidung der Ehefrauen nicht signifikant beeinflusst hat (vgl. Hunt J. 1998, S. 356-360). 

"Vgl. Bauer F. et al. (1996b), S. 433; Beckmann P. (1997a), S. 6. Ein Normalarbeitszeitverhältnis 
unterscheidet sich von einem Normalarbeitsverhältnis, indem es nur durch die chronologische und chro- 
nometrische Dimension der Arbeitszeit definiert wird. Andere Aspekte des Arbeitsverhältnisses wie eine 
eventuelle Befristung des Arbeitsvertrags werden nicht als Kriterium berücksichtigt. 

®Vgl. Hielscher V. (2000), S. 28. 
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de Muster abgeleitet. In dem Beispiel einer 25prozentigen Arbeitszeitverkürzung würde 
die Tagesarbeitszeit zum Beispiel von 8 auf 6 Stunden fallen, während die Anzahl der 
Wochenarbeitstage von 5 auf 3,75 Tage sinken würde. Schließlich würde die Anzahl der 


Jahresarbeitswochen sich von 46 auf 34,5 Wochen verringern. 


5.2.2.1. Verkürzung der Tagesarbeitszeit (Zeitmuster A) 


Bei diesem Zeitmuster ist davon auszugehen, daß die Produktivitätserhöhungen am stärk- 
sten sind. Jeden Tag fallen die letzten und am wenigsten produktiven Arbeitsstunden 
weg, während bei dem Faktor „Kapital“ Erhöhungsspielräume für eine Verlängerung der 
Betriebslaufzeiten noch vorhanden sind. Daher läßt eine Verkürzung der Tagesarbeitszeit 
den höchsten Lohnausgleich erwarten. Von einem vollen Lohnausgleich kann allerdings hier 
nicht die Rede sein, weil eine Arbeitszeitverkürzung auch negative Effekte auf die Stückko- 
sten hat’. 

Erwerbseinkommensverluste sind zu erwarten, sobald die Arbeitszeitverkürzung nicht voll 
kompensiert werden kann, was hier unterstellt wird. Hier ist zu bemerken, daß die Effekte 
beider Transmissionsvariablen sich im Ausmaß des Lohnausgleichs widerspiegeln. 
Schließlich sollten noch die Effekte einer Arbeitszeitverkürzung auf die Bedeutung längerer 
erwerbsfreier Zeiten untersucht werden. Der Effekt kürzerer Arbeitszeiten auf die Kosten 
der Aufnahme der Arbeit hängt von der daraus resultierenden chronologischen Lage der 
Arbeitszeit ab. Deswegen können innerhalb des Zeitmusters A noch zwei weitere Varianten 
unterschieden werden: Der Fall, in welchem die Arbeitszeitverkürzung zu einer Arbeitszeit 
führt, die keine Arbeitsaufnahmekosten mit sich bringt und der Fall, in welchem Kosten 
wie zum Beispiel für die Kinderbetreuung erhalten bleiben. Da angenommen wurde, daß 
der Mann sich in einem Normalarbeitszeitverhältnis befindet, ist nicht zu erwarten, daß 
der Mann die Haus- bzw. Betreuungsarbeit übernehmen kann!®. In der Regel werden die 
durchschnittlichen Kosten der Aufnahme der Arbeit k größer als Null sein. 


5.2.2.2. Verkürzung der Anzahl der Wochenarbeitstage (Zeitmuster B) 


Bei diesem Fall sind die Produktivitätsgewinne der Arbeitskräfte als geringer einzuschätzen 
als beim Zeitmuster A. Die Unterstellung, daß Arbeitsproduktivitätsgewinne erzielt werden 
können, bedeutet zum Beispiel, daß die Produktivität von vier Wochenarbeitstagen steigt, 


wenn der fünfte Tag nicht gearbeitet wird. Daneben sind die Produktivitätsgewinne beim 


Vgl. Abschnitt 2.1.1.2. 
10Dies entspricht auch dem empirischen Befund, vgl. Abschnitt 3.1.2.3. 
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Faktor „Kapital“ als bedeutend zu erwarten, wenn Unternehmen ihre Investitionen - mit 
Einsatz von atypischen Arbeitszeiten in der Form von Samstags- bzw. Sonntagsarbeit - 
auch am Wochenende laufen lassen können. Daher ist ein Lohnausgleich als möglich ein- 
zuschätzen. Dieser ist allerdings geringer als bei einer Arbeitszeitverkürzung nach dem 
Zeitmuster A. 

Wegen geringerer Produktivitätsgewinne wird ein geringerer Lohnausgleich unterstellt. 
Dies impliziert weiterhin, daß die Einkommenseinbußen größer sein sollten als bei einer 
Arbeitszeitverkürzung nach Zeitmuster A. 

Solange die Frau nicht nur am Wochenende arbeitet - in diesem Fall könnte der in ei- 
nem Normalarbeitszeitverhältnis stehende Mann die Betreuung von Familienangehörigen 
übernehmen - kann eine Arbeitszeitverkürzung nach dem Zeitmuster B die Kosten der Ar- 
beitsaufnahme nicht eliminieren. k nimmt auch hier in der Regel einen positiven Wert 


an. 


5.2.2.3. Verkürzung der Anzahl der Jahresarbeitswochen (Zeitmuster C) 


Dabei ist zu erwarten, daß die Produktivitätsvariationen eine geringe Rolle spielen. Es 
kann nicht davon ausgegangen werden, daß die Arbeit viel produktiver wird, wenn zum 
Beispiel nur drei von vier Wochen gearbeitet werden. Ein Lohnausgleich kann allerdings 
daraus resultieren, daß diejenigen Wochen gearbeitet werden, die im Kalendarjahr als am 
arbeitsintensivsten identifiziert werden. Auf der Seite des Kapitals sind auch nur Pro- 
duktivitätsgewinne zu erwarten, wenn der Betrieb noch Werksferien abschaffen kann. Die 
Spielräume für einen Lohnausgleich werden bei einer Arbeitszeitverkürzung nach Zeitmu- 
ster C als am niedrigsten eingeschätzt. 

Dementsprechend werden die Einkommensverluste bei einer solchen Arbeitszeitverkürzung 
am höchsten sein. Wegen des geringen Lohnausgleichs fällt das Einkommen, das aus der 
Erwerbsarbeit der Frau resultiert vergleichsweise stark mit der Arbeitszeit. 

Die Kosten der Arbeitsaufnahme können hier in der Regel nicht gleich Null gesetzt werden. 
Dies könnte nur dann der Fall sein, wenn der Mann seine Urlaubswochen so einteilt, daß er 
immer dann die Kinder oder pflegebedürftigen Familienangehörigen betreuen kann, wenn 
die Frau arbeitet, insbesondere dann wenn hinsichtlich der Betreuung eines Kindes Schul- 
ferien sind. In einem Normalarbeitszeitverhältnis ist dies allerdings nicht möglich, weil die 
Kinder über 6 Wochen Ferien im Jahr haben. Unabhängig von der Lage der von der Frau 
gearbeiteten Wochen, können die Kosten der Aufnahme der Arbeit nicht abgeschafft wer- 
den. Außerdem ist zu erwarten, daß die Elternteile Wert auf einen gemeinsamen Urlaub 


legen. Auf einer Stundenbasis wird k immer größer als Null angenommen. 
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Zusammenfassend ergibt sich, daß jedes Arbeitszeitmuster spezifische Konsequenzen 
für die Transmissionsvariablen hat. Insbesondere fallen die Lohnausgleichsspielräume un- 
terschiedlich aus. In der Regel müssen dementsprechend Einkommenseinbußen in Kauf 
genommen werden. Bei bestimmten Arbeitszeitmustern können theoretisch die Kinderbe- 
treuungskosten gleich Null gesetzt werden. Dies stellt allerdings nicht die Regel dar. Andere 
Kosten, die durch die Erwerbstätigkeit der Frau entstehen, wie zum Beispiel die Betreu- 
ung von Familienangehörigen, können dennoch nicht ganz verschwinden. Es ergibt sich 
durch diese Analyse, daß die Transmissionsvariablen sich bei den bekannten Determinan- 
ten des Arbeitsangebots von Frauen niederschlagen. Diese werden im folgenden Abschnitt 
dargestellt. 


5.3. Effekte der Transmissionsvariablen auf die Determinanten des 


Arbeitsangebots 


Hier sollten die Determinanten des Frauenarbeitsangebots erläutert werden. Dies ist not- 
wendig, um die Effekte der Transmissionsvariablen, die über die Determinanten des Ar- 
beitsangebots wirken, einschätzen zu können. Dabei wird jeweils die Wirkungskette der 
Determinante auf das Arbeitsangebot und die zu erwartenden Effekte einer Verkürzung der 
Arbeitszeit erklärt. Die Determinanten, die bei einer Arbeitszeitverkürzung unverändert 
bleiben, werden weniger ausführlich untersucht, werden aber zum Teil für die mikroökono- 


mische Modellierung, die in Kapitel 6 stattfinden wird, von Bedeutung sein. 


5.3.1. Typisierung der Determinanten des Arbeitsangebots von Frauen 


Die Determinanten des Arbeitsangebots von Frauen sind verschiedenartig. Sie unterschei- 
den sich von den Determinanten des Arbeitsangebots von Männern durch die Gewichtung 
jeder Determinante und insbesondere die wichtige Rolle der Familienverpflichtungen. Die 


folgende Typisierung kann benutzt werden!!: 


- Ökonomische Faktoren: Dabei handelt es sich um makro- und mikroökonomische 
Faktoren. Bei den makroökonomischen Faktoren ist die allgemeine wirtschaftliche 
Entwicklung (Konjunktur, Arbeitslosigkeit, Einkommen) zu berücksichtigen, wäh- 


rend unter mikroökonomischen Faktoren zum Beispiel die Vermögenssituation der 


!lVgl. Zimmermann K. F. (1985), S. 63-64. 
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Familie, das Qualifikationsniveau der Frau (Qualität und Dauer der Ausbildung, Be- 
rufserfahrung), die Kosten der Kinder (unter anderem der Verbrauch der Kinder), 
der zu erwartende Nettolohnsatz der Frau, das Einkommen des Mannes, die festen 
finanziellen Verpflichtungen und die Konsumansprüche der Ehepartner zu nennen 


sind; 


Familienpolitik: Durch die Steuerpolitik kann der Staat die Arbeitsangebotsentschei- 
dung von Frauen beeinflussen. Dies wirkt hauptsächlich durch den Familienlastenaus- 
gleich, das Steuersystem, die Verfügbarkeit und Kosten von Betreuungseinrichtungen 
für Kinder (Kindergärten, Tagesstätten) oder pflegebedürftige Familienangehörige 


sowie durch die Regelungen zum Erziehungsurlaub; 


Demographische Faktoren: Es handelt sich dabei um die demographischen Charakte- 
ristika der Gesellschaft und der Wirtschaftssubjekte wie einerseits der Altersaufbau 
der Bevölkerung und die Entwicklung des Ausländeranteils an der Bevölkerung und 
andererseits um die Altersklasse der Frau, die Dauer der Ehe, die Zahl der Kleinkinder 
und die Größe der Familie; 


Soziale Faktoren: Der soziale Status, den die Erwerbstätigkeit gewährleistet, das Auf- 
stiegsstreben (soziale Mobilität) von Mann und Frau wirken auf das Arbeitsangebot 
von Frauen. Relevant sind auch die Haushaltszusammensetzung, die Eheverfassung 
(partnerschaftlich, nichtpartnerschaftlich) und die Einstellung der Frau zur Erwerbs- 
tätigkeit; 


Medizinische Faktoren: Ein guter Gesundheitszustand ist häufig eine Voraussetzung 
zur Erwerbsbeteiligung. Dieser Faktor spielt für die Mehrheit der Frauen nur im Alter 
eine Rolle; 


Gesellschaftliche Rahmenbedingungen: Sie sind natürlich auch durch die gesellschaft- 
liche Bewertung der Arbeit und die geschlechtsspezifischen Rollenerwartungen von 
Bedeutung. Insbesondere sind die Famillienkonzeptionen und die Arbeitsteilung im 
Haushalt relevant. Die Differenzen zwischen Land und Stadt sollten auch berücksich- 
tigt werden. 


In der vorliegenden Arbeit werden lediglich die Determinanten behandelt, die im Rah- 
men einer ökonomischen Untersuchung einbezogen werden können. Andere Determinanten 
wie zum Beispiel der Altersaufbau der Bevölkerung werden nur insofern modelliert, als 
sie durch ökonomische Faktoren wie beipielsweise durch die Sozialleistungen wirken. Die 


persönliche Verwirklichung kann hier auch nicht explizit modelliert werden. Präferenzen 
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werden im späteren Modell durch die Nutzenfunktion erfaßt. 

Bei den ökonomisch modellierbaren Determinanten wird weiterhin zwischen zwei Klassen 
unterschieden. Einige Determinanten bleiben bei einer Arbeitszeitverkürzung unverändert 
und sind als Rahmenbedingungen zu betrachten, während andere die Arbeitszeitverkür- 
zung erfassen und deswegen in der Modellierung als „arbeitszeitverkürzungssensitiv“ ge- 
staltet werden müssen. Zur ersten Kategorie gehört zum Beispiel das Ausbildungsniveau 
der Frau, während die Kosten der Aufnahme der Arbeit der zweiten Kategorie zugeschrie- 


ben werden müssen, weil sie bei fallender Arbeitszeit sich verringern. 


Im folgenden werden die theoretischen Wirkungen untersucht, wobei empirische Hinwei- 
se - wenn vorhanden - hinzugefügt werden. Entlang der folgenden Analyse werden ebenfalls 
die Annahmen erläutert, die der späteren mikroökonomischen Modellierung zugrunde liegen 


werden. 


5.3.2. Determinanten als Rahmenbedingungen 


In diesem Abschnitt werden die Determinanten des Arbeitsangebots erläutert, die bei einer 
Arbeitszeitverkürzung unverändert bleiben und deswegen in der späteren mikroökonomi- 
schen Modellierung als Parameter betrachtet werden können. Auch wenn sie unverändert 
bleiben, müssen sie kurz untersucht werden, um über ihre relativen Werte eine Aussage 


treffen zu können. 


5.3.2.1. Nachfrageseitige Faktoren: Makroökonomische Einflüsse 


Da die Analyse auf eine mikroökonomische Modellierung abstellt, sind makroökonomische 
Faktoren typischerweise Rahmenbedingungen, die nicht explizit modelliert werden können. 
Sie sind allerdings von Bedeutung für in Kapitel 7 abgeleiteten politischen Empfehlungen. 
Sie wurden teilweise in Kapitel 2 bereits angesprochen. Zwei Faktoren werden hier weiter 


untersucht. 


5.3.2.1.1. Arbeitslosenquote Die Arbeitslosenquoten der Frauen bewegen sich in 
Westdeutschland zwischen 1970 und 1999 tendenziell in derselben Größenordnung wie die 
Arbeitslosenquoten der Männer. Die Frauenarbeitslosenquote betrug im August 2000 7,7% 
gegenüber 7,2% bei den männlichen Erwerbspersonen. In Ostdeutschland hingegen wa- 
ren Frauen seit der Wiedervereinigung beträchtlich häufiger von Arbeitslosigkeit betroffen 
als die Männer. Deren Arbeitslosenquote betrug im August 2000 18,8% gegenüber 15,5% 
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bei den männlichen Erwerbspersonen!?. Anzumerken, ist die Tatsache, daß die vom Ar- 
beitsamt kalkulierten Arbeitslosenquoten für die Quantifizierung der Arbeitslosigkeit von 
Frauen kritisiert werden können!?. Insbesondere ist bei verheirateten Frauen mit Kindern 


das Verfügbarkeitskriterium problematisch zu erfüllen!*. 


Im Hinblick auf die Arbeitsangebotsentscheidung sollten theoretisch zwei entgegenwir- 
kende Effekte unterschieden werden. Erstens kann eine hohe Arbeitslosenquote einen Ent- 
mutigungseffekt provozieren (die sogenannte „Discouraged-Worker-Hypothesis“). Wenn 
die Arbeitslosigkeit steigt, entscheiden sich immer weniger Frauen, eine aufwendige Ar- 
beitssuche zu unternehmen, weil sie ihre Chancen als gering einschätzen. Da die Kosten 
dieser Suche von den Merkmalen des gesuchten Arbeitsplatzes unabhängig sind, werden 
insbesondere Frauen von diesem Effekt betroffen, die nur ein niedriges Erwersbeinkommen 
erwarten. Zweitens kann eine hohe Arbeitslosenquote Frauen antreiben, mehr zu arbeiten, 
um das in Abbildung 2.5 erwähnte Arbeitsmarktrisiko zu minimieren. Welcher Effekt do- 
miniert ist unbestimmt. Vereinfachend wird der als niedrig zu erwartende Nettoeffekt der 


Arbeitslosenquote auf die Arbeitsangebotsentscheidung vernachlässigt. 


5.3.2.1.2. Wirtschaftsstruktur Bekannt ist, daß Frauen weitgehend im tertiären Sek- 
tor arbeiten. Ein gut entwickelter Dienstleistungssektor schafft insofern für Frauen günstige 
Arbeitsbedingungen. Diese horizontale Segregation läßt sich durch die Vorstellungen von 
Frauen über ihre Arbeitsbedingungen und die Möglichkeit in diesem Bereich Teilzeitarbeit 
zu betreiben erklären. Allerdings kann nicht erwartet werden, daß eine Arbeitszeitverkür- 
zung den Strukturwandel beschleunigt. Die Wirtschaftsstruktur wird daher als unverändert 
betrachtet. 


5.3.2.2. Mikroökonomische Faktoren 


Da das theoretische Ziel der vorliegenden Arbeit eine mikroökonomische Modellierung ist, 
sind die mikroökonomischen Faktoren von besonderer Bedeutung. In diesem Abschnitt 
werden ausschließlich diejenigen untersucht, die von der Arbeitszeitverkürzung unverändert 
bleiben. 


I2 Vgl. Arbeitsamt (2000). 
13Vgl. zum Beispiel Dex S. (1998). 
l4Vgl. Abschnitt 3.1.1.1, Fußnote 2. 
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5.3.2.2.1. Erstausbildung der Frau Die Ausbildung der Frau wird typischerweise von 
einer Arbeitszeitverkürzung unbeeinflußt bleiben, da sie ın der Regel vor dem Anfang der 
ersten Erwerbsphase bzw. während der Studienzeit aufgebaut wird. Die Anzahl der Studen- 
ten ist in allen europäischen Ländern im Durchschnitt zwischen 1980/81 und 1994/95 um 
75% gestiegen. Deutschland weist mit 41% nach den Niederlanden (38%) die zweitgeringste 
Steigerung auf’. Im Hochschulwesen sind die geschlechtsspezifischen Unterschiede in den 
Studentenzahlen europaweit kleiner geworden. Deutschland nimmt dabei eine einzigartige 
Position an, da diese sich nicht verringert haben. Dies hat dazu geführt, daß im Jahr 1995 
nur 77 Frauen je 100 Männer im Hochschulwesen repräsentiert waren, während der europäi- 
sche Durchschnitt 103 Frauen auf 100 Manner beträgt!®. Schließlich haben europaweit 110 
Frauen je 100 Männer 1995 einen Hochschulabschluß absolviert, wobei es in Deutschland 
lediglich 83 waren!’. Männer scheinen infolgedessen durchschnittlich über mehr Human- 
kapital zu verfügen als Frauen. Wenn unterstellt wird, daß eine höhere Ausbildung eine 
höhere Produktivität am Arbeitsplatz ermöglicht, besagt die neoklassiche Theorie, daß die 
männlichen Arbeitskräfte höhere Löhne erzielen können als die weiblichen. Auf der Ba- 
sis der verfügbaren europäischen Daten!® ergibt sich, daß im Jahr 1995 die europäischen 
Frauen zwischen 70,6% in den Niederlanden und 89,9% in den neuen Bundesländern des 
Bruttostundenlohns der Manner verdienten!’. In den alten Bundesländern verdienen Frau- 
en 76,9% des Stundenlohns der Männer und liegen damit im europäischen Durchschnitt?®. 
Empirisch ist, neben der Tatsache, daß Humankapital von Frauen auf dem Arbeitsmarkt 


21 


schlechter bewertet wird als bei Mannern*’, ein bedeutender Teil der geschlechtsspezifi- 


schen Lohnunterschiede tatsächlich auf ein niedrigeres Ausbildungsniveau auf der Seite der 
Frauen zuriickzufithren”. 


Im Rahmen eines dynamischen Optimierungskalküls ist es für Frauen - wie in Abschnitt 
2.2.2 schon angedeutet - rational, weniger als Männer in ihr Humankapital zu investieren. 
Das optimale Ausbildungsniveau fällt bei Frauen aus drei Gründen geringer aus. Zuerst 
wissen Frauen mit Kinderwünschen, daß sie die Kinderbetreuung nach dem „Male-Bread- 


Winner“-Modell übernehmen werden und hierfür ihre Erwerbstätigkeit unterbrechen wer- 


15Vgl. Eurostat (1998b), S. 2. 

16 Vg], Eurostat (1998b), S. 2. 

17 Vgl. Eurostat (1998c). 

!8 on Eurostat durchgeführte EU-weite Erhebung. Die Berechnungen beziehen sich auf Vollzeitbe- 
schäftigte in allen Wirtschaftsbereichen, ausgenommen Landwirtschaft, Bildung, Gesundheit, persönliche 
Dienstleistungen und Verwaltung. 

19 Der Prozentanteil beträgt für Griechenland 68%. Dieser wurde allerdings nur in der Industrie gemessen. 

20 Vgl. Eurostat (1999b). 

2! Frauen sind häufiger als die Männer unter ihrem Ausbildungsniveau beschäftigt (vgl. Bundesministe- 
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 1998a, S. 66). 

22 Vgl. Lauer C. (2000). 
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den”. Zwar ist die Lebenserwartung von Frauen länger als diejenige der Männer. Die sehr 
niedrigen Erwerbsquoten der Frauen über 65 Jahren (2,4% im Jahr 1998) verhindern aller- 
dings, daß die Unterbrechungen der Erwerbstätigkeit durch ein längeres Leben kompensiert 
werden. Zweitens leisten Frauen während der Erwerbsphasen auch kürzere Arbeitszeiten”*: 
Sie nutzen weitgehend die Teilzeitarbeitsmöglichkeiten, um Beruf und Familie zu verein- 
baren”. Da die Erwerbsphasen weniger intensiv sind, reduzieren sich die Ertragszeiten 
weiter. Schließlich erwerben sie - wie empirisch gezeigt - bei gleichem Qualifikationsniveau 
eine niedrigere Rendite von ihrer Humankapitalinvestition als die Männer”. Die über die 
Zeit steigende Anzahl der weiblichen Studenten läßt sich durch eine Senkung der Opportu- 
nitätskosten der Ausbildung erklären: Das steigende Arbeitslosigkeitsniveau insbesondere 
bei den weniger qualifizierten Frauen in Europa läßt die Einstiegsmöglichkeiten ohne Aus- 


bildung seltener werden. 


Das niedrigere Ausbildungsniveau von Frauen wirkt negativ auf ihr Arbeitsangebot. 
Bei Frauen im Alter von 25 bis 39 Jahren bzw. 40 bis 59 Jahren betrug im Jahr 1995 
die Erwerbsquote mit einem Diplom der ersten Stufe der Sekundarstufe 56,4 bzw. 51,7%, 
während Frauen mit einem Fachhochschul- oder Hochschulabschluß eine Erwerbsquote von 
84,4 bzw. 83,8% aufwiesen?’. Dies läßt sich dadurch erklären, daß die Opportunitätskosten 
der Nichterwerbstätigkeit mit dem Qualifikationsniveau steigen: Mit einem Abschluß wer- 
den höhere Gehälter erzielbar. Bei den Frauen, die ein Universitätsstudium abgeschlossen. 
haben, werden signifikante Entlohnungsunterschiede festgestellt: Zwischen 1994 und 1997 
verdiente eine Frau mit Universitätsabschluß etwa 54% mehr als eine Frau ohne Ausbildung 


bzw. mit nur einem Realschulabschluß*®. 


Geschlechtsspezifische Humankapitalunterschiede tragen dazu bei, den Arbeitsmarkt 
zu segmentieren und den Durchschnittslohn von Frauen auf einem niedrigeren Niveau als 
den Durchschnittsstundenlohn der Männer zu halten. In der späteren mikroökonomischen 
Modellierung wird dementsprechend angenommen, daß im Haushalt der Teil des potentiellen 
Stundenlohns des Mannes, der durch die Ausbildung zu erklären ist, den entsprechenden 
Teil des Stundenlohns der Frau überschreitet. 


23 Vgl. Abschnitt 3.1.2.1. 

24Sjehe Abschnitt 3.1. 

25 Vgl. unter anderem Abschnitt 3.1.2.2. 

26 Vgl. Lauer C. (2000). 

?7 Vgl. Eurostat (1997a). 

28 Eigene Berechnungen auf der Basis von Lauer C. (2000), S. 10. 
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5.3.2.2.2. Vermögen bzw. Verschuldung des Haushalts Die Verschuldung eines 
Haushalts kann als ein negatives Vermögen betrachtet werden. Der Einkommenseffekt, der 
mit der Aufnahme einer Verschuldung bzw. dem Aufbau eines Vermögens verbunden ist, 
löst eine Ausdehnung bzw. Schrumpfung des Haushaltsarbeitsangebots aus. In Anlehnung 
an die Lebenszyklustheorie verschulden sich junge Haushalte, um ein Konsumniveau zu 
erreichen, das ihrem permanenten Einkommen entspricht. Der damit verbundene Einkom- 
menseffekt wirkt stimulierend auf das Arbeitsangebot. Die Haushaltsgründung impliziert 
weiterhin meistens simultan neue Ausgaben, die beispielsweise mit der Geburt von Kindern 


verbunden sind. 


Der Effekt einer Verschuldung auf die Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen wurde 
in Kanada anhand des Innehabens einer Hypothek untersucht?®. In den Haushalten, die 
ihr eigenes Haus haben und dafür eine Hypothek übernommen haben, ist die Erwerbsbe- 
teiligung der Ehefrau um 10% höher als bei den Haushalten, die ihr Haus mieten oder ohne 
Hypothek besitzen?®. Die Beteiligung von Frauen am Arbeitsmarkt erhöht sich ebenfalls, 
wenn die Schuldendienstquote steigt. Es wurde festgestellt, daß sowohl der Wert des Hauses 
als auch das Verhältnis der Hypothek zum Familieneinkommen signifikante Eflekte haben. 


Im allgemeinen ist von einem negativen Effekt des Nichterwerbsfamilieneinkommens 
aus Vermögen auf die Erwerbsbeteiligung der Frau auszugehen. Dieser bleibt allerdings 
von einer Arbeitszeitverkürzung unberührt. In der späteren Modellierung muß eine Nicht- 


erwerbseinkommensquelle berücksichtigt werden können. 


5.3.2.3. Familienpolitisch abhängige Faktoren 


Die folgenden Regulierungsfelder müssen untersucht werden, um die Wirkungen des Steuer- 
und Sozialssystems auf die Arbeitsteilung im Haushalt und folgend auf das Arbeitsange- 
bot verheirateter Frauen einzuschätzen: Die Regulierung der Abgabenlast durch Steuer 
und Sozialversicherungsbeiträge, die Regulierung der Leistungen in den Sozialsystemen, 
die Regelung des Elternurlaubs, die Anreizregulierungen für geringfügige Teilzeit und die 
Abgabenregulierung für Überstunden. Anhand dieses Kriterienrasters kann gezeigt wer- 
den, daß das „Male-Bread-Winner“-Modell im europäischen Vergleich am stärksten vom 


deutschen Steuer- bzw. Sozialsystem unterstützt wird?!. 


®vVgl. Fortin N. (1995) auf der Basis von der „Canadian Family Expenditures Survey“ aus dem Jahr 
1986 . 


30Dje Untersuchungsgruppe bestand aus den verheirateten Frauen im Alter von 35 bis 65 Jahren. 
31Vgl. Dingeldey I. (1999), S. 118-125. 
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5.3.2.3.1. Besteuerung des Erwerbseinkommens und sozialbeiträgespezifische 
Regelungen Der relevante Steuerparameter für das Arbeitsangebot verheirateter Frau- 
en ist der Grenzsteuersatz, der ihr Erwerbseinkommen betrifft. Dieser wird unter anderem 
durch die Veranlagungseinheit beeinflußt. In Deutschland wird der Haushalt als Basis für 
die Besteuerung angenommen und die „Ehegattensplittingregelung“ angewendet. Die zu 
versteuernden Einkommen beider Ehegatten werden summiert und durch den Splittingfak- 
tor zwei dividiert. Der entsprechende Steuersatz wird auf diese Summe angewendet. Der 
daraus resultierende Steuerbetrag wird dann mit zwei multipliziert. Wegen der Progressi- 
vität des Steuersatzes ergibt sich durch dieses Verfahren eine steuerliche Begünstigung für 
den gesamten Haushalt. Die Höhe des Steuervorteils hängt von dem Einkommensunter- 
schied zwischen Ehemann und Ehefrau ab. Weil dieser Unterschied am größten ist, wenn 
einer der beiden Ehepartner sich vollkommen aus dem Arbeitsmarkt zurückzieht, begün- 
stigt das deutsche Steuersystem am stärksten die Konzentration der Erwerbstätigkeit auf 
eine Erwerbsperson. Solange die Ehefrau ein niedrigeres Einkommen als der Mann erzielt 
und ihr Verdienst als Zusatzeinkommen betrachtet wird, entspricht das Ehegattensplit- 
tingverfahren einer intensivierten Besteuerung des Einkommens der Frau. Die Frau wird 
wegen der Ehegattensplittingregelung einem höheren Grenzsteuersatz als bei der Individu- 
albesteuerung unterworfen, während der Mann einen geringeren Grenzsteuersatz erreichen 
kann. Im Gegensatz dazu ist eine individualisierte Besteuerung für die Verteilung des 


Arbeitsverdiensts zwischen Mann und Frau neutral. 


Was die absoluten Werte der Steuersätze anbelangt, steht Deutschland am oberen Teil 
der Skala. Darüber hinaus fallen die Steuersätze zwischen Einzel- und Doppelverdiener- 
haushalten unterschiedlich aus. Ein Vergleich zwischen den Grenzsteuersätzen der Ehe- 
paare, bei welchen ein bzw. zwei Personen erwerbstätig sind, zeigt, daß das deutsche 
System Anreize zum Rücktritt der Frau vom Arbeitsmarkt entstehen läßt: Bei einem Ge- 
samteinkommensniveau von 133% des Einkommens des Durchschnittsarbeiters („Average 
Production Worker“) betrug im Jahr 1995 der Grenzsteuersatz bei Einzelverdienerhaus- 
halten mit zwei Kindern 43,1%, während dieselbe Familie, in welcher allerdings das gleiche 
Gesamteinkommen von zwei Erwerbspersonen verdient wurde (jeder Ehegatte verdient 66% 


des Durchschnittseinkommens), mit einem Grenzsteuersatz von 49,7% besteuert wurde’. 


Daneben sorgen einzelne Maßnahmen zur Sozialversicherung für negative Anreize zur 
Erwerbstätigkeit verheirateter Frauen. Zum Beispiel stellen die Beitragsbemessungsgrenzen 
- ab dem 01.01.01 8700 DM für die Arbeitslosenversicherung und die Rentenversicherung 
der Arbeiter und Angestellten, 6525 DM bei der Krankenversicherung in den alten Bundes- 


32 Vgl. Leibfritz W. et al. (1997), Tabelle 12, S. 60. 
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ländern - einen zusätzlichen Anreiz für die Konzentration des Arbeitsvolumens auf einen 
Verdiener innerhalb des Haushalts dar: Das Einkommen, das sich über der Beitragsbemes- 
sungsgrenze befindet, ist praktisch beitragsfrei**. Darüber hinaus ermöglicht die abgeleitete 
Krankenversicherung nichterwerbstätigen verheirateten Frauen eine kostenlose Versorgung. 
Bei der Aufnahme einer beitragspflichtigen Tätigkeit, müßten sie eigene Beiträge leisten. 
Was die Rentenversicherung anbelangt, erhalten Hinterbliebene etwa 60% der Rente des 
Verstorbenen (das eigene Einkommen wirkt ktirzend)**. 


Der effektive Grenzsteuersatz (hier die Summe des Grenzsteuersatzes, des marginalen 
Sozialversicherungsbeitrags und der Transferentzugsrate), der auf das Einkommen verheira- 
teter Frauen der Kohorte 1960+ angewendet wurde, wurde über den Veranlagungszeitraum 
1984-1996 auf 49% geschätzt”. Das Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 senkt den ef- 
fektiven Grenzsteuersatz einer Durchschnittsverdienerfamilie mit 2 Kindern von 48,5% im 
Jahr 1999 auf 45,7% im Jahr 2002°°. 

Die gesamten Regelungen führen dazu, daß in einer Gruppe von 8 OECD-Ländern Deutsch- 
land die geringste Steigerung des verfügbaren Haushaltseinkommens infolge einer Verlänge- 
rung der Ehefrauarbeitszeit aufweist”. Damit sinkt der Anreiz für eine verheiratete Frau, 
eine sozialabgaben- und steuerpflichtige Erwerbsarbeit einzugehen. Eine Simulation der 
getrennten Besteuerung von Ehegatten (nach dem schwedischen Modell) zeigt, daß unter 
dieser Form der Besteuerung die Erwerbsbeteiligung von Frauen um 10% steigen wiirde*®. 
Dieses Ergebnis wird auch von anderen Studien bestatigt*9. 

Lohnsteuersatzvariationen haben grundsätzlich die entgegengesetzten Effekte der Lohnva- 


riationen, die in Abschnitt 5.3.3.1.1 ausführlicher untersucht werden”. 


Eine geringfügige Beschäftigung stellt für verheiratete Frauen eine Ausweichmöglichkeit 
dar. Die Geringfügigkeitsregelungen führen dazu, daß eine Arbeitszeit von über 15 Stunden 


bis zu einer bestimmten Stundenanzahl sich nicht lohnt*!. Je mehr der Mann verdient und 


33 Vgl. Deken L. (1995) zitiert in O’Reilly J. (1996), S. 577; Leibfritz W. et al. (1997), S. 42 und Tabelle 
13, S. 61. 

34 Vgl. Dingeldey I. (1999), S. 112. 

35Vgl. Wagenhals G. (2000), S. 198, Tabelle 3. 

36 Vgl. Wagenhals G. (2000), S. 207-208. 

37Vgl. Anxo D. et al. (1999), S. 32. Siehe auch Gustafsson S. (1996), S. 831-832 für eine theoretischere 
Untersuchung. 

38 gl. Gustafsson S. (1996), S. 833. 

3 Vgl. Althammer J. (1999), S. 74; Strøm S., Wagenhals G. (1991), S. 589. 

40Im Jahr 1994 zeigt weiterhin die Organisation for Economic Co-operation and Development, daß die 
Elastizität auf Steueränderungen mit steigender individueller Arbeitszeitlänge zurückzugehen scheint und 
daß steuerliche Änderungen sowohl den Ein- als auch den Austritt aus dem Beschäftigungssystem bewirken 
(siehe Organisation for Economic Co-operation and Development 1994, S. 260 zitiert in Dathe D. 1998a, 
S. 6). 

4l Siehe Schwarze J. (1997), S. 6-8. 
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folgend je höher der Steuersatz, der auf das Einkommen der Frau angewendet werden würde, 
desto länger muß die Frau arbeiten, damit die Aufgabe der geringfügigen Beschäftigung 
zugungsten einer sozialabgaben- bzw. steuerpflichtigen Beschäftigung sich lohnt. Wenn die 
Frau 631 DM verdient, wird nicht nur die zusätzliche Mark mit Sozialabgaben bzw. Steuern 
belastet, sondern das Gesamteinkommen. Diese langen Arbeitszeiten wollen bzw. können 
viele Frauen wegen Familienpflichten nicht leisten. Daraus resultiert, daß Teilzeitarbeit sich 
wenig rentiert. 

Auch wenn 59% der geringfügig Beschäftigten Frauen sind“, stellt dieser Erwerbsstatus für 
sie kein langfristiges Beschäftigungsverhältnis dar. Auf der Basis von SOEP-Daten über 
den Zeitraum 1988-1996 kann gezeigt werden, daß zwar 30% der 1988 16- bis 60jährigen 
Frauen schon geringfügig berufstätig waren. Die Hälfte davon war allerdings maximal für 
ein Jahr geringfügig beschäftigt und nur 5,5% fünf Jahre und länger. Es ergibt sich daher, 
daß „für die meisten geringfügig Beschäftigten diese Art der Erwerbstätigkeit nur eine 
Episode darstellt“. In der folgenden mikroökonomischen Modellierung wird daher von 
den 630-DM-Jobs-Regelungen abstrahiert. 


Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß das Steuer- und Sozialsystem die Bela- 
stung auf dem von der Ehefrau verdienten Zusatzeinkommen verstärkt. Diese Regelungen 
entsprechen dem etablierten „Male-Bread-Winner“-Modell. Fallen sie weg, steigt der Net- 
tolohn berufstätiger verheirateter Frauen. In der späteren Modellierung kann dies nur durch 
die Annahme eines niedrigen Nettolohns für die Frau berücksichtigt werden. Die Progressi- 
vität des Grenzsteuersatzes wird nicht explizit modelliert. Dies kommt der Annahme eines 


konstanten und dadurch von der Arbeitszeit unabhängigen Steuersatzes gleich. 


5.3.2.3.2. Kinder- und Erziehungsgeld Kinder- und Erziehungsgeld stellen Nicht- 
erwerbseinkommensquellen dar. Mikroökonomisch betrachtet unterscheiden sie sich unter 
anderem dadurch, daß die Auszahlung von Erziehungsgeld die Vollzeiterwerbstätigkeit des 
beziehenden Elternteils untersagt. 


Kindergeld wird seit 1954 für jedes Kind bis zum 18. Lebensjahr bzw. bis zum 27. 
Lebensjahr für Kinder in Ausbildung gewährt. Ein Elternteil kann seit dem 1. Januar 2000 
monatlich 270 DM für das erste und das zweite Kind, 300 DM für das dritte, 350 DM für 


das vierte und jedes weiteren bekommen‘. In einem mikroökonomischen Modell, in dem 


42g]. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (1998a), S. 112. 

4 Vgl. Wagner G. (1998). 

“4Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung (2000b), S. 3; Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend (2000b), S. 5. 
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eine Familiennutzenfunktion maximiert wird, sinkt das Arbeitsangebot mit Kindergeld“: 
Das Kindergeld löst einen Einkommenseffekt aus, dem kein Substitutionseffekt gegenüber 
steht. Eine empirische Bestätigung ist allerdings nicht vorhanden. Auf Kindergeld kann 
verzichtet werden, wenn die steuerlichen Vorteile der Kinderfreibeträge (6912 DM pro Kind 
und pro Elternpaar im Jahr 2000) und der Freibeträge für Kinderbetreuung (3024 DM im 
Jahr 2000 pro Kind bis zum 16. Lebensjahr) die Höhe des Kindergelds überschreitet®. 


Erziehungsgeld wird für Kinder, die nach dem 31. Dezember 1992 geboren sind, bis 
zur Vollendung des 24. Lebensmonats des Kindes gewährt und bis zum 6. Lebensmonat 
unabhängig vom Elterneinkommen (solange es 100000 DM Jahresnettoeinkommen nicht 
übersteigt) in Höhe von 600 DM monatlich bezahlt’. Ab dem 7. Lebensmonat wird das 
Erziehungsgeld gemindert, wenn das Einkommen über der Einkommensgrenze (32200 DM 
für Eltern mit einem Kind ab Geburtsjahrgang 2001) liegt*®. Während des Erziehungsur- 
laubs bzw. der „Elternzeit“ ist eine Erwerbstätigkeit ab Januar 2001 von 30 Stunden die 
Woche pro Erziehungsurlauber erlaubt (bis dahin 19 Stunden)*. Dadurch nähert sich die 
Wirkung der Zahlung von Erziehungsgeld dem Effekt des Kindergelds, indem die Einschrän- 
kung über die Erwerbstätigkeit zum größten Teil wegfällt. Es ist somit zu erwarten, daß 
die Bezahlung von Erziehungsgeld den gleichen Effekt auf das Arbeitsangebot von Frauen 
hat wie das Bestehen von anderen Nichterwerbseinkommensquellen. Ein Wegfall der Re- 
gelung des Erziehungsgelds würde durch einen Einkommenseffekt die Partizipationsquoten 
der beziehenden Mütter leicht erhöhen?®. 


Zusammenfassend ist festzustellen, daß Kinder- und Erziehungsgeld negativ auf das 
Arbeitsangebot verheirateter Frauen wirken. Diese Zahlungen sind insbesondere nach der 
Reform des Kindererziehungsgeldgesetzes zum großen Teil von der Arbeitszeit unabhängig. 
In der späteren mikroökonomischen Modellierung können sie weitgehend in der Form eines 
Nichterwerbseinkommens berücksichtigt werden. Elemente, die von der Arbeitszeit beein- 
flußt werden können, wie die Begünstigung durch Steuerfreibeträge, werden vereinfachend 


wie die Progressivität der Besteurung nicht explizit modelliert. 


45Vgl. Zimmermann K. F. (1985), S. 147-149. 
48Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2000b), S. 5. 
47900 DM, wenn nur ein Jahr Erziehungsurlaub in Anspruch genommen wird und für die Kinder ab 


Geburtsjahrgang 2001. Vgl. Bundeserziehungsgeldgesetz (BErzGG) vom 31. Januar 1994 und Reform 
zum 1. Januar 2001. 


4 Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2000a). 
“Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (20008). 
5°Vgl. Althammer J. (1999), S. 75. 
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5.3.2.4. Demographische und medizinische Faktoren 


Die demographischen Determinanten spielen bei der Arbeitsangebotsentscheidung von Frau- 
en entsprechend dem „Male-Bread-Winner “-Modell eine wichtige Rolle. 


5.3.2.4.1. Kinderanzahl bzw. -alter und pflegebedürftige Familienangehörige 
Europaweit wird beobachtet, daß das Arbeitsangebot von Frauen - außer in Portugal - stark 
negativ mit der Kinderanzahl korreliert ist. Diese Korrelation ist in Deutschland stärker 
als in den anderen europäischen Ländern. Die Erwerbsbeteiligungsquoten als Indikator 
der Erwerbstätigkeit von Frauen zwischen 20 und 45 Jahren ohne Kinder ist mit über 
80% doppelt so hoch wie die Erwerbsquoten der Frauen mit drei oder mehr Kindern®!. Der 
Umfang dieses Effekts ist allerdings mit Vorsicht zu interpretieren, denn die Erwerbsquoten 
schließen auch die Mütter im Erziehungsurlaub ein”. Weil die Gewährung von Krippen- 
bzw. Kindergärten- und Hortplätzen vom Alter des Kindes abhängig ist, spiegelt sich das 


Alter der zu betreuenden Kinder in den Kosten der Kinderbetreuung wider”. 


Wegen der Verlängerung der Lebenserwartung benötigen immer häufiger ältere Men- 
schen eine Hilfe für den Alltag, insbesondere wenn diese alleine wohnen. Wenn das un- 
abhängige Leben unzumutbar wird, wird häufiger auf den Einsatz eines Familienmitglieds 
als auf den Umzug in ein Seniorenheim zurtickgegriffen®*. Wie in Kapitel 2 schon erwähnt 
sind etwa 80% der Pflegepersonen Frauen. Im Jahr 1999 waren 5,2% der 40 bis 65-jährigen 
Frauen mit der Versorgung und Betreuung Pflegebedürftiger beschäftigt". 70% der Pfle- 
gepersonen sind im erwerbsfähigen Alter, aber mit 64% geht die Mehrheit von Ihnen keiner 
Erwerbstätigkeit nach’®. Dies könnte auf den hohen zeitlichen Aufwand zurückzuführen 
sein, der mit der Pflege verbunden ist: Im Durchschnitt investiert eine Hauptpflegeperson 
etwa 46 Stunden in der Woche ihrer Zeit in die Pflege’. Die Aufnahme eines pflegebe- 
dürftigen Familienangehörigen scheint tatsächlich als Determinante der Erwerbstätigkeit 
von Frauen zu wirken: In Westdeutschland blieben nach dem Eintritt der Pflegebedürftig- 


keit eines Angehörigen nur 26% der Frauen unverändert erwerbstätig, während 17% ihre 


51 Vg], Eurostat (1997a). 

52Siehe auch Abschnitt 3.1.2.1. 

53Vgl. Abschnitt 5.3.3.2.1. 

54Dies kann teilweise durch die Höhe der monatlichen Pflegekosten in Heimen erklärt werden, die sich 
auf 3000 bis 4500 DM belaufen (vgl. Lampert H. 1998, S. 282). Siehe auch Abschnitt 2.3.2.3. 

55Vgl. Schulz E. et al. (2001). Bis 2020 bzw. 2050 sollten 7,3% bzw. über 15% der Frauen eine 
Pflegeperson betreuen. 

56 Vgl. Schneekloth U., Müller U. (2000) zitiert in Schulz E. et al. (2001). 

57Vgl. Schneekloth U., Müller U. (2000) zitiert in Schulz E. et al. (2001). 
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Erwerbstätigkeit aufgaben®®. 


Die Effekte der Anwesenheit von Kindern und ihr Alter sowie von pflegebedürftigen 
Familienangehörigen im Haushalt wird durch die Kosten der (Kinder-)Betreuung in der 
späteren Modellierung erfaßt. Auch wenn eine Auswirkung der Arbeitszeit auf die Kinder- 
zahl und die Aufnahme pflegebedürftiger Familienangehöriger nicht ausgeschlossen werden 


kann, wird diese hier als exogen betrachtet. 


5.3.2.4.2. Alter und gesundheitlicher Zustand Wie im Kapitel 3 erläutert sind die 
Erwerbsquoten und Arbeitszeiten vom Alter abhängig. Der Einfluß des Alters wird durch 
die familiären Verpflichtungen, den Gesundheitszustand und die Lohnbedingungen erfaßt. 
Die familiären Verpflichtungen werden ausschließlich durch die Anwesenheit von Kindern 
oder pflegebedürftigen Familienangehörigen im Haushalt modelliert. Diese wird wiederum 
zum großen Teil durch die finanziellen Kosten der Betreuung im Fall einer Erwerbstätigkeit 
der Frau berücksichtigt”. 

Der Gesundheitszustand ist ebenfalls entscheidend. Es wird an dieser Stelle angenommen, 
daß das Alter die Erwerbsfähigkeit nicht verhindert". Die Effekte eines höheren Alters auf 
die Arbeitsangebotsentscheidung kommen über die Präferenzen zum Ausdruck und werden 
daher individuenspezifisch durch die Parameter der Nutzenfunktion festgelegt. 

Aufgrund der Berufserfahrung und der damit verbundenen höheren Humankapitalakkumu- 
lation oder in bestimmten Wirtschaftsbereichen wegen des Senioritätsprinzips steigt der 
Lohn einer erwerbstätigen Frau mit dem Alter. Der Stundenlohn kann bei der mikroöko- 
nomischen Modellierung der Arbeitsangebotsentscheidung älterer erwerbstätigen Frauen 
individuenspezifisch auf einem höheren Niveau festgelegt werden. 

Alle hier erwähnten Effekte sind in bezug auf die Arbeitszeit exogen, so daß sie bei der Un- 
tersuchung der Auswirkungen einer Arbeitszeitverkürzung als unverändert angenommen 


werden können. 


5.3.2.4.3. Medizinische Faktoren Bei Frauen entsprechen die physischen Leistungen 
etwa 75% der ihrer männlichen Kollegen®!. Das „weibliche Arbeitsvermögen“ besteht viell- 


mehr aus Kreativität, Team- und Kooperationsfähigkeit, Denken in komplexen Zusammen- 


58 Vgl. Schulz E. et al. (2001). 

59Siehe Abschnitt 5.3.3.2.1. 

60 Laut einer Selbsteinschätzung gaben im Jahr 1994 nur 8% der befragten Personen über 16 Jahre an, 
daß sie ein „schlechten“ oder „sehr schlechten“ Gesundheitszustand haben (Siehe Eurostat 1997c). 

el Vgl. Konietzko J., Dupuis H. (1989) zitiert in Lorenz S. (1997), S. 57. 
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hängen, Fähigkeit zum Zuhören, Zeigen menschlicher Besorgtheit, Gefühle und Intuition. 
Da die Untersuchung des Arbeitsangebots von physisch oder geistig Behinderten eine spe- 
zifische Untersuchung benötigen würde, werden sie hier vom Gegenstand der Untersuchung 
ausgeschlossen. 

Der Gesundheitszustand und die persönliche Kompetenz bleiben von der Arbeitszeitver- 
kürzung unberührt. Es wird hier angenommen, daß die individuellen Fähigkeiten einer 


Person sich in ihrem Ausbildungsniveau niederschlagen. 


5.3.2.4.4. Stabilität der Ehe Regelungen, die die Ehescheidungsbedingungen bestim- 
men, haben Fffekte auf das Erwerbsverhalten verheirateter Frauen während der Ehe. Wenn 
Ehescheidungen selten sind, so daß die Ehe als ein „Long-term-contract“ betrachtet wer- 
den kann, impliziert die Spezialisierung eines Haushaltsmitglieds keine Gefahr. Sobald Ehe- 
scheidungen erleichtert werden, ist es in einem dynamischen Analyserahmen rational für die 
Frau, die vollkommene Spezialisierung auf Haushaltsarbeit abzulehnen und einer Erwerbs- 


arbeit nachzugehen®®. 


Der positive Effekt der juristischen Möglichkeit zur Ehescheidung 
auf das Arbeitsangebot verheirateter amerikanischer Frauen wurde bereits gezeigt®*. In 
Deutschland sind die juristischen Rahmenbedingungen ebenfalls vorhanden®. In einem 
statischen Rahmen ist die Stabilität der Ehe dem Modell exogen - die Ehe besteht oder 


nicht - und wird als von der Arbeitszeitverkürzung unveränderbar angenommen. 


5.3.2.4.5. Standort und Mobilität des Mannes Die Tatsache, daß der Arbeitsstand- 
ort des Mannes und seine Flexibilität das Arbeitsangebot der Frau beeinflussen, liegt daran, 
daß ihr Verdienst in der Regel ein Zusatzeinkommen für den Haushalt darstellt. 

Die Optimierung des Haushaltseinkommens erfordert, daß der Wohnort der Familie ent- 
sprechend dem Haupteinkommen ausgesucht wird. Dabei handelt es sich in der Regel um 
das Einkommen des Mannes. Eine Verlagerung des Arbeitsplatzes des Mannes impliziert 
daher, insbesondere wenn es Kinder im Haushalt gibt, daß die Ehefrau ihren Arbeitsplatz 
zunächst aufgibt. Dies kann wiederum zum Rückzug der Frau aus dem Erwerbsleben führen 
oder zur Aufnahme einer weniger passenden Stelle, was möglicherweise Überqualifikation 
der Frau bei gegebenen Forderungen mit sich bringen kann. Der Prozeß der Haushaltsein- 
kommensoptimierung trägt hiermit zum Weiterbestehen der Lohnunterschiede zwischen 


verheirateten Frauen und Männern (bei gleichen Qualifikationen) bei. 


62 Vgl. Lorenz S. (1997), S. 57-60 für einen Überblick der relevanten arbeitsmedizinischen Literatur. 
83Vgl. auch Abschnitt 2.2.4. 

$4Vgl. Parkman A. M. (1998). 

65Vgl. auch Abschnitt 2.2.4. 
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Da dieses Phänomen von einer Arbeitszeitverkürzung unberührt bleibt, wird es sich nur in 
der Unterstellung niederschlagen, daß die Frau den Haushalt mit einem Zusatzeinkommen 


versorgt. 


Bisher wurden ausschließlich diejenigen Einflußfaktoren untersucht, die in einem mi- 
kroökonomischen Arbeitsangebotsmodell zur Analyse der Arbeitszeit als Determinante der 
Erwerbsbeteiligungsentscheidung - unter den jeweils formulierten Annahmen - exogen fest- 
gelegt werden können. Weitere sind allerdings der Arbeitszeit endogen und sollten dement- 


sprechend modelliert werden. Diese werden dann als Inputvariablen behandelt. 


5.3.3. Determinanten als Inputvariablen 


In diesem Abschnitt werden die Determinanten des Arbeitsangebots untersucht, die bei 
einer Arbeitszeitverkürzung nicht als Konstante behandelt werden dürfen. Diese werden 


im späteren mikroökonomischen Modell Gegenstand einer spezifischen Modellierung sein. 


5.3.3.1. Mikroökonomische Faktoren 


Einige der mikroökonomischen Einflußfaktoren wurden in Abschnitt 5.3.2.2 analysiert. Es 
handelte sich dabei allerdings ausschließlich um die Rahmenbedingungen. Hier werden 
diejenigen untersucht, die von der Arbeitszeit abhängig sind. 


5.3.3.1.1. Lohnbedingungen Westdeutsche Frauen verdienen weniger als westdeutsche 
Männer, obwohl eine sinkende Tendenz des Lohnunterschieds seit Mitte der 80er Jahre 
beobachtet wird®. Die Erklärung für solche Verdienstunterschiede ist vielfältig. Die man- 
gelnden Investitionen in die Ausbildung können - wie in Abschnitt 5.3.2.2.1 besprochen - 
den Verdienstunterschied zum Teil erklären. Allerdings spielen noch andere Faktoren eine 
bedeutende Rolle. Strukturelle Unterschiede sind festzustellen, da die Erwerbstätigkeitsbe- 
reiche geschlechtsspezifisch sind. Frauen arbeiten überwiegend in Branchen, in welchen es 
kaum Zuschläge aufgrund von Belastungen am Arbeitsplatz gibt’. Die vertikale Segrega- 
tion führt dazu, daß Frauen tendenziell im unteren Teil der Hierarchie des Unternehmens 
tätig sind°®. Gleichzeitig sind sie häufiger als die Männer auf einer Teilzeitbasis beschäftigt 


und leisten weniger Uberstunden®. Unter der zusätzlichen Berücksichtigung von Karrie- 


66 Vgl. Lauer C. (2000). 

67Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (1998a), S. 66. 
68\/gl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (1998a), S. 66. 
6° Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (1998a), S. 66. 
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reunterbrechungen halbiert sich - ım Vergleich zu einer kontinuierlich Vollzeitangestellten, 
die erst mit 58 Jahren in die Teilzeitarbeit wechselt - der Lebensverdienst einer Frau, wenn 
sie ihre Erwerbstätigkeit 10 Jahre lang unterbricht und anschließend eine Teilzeitarbeit 


übernimmt’. 


Der Lohn wirkt gemäß den entgegengesetzten Substitutions- und Einkommenseffekten 
auf das Arbeitsangebot’!: Wenn der Lohn sich erhöht, führt der Substitutionseffekt dazu, 
daß das Arbeitsangebot sich ausdehnt, weil die Opportunitätskosten der Freizeit steigen. 
Der Einkommenseffekt wirkt negativ auf das Arbeitsangebot, sobald Freizeit ein normales 
Gut ist. Mit steigendem Einkommen werden die Güter, die mehr Nutzen bringen, mehr 
verbraucht, während diejenigen, die Nutzen reduzieren - wie Arbeitsstunden - weniger nach- 
gefragt werden. Im Fall eines „Family-Labour-Supply “-Modells’”? maximiert der Haushalt 
unter einer Budgetrestriktion eine gemeinsame Nutzenfunktion, die von den Freizeiten aller 


Mitglieder und dem Verbrauch der ganzen Familie abhängt: 


Max U = U(Ly, L2,C) 
ud.R. PC = X +w + weAe 
und T = A +2; 


wobei: 
L; = Freizeit des Familienmitglieds i 
A; = Arbeitszeit des Familienmitglieds i 
w; = Stundenlohn des Familienmitglieds i 
X = Familienverbrauch des „Composite“-Gutes, dessen Preis P ist 
Y = Nichterwerbseinkommen des Haushalts 
T = Verfügbare Zeit in einer Zeitperiode 


Die Totaldifferenzierung der Bedingungen erster Ordnung ermöglicht die Untersuchung 
der Effekte einer Lohnvariation auf das Arbeitsangebot bzw. die Freizeitnachfrage. Für 


jedes Paar i und j ergibt sich unter anderem daraus: 
dl; [Bi F; 

At a 
iu, = * (ist) I) = 


’OVgl. Joshi H., Davies H. (1992), S. 569-573. 
71 Die folgenden Ausführungen basieren auf Killingsworth M. R., Heckman J.J. (1986), S. 127-129. 
72Siehe auch Abschnitt 6.2. 
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wobei: 
|F| = Determinante der „bordered“ Hesse’schen Matrix 
A = Lagrange-Multiplikator 
F; = Kofaktor vom Element —W; in der Hesse’schen Matrix 
Fi; = Kofaktor vom Element U;; in der Hesse’schen Matrix 


Der erste Faktor in Gleichung 5.1 stellt den kompensierten Substitutionseffekt dar 
(Kreuzsubstitutionseffekt, wenn i # j). Für i = j wirkt dieser Faktor immer negativ 
auf die Freizeitnachfrage und positiv auf das Arbeitsangebot. Der zweite Faktor stellt 
den Einkommenseffekt dar, der positiv auf die Freizeitnachfrage wirkt, sobald Freizeit ein 
normales Gut ist. Die Summe beider Faktoren bildet den unkompensierten Effekt einer 
Lohnvariation. 

Die Intensität des Einkommenseffekts wird von der Anzahl der Arbeitsstunden positiv 
beeinflußt. Bei verheirateten Frauen, die kurze Arbeitszeiten leisten, ist es somit wahr- 
scheinlicher als bei anderen Personengruppen, daß der Substitutionseffekt dominiert. Dies 
spiegelt die Annahme wider, daß verheiratete Frauen dem Haushalt einen Zusatzverdienst 
bringen, während alleinstehende Frauen und Männer das Haupteinkommen des Haushalts 
verdienen. 

Dieses theoretische Ergebnis wırd von der Empirie unterstützt. Der Substitutionseffekt 
wird über die kompensierte Lohnelastizität gemessen, während der Einkommenseffekt von 
der Einkommenselastizität angegeben wird. Der Nettoeffekt schlägt sich in der unkompen- 
sierten Lohnelastizität nieder. Die empirischen Ergebnisse für Deutschland bestätigen, daß 
der Substitutionseflekt bei verheirateten Frauen den Einkommenseffekt dominiert. Insge- 
samt wird das Ergebnis akzeptiert, daß die unkompensierte Lohnelastizität verheirateter 


Frauen positiv ist und etwa eins beträgt, während diese für Männer bei Null liegt”. 


In der späteren Modellierung wird unterstellt, daß im Haushalt der Mann über einen 
höheren Stundenlohn verfügt als seine Frau. Da der Substitutionseffekt bei verheirateten 
Frauen in der Regel überwiegt, können höhere Löhne ihre Erwerbstätigkeit fördern. Wenn 
durch einen partiellen Lohnausgleich Stundenlohnsteigerungen ermöglicht werden, kann - 
empirisch betrachtet - erwartet werden, daß dies positiv auf das Arbeitsangebot wirkt. 


Vgl. Leibfritz W. et al. (1997), S. 41-42, 59 für eine sekundäre Analyse auf der Basis von Strom S., 
Wagenhals G. (1991), S. 588 und Kaiser H. et al. (1991), S. 98-99. 
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5.3.3.1.2. Arbeitszeit und Erwerbseinkommen des Mannes Die Arbeitszeit des 
Mannes beeinflußt das Arbeitsangebot seiner Frau durch das daraus resultierende Erwerb- 
seinkommen. Außerdem hat eine Veränderung der Arbeitszeit des Mannes ebenfalls einen 


rein zeitlichen Effekt. 


Bei einer Verkürzung der Arbeitszeit verändert sich weiterhin gemäß dem Lohnausgleich 
der Stundenlohn des Mannes. In der Theorie hängen die Effekte einer Variation des Lohns 
des Mannes auf das Arbeitsangebot seiner Frau von der Substituabilität bzw. Komple- 
mentarität ihrer Nichtarbeitsmarktzeiten ab, d. h. für i # j vom Vorzeichen des Glieds 


F; 
Fi; in Gleichung 5.174. Wenn die erwerbsfreien Zeiten Hicks-Allen Substitute (a > o) 


bzw. Komplemente (5 < 0) sind, wirkt eine Lohnerhöhung auf der Seite des Mannes 
auf das Arbeitsangebot der Frau positiv bzw. negativ’. Ohne Annahme über die Komple- 
mentarität bzw. Substituabilität der Freizeiten beider Ehegatten ist eine Aussage über die 
Richtung des Kreuzsubstitutionseffekts nicht möglich. Daneben wirkt der übliche Einkom- 
menseffekt, der mit fallender Arbeitszeit des Mannes an Intensität verliert, wie Gleichung 
5.1 mit i Æ j zeigt. Das Erwerbseinkommen ihres Mannes stellt für eine verheiratete Frau 
ein Nichterwerbseinkommen dar. 

Die Effekte einer Variation der Arbeitszeit des Mannes können in Rahmen der tariflichen 
Arbeitszeitverkürzungen der Vergangenheit untersucht werden. Da in den letzten Jahren 
quasi ein voller Lohnausgleich erreicht worden ist, ist kein Einkommenseffekt auf das Ar- 
beitsangebot der Frau zu erwarten’: Das Nichterwerbseinkommen der Frauen hat sich über 
die Zeit wenig geändert, obwohl die Arbeitszeit des Mannes sich verringert hat. Daraus 
ergibt sich, daß der Effekt ausschließlich vom Kreuzsubstitutionseffekt abhängt, welcher 
sich allerdings für den Zeitraum von 1984 bis 1994 als nicht signifikant ergeben hat. Ver- 
kürzungen der Arbeitszeit des Mannes in diesem Zeitraum haben kaum einen Effekt auf 


die Erwerbsbeteiligung ihrer Frau gehabt. 


Daneben hat die Arbeitszeit des Mannes auch rein zeitliche Auswirkungen auf die Kin- 
derbetreuung bzw. die Betreuung pflegebedürftiger Familienangehöriger. Wenn der Mann 
kürzere Arbeitszeiten leistet, dann kann er die Kinderbetreuung zum Teil übernehmen. Im 
Fall einer erwerbstätigen Mutter sinken demzufolge die Kosten der Aufnahme der Arbeit 


für die Frau, weil weniger Betreuungskosten von ihrem Zusatzverdienst zu finanzieren sind. 


An dieser Stelle muß die in Abschnitt 5.2.1.3 getroffene Annahme wiederholt werden. 


74 Dies trifft ebenfalls für Variationen des Lohns des Mannes zu, die nicht aufgrund einer Arbeitszeitver- 
kürzung stattgefunden haben. 

75\Vgl. Killingsworth M. R., Heckman J. J. (1986), S. 128. 

76 gl. Hunt J. (1998), S. 356. 
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Die oben genannten Effekte treten bei der Bereitstellung kürzerer Arbeitszeiten für die 
Frau nur dann ein, wenn ihr Mann zum gleichen Zeitpunkt von derselben Arbeitszeitver- 
kürzung betroffen wird. Hier wird die Annahme getroffen, daß die Arbeitszeitverkürzung 
ausschließlich die Frau betrifft. Die Arbeitszeit und das Erwerbseinkommen des Mannes 
werden insofern bei der Verkürzung der der Frau angebotenen Arbeitszeit als Konstante 
behandelt. 


5.3.3.1.3. Berufliche Erfahrung Was die berufliche Erfahrung anbelangt, ist davon 
auszugehen, daß verheiratete Frauen mit typischerweise unterbrochenen Erwerbsverläufen 
schlechter gestellt sind als Männer mit durchgehender Karriere. Die Humankapitaleffekte 
des on-the-job-Trainings auf den realen Bruttostundenlohn wurden quantifiziert und fallen 
eher gering aus: Zwischen 1984-1987 und 1994-1997 hat die berufliche Erfahrung nur in 
Höhe von 0,7% an der gesamten Lohnsteigerung (von 28,1% für Frauen über den gesamten 
Zeitraum) beigetragen’’. Dies liege allerdings auch daran, daß das gesammelte Humanka- 
pital schlechter als bei Männern auf dem Arbeitsmarkt bewertet worden ist. 


In der statischen mikroökonomischen Modellierung wird von den dynamischen Effekten 
der eingeschränkten Weiterbildung wegen reduzierter Arbeitszeiten abstrahiert. Es wird 
hiermit bei der Arbeitsangebotsentscheidung nicht berücksichtigt, daß ein Rückzug aus der 
Erwerbstätigkeit dauerhafte Auswirkungen auf die Einkommensperspektiven im Fall eines 
Wunschs nach einer späteren Rückkehr auf den Arbeitsmarkt haben kann”. 


5.3.3.2. Familienpolitisch abhängige Faktoren 


Nachdem einige familienpolitisch abhängige Faktoren in Abschnitt 5.3.2.3 dargestellt wor- 
den sind, werden im folgenden Abschnitt diejenigen untersucht, die von der Arbeitszeit 
beeinflußt werden. 


5.3.3.2.1. Kosten der Kinderbetreuung Solange das gesellschaftliche Familienmo- 
dell die Erwerbstätigkeit des Mannes der Arbeitsangebotsentscheidung der Frau vorgibt, 
sind die Kosten der Kinderbetreuung für die Erwerbsentscheidung der Frau relevant. Wie 
in Abschnitt 2.3.4 angedeutet, sind die Kinderbetreuungseinrichtungen insbesondere für 
Kinder unter 3 Jahren unzureichend. Dies liegt daran, daß unterstellt wird, daß Kinder 


TVgl. Lauer C. (2000), S. 17. 
78Die im folgenden Kapitel beschriebene statische Modellierung ermöglicht nicht, daß eine solche dyna- 
mische Determinante explizit einbezogen wird. 
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Monatliche Kosten 
für die Kinderbetreuung 


Erwerbstätige Frauen (%) mit Kindern... 


: 
a 


Punter 4] 4-6] 6-16| unter 4] 4-6] 6-16 
[300 bis einschl. 400DM[ 2 | 6 | 0 | 1 | 5 | 1] 


Tabelle 5.1: Kinderbetreuungskosten bei erwerbstätigen Frauen, 1995; Quelle: Eigene Zu- 
sammenfassung von Übersichten 3a, 7a und 1la aus Engelbrech G., Jungkunst M. (1998), 
S. 5-12. 


Monatliche Kosten Nichterwerbstatige Frauen (%) mit Kindern ... 


fiir die Kinderbetreuung 


| 
a 


unter 4 6 
3 


400 DM und mehr 


Tabelle 5.2: Kinderbetreuungskosten bei nicht erwerbstätigen Frauen, 1995; Quelle: Eigene 


Zusammenfassung von Übersichten 3a, 7a und 11a aus Engelbrech G., Jungkunst M. (1998), 
S. 5-12. 


09 


19 
15 


bo 


73 
10 
12 


+ 
je >) 
Ww m ' 


1 


bh 


in diesem Alter von ihrer Mutter betreut werden sollten. Wenn eine Mutter sich fiir eine 
Erwerbstätigkeit entscheidet, muß sie von ihrem Gehalt die Kosten einer externen Kin- 
derbetreuung finanzieren, auch wenn nur Teilzeit gearbeitet wird. Diese Kosten sind von 
Bedeutung, um den Zugriff auf die entsprechenden Einrichtungen und dementsprechend 
den Einstieg in den Arbeitsmarkt zu erklären. 

Was die Kosten der Kinderbetreuung anbelangt, ist ein niedriges Durchschnittsniveau zu 
vermerken. Eine Übersicht wird von Tabellen 5.1 und 5.2 gegeben. In Westdeutschland 
übernahmen knapp 80% der erwerbstätigen Frauen mit Kindern unter 4 Jahren weniger 
als monatlich 100 DM für die Betreuung ihrer unter Ajährigen Kinder, darunter gingen 
58% gar keine Kosten ein. Dieser Anteil sinkt auf 35% bei den Eltern mit Kind(ern) im 
Kindergartenalter und steigt wieder auf 92%, wenn die Kinder das Schulalter erreichen. 
Der Anteil der Frauen, die unabhängig vom Kinderalter gar keine Kinderbetreuungskosten 


eingehen, ist bei den Nichterwerbstätigen wie erwartet höher’”. Der Großteil von erwerbs- 


79 Ähnliche Ergebnisse werden auf der Basis der SOEP-Daten aus dem Jahr 1996 von Klammer gefunden: 
Für die westdeutschen Kinder von 3 bis 10 Jahren werden bei 74,7% - darunter 54,1% gar keine Ausgaben 
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tätigen Frauen, die kaum Kosten für die Kinderbetreuung eingehen, kann nur durch kurze 
Arbeitszeiten und die Beteiligung anderer Familienmitglieder erklärt werden. Da die ost- 
deutschen Frauen in größerem Umfang und für längere Arbeitszeiten erwerbstätig sind, 
als die westdeutschen, sind die Ausgaben für Kinderbetreuung in Ostdeutschland durch- 
schnittlich höher. 

Bei allen Altersgruppen scheint die Betreuung durch Familienangehörige eine Rolle zu spie- 
len. Wie Tabelle 2.2 zeigte, werden in 55% der Fälle die Großeltern oder andere Verwandte 
als Betreuungspersonen für Kinder unter 4 Jahren von westdeutschen erwerbstätigen Frau- 
en erwähnt. Es sind bei Kindern von 4 bis 6 Jahren bzw. 6 bis 16 Jahren 41% bzw. 24%°°. 
Auf der Basis der SOEP-Daten aus dem Jahr 1996 stellte sich heraus, daß die Großmutter 
in 28,2% der Fälle bei den westdeutschen vollzeiterwerbstätigen Doppelverdienerfamilien 
als Betreuungsperson an Werktagen für Kinder von 3 bis zu 10 Jahren genannt wird. 
Noch relevanter ist der Anteil der Betreuungsausgaben am Familieneinkommen. Anhand 
der SOEP-Daten aus dem Jahr 1996 wurde gezeigt, daß die Kosten, die wegen Inanspruch- 
nahme von Kindertageseinrichtungen anfallen, abhängig von der Einkommensposition der 
Familie zwischen 2,3 und 4,1% des Haushaltseinkommens darstellen®?. Eine Differenzierung 
nach dem Kindesalter liefert Klammers Untersuchung auf der Basis der gleichen Daten**. 
Für Vorschulkinder ab 3 Jahren widmen die westdeutschen Haushalte durchschnittlich 2,2% 
des Haushaltsnettoeinkommens der Kinderbetreuung, während es für Schulkinder von bis 
zu 10 Jahren lediglich 0,2% sind. Insgesamt sind es für Kinder von 3 bis 10 Jahren 1,1% 
des Nettohaushaltseinkommens. Bei den Haushalten mit zwei Vollzeiterwerbstätigen stei- 
gen diese Anteile auf 2,9% für Vorschulkinder ab 3 Jahre bzw. 0,3% für Kinder im Schulalter 
von bis zu 10 Jahren (insgesamt 1,3%). 


Wie oben angedeutet, dürfen die Kinderbetreuungskosten in der Modellierung der Ar- 
beitsangebotsentscheidung nicht ignoriert werden. Mit der Annahme von variablen Kosten 
der Kinderbetreuung wirken die Kosten der externen Betreuung wie eine zusätzliche Be- 
steuerung des Zusatzseinkommens der Frau und werden in der späteren Modellierung dem 
Nettolohn der Frau abgezogen. Der absolute Betrag der Kinderbetreuungskosten variiert 
somit proportional zur Arbeitszeit. 


- der Kinder unter 100 DM für die Kinderbetreuung ausgegeben (vgl. Klammer U. 1999, Tabelle 5). Es 
sind 50,5% bei den Kindern im Vorschulalter ab 3 Jahre. Andere Untersuchungen schwanken zwischen 
monatlich 47 DM nach der amtlichen Statistik für das Jahr 1994 pro Kind in Kindertagseinrichtungen und 
116 DM auf der Basis der SOEP-Daten (vgl. Spieß K. et al. 2000, Tabelle 5, S. 272). 

80 Vgl. Engelbrech G., Jungkunst M. (1998), Tabelle 6 und 10. 

8l Vgl. Klammer U. (1999), Tabelle 14. 

82 Vgl. Spieß K. et al. (2000), Tabelle 6, S. 273. 

83 Vgl. Klammer U. (1999), Tabelle 8. 
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5.3.3.2.2. Sozialleistungen Die Effekte der Sozialleistungen bzw. ihrer Finanzierung 
wurden schon in Abschnitt 5.3.2.3.1 erwähnt. Die Leistungen stellen eine Nichterwerb- 
seinkommensquelle dar und können in einem statischen Modell als solche berücksichtigt 
werden. 

Reduzierte Arbeitszeiten senken auch die Lohnersatzleistungen, weil die Sozialversicherung 
beitragsbezogen ist. Es kann sich dabei allerdings nur um dynamische Effekte handeln. 
Arbeitslosengeld und -hilfe werden beispielsweise jeweils auf der Basis des letzten Einkom- 
mens berechnet, so daß eine reduzierte Arbeitszeit bei gleichem Stundenlohn die Ansprüche 
verringert. Dadurch schrumpft das Nichterwerbseinkommen in den späteren Arbeitslo- 
sigkeitsphasen. Diese dynamischen Effekte können in der späteren statischen Modellierung 
allerdings nicht berücksichtigt werden. 


Im folgenden stellt sich die Frage nach der Erfassung der Transmissionsvariablen, die 
die Effekte der Arbeitszeitverkürzung zusammenfassen, die aber nicht unmittelbar als De- 


terminanten des Arbeitsangebots von Frauen modelliert werden können. 


5.3.4. Erfassung der Effekte einer Variation der Arbeitszeit auf das Arbeitsan- 
gebot verheirateter Frauen 


Bei den Determinanten des Arbeitsangebots verheirateter Frauen wurde zwischen denjeni- 
gen Faktoren unterschieden, die von der Arbeitszeit unberührt bleiben (Determinanten als 
Rahmenbedingungen) und denjenigen, die mit der Arbeitszeit in einem statischen Modell 
variieren (Determinanten als Inputvariablen). Die Transmissionsvariablen schlagen sich in 
den Determinanten nieder, die als Inputvariablen modelliert werden. Ein Überblick wird 
von Abbildung 5.2 gegeben, welche den Übergang zwischen dem Rechteck „Determinan- 
ten des Arbeitsangebotes“ und dem Kreis „Inputvariablen“ in Abbildung 5.1 erklärt. Im 
folgenden werden nur die Effekte erwähnt, die nicht durch eine in Abschnitten 5.3.2 oder 
5.3.3 gerechtfertigte Annahme festgelegt worden sind. Insbesondere werden dynamische 
Effekte der beruflichen Erfahrung und der Sozialleistungen im statischen Analyserahmen 
nicht modelliert. Die Effekte einer Arbeitszeitverkürzung auf die Arbeitszeit und das Er- 
werbseinkommen des Mannes wurden ebenfalls per Annahme gleich Null gesetzt. Einige 
Rahmenbedingungen wie die Ausbildung der Frau oder die hohe Besteuerung verheira- 
teter Frauen wurden durch andere Determinanten - insbesondere durch den Nettolohn - 
berücksichtigt. 


84Vgl. Quack S. (1993), S. 45. 
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Einkommenseinbußen ( LangereFreizeiten | Produktivitätsgewinne 


Arbeitszeit und Einkommen 
des Mannes 
Berufliche Erfahrung 


Sozialleistungen 


Determinanten als Determinanten als 
Rahmenbedingungen Inputvariablen 


Abbildung 5.2: Ergebnisse des Transmissionsmechanismus; Quelle: Eigene Darstellung. 
5.3.4.1. Effekte der Produktivitätsvariationen 


Wie in Abschnitt 5.2.1.1 beschrieben, ermöglichen Produktivitätsvariationen, die eine Ar- 
beitszeitverkürzung mit sich bringt, einen teilweisen Lohnausgleich. Je höher die gesamten 
Produktivitätsgewinne sind, desto größer ist das Steigerungspotential des Stundenlohnes. 
Der Umfang des Lohnausgleichs hängt von der chronometrischen sowie von der chronologi- 
schen Dimension der durchgeführten Arbeitszeitverkürzung ab. Er ist bei einer Verkürzung 
der Tagesarbeitszeit am höchsten (Zeitmuster A) und bei einer Reduzierung der Anzahl der 
gearbeiteten Wochen (Zeitmuster C) am niedrigsten. Wichtig ist hervorzuheben, daß der 
Stundenlohn über die Produktivitätsvarıationen bzw. Kompensationsmöglichkeiten von 
der Arbeitszeit abhängig ist, d. h. daß der Stundenlohn im Arbeitsangebotsmodell en- 
dogen zu gestalten ist. Die Höhe des Stundenlohns vor Arbeitszeitverkürzung hängt vom 


Ausbildungsniveau ab. 


5.3.4.2. Effekte der Einkommenseinbußen 


Wenn weniger gearbeitet wird, wird auch, sobald kein vollkommener Lohnausgleich gewähr- 


leistet werden kann, weniger verdient. Der Effekt der Transmissionsvariable „Einkommen- 
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seinbußen“ hängt somit vom Ausmaß des Lohnausgleichs ab. Die Einkommenseinbußen 
sind bei einer Reduzierung der Anzahl der gearbeiteten Wochen (Zeitmuster C) am höch- 
sten und bei einer Verkürzung der Tagesarbeitszeit (Zeitmuster A) am geringsten. Diese 
Effekte werden in der späteren mikroökonomischen Modellierung durch die Multiplikation 
des endogenen Stundenlohnes mit der Anzahl der gearbeiteten Stunden im Rahmen der 
Budgetrestriktion erfaßt. 


5.3.4.3. Effekte von längeren „freien“ Zeiten 


Was das Arbeitsangebot anbelangt, wirken längere erwerbsfreie Zeiten durch die Senkung 
der proportional angenommenen Betreuungskosten. Diese fassen die Kinderbetreuungs- 
kosten und die eventuellen Kosten einer Pflege der hilfsbedürftigen Familienangehörigen 
zusammen. Sie können - wie in Abschnitt 5.3.3.2.1 gezeigt - als eine zusätzliche Lohn- 
besteuerung aufgefaßt werden und schlagen sich dementsprechend im verfügbaren Stun- 
denlohn nieder. Wenn der Substitutionseffekt - wie in Abschnitt 5.3.3.1.1 angedeutet - 
dominiert, löst eine Reduzierung der Kosten der Arbeit einen positiven Effekt auf das Ar- 
beitsangebot von Frauen aus. 

Obwohl der Effekt der Betreuung pflegebedürftiger Familienangehöriger wegen der demo- 
graphischen Entwicklungen eine immer größere Rolle spielen wird, werden im folgenden die 
Kosten der Aufnahme der Arbeit hauptsächlich als Kinderbetreuungskosten interpretiert, 
weil es nicht klar ist, inwieweit eine Verkürzung der Arbeitszeit eine Senkung der Betreu- 
ungskosten mit sich bringt. Eine ganztägige Pflege ist nur in den gravierenden Fällen nötig, 


wobei die Möglichkeit besteht, daß die Kosten von der Pflegeversicherung gedeckt werden. 


Diese Effekte sollen schließlich bei der Theorie des Arbeitsangebots von Frauen bertick- 
sichtigt werden. Dies erfolgt durch die Formulierung einer Lohnbedingung. 


5.4. Inputvariablen und Herleitung der Lohnbedingung 


Anhand Abbildung 5.2 ist leicht zu erkennen, daß drei Effekte einer Arbeitszeitverkürzung 
bei der Theorie des Arbeitsangebots eingegliedert werden sollen: Die Senkung der gesamten 
Kinderbetreuungskosten, die Einkommenseinbußen und die Effekte der Produktivitätsva- 
riationen, die einen Lohnausgleich ermöglichen. Die Abbildung zeigt ebenfalls, daß mit 
Ausnahme der Einkommenseinbußen alle Effekte der Arbeitszeitverkürzung sich im Stun- 
denlohn niederschlagen. 

Dies bedeutet, daß der Stundenlohn endogen gestaltet werden muß. Insbesondere hängt er 
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von der Arbeitszeit bzw. von der Freizeit ab. In einem ersten Schritt wird die Möglichkeit 
zum Lohnausgleich modelliert. Diese wird durch Gleichung 5.2 wiedergegeben: 


Wor = aL + B (5.2) 


Dadurch wird der Stundenlohn der Freizeit bzw. der Arbeitszeit endogen gestaltet. a kann 
allerdings nicht als Kompensationskoeffizient interpretiert werden. Der Lohnausgleich wird 
anhand des Koeffizients ø modelliert, der durch Gleichung 5.3 definiert wird: 

Wok — Wyz (NST — L) — (NST — L.) 


w e (NST — Liz) (5-3) 


Wyz stellt den Stundenlohn bei Vollzeitarbeit dar und L,, die entsprechende Freizeit. wy, 
umfaßt insbesondere die lohnerhöhenden Effekte des vermarktbaren Humankapitalbestands. 
NST gibt die maximale Anzahl der jährlichen Arbeitsstunden: NST < 52 x 7 x 16%. 

co = 1 bedeutet, daß der Stundenlohn sich beispielsweise um 20% erhöht, wenn die Ar- 
beitszeit um 20% fällt. o = 0 bedeutet, daß kein Lohnausgleich stattfindet, d. h. daß der 
Stundenlohn von der Arbeitszeitverkürzung unberührt bleibt: w,, = Wyz. Der Kompensa- 
tionskoeffizient wird hier exogen vorgegeben, allerdings wird er von der Art der Arbeitszeit- 
verkürzung abhängen. Die Lohnbedingung wurde anhand der gesamten Freizeitnachfrage 
(L) modelliert. Ob es sich um eine Verkürzung der Tagesarbeitszeit oder der Anzahl der 
Arbeitswochen handelt, wird durch den Wert von ø erfaßt. Bei einer Verkürzung der Ta- 
gesarbeitszeit wird zum Beispiel angenommen, daß er o; beträgt, aber zum Beispiel øz (mit 
02 < 0) bei einer Reduzierung der Anzahl der Wochenarbeitstage. Nach Umformungen 
ergibt sich die folgende Gleichung: 


OWyz d Luz 
Wok “WoT T ( NST - iz) te sn 
mm, ef 
a B 


Der Koeffizient o wirkt somit durch a und 8. Da a immer positiv ist, steigt der 


Stundenlohn wok, wenn die gesamte Freizeit L steigt, d. h. wenn die Arbeitszeit fällt. 


Die Kosten der Aufnahme der Arbeit - insbesondere die Betreuungskosten für die Kin- 
der - werden in einem zweiten Schritt modelliert. Sie wirken hier wie eine Lohnsteuer, 


die den verfügbaren Stundenlohn reduzieren: Für jede Arbeitsstunde muß eine Kinderbe- 


85 Die maximale Tagesarbeitszeit beträgt 16 Stunden, weil von 24 Stunden 8 Stunden Schlafzeit abgezogen 
werden. Siehe auch Abschnitt 6.3.2.1. 
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treuung aus dem Lohn der Frau finanziert werden. Die Arbeitszeitverkürzung könnte dazu 
führen, daß der Stundenbetrag, der für die Kinderbetreuung ausgegeben wird, reduziert 
wird. Zum Beispiel erleichtert eine kürzere Arbeitszeit die Organisation der Kinderbetreu- 
ung durch Verwandte oder andere günstige Kinderbetreuungsmöglichkeiten. Es wird hier 
allerdings angenommen, daß die Stundenkosten der (Kinder-)Betreuung k von der gesamten 
Arbeitszeit unabhängig sind: 

Ww = Wok — k (5.5) 


Nach dem Einsetzen von Gleichung 5.4 in Gleichung 5.5 ergibt sich: 


OWyz d Lyz 
-NST -ia “+ ( - e tae es 
See, oo 
= Pk 


wobei k die durchschnittlichen Stundenbetreuungskosten darstellt. Sobald k positiv ist, 
ist w in Gleichung 5.6 geringer als der Nettolohn und stellt den Lohn dar, der für den 
Konsum des Haushalts zur Verfügung steht. Diese Umformungen bedeuten auch, daß die 
Linearitätsannahme für die Erfassung der Effekte eines Lohnausgleichs zutreffend ist. Glei- 
chung 5.6 stellt somit die Modellierung der Endogenität des Stundenlohns dar. Bis auf die 
Effekte der Einkommenseinbußen erfaßt diese Gleichung alle Wirkungen einer Arbeitszeit- 
verkürzung, die für die Erwerbsbeteiligungsentscheidung relevant sind. Die Ableitung der 
Lohnbedingung entspricht in Abbildung 5.1 dem Kreis „Inputvariablen “. 

Diese Modellierung der Kinderbetreuungskosten geht in die Richtung der Modellierung von 
Lundholm und Ohlsson, die das staatliche Angebot an Kinderbetreuungseinrichtungen und 
höhere Nettolöhne als politischen Trade-off betrachten®®. Hier wirken eine Erhöhung des 
Nettolohns durch zum Beispiel eine Abschaffung des Ehegattensplittingverfahrens und eine 
Reduzierung der Kinderbetreuungskosten durch zum Beispiel eine Subventionierung für die 
Kinderbetreuungseinrichtungen in dieselbe Richtung. 

Die Berücksichtigung der Kinderbetreuungskosten erfaßt auch die chronologische Dimen- 
sion der Arbeitszeitverkürzung: Wenn die restlichen Arbeitsstunden den Schulzeiten ent- 
sprechen, kann k gleich Null gesetzt werden. Aber in der Regel muß eine zusätzliche 


Kinderbetreuung organisiert werden, so daß k einen positiven Wert annimmt®”. 


86Vgl. Lundholm M., Ohlsson H. (1998). Eine Subventionierung der Kinderbetreuungseinrichtungen 
- sogar steuerfinanziert - stellt tatsächlich eine Kürzung der Kinderbetreuungskosten dar, weil ein Teil 
der Kosten auf die kinderlosen Steuerzahler überwälzt wird und weil durch ein staatlich organisiertes 
Kinderbetreuungssystem Skaleneffekte erwartet werden können. Kinderlose Steuerzahler sind dadurch 
nicht unbedingt schlechter gestellt, weil die Verbesserung des Kinderbetreuungsnetzes möglicherweise die 
Erwerbsbeteiligung von Frauen stimuliert und damit die Steuerbasis erweitert. 

87Vg]. Abschnitt 5.3.3.2.1. 
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An dieser Stelle muß eine in Gleichung 5.6 implizite Annahme hervorgehoben werden. 
Von der Eventualität einer Erhöhung des Stundenlohnes wegen Überstundenzuschlag wird 
durch die ausgesuchte Modellierung abstrahiert. Dies ist allerdings aus mehreren Gründen 
nicht sehr gravierend. Erstens gilt die Mehrarbeit nur als solche, wenn die tatsächliche 
Arbeitszeit die betriebsübliche Wochenarbeitszeit überschreitet. Dies bedeutet, daß ein 
Zuschlag für alle teilzeitbeschäftigten Frauen in der Regel auszuschließen ist. Zweitens 
werden in Deutschland wenige Überstunden regelmäßig geleistet, weil diese eher als An- 
passungsinstrument an konjunkturelle Spitzen dienen. In der Vergangenheit haben die 
Arbeitszeitverkürzungen keinen Ausgleich durch Überstunden verursacht: Die vergangene 
Verkürzung der tariflichen Arbeitszeit hat zu einer entspechenden Reduzierung der geleiste- 
ten Arbeitsstunden geführt®®. Drittens werden immer mehr Überstunden mit zusätzlicher 
Freizeit kompensiert oder, insbesondere bei qualifizierten Arbeitskräften, gar nicht kom- 
pensiert. 


Es kann weitere Gründe für die Abhängigkeit des Stundenlohns von der Arbeitszeit 
geben. Hier wird die Endogenität des Stundenlohns ausschließlich in der Perspektive einer 
Arbeitszeitverkürzung modelliert und nicht als Ergebnis des beobachtbaren Stundenlohn- 
unterschieds zwischen Teilzeit- und Vollzeitarbeitsplätzen. Dies bedeutet, daß der Stun- 
denlohn mit fallender Arbeitszeit immer steigt. 


Um die Effekte einer Arbeitszeitverkürzung untersuchen zu können, sollte Gleichung 5.3 
in ein Arbeitsangebotsmodell integriert werden und die Möglichkeit gewährleistet sein, die 
Einkommenseinbußen mitzuberücksichtigen. Die Einkommenseinbußen werden im Rahmen 


eines mikroökonomischen Modells durch die Budgetrestriktion berücksichtigt. 


5.5. Fazit 


Das vorliegende Kapitel hatte als Ziel, die Effekte einer Arbeitszeitverkürzung auf der indi- 
viduellen Ebene zu erfassen und sie in ein Arbeitsangebotsmodell integrierbar zu gestalten. 
Zu diesem Zweck wurde ein Transmissionsmechanismus entwickelt, der auf drei Trans- 
missionsvariablen basiert: Die Einkommenseinbußen, die Effekte längerer Freizeiten, wenn 
Betreuungsaufgaben im Haushalt bestehen und die Produktivitätsvariationen, die wieder- 
um einen Lohnausgleich ermöglichen. Unter der Annahme, daß der Verdienst der Frau ein 
dem Haupteinkommen des Mannes komplementäres Zusatzeinkommen für den Haushalt 


darstellt, ergibt sich, daß die Effekte einer Arbeitszeitverkürzung durch die Modellierung 
88Vgl. Hunt J. (1996), S. 16-23. 
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von einem endogenen Stundenlohn berücksichtigt werden können. Diese Lohnbedingung 
muß im folgenden Kapitel in das Arbeitsangebotsmodell eingebunden werden. 
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6. MODELLIERUNG DER ARBEITSZEIT ALS 
DETERMINANTE DER ERWERBSBETEILIGUNG 


In diesem Kapitel wird die mikroökonomische Modellierung durchgeführt. Diese soll ins- 
besondere die Effekte einer Arbeitszeitverkürzung berücksichtigen, d. h. sie muß der im 
vorherigen Kapitel abgeleiteten Lohnbedingung (Gleichung 5.6) Rechnung tragen. In ei- 
nem ersten Schritt wird ein Modellierungsansatz ausgewählt, der die zu untersuchenden 
Merkmale für die Fragestellung am besten einbezieht. In einem zweiten Schritt wird die 
Erwerbsbeteiligungsentscheidung modelliert, was das Vorhandensein eines angemessenen 


Kriteriums voraussetzt. 


6.1. Erwerbsbeteiligung und Nutzenkalkül 


In der Volkswirtschaftslehre sind die Entscheidungen das Ergebnis eines rationalen Ver- 
haltens. Präferenzen spiegeln sich in der Formulierung einer Nutzenfunktion wider, die 


maximiert wird. 


6.1.1. Rationaler Optimierungsprozeß 


Im folgenden wird eine Modellierung vorgeschlagen, die im Rahmen eines mikroökonomi- 
schen Modells auf einer Nutzenmaximierung beruht. Wie in der neoklassischen Theorie 
wird hier angenommen, daß Wirtschaftssubjekte über vollkommene Information über Prei- 
se und Qualität der Produkte sowie über die Einkommen und die Löhne verfügen und ihre 
Entscheidungen auf der Basis einer rationalen Nutzenmaximierung ohne Unsicherheit tref- 
fen. 

Um den Familienkontext zu berücksichtigen, wird eine Haushaltsnutzenfunktion definiert, 
die im einfachsten Ansatz von den Freizeiten und den Verbrauchsmengen beider Mitglie- 


der abhängt. Der Haushalt maximiert eine einzige Haushaltsnutzenfunktion, als ob er ein 
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einziges Individuum sei!. Unter der Annahme, daß eine optimale Umverteilung innerhalb 
des Haushalts stattfindet, kann die Familiennutzenfunktion den Familienverbrauch als Ar- 
gument einbeziehen. Die Annahme einer Familiennutzenfunktion wäre nicht nötig, wenn 
unterstellt werden könnte, daß sich alle Familienmitglieder an das Familienoberhaupt rich- 
ten. Dieses würde seinen Nutzen maximieren und dementsprechend Freizeit und Güter 
nachfragen?. Das Konzept einer Familiennutzenfunktion beruht dahingegen auf der Vor- 
stellung, daß Familienmitglieder füreinander sorgen, so daß Übertragungen innerhalb der 
Familie stattfinden. Dies abstrahiert von möglichen Verteilungskonflikten innerhalb des 
Haushalts und möglicherweise unausgeglichenen Machtverhältnissen zwischen den Haus- 
haltsmitgliedern?. 

Die Rechtfertigung für die Berücksichtigung ökonomischer Einflußfaktoren im Rahmen ei- 
nes Optimierungsprozesses besteht in der Annahme des homo oeconomicus. Die Wahl 
einer Haushaltsnutzenfunktion setzt dahingegen die Annahme voraus, daß der Haushalt 
und nicht das Individuum als eine einzige Entscheidungseinheit sich in seiner Umwelt ra- 
tional verhält. Die Zusammensetzung des Haushalts in sich beruht allerdings auf einem 
nicht-ökonomischen Verfahren, was natürlich einen Kritikpunkt darstellt‘. 

Der Annahme einer Haushaltsnutzenfunktion steht in der Literatur. die Annahme eines 
altruistischen Haushaltsmitglieds - der Mann - entgegen, dessen Nutzen vom Nutzen des 
anderen „beneficiary “-Mitglieds - der Frau und/oder der Kinder - abhängt?. Dieser inter- 
nalisiert alle externen Effekte seiner Entscheidungen, indem er seinen eigenen Nutzen sowie 
den der „beneficiaries“ maximiert. Das altruistische Mitglied steht einer Budgetrestriktion 
gegenüber, die die Summe seines Verbrauchs und der bezahlten intrafamiliären Transfers 
seinem Einkommen gleichstellt. Entsprechend steht die Frau einer Budgetrestriktion gegen- 
über, die die Summe ihres Einkommens und der empfangenen Transfers ihrem Verbrauch 
gleichstellt. Beide Restriktionen werden wiederum in einer Familienbudgetrestriktion zu- 
sammengefaßt. 

Eine andere Variante der asymmetrischen Modellierung der Entscheidungen der Haushalts- 
mitglieder stellt der „Male-Chauvinist “-Ansatz dar, in dem die Frau das Erwerbseinkom- 


men ihres Mannes bei ihrer Arbeitsangebotsentscheidung als eine Nichterwerbseinkom- 


'Vgl. Samuelson P. A. (1956), S. 8-12. 

2Vgl. Samuelson P. A. (1956), S. 9. 

Diese Frage untersuchen zum Beispiel die sogenannten „Feminist Neo-classical Economics“. Das Modell 
von Notburga Ott untersucht zum Beispiel die Entscheidungen des Haushalts im Rahmen eines spieltheo- 
retischen Modells (vgl. Ott N. 1992b). 

4Vgl. Ott N. (1999a), S. 182-183. Kritisiert wird ebenfalls der Einsatz von Haushaltsnutzenfunktionen 
deswegen, weil sie einen langfristig bestehenden Haushalt unterstellen (vgl. Ott N. 1998, S. 73). Da 
die später erfolgende mikroökonomische Modellierung einen statischen Analyserahmen annimmt, ist diese 
Kritik allerdings hier nicht zutreffend. 

5Vgl. Becker G. S. (1981b). 
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mensquelle betrachtet, während der Mann die Maximierung seines Nutzens nur auf der 
Basis seines Lohnsatzes durchzieht. Da keine empirische Evidenz über die Relevanz der 
Altruismus- bzw. Konsens-Annahme zur Verfügung steht, muß eine willkürliche Entschei- 
dung getroffen werden. In dieser Arbeit wird die Annahme einer Haushaltsnutzenfunktion 
präferiert. 


Die Modellierung der Erwerbsbeteiligungsentscheidung durch eine Nutzenfunktion er- 
klärt die Erwerbsbeteiligungsentscheidung des Haushalts gegenüber seiner Umwelt als ein 
ökonomisches Verhalten. In der Umwelt befinden sich institutionelle Rahmenbedingungen, 
die hier allerdings nicht im Vordergrund stehen. Diese betreffen „kulturelle Traditionen, 
soziale Normen, formale und informelle Organisationen, etablierte Interorganisationsbe- 
ziehungen sowie durch die Macht- und Abhängigkeitsstrukturen sozio-ökonomischer und 
politischer Makro-Systeme“’. Diese werden nur durch die Parameter der Nutzenfunkti- 
on widergespiegelt. Zum Beispiel führt der gesellschaftliche Konsens zur Arbeitsteilung 
im Haushalt dazu, daß die Frau sich für die Betreuung der jungen Kinder verantwort- 
lich fühlt. Dementsprechend wird sie ihre Freizeit sehr hoch schätzen, weil sie dadurch 
ihren gesellschaftlichen Verantwortungen nachgehen kann. Diese Parameter erfassen eben- 
falls die Erwerbsneigung bzw. die Präferenzen des Wirtschaftssubjekts, die wiederum von 
den gesellschaftlichen Normen beeinflußt werden können, aber dem Modell exogen sind. 
Daraus folgt, daß einige Dimensionen wie zum Beispiel die teilzeitspezifische Lohndiskrimi- 
nierung oder die eventuelle Verminderung des sozialen Ansehens nicht modelliert werden. 
Die Berücksichtigung solcher Effekte wird von der Exogenitätsannahme verhindert, weil die 
Parameter der Nutzenfunktion vom Erwerbsstatus - Vollzeit- oder Teilzeitbeschäftigung - 


unverändert bleiben®. 


6.1.2. Kontinuierliche Modellierung als adäquater Analyserahmen 


Bei den theoretischen Ansätzen sind für die Modellierung der Erwerbsentscheidungen kon- 
tinuierliche und diskrete Modelle denkbar. Ein Vorteil der diskreten Modellierung liegt 
zweifelsohne in der Möglichkeit, die Löhne und alle anderen Parameter wie beispielsweise 
den Steuersatz endogen zur Arbeitszeit zu gestalten. Das Modell von Wolf steht der Frage- 
stellung am nächsten’. In einem Familienkontext wählen die Haushaltsmitglieder zwischen 


fünf Arbeitszeiten, die allerdings von ihrer chronologischen Dimension unabhängig sind. 


$Vgl. Killingsworth M. R. (1981), S. 23. 

7Vgl. Scharpf F. W. (1983), S. 10 zitiert in Bothfeld S. (1997), S. 2. 

®Für eine Definition und Typisierung der adaptiven Präferenzen, siehe Bothfeld S. (1997), S. 32-35. 
Dort werden die Einflußfaktoren auf die Präferenzen endogen gestaltet. 

*Vgl. Wolf E. (1998) als Erweiterung des Modells von van Soest A. (1995). 
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Wenn sie die Alternative mit Null Stunden wählen, entspricht es der Nichterwerbsbetei- 
ligung. Obwohl auf die Frage der Erwerbsbeteiligung nicht näher eingegangen wird und 
vordringlich die Wahl zwischen Teil- und Vollzeit untersucht wird, vertritt das Modell - wie 
bei exogen gegebenen Arbeitszeiten - die Idee, daß Wirtschaftssubjekte ihre Arbeitszeit 
nicht frei wählen können und daß sie eher die Wahl zwischen einer gegebenen Arbeits- 
zeit und der Nichterwerbsbeteiligung haben. Da das Modell diskret ist, beruht die Wahl 
zwischen Null Stunden und den anderen Arbeitszeiten auf einem direkten Nutzenvergleich 
zwischen dem Nutzen, der durch Erwerbsbeteiligung erreicht werden kann und dem Nutzen, 
den eine gegebene Arbeitszeit bringen würde. 


Dennoch ist der diskrete Ansatz für die hier betrachtete Fragestellung nicht adäquat. 
Erstens wird die chronologische Dimension, die insbesondere für verheiratete Frauen rele- 
vant ist, ignoriert. Die Berücksichtigung variierender Zeitmuster bei gegebener Arbeitszeit 
würde die Anzahl der diskreten Arbeitszeitmöglichkeiten erheblich vermehren. Das Mo- 
dell würde sich dann einem kontinuierlichen Modell annähern. Zweitens werden bei den 
diskreten Modellen Arbeitszeit- und Erwerbsbeteiligungsentscheidungen simultan getrof- 
fen. Die Diskrepanz zwischen Arbeitszeitpräferenzen und tatsächlichen Arbeitszeiten wird 
nicht modelliert: Die Präferenzen werden durch die Auswahl zwischen den unterschiedli- 
chen - schon eingeschränkten - Arbeitszeiten ausgedrückt. Es gibt keine Aussage über die 
ohne Restriktion gewünschte Arbeitszeit: Das Modell sagt nicht aus, welche Arbeitszeit 
die nichterwerbstätigen Frauen leisten möchten. Dieser Ansatz steht nicht im Einklang mit 
der Annahme, daß verheiratete Frauen sich nur an der Erwerbstätigkeit beteiligen, wenn 
die Arbeitszeit ihren Familienverpflichtungen bzw. ihren Präferenzen „zu einem gewissen 
Grad“ entsprechen. In bezug auf die Familienverpflichtungen verheirateter Frauen in dem 
deutschen Modell der Arbeitsteilung im Haushalt ist die Annahme sinnvoll, daß die auf dem 
Arbeitsmarkt vorhandene Arbeitszeit die Erwerbsbeteiligung bedingt. Schließlich sollte als 
Antwort auf die Fragestellung die Arbeitszeit ermittelt werden, ab welcher eine Erwerbs- 
tätigkeit für verheiratete Frauen annehmbar ist. In einem diskreten Ansatz werden die 
Arbeitszeiten in Form der verschiedenen Alternativen vorgegeben, womit eine Ermittlung 


einer „Grenzarbeitszeit“ nicht mehr möglich ist. 


Daher wird in der vorliegenden Arbeit eine kontinuierliche Modellierung durchgeführt. 
Innerhalb der vorhandenen theoretischen Literatur bestehen für eine kontinuierliche Mo- 


dellierung vielfältige Ansätze, zwischen welchen im folgenden Abschnitt entschieden wird. 
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Neoklassische Theorie des Arbeitsangebots von Frauen 
Konventionelle Ansätze 


` Dynamische Statische 
Modelle Modelle 
Simultane Lösung des Partielle 
Güternachfrage- Arbeitsangebotstheorie 
und Arbeitsangebotsverhaltens 


Zeisliokationsmodelle 


Erweiterte | Konventionelle 
Family-Labour-Supply-Modelle Famuly-Labour-Supply-Modelle 


Abbildung 6.1: Theoretische Ubersicht; Quelle: Eigene Darstellung. 


6.2. Positionierung des theoretischen Ansatzes innerhalb der exi- 


stierenden Theorie 


Die Theorie des Arbeitsangebots von Frauen hat sich in den letzten Jahren beträchtlich 
entwickelt. Die neoklassische Theorie des Arbeitsangebots bietet mehr oder weniger kon- 
ventionelle theoretische Ansätze, die als Analyserahmen verwendet werden könnten. Zwei 
Hauptansätze können hier unterschieden werden. Ein Überblick wird von Abbildung 6.1 
gegeben. Der erste Ansatz besteht aus der konventionellen neoklassischen Theorie, während 
der zweite von den sogenannten „feminist neo-classical economics“ dargestellt wird. Der 
Entstehungsgrund des zweiten Ansatzes ist die Feststellung, daß die traditionelle neoklas- 


sische Theorie wegen unzureichenden Geschlechtsbewusstseins zu suboptimalen Lösungen 
führt. Nach Gustafsson’®: 


„...feminist economics will improve neo-classical theory by removing its male 


bias and thereby may reveal mechanisms through which the overall efficiency 
of the economy could be increased. “ 


0Vgl. Gustafsson S. (1997), S. 36. 
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In diese Richtung geht das spieltheoretische Modell Otts!!, das zeigt, daß Beckers Theo- 
rie der Arbeitsteilung im Haushalt!? ergänzt werden sollte, um seine dynamischen Implika- 
tionen und insbesondere die Veränderungen der Machtverhältnisse berücksichtigen zu kön- 
nen. Zum Beispiel zeigt das Modell Otts!? - wie auch das Arbeitsteilungsmodell Beckers!‘ 
-, daß Arbeitsteilung im Haushalt kurzfristig optimal ist!°, aber daß unter Berücksichti- 
gung eines dynamischen spieltheoretischen Analyserahmens diese Spezialisierung langfristig 
zu Suboptimalität führt. Diese Suboptimalität ist darauf zurückzuführen, daß das haus- 
haltsspezialisierte Mitglied auf Macht innerhalb des Haushalts und wegen Alterung des 
Humankapitals auf Alternativen außerhalb des Haushalts langfristig verzichten muß. Weil 
Individuen rational sind und über eine vollkommene Information verfügen, werden sie eine 
solche Lösung ablehnen und eine ineffiziente Arbeitsteilung wählen: Sie werden dem Pareto- 
Kriterium gemäß eine Zeitallokation wählen, die langfristig keinen Partner schlechter stellt, 
obwohl der Haushalt durch vollkommene Spezialisierung seinen Output maximieren könn- 
te!®, Das Pareto-Kriterium ist erfüllt; die Allokation der Ressourcen ist allerdings nicht 
effizient. 

Zu den feministischen Ansätzen zählen auch Diskriminierungsmodelle. Das Modell Rosens 
zum Beispiel zeigt in einem suchtheoretischen Ansatz, daß Diskriminierung bei asymme- 
trischer Information zu ineffizienten Lösungen des Matching-Problems führt!’. Im Modell 
Rosens hat jedes Individuum bezüglich eines bestimmten Arbeitsplatzes einen Vorteil ge- 
genüber einem anderen Individuum. Zum Beispiel ist die Frau bei Job 2 produktiver als 
der Mann, während der Mann in Job 1 produktiver ist als die Frau. Dies ist allerdings nur 
den Bewerbern und nicht den Arbeitgebern bekannt. Eine effiziente Allokation wäre, daß 
die Frau den Job 2 und der Mann den Job 1 bekommt. Weil Frauen diskriminiert werden, 
weshalb sie weniger Jobangebote bekommen, werden sie ihren Akzeptanzlohn niedriger als 
die Männer setzen. Der Akzeptanzlohn des Mannes ist somit größer als der durch Job 1 
erzielbare Lohnsatz, während der Akzeptanzlohn der Frau niedriger ist. Dementsprechend 
werden sich bei Job 1 nur Frauen bewerben. Sie weisen dann eine niedrige Produktivi- 
tät auf, weil sie nicht den Job bekommen, bei welchem sie eine höhere Produktivität als 
die Männer zeigen könnten. Dies erfahren aber die Arbeitgeber nie, so daß sie in ihrem 


diskriminierenden Verhalten bestätigt werden. Hiermit sind volkswirtschaftlich Effizienz- 


Vg}. Ott N. (1992b), S. 98-110. 

l2Vgl. Becker G. S. (1981a), S. 14-37. 

Vgl. Ott N. (1992b), S. 33ff. 

Vgl. Gustafsson S. (1997), S. 39 oder Becker G. S. (1981a). Siehe auch Abschnitt 2.2.2. Dieselbe Idee 
wurde schon im Jahr 1776 von Adam Smith angedeutet (siehe Smith A. 1974, S. 9-15). 

15\gl. Ott N. (1992b), S. 53-56. 

lêVgl. Ott N. (1992b), S. 102. 

I7Vgl. Rosen Å. (1993). 
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verluste zu konstatieren. Das Modell Roséns zeigt, daß Quoten die gesamtwirtschaftliche 
Produktivität steigern könnten, wenn sie den Frauen ermöglichten, die Arbeitsplätze zu 
erreichen, bei welchen sie am produktivsten sind. Dieser Ansatz wird als feministisch 
bezeichnet, weil Diskriminierung vorgegeben wird, wohingegen andere Ansätze dazu ten- 
dieren, das langfristige Verschwinden der Diskriminierung zu beweisen!®. Die Erkenntnis, 
daß Diskriminierung zu Effizienzverlusten führt, kann wirtschaftspolitischen Ansätzen zu 
ihrer Bekämpfung zugrundeliegen. 

Somit können einige feministische Ansätze als eine Antwort auf Beckers Modelle verstanden 
werden. Andere feministische Ansätze werfen zusätzlich Beckers Theorie vor, daß sie als 
eine ökonomische Begründung der traditionellen Rollenverteilung dient und den Status-quo 
fördert !°. 


Ob die Modelle der „Feminist Economics“ der neoklassischen Theorie zugehörig sind, 
hängt weitgehend von der gewählten Definition ab. Nach der Definition Gustafssons”: 


„Neo-classical theory in my definition is mainstream Economics and includes 
recent developments in micro-economics such as bargaining theory [...] and all 


other theory that accepts price theory and marginal utility analysis“ 


können alle hier präsentierten Ansätze - feministisch oder nichtfeministisch - der neo- 
klassischen Theorie zugeschrieben werden. Die feministischen Ansätze sollten - weit vom 
politischen Sinn des Feminismus - als ein ergänzender Ansatz zur ökonomischen Theorie 
angesehen werden. Da das in der vorliegenden Arbeit präsentierte Modell der konventionel- 


len neoklassischen Mikroökonomie gleichkommt, wird der feministische Ansatz nicht weiter 
beschrieben. 


Bei den traditionellen neoklassischen Ansätzen kann anschließend zwischen statischen 
und dynamischen Modellen unterschieden werden. Statische Modelle sind Modelle, in de- 
nen Entscheidungen getroffen werden, ohne deren zukünftige Konsequenzen einzugliedern, 
wohingegen die dynamischen Modelle diese Effekte beachten”!. Was die Erwerbsbeteili- 
gungsentscheidung anbelangt, dürfen vereinfachend statische Modelle angenommen werden. 
Die Rechtfertigung dafür besteht darin, daß die Frau sich die Frage der Erwerbsbeteiligung 
während eines Zeitintervalls wiederholt stellen kann. Dies bedeutet, daß die heutige Ent- 


'8Dies wird dem Modell Beckers (1971) vorgeworfen. 

19ygl. Disjkstra A. G., Plantenga J. (1997), S. 4. 

Vgl. Gustafsson S. (1997), S. 38. 

21Siehe Stefan G. (1995) für eine dynamische Modellierung. 
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scheidung morgen durch eine Gegenentscheidung revidiert werden kann?”. 


Den Ausführungen von Moritz folgend wird bei den konventionellen statischen Modellen 
zwischen der partiellen Arbeitsangebotstheorie und der Theorie, die eine simultane Lösung 
des Arbeitsangebots- und Güternachfrageverhaltens anbietet, unterschieden”. 
Repräsentativ für die partielle Arbeitsangebotstheorie ist der Einkommen-Freizeit-Ansatz. 
Dabei wird untersucht, wie ein gegebenes Zeitbudget zwischen Freizeit und Arbeitszeit 
aufgeteilt wird. Die Nutzenfunktion hängt von der Freizeit und vom Einkommen - nicht 
aber Verbrauch - ab. Der Frage nach der Verwendung des aus den Arbeitsmarktaktivitäten 
resultierenden Einkommens wird nicht nachgegangen. Es handelt sich deswegen um eine 
partielle Analyse. 

Das Objekt der simultanen Lösung des Güternachfrage- und Arbeitsangebotsverhaltens 
ist ein Zusammenschluß der partiellen Arbeitsangebots- und der Güternachfragetheorie. 
Moritz unterscheidet dann weiter zwischen dem Güter-Freizeit-Ansatz, dem Konsumzeit- 
Ansatz und den von Heckman und Killingsworth genannten Zeitallokationsmodellen (,,Mo- 
dels of the Allocation of Time“). 

Der Güter-Freizeit-Ansatz unterscheidet sich vom Einkommens-Freizeit-Ansatz, indem er 
den Verbrauch als Einflußgröße auf den Nutzen annimmt. Das Arbeitsangebot resultiert 
dann aus der Wahl zwischen Verbrauch und Freizeit. Gemeinsam haben der Einkommen- 
und Güter-Freizeit-Ansatz, daß sie nur zwei Zeitkategorien unterscheiden: Arbeitszeit 
und Freizeit. Wenn man in einem solchen Ansatz den Familienkontext berücksichtigt, 
entspricht er dem von Killingsworth und Heckman genannten „Family-Labour-Supply “- 
Ansatz?*. Bei den „Labour-Supply “-Modellen werden die Nichterwerbsarbeitszeiten aus- 
schließlich als Freizeiten interpretiert. Dies beinhaltet zumindest zwei weitere implizite 
Annahmen. Die erste Annahme ist, daß Verbrauchsgüter keine Zeit benötigen, um kon- 
sumiert zu werden: Sie sind ausschließlich geldzehrend. Das Gut „Freizeit“ ist hingegen 
ausschließlich zeitzehrend. Die Tatsache, daß ein zunehmender Verbrauchsgüterkonsum 
auch mehr Zeit benötigt, wird vernachlässigt. Die zweite Annahme besteht darin, daß Gü- 
ter konsumreif sind, d. h. daß sie nicht im Haushalt transformiert werden müssen, bevor 
sie konsumiert werden. Der Konsumzeitansatz ist eine Antwort auf die erste Annahme, 
während die Zeitallokationsmodelle eine Antwort auf die zweite darstellen. 

Der Konsumzeit-Ansatz strebt an, die für den Verbrauch konsumreifer Güter benötigte Zeit 


einzubeziehen. Zwei Zeitkategorien werden hier unterschieden: Arbeitszeit und Konsum- 


22 Nach einer gewissen Zeit treten die Effekte der Alterung des Humankapitals ein, was die Einstiegschan- 
cen stark verschlechtert und ihren Lohn beim Wiedereinstieg reduziert (vgl. Rekko A. et al. 1993). 

23 Vgl. Moritz K. H. (1993), S. 177-314. 

24 Vgl. Killingsworth M. R., Heckman J.J., (1986), S. 126ff. 
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zeit”. Die Konsumzeit ist die Zeit, die benötigt wird, um finale Güter zu konsumieren. 
Ein zunehmender Verbrauch nimmt gemäß einem Konsumzeitkoeffizienten auch mehr Zeit 
in Anspruch. Güter sind daher geld- und zeitzehrend. Dieser Ansatz ist angemessen, um 
solche Fakten zu erklären, wie die nicht unendliche Nachfrage nach kostenlosen Gütern 
(öffentliche Einrichtungen...). Er ermöglicht auch die Berücksichtigung bestimmter Effek- 
te der Arbeitszeitverkürzung auf den Konsum. Dieser Effekt kann nur innerhalb eines 
Konsumzeit-Ansatzes untersucht werden und wird für die Analyse der Effekte einer Ar- 
beitszeitverkürzung auf die Erwerbsbeteiligung vernachlässigt. 

Die Berücksichtigung der Tatsache, daß Güter nicht in allen Fällen konsumreif sind und des- 
halb Zeit benötigen, um transformiert zu werden, kennzeichnet die Zeitallokationsmodelle, 
d. h. die sogenannten „New home economics“2°. Gary Becker?’ und Jacob Mincer?! können 
als Gründer dieses theoretischen Ansatzes angesehen werden und vertreten in diesem Be- 
reich die sogenannte „Chicago School“?°. Becker unterscheidet in seinem Modell von 1965 
zwischen Marktgütern („Goods“) und Gütern („Commodities“), die im Rahmen der Haus- 
haltsproduktion erzeugt werden. Dadurch wird berücksichtigt, daß konsumunreife Güter 
den Zeiteinsatz eines Haushaltsmitglieds im Rahmen einer Haushaltsproduktionsfunktion 
benötigen. Marktgüter und Zeit sind somit die Inputfaktoren der Haushaltsproduktions- 
funktion. Nichterwerbsarbeitszeiten werden als Produktionszeiten betrachtet und es wird 
nur zwischen Arbeitsmarktzeiten und Haushaltsproduktionszeiten unterschieden. Reine 
Freizeiten werden in diesem Modell nicht explizit modelliert. Die Nutzenfunktion wird 
durch die Menge der im Haushalt produzierten „Commodities“ bestimmt. Wenn es sich 
um einen Mehrpersonenhaushalt handelt, führen komparative Vorteile von Mann und Frau 
- in Abhängigkeit von ihrem Humankapitalbestand - zur Arbeitsteilung im Haushalt und - 
unter der Annahme transferierbarer „Commodities“ - zur Spezialisierung zumindest eines 
Haushaltsmitglieds*®. Dieser Ansatz unterscheidet sich vom Konsumzeit-Ansatz dadurch, 
daß die Nichterwerbsarbeitszeiten als Input einer Haushaltsproduktionsfunktion modelliert 
werden, ohne die zum Verbrauch des durch die Produktionsfunktion hergestellten Guts 


31 


nötige Zeit zu modellieren’’. Die Konsumzeit des finalen Guts wird entweder vernach- 


lassigt oder der Haushaltsproduktionszeit zugeteilt, was auch nicht zufriedenstellend ist, 


25Vgl. Horn M. (1984); Moritz K. H. (1993), S. 234-276; Milde H. (1973) bezieht auch die Suchzeit und 
die Freizeit ein. 

26Sjehe Gronau R. (1997) für einen Überblick. 

27Vgl. Becker G. (1965), S. 493-517. 

28\gl. Mincer J. (1962). 

29Siehe Gustafsson S. (1991), S. 408. 

Vgl. Becker G. S. (1981a), S. 14-37. Siehe auch Ott N. (1998) für einen kritischen Überblick der 
vielfältigen Arbeiten von Becker. 

3 Vg]. Horn M. (1984). 
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wenn der Haushalt die Produktionszeiten und die Konsumzeit des finalen Guts nicht gleich 
bewertet*?. Zusammenfassend wird der Haushalt bei den Zeitallokationsmodellen als ei- 
ne Produktionseinheit betrachtet, während er im Fall der „Family-Labor-Supply “-Modelle 
eher als Konsumeinheit zu verstehen war. Das Gronau-Modell kann als eine Erweiterung 
des Modells von Becker betrachtet werden, indem es explizit zwischen Konsumzeit bzw. 
Freizeit, Hausarbeitszeit und Arbeitszeit differenziert?®. 

Die Zeitallokationsmodelle sind sehr hilfreich, um die Effekte einer Haushaltstechnologien- 
änderung zu untersuchen oder alle Entwicklungen der Allokation der Nichtarbeitsmarkt- 
zeiten zu verstehen. Sie werden allerdings nicht benötigt, um das Erwerbsverhalten und 
insbesondere die Arbeitszeiten zu erklären, denn fast alle Aussagen der Zeitallokations- 
modelle über das Arbeitsangebot können auch durch die „Family-Labour-Supply “-Modelle 
abgeleitet werden”. In beiden Fällen hängen nämlich der Verbrauch und die Arbeitsan- 
gebotsentscheidung vom Lohn, dem Nichterwerbseinkommen und dem Preis ab. Die Op- 
portunitätskosten einer Nichterwerbsarbeitszeiteinheit entsprechen in beiden Modelltypen 
dem Lohnsatz. Die Nutzenfunktion hängt in beiden Modellen vom Verbrauch und Nichter- 
werbsarbeitszeit ab. Dies impliziert, daß die Zeitallokationsmodelle keine neuen Aussagen 


über das Erwerbsverhalten liefern”. 


Da das Ziel in der Modellierung der Erwerbsbeteiligungsentscheidung besteht, wird im 
folgenden ein „Family-Labour-Supply“-Modell als Analyserahmen ausgewählt. Das ver- 
wendete Modell kann den erweiterten „Labour-Supply“-Modellen zugeschrieben werden. 
Daraus folgt, daß die sogenannten Freizeiten des hier dargestellten Modells nicht als rei- 
ne Freizeiten interpretiert werden dürfen, sondern entsprechend der Definition Hanochs 
entweder als reine Freizeit oder Tätigkeiten, die den Nutzen direkt oder indirekt positiv 
beeinflussen?®. Die Verteilung der gesamten Freizeit zwischen der reinen Freizeit und den 


verschiedenen nutzenerhöhenden Tätigkeiten wird vereinfachend als optimal angenommen. 


6.3. Ein „Family-Labour-Supply“-Modell mit drei Zeitdimensio- 


nen 


Neben der Forderung der Modellierung von endogenen Löhnen wurde bereits betont, daß 


sowohl die chronometrische als auch die chronologische Dimension der Arbeitszeit für das 


32Vgl. Moritz K. H. (1993), S. 293. 

33Vgl. Gronau R. (1977). 

3Vgl. Killingsworth M. R., Heckman J. J. (1986), S. 136-37. 
35 Vgl. Killingsworth M. R. (1981), S. 27-28. 

36 Vgl. Hanoch G. (1980), S. 125. 
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Arbeitsangebot von Frauen relevant ist. Im Rahmen der „Family-Labour-Supply“-Modelle 


wird eine in dieser Hinsicht angemessene Modellierung ausgesucht. 


6.3.1. Begründung der Unterscheidung zwischen zeitperiodenspezifischen Ar- 


beitszeitentscheidungen 


Das Arbeitsangebot von Frauen ist durch die einschränkende Wirkung familialer Verant- 
wortungen gekennzeichnet. Dazu gehören hauptsächlich die für die Kinderversorgung oder 
Betreuung von Familienangehörigen notwendigen Zeiten. Diese Aussage impliziert, daß die 
Opportunitätskosten der Arbeit bzw. der Nutzen der Freizeit bei verheirateten Frauen von 
ihrer chronologischen Lage beeinflußt werden: Eine Stunde Freizeit während der Arbeits- 
woche ist dann kein (perfektes) Substitut für eine Stunde Urlaub. Wenn die Modellierung 
lediglich ein Arbeitszeitaggregat (üblicherweise die jährlichen Arbeitsstunden) einbeziehen 
würde, wäre weiterhin damit unterstellt, daß eine Frau den gleichen Nutzen von einem zu- 
sätzlichen freien Tag pro Woche ziehen würde wie von der gleichen Freizeit über die ganze 
Woche verteilt. 

Zudem bezieht sich die Arbeitszeitverkürzung immer auf eine bestimmte Zeitperiode: Ver- 
kürzung des Arbeitstages, Implementierung der Vier-Tage-Woche, Reduzierung der ge- 
setzlichen Wochenarbeitszeit usw. Die Anzahl der jährlichen Arbeitsstunden ist in dieser 
Hinsicht auch von geringerer Bedeutung. 

Daraus folgt, daß zeitperiodenspezifische Arbeitsangebote abgeleitet werden müssen. Meh- 
rere Zeitdimensionen der Arbeitszeit werden dann berücksichtigt und innerhalb eines zeit- 
lich mehrdimensionalen Modells eingegliedert. Es wird zwischen der Tagesarbeitszeit, der 
Anzahl der wöchentlichen Arbeitstage und der Anzahl der jährlichen Arbeitswochen unter- 
schieden’”. 


37 Das Erwerbsleben könnte theoretisch auch als eine weitere Zeitdimension betrachtet, werden, aus der 
sich ein Arbeitsangebot an Jahren ergeben würde. Hieraus würden sich allerdings mehrere Probleme er- 
geben. Erstens würde diese Untersuchung die Modellierung der Entwicklung des Lohnsatzes über das 
Erwerbsleben erfordern. Einen über das ganze Erwerbsleben gleichbleibenden Lohnsatz anzunehmen ist 
unvertretbar. Dabei erscheinen unter anderem die Schwierigkeiten, daß das Erwerbsleben von verheira- 
teten Frauen perforiert ist, und daß Humankapitaleffekte eintreten. Zweitens würde es im Rahmen des 
Modells bedeuten, daß Individuen an einem Zeitpunkt über ihren Lebensverbrauch und ihr Lebensarbeits- 
angebot entscheiden würden, was sehr unwahrscheinlich erscheint. Schließlich wurden die Politiken, die die 
Verkürzung des Arbeitslebens anstreben, bereits aus anderen Gründen in Kapitel 2 ausgeschlossen (siehe 
Abschnitt 2.1.1.1). 
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6.3.2. Modellierung der Arbeitsangebotsfunktionen im Rahmen eines Güter- 


Freizeit-Ansatzes 


Die vorliegende Arbeit stellt auf der einen Seite auf die Modellierung des Arbeitsangebots 
von Frauen unter Berticksichtigung nicht perfekt substituierbarer Freizeiten ab und auf der 
anderen Seite auf die Untersuchung der Erwerbsbeteiligungsentscheidung, wenn eine Di- 
mension der Arbeitszeit (Tagesarbeitsstunden, Wochenarbeitstage, Jahresarbeitswochen) 
geändert wird. Dies erfaßt die Arbeitszeitverkürzung. Die oben genannten Ansprüche 
kann eine erweiterte Version des Modells von Hanoch erfüllen, in welcher unterschiedli- 
che Zeitdimensionen des Arbeitsangebots explizit berücksichtigt werden?®. Diese Modellie- 
rung stellt einen Güter-Freizeit- Ansatz dar, der eine simultane Lösung des Güternachfrage- 
und Arbeitsangebotsproblems vorschlägt, aber von den Zeitaspekten des Konsums abstra- 
hiert®®. Entsprechend dem Güter-Freizeit-Ansatz werden einzig ein ausschließlich zeit- 
zehrendes Gut (Freizeit) und ein ausschließlich geldzehrendes Gut (Verbrauch) betrachtet. 
Hanoch betrachtet zunächst ein Zwei-Dimensionen-Modell und erweitert dieses sowohl um 
den Familienkontext als auch zu einem Drei-Dimensionen-Modell sowie zu einem Modell mit 
Stundenrestriktionen, aber er berücksichtigt diese Erweiterungsmöglichkeiten nicht gleich- 
zeitig. In diesem Abschnitt werden simultan drei Dimensionen und ein Familienkontext 
modelliert. Dies stellt den ersten Schritt im Ausbau des Modells Hanochs dar. Das Modell 
wird auch durch eine Annahme über die Rollenverteilung im Haushalt ergänzt, die das 
deutsche „Male-Bread-Winner“-Modell darstellen soll. In Abschnitt 6.4 werden in einem 
zweiten Schritt Stundenrestriktionen hinzugefügt. Schließlich wird in Abschnitt 6.5 eine 
dritte Erweiterung vorgeschlagen: Die Modellierung des Stundenlohnes als eine endogene 
Größe. Davor wird in Abschnitt 6.3.2.1 die Gestaltung des allgemeinen Analyserahmens 


unternommen. 


6.3.2.1. Gestaltung des Analyserahmens 


Im erweiterten Modell Hanochs ist die Freizeit (L,) einer verheirateten Frau an einem 
Arbeitstag kein perfektes Substitut für die Freizeit während des Wochenendes - oder gene- 
reller: Die Freizeit (L2), die sie in der Form freier Tage während einer gearbeiteten Woche 
nimmt. Die Freizeiten (L;) und (L2) sind auch keine perfekten Substitute für die Freizeit 
(L3) während der nicht gearbeiteten Wochen, d. h. während des Urlaubs. (Lı), (L2) 


38V¢l. Hanoch G. (1980). 
39Die Zeitaspekte des Konsums können nur im Rahmen eines Konsumzeit-Ansatzes berücksichtigt 
werden. 
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und (L3) werden jeweils in Stunden pro Jahr ausgedrückt und unterscheiden sich vor al- 
lem durch ihre zeitliche Position. Durch die Unterscheidung zwischen diesen verschiedenen 
Freizeitarten werden die Effekte der Chronologie modelliert. Nicht berücksichtigt ist das 
„Timing“ der Freizeit: Wenn zum Beispiel eine Frau nur drei Tage pro Woche arbeitet, sagt 
das Modell nicht aus, an welchen Tagen unter der Woche gearbeitet wird. Die folgenden 


Bezeichnungen werden benutzt: 


- T stellt das Tageszeitbudget in Stunden dar: T < 24. H ist die Tagesarbeitszeit in 
Stunden: H < T. Dabei wird unterstellt, daß Arbeiten keine Zeitkosten impliziert 
(Fahrtzeiten...). 


- S stellt die maximale wöchentliche Anzahl an Arbeitstagen dar: S < 7. D steht für 
die tatsächlichen wöchentlichen Arbeitstage (in Tagen): D< S. 


- N ist die maximale jährliche Anzahl an Arbeitswochen: N < 52. K ist das Wo- 
chenarbeitsangebot, d. h. die Anzahl der jährlichen Arbeitswochen (in Wochen): 
K<N. 


- (52- N), (7-5) und (24—T) stellen „Obligationszeiten“ dar, die weder für die Arbeit 
noch für die Freizeit zur Verfügung stehen. 24 — T > 0 drückt zum Beispiel aus, daß 
nicht 24 Stunden am Tag gearbeitet werden kann sondern T. (24 — T) können zum 
Beispiel Schlafzeiten sein. 


Die verschiedenen Freizeitarten können folgendermaßen ausgedrückt werden: 


Lı = (T-H)DK (6.1) 
Ly = T(S-D)K (6.2) 
I; = TS(N-K) (6.3) 
mit: 
0 < L<TSN 
0 < L,<TSN 
0 < L} <TSN 


Ly stellt die jährliche Anzahl der Freizeitstunden während der Arbeitstage dar. Ly stellt die 


Anzahl der jährlichen Freizeitstunden dar, die in Form freier Tage während einer Arbeits- 
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woche genommen werden. L} ist die Anzahl der jährlichen Freizeitstunden in den freien 
Wochen. 

Da die Arbeitsangebotsentscheidung der Frau in einem Familienkontext erfolgt, müssen 
auch die Variablen, die sich auf den Mann beziehen, berücksichtigt werden. Sie werden wie 


folgt bezeichnet: 


L = (T-A)DK (6.4) 
L> = T(S—D)RK (6.5) 
L = TS(N-K) (6.6) 


mit: 


0< L<TSN 
Ly <TSN 
Í; < TSN 


© 
IA 


o 
IA 


Vereinfachend werden die Obligationszeiten von Mann und Frau gleichgesetzt. Da zwischen 
mehreren Freizeitarten unterschieden wird, werden auch mehrere Arbeitsangebote definiert. 
Gleichungen 6.7 bis 6.12 liefern die Ausdrücke des jährlichen Arbeitsangebots an Wochen 
(K), Tagen (B) und Stunden (A) als Funktionen der Freizeiten. 

Die Arbeitsangebote an Wochen hängen ausschließlich von L3 bzw. Is ab, wie von Glei- 


chungen 6.3 und 6.6 abzuleiten ist: 


D3 


= he 6.7 
ST (6.7) 

2 A 
= N-= (6.8) 


Das Arbeitsangebot an Tagen wird folgendermaßen definiert: 
B=SN-(S-D)K-(N-K)S 


Die entsprechenden Ausdrücke für den Mann und die Frau hängen somit von L und L3 
bzw. la und P ab, wie es von Gleichungen 6.2 und 6.3 bzw. Gleichungen 6.5 und 6.6 


abzuleiten ist: 


B= SNe O2 (6.9) 
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mt 
B = SN-2-7 (6.10) 


Schließlich wird das gesamte Jahresarbeitsangebot an Stunden A folgendermaßen definiert: 
A=HDK 


Aus Gleichungen 6.1 bis 6.3 bzw. Gleichungen 6.4 bis 6.6 ergeben sich die folgenden Aus- 
drücke: 


A = NST -l= Li-L (6.11) 
A = NST Ig =lg= li (6.12) 


Im ursprünglichen Modell Hanochs werden die Freizeitnachfragen und damit die Arbeitsan- 
gebote des Mannes und der Frau durch einen gemeinsamen Optimierungsproze8 bestimmt. 
Sie maximieren eine Haushaltsnutzenfunktion unter der Nebenbedingung einer Haushalt- 


seinkommensrestriktion und getrennten Zeitrestriktionen. Das Maximierungsproblem lau- 
tet: 


Mazy,,;, Us = wiXiLyLj;) AJia (6.13) 
u.d.N X = Y+wA+WA 

A = NSH, 

A = NST-L-L-L 


wobei: 


Y: Haushaltsnichterwerbseinkommen 
w bzw. w: Stundennettolohn der Frau bzw. des Mannes 
X: Familienverbrauch, dessen Preis gleich 1 gesetzt wird: Px =1 


Uy: die Haushaltsnutzenfunktion ohne Stundenrestriktion 


In diesem ersten Schritt werden die Stundenlöhne von Mann und Frau als exogen an- 
genommen, insbesondere hängt der jeweilige Stundenlohn nicht von der Arbeitszeit ab. 
Dies schließt zunächst die Möglichkeit zum Lohnausgleich aus. Die Einkommensrestriktion 


und die beiden Zeitrestriktionen wurden zu einer Einkommens-Freizeit-Restriktion weiter 
entwickelt: 


Y +wNST+@NST=X+w) L+@0) L i,j =1,2,3 (6.14) 
ee, SSE 
F t j 
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wobei F das „Full-income“ ist, d. h. das erreichbare Einkommen, wenn die gesamte zur 


Verfügung stehende Zeit gearbeitet wird*®. Der Preisvektor in diesem Modell ist: 


P 
P 


(Px; Pi, Pz, Ps; Pi, Pa, Ps) bzw. 


(1; w, w, w; 0, 0, 0) 


Der Optimierungsprozeß kann in zwei Phasen aufgeteilt werden. In der ersten Phase wird 
die Aufteilung zwischen den verschiedenen Freizeiten bestimmt, während die Allokation 
zwischen Freizeit und Verbrauch durch den Optimierungsprozeß der zweiten Phase deter- 


miniert wird®!. 


e Erste Phase: Allokation der gesamten Freizeit zwischen den verschiedenen Arten 
von Freizeit: Li, La und L3. 


Dabei werden die gesamte Freizeit sowie der Verbrauch konstant gehalten. Die gesamte 
Freizeit wird dem Hicks-Theorem gemäß als „composite-good“ definiert*?. Die relativen 


Preise von L» und L} können als Konstante erklärt werden: 


P, P, w 

Are Fee t. 6.15 
P, A cons (6.15) 
= = Ps = = = 1 = const. 

P, HA % 


Infolgedessen dürfen die verschiedenen Arten von Freizeit in einem mit den relativen Preisen 


gewichteten „composite-leisure“ aggregiert werden: 


= L+ L+ L (6.16) 
L= D+b+tb (6.17) 


Wenn es keine Zeitkosten der Arbeit gibt, haben alle Freizeiten denselben relativen Preis 
und von der Gewichtung der verschiedenen Arten von Freizeit kann abstrahiert werden. 


Während dieser Phase bleiben Z, L und X konstant. Das Maximierungsproblem lautet: 


Mazi, Um = wlll) i,j =1,2,3 (6.18) 
u.d.N L = Li+ L+ Lz 


40 Vgl. Becker G. S. (1965), S. 497- 498. 
4l Dieses Verfahren wird von Hanoch übernommen. 
42 Vgl. Hicks J. R. (1946), S. 312-313; Killingsworth M. R., Heckman J. J. (1986), S. 137. 
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Lib dads 


~ >) 
I 


const. 


EE, 

Aus einem Lagrange-Ansatz ergeben sich die folgenden Freizeitnachfragen: 
Lı = 1L,(X,L,L) 
L = G0GL5) 
L = Ly(X,L,L) 
In = D(X,LE) 
L = Ls(X,L,L) 
Is = 13(X,L,L) 


Unter der Annahme, daß die Nutzenfunktion separabel ist, erhält man die folgenden Funk- 


tionen: 


L = Li(X,L) (6.19) 
L = 1,(X,L) (6.20) 
L = L(X,L) (6.21) 
Ly = L,(X,D) (6.22) 
I; = L3(X,L) (6.23) 
h = 1,(X,L) (6.24) 


Diese Nachfragefunktionen werden als Input der zweiten Phase verwendet. 


e Zweite Phase: Die Allokation des Einkommens zwischen der gesamten Freizeit (L 
bzw. L) und dem Verbrauch (X). 


Die Aufteilung der gesamten Freizeit auf Lı, L} und La wurde durch die erste Phase 
bestimmt. Die zweite Phase zielt auf die Bestimmung der Werte der gesamten Freizeit 
und des Verbrauchs ab, die jetzt Zielwerte des Optimierungsprozesses sind. Um den Opti- 
mierungsprozeß der zweiten Phase durchführen zu können, muß eine neue Nutzenfunktion 
generiert werden, die als Argumente X, L und L hat: 


Una = tua (X; Li(X, L), La(X, L), La(X, L): Ti(X, Ê), La(X, È), s(X,D)) 
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U, = U2(X,L, L) (6.25) 
Das Optimierungsproblem lautet daher für die zweite Phase: 


Matx, Uu2 = wu 2(X; L; L) (6.26) 
u.d.N. X+wL+@L=Y+wNST+WNST 


Ein Lagrange-Ansatz liefert die Nachfragen nach den gesamten Freizeiten und dem Ver- 


brauch: 


X = X(P,F) (6.27) 
L = L(P,F) (6.28) 
L = LPF) (6.29) 


Einsetzen von Gleichungen 6.27 bis 6.29 in Gleichungen 6.19 bis 6.24 liefert die spezifischen 
Freizeitnachfragen als eine Funktion des Preisvektors P und des „Full-income“ F. Die 


entsprechenden Arbeitsangebote werden durch Gleichungen 6.7 bis 6.12 bestimmt. 


6.3.2.2. Anwendung der Cobb-Douglas-Nutzenfunktion 


Im folgenden wird als Nutzenfunktion eine Cobb-Douglas-Funktion benutzt. Die Wahl die- 
ser Nutzenfunktion läßt sich durch die Nichtsubstituierbarkeit der Freizeiten rechtfertigen. 
Es kann nämlich gezeigt werden, daß die Cobb-Douglas-Nutzen-funktion ein besonderer 


tt. Dies ist dann der Fall, wenn der Substituti- 


Fall der generellen CES-Nutzenfunktion is 
onsparameter der CES-Funktion gegen Null strebt, d. h. wenn die Substitutionselastizitat 
gegen eins strebt, was die Cobb-Douglas-Nutzenfunktion charakterisiert. Aus der Literatur 
ergibt sich, daß eine Substitutionselastizität von eins unabhängige Güter (Freizeiten) kenn- 
zeichnet**. Wenn diese Elastizität gegen unendlich strebt, dann werden die Güter immer 
substituierbarer, wohingegen sie immer komplementärer werden, wenn die Elastizität ge- 
gen Null strebt. Bei dieser Anwendung des Modells wird angenommen, daß der Verbrauch 
und die verschiedenen Arten von Freizeit weder Komplement noch Substitut sind, sondern 


daß sie unabhängig sind**. Eine generelle Cobb-Douglas-Nutzenfunktion für den Haushalt 


#\gl. z. B. Chiang A. (1985), S. 426-430. 

44Vgl. Radke P. (1996), S. 106. 

45Diese Einschränkung wird auch von Hanoch G. (1980) in der Anwendung seines Modells implizit 
akzeptiert, da auch er die Cobb-Douglas-Funktion auswählt. 
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lautet: 


XLREBRDBE (6.30) 
i=a=b=e= =h? (6.31) 


a N 
a 


wobei alle Parameter positiv sind. Gleichung 6.31 impliziert auch, daß alle Parameter zum 


Intervall ]0,1{ gehören und daß die Nutzenfunktion linear homogen ist. 


Dieser Analyserahmen wird für die Untersuchung der Erwerbsbeteiligungsentscheidung 
deutscher verheirateter Frauen unter mehreren Aspekten modifiziert. Zunächst wird die in 
Abschnitt 5.2.1.3 getroffene Annahme implementiert, daß der Mann Vollzeit arbeitet und 
sich in einem Normalarbeitszeitverhältnis befindet. Diese Vorstellung entspricht der tra- 
ditionellen Arbeitsteilung, nach welcher der Mann einer Vollzeiterwerbstätigkeit nachgeht 
und die Frau für die häusliche Arbeit und die Betreuung der Kinder oder pflegebedürftiger 
Personen zuständig ist. Infolgedessen dürfen L : L und la während des Optimierungspro- 
zesses als Konstante betrachtet werden. Dies entspricht ebenfalls der in Abschnitt 5.3.3.1.2 
getroffenen Annahme, daß der Mann von der Arbeitszeitverkürzung nicht betroffen wird. 
Die folgende Konstante wird definiert: 


® 


a Tb c 
Li L; L3 
b € 


((T-MDR) (1(s- D)K) (Ts - R)) 


const. 


wobei: ® > 145; H.D und K stellen die jeweiligen Tagesarbeitsstunden, Wochenarbeitstage 


und Jahresarbeitswochen dar, die exogen sind. U, wird folgendermaßen definiert: 
U, = ®X? L? L L 


Die Parameter werden neu definiert, damit d = 1 — a — b — c und U, eine linear homoge- 
ne Cobb-Douglas-Nutzenfunktion bleibt. Dementsprechend verlaufen die Indifferenzkurven 
für positive Argumente konvex. Dazu verläuft die Nutzenfunktion quasi-konkav. Quasi- 
Konkavität impliziert, daß die hinreichenden Bedingungen des Optimierungsprozesses im- 
mer erfüllt sind. 

Da jede monotone Transformation einer Nutzenfunktion ihr Maximum im gleichen Punkt 


wie die ursprüngliche Nutzenfunktion erreicht, darf statt der Cobb-Douglas-Nutzenfunktion 
4 Dies ist immer der Fall für Í; > 1, für alle j. 
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U, ihr natürlicher Logarithmus maximiert werden, was die Rechnungen wesentlich verein- 
facht: 
nU,=¢+dlnX +aln Li + bln L: + cln L3 (6.32) 


wobei ¢ = ln ð > 0. 

Um die Arbeitszeit als Determinante der Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen auszu- 
drücken, muß zunächst in dem eben beschriebenen Arbeitsrahmen die Erwerbsbeteiligungs- 
entscheidung modelliert werden. Dabei wird in der existierenden Literatur auf das Akzep- 
tanzlohnkriterium verwiesen. Die Anwendung dieses Kriteriums benötigt die Festlegung ei- 
ner Arbeitszeitdimension, was die zweite Erweiterung des Modells Hanochs darstellt. Dies 


wird in Abschnitt 6.4 gezeigt. 


6.4. Modellierung der Erwerbsbeteiligung anhand des traditionel- 
len Kriteriums: Der Akzeptanzlohn 


In theoretischen Ansätzen wird überwiegend die Erwerbsbeteiligungsentscheidung anhand 
des traditionellen Erwerbsbeteiligungskriteriums (der Akzeptanzlohn) modelliert. Die Idee 
ist hier, den Akzeptanzlohn als eine Funktion einer exogen festgelegten Arbeitszeit auszu- 
drücken. Dadurch wäre die Arbeitszeit als Determinante der Erwerbsbeteiligung modelliert: 
Das Verhalten des Akzeptanzlohnes bei Variationen der festgelegten Arbeitszeit kann dann 


untersucht werden. 


6.4.1. Berücksichtigung exogen festgelegter Arbeitszeitdimensionen 


Das oben beschriebene Modell kann erweitert werden, um die Untersuchung der Effekte der 
Arbeitszeitverkürzung auf das Arbeitsangebot gemäß Akzeptanzlohnkriterium zu ermög- 
lichen. Die Zeitdimension, durch die eine Verkürzung der Arbeitszeit durchgeführt wird, 
muß festgelegt werden. Die Untersuchung der Effekte einer Tagesarbeitszeitverkürzung 
benötigt beispielsweise zunächst, daß im Modell H gleich H gesetzt wird. Im Fall einer 
Reduzierung der Anzahl der Wochenarbeitstage gilt D = D, im Fall einer Senkung der 
Anzahl der Jahresarbeitswochen K = K. Die Effekte der Variationen der Arbeitszeit auf 
die Erwerbsbeteiligung von Frauen lassen sich dann durch Variationen von K, D oder H 
untersuchen. Hier müssen zwei Interpretationsmöglichkeiten der festgelegten Arbeitszeit- 
dimension der Frau (K, D oder H) skizziert werden. 

Die erste Möglichkeit besteht darin, die festgelegten Arbeitszeiten, die die Frau betreffen, 
als tarifliche bzw. gesetzliche Arbeitszeiten zu interpretieren. Drei Fälle werden berück- 
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sichtigt, die sich durch die festgelegte Arbeitszeitdimension unterscheiden. In Fall 1 wird 
H exogen festgelegt (H = H), während K und D frei von der Frau gewählt werden können. 
In Fall 2 wird D exogen festgelegt (D = D), wobei K und H frei gewählt werden. In Fall 3 
wird K exogen begrenzt (K = K). Wenn zum Beispiel H = H gilt (Fall 1), dann weiß die 
Frau, wenn sie ihre Arbeitskraft anbieten würde, daß sie eine exogen gleich H gesetzte Ta- 
gesarbeitszeit leisten sollte. Sie darf also nicht frei über ihre Tagesarbeitszeit entscheiden. 
Die Wochenarbeitstage D und die Arbeitswochen dürfen allerdings frei variieren. Wenn im 
Modell D = D festgelegt wird (Fall 2), werden durch eine Senkung von D die Effekte einer 
Reduzierung der Anzahl der Wochenarbeitstage untersucht, wobei die Tagesarbeitszeit und 
die Anzahl der Arbeitswochen frei gewählt werden dürfen. Wenn K = K gilt (Fall 3), wird 
angenommen, daß die Frau die Anzahl der gearbeiteten Wochen nicht wählen darf, aber 
daß sie die Tagesarbeitszeit und die Anzahl der Wochenarbeitstage selbst bestimmen kann. 
Die zweite Interpretationsmöglichkeit für die Variablen H, D und K besteht darin, sie als 
„erwartete Arbeitszeiten“ zu verstehen. In diesem Fall können diese Größen als ein Indika- 
tor der durchschnittlichen nachgefragten Arbeitszeit verstanden werden und dann von der 
Verteilung zwischen Vollzeit- und Teilzeitarbeitsplätzen auf dem Arbeitsmarkt abhängen. 
Zum Beispiel kann die Frau H = H in ihren Optimierungsprozeß einbeziehen, wobei H zum 
Beispiel als Ergebnis einer Ausdehnung der angebotenen Teiltagsarbeitsplätze sinken wür- 
de. Dies würde bedeuten, daß die Frau, bevor sie sich entscheidet, sich am Erwerbsleben 
zu beteiligen, davon ausgeht, daß sie eine verbesserte Chance hat, eine kürzere Arbeitszeit 
leisten zu können, was ihre Erwerbsbeteiligungsentscheidung beeinflußt. 

Die erste Interpretation der beschränkten Arbeitszeit ist für die Untersuchung der Effekte 
einer Verkürzung der gesetzlichen bzw. tariflichen Arbeitszeit adäquat, während die zweite 
Interpretation für die Untersuchung der Ausdehnung der Teilzeitarbeit geeigneter ist. Um 
die Effekte der Festlegung und Verkürzung einer Arbeitszeitdimension auf den Akzeptanz- 
lohn untersuchen zu können, müssen nun die Festlegung der jeweiligen Arbeitszeitdimension 
in das in Abschnitt 6.3.2.2 definierte Modell einbezogen werden. 


Die Bedingung: H = H wird entsprechend dem ersten Fall in Gleichungen 6.1, 6.2 und 
6.3 eingeführt. Daraus ergibt sich: 


Lı = (T-H)DK (6.33) 
I, = T(S-D)K (6.34) 
I = TS(N-K) (6.35) 


Da die Tagesarbeitszeit festgesetzt wird, hängt die jährliche Freizeit während der Arbeitsta- 
ge Lı von der Anzahl der Arbeitstage pro Woche D und von der Anzahl der Arbeitswochen 
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pro Jahr K ab. Die Festlegung der Tagesarbeitszeit impliziert hier eine Interdependenz 
zwischen den Freizeiten der Frau: Lı kann nicht mehr unabhängig gewählt werden, Lı 
hängt von L und L; ab: Bu 
Pe 
L= (NST TMA 
Da die Annahme getroffen wurde, daß der Mann Vollzeit arbeitet, dürfen A ; l; und l 


als Konstante angenommen werden. Das Maximierungsproblem lautet jetzt: 


Mazx,1, U, = w(X;L;L,) i,j =1,2,3 
u.d.N. ¥+wNST+@NST = X+w) L+) L; 
i j 
L = T-A (NST el) 
Li, Ln, la = const. (6.36) 


Die Aufteilung dieses Problems in zwei Phasen ermöglicht die Ableitung der Freizeiten- 
nachfragen bzw. der Arbeitsangebote als Funktionen des Preisvektors P, des „Full-income 
F“ und der festgelegten Abreitszeitdimension H. 


Im Fall 2 wird die Anzahl der Arbeitstage pro Arbeitswoche festgelegt: D = D. Die 
jährlichen Freizeitstunden während der freien Tage einer Arbeitswoche hängen einzig von 
der Anzahl der pro Jahr gearbeiteten Wochen ab. Gleichungen 6.1 bis 6.6 werden in Fall 
2: 


Lı = (T-H)DK | (6.37) 
ly = T(S-D)K (6.38) 
La = TS(N-K) (6.39) 


Es ergibt sich, daß Lz nicht mehr unabhängig von L3 variiert werden kann. Wenn die Anzahl 
der freien Tage unter der Arbeitswoche feststeht, hängen die jährlichen Freizeitstunden in 
Form freier Tage während der gearbeiteten Wochen nur von der Anzahl der Arbeitswochen 


K ab: 
Lz 


L =(S-D) (wr- 2) 


Mit der Annahme, daß der Mann in einem Normalarbeitszeitverhältnis steht, lautet das 
Maximierungsproblem: 


Mazx ı, U, = w(X;L;L,) i,j =1,2,3 
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Li, Lz, l3 = const. (6.40) 


Fall 3 unterscheidet sich von den ersten beiden Fällen dadurch, daß die Beschränkung der 
Anzahl der jährlichen gearbeiteten Wochen keine Interdependenz zwischen den Freizeiten 
impliziert. K = K bedeutet einfach L; = L3; Lı bzw. L, hängen teilweise von K ab, 
können aber durch die Bestimmung von D bzw. H unabhängig voneinander determiniert 


werden. Das Maximierungsproblem lautet: 


Matx, L; U, = us(X; Li; L;) 1 = 1,2,3 
ud.N. Y+wNST+@NST = X+wY L;+0) L; 
i j 


L = Ls (6.41) 
Ta; da ls = const. (6.42) 


Um die Effekte einer Variation der jeweils festgelegten Arbeitszeitdimension auf die Er- 
werbsbeteiligung bestimmen zu können, muß jetzt das Erwerbsbeteiligungskriterium defi- 
niert werden. 


6.4.2. Definition des Akzeptanzlohnkriteriums 


Bei den Modellen ohne Fixkosten der Arbeit und ohne Stundenrestriktionen wird der Ak- 
zeptanzlohn als der Lohnsatz definiert, der das sonst vom Optimierungsprozeß bestimmte 
Arbeitsangebot gleich Null setzt?’: Ohne Fixkosten der Arbeit tangiert die Budgetgera- 
de, deren Steigung den Akzeptanzlohn widerspiegelt, die Indifferenzkurve, die durch Null 
Stunden verläuft, genau in dem Punkt, wo Null Arbeitsstunden geleistet werden. Dies 
wird im Fall eines unidimensionalen Modells von Abbildung 6.2 gezeigt. Bei Modellen mit 
Fixkosten der Arbeit tangiert die Budgetgerade, deren Steigung den Akzeptanzlohn mit 
Fixkosten der Arbeit angibt, die Indifferenzkurve, die durch Null Arbeitsstunden verläuft, 
in einem Punkt mit positiven Stunden“®. In der hier stattfindenden Modellierung wird 
vereinfachend von den Fixkosten der Arbeit abstrahiert. Allerdings implizieren die Stun- 
denrestriktionen ebenso Diskontinuität in der Arbeitsangebotsfunktion, weil die Arbeitszeit 


47Vgl. Pencavel J. (1986), S. 26-34 zum Beispiel. 
48Die „reservation hours“ nach Blank R. (1988), S. 192-193. 


173Manon Pigeau - 978-3-631-75023-0 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:10:30AM 
via free access 


WW 


Wo 


Abbildung 6.2: Definition des Akzeptanzlohns ohne Fixkosten der Arbeit und Stundenre- 
striktionen; Quelle: Eigene Darstellung. 


ihre Nullstelle nicht kontinuierlich erreichen kann. Wenn zum Beispiel die Tagesarbeitszeit 
bei 8 Stunden festgelegt wird, ist die geringste jährlich erreichbare Arbeitszeit 8 Stunden, 
die dann besteht, wenn nur an einem Tag und an einer Woche ım Jahr gearbeitet wird. 
Der Akzeptanzlohn wird dann wie folgt definiert: Der Akzeptanzlohn ist der Lohn, der das 
Nutzenniveau unter Erwerbsbeteiligung und Nichterwerbsbeteiligung gleichsetzt?’. Dies 
wird im Fall eines eindimensionalen Modells anhand Abbildung 6.3 gezeigt. (AS) stellt 
die individuelle Arbeitsangebotskurve dar und faßt alle tangierenden Punkte zwischen der 
Budgetgerade und den Indifferenzkurven zusammen. Diese Kurve stellt die Arbeitszeit- 
präferenzen des Wirtschaftssubjekts dar, die es allerdings nicht erreichen kann, weil die 
Arbeitszeit bei A standardisiert ist. Beim Lohnniveau wz, der von der Steigung von [Aw] 
angegeben wird, befindet es sich in D3, obwohl es mehr Arbeit anbieten und dadurch Ey 
erreichen möchte. Die Indifferenzkurve, die durch Null Arbeitsstunden verläuft, schneidet 
die senkrechte Gerade der standardisierten Arbeitszeit in Do. Für den Akzeptanzlohn wo, 
der von der Steigung von [Awo] angegeben wird, ist das Individuum zwischen Erwerbs- 
und Nichterwerbsbeteiligung indifferent. Für höhere Löhne beteiligt sich das Individuum 
an der Erwerbstätigkeit, aber es wird rationiert. 


4 Vgl. Hanoch G. (1980), S. 160-165; Merz J. (1990), S. 243. 
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Abbildung 6.3: Akzeptanzlohn bei standardisierter Arbeitszeit; Quelle: Eigene Darstellung 
auf der Basis des Analyserahmens Riebels V. (1983), S. 45. 


Wenn im Modell keine Stundenrestriktionen definiert werden, kann die Arbeitszeit nur als 
Ergebnis der Arbeitsangebotsentscheidung gelten: Erst werden die Arbeitszeitpräferenzen 
in einem Optimierungsprozeß bestimmt. Dann wird das Akzeptanzlohnkriterium ange- 
wendet. Wenn dieses zur Erwerbsbeteiligung führt, dann ist theoretisch die Arbeitszeit 
diejenige, die vom Optimierungsprozeß determiniert wurde. Im einfachen neoklassischen 
Rahmen entsprechen die Arbeitszeitpräferenzen auch der tatsächlichen Arbeitszeit. Die Be- 
rücksichtigung der Arbeitszeit als Determinante der Erwerbsbeteiligung erfordert, solange 
das Akzeptanzlohnkriterium gilt, die exogene Festlegung einer Zeitdimension im Optimie- 
rungsprozeß. 

Der nächste Schritt wäre hier die Ableitung des Akzeptanzlohns in dem in Abschnitt 6.4.1 
präsentierten Modell. Anschließend könnte sein Verhalten bei fallender Arbeitszeit unter- 
sucht werden. Es stellt sich allerdings zunächst die Frage nach der Angemessenheit dieses 
Kriteriums für die Behandlung der Fragestellung. 
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6.4.3. Relevanz des Akzeptanzlohnkriteriums für die Fragestellung 


In bezug auf die Fragestellung erweist sich das übliche Akzeptanzlohnkriterium als inad- 
äquat. An erster Stelle muß hervorgehoben werden, daß das Arbeitsangebotsmodell mit 
Stundenrestriktionen nicht immer eine Lösung liefert. Die erste Phase des Optimierungs- 
prozesses liefert nicht in allen Fällen positive Lösungen für die Ausdrücke der Freizeiten°”. 
Auch wenn positive Lösungen vorhanden sind, d. h. die Arbeitsangebote können abge- 
leitet werden, ist noch die Ermittlung des Akzeptanzlohns durchzuführen. Es ergibt sich 
allerdings, daß dieser sich bei standardisierter Arbeitszeit nicht immer bestimmen läßt. 
Dies kann folgendermaßen gezeigt werden. Abbildung 6.4 stellt wieder das eindimensionale 
neoklassische Modell mit standardisierter Arbeitszeit dar. Die individuelle Arbeitsange- 
botskurve (AS) findet keinen Schnittpunkt mit dem standardisierten Arbeitszeitverlauf 
durch h: Es ist nicht möglich, bei der festgelegten Arbeitszeit h einen Lohn zu finden, 
welcher das Nutzenniveau bei Erwerbsbeteiligung und Nichterwerbsbeteiligung gleichstellt. 
Wenn der Akzeptanzlohn nicht kalkuliert werden kann, kann auch keine Aussage über die 
Erwerbsbeteiligung bei niedrigeren standardisierten Arbeitszeiten gegeben werden. 


Neben der Tatsache, daß der Akzeptanzlohnansatz nicht immer eine Lösung findet, im- 
pliziert das traditionelle Kriterium weiterhin Schwächen im Hinblick auf die Fragestellung. 
Insbesondere ergibt sich die Festlegung und Senkung einer Arbeitszeitdimension als unan- 
gemessen, um die Effekte einer Arbeitszeitverkürzung zu untersuchen. Die Festlegung einer 
einzigen Arbeitszeitdimension bedeutet, daß ein Ausgleich durch Variationen der anderen 
Arbeitszeitdimensionen möglich ist. Wenn zum Beispiel die Tagesarbeitszeit exogen redu- 
ziert wird, besteht die Möglichkeit für das Wirtschaftssubjekt, die Anzahl der gearbeiteten 
Tage (D) oder der gearbeiteten Wochen (K) anzupassen, um die ursprüngliche Jahresar- 
beitszeit aufrechtzuerhalten. Dies berücksichtigt, daß die individuellen Präferenzen nicht 


50Der Optimierungsprozeß wird in der vorliegenden Arbeit nicht wiedergegeben. Es kann aber zum 
Beispiel im Fall einer Festlegung der Tagesarbeitszeit gezeigt werden, daß L} und L3 als Ergebnis der 
ersten Phase folgendermaßen bestimmt werden: 


kL = 


L} = 


Es ist hier naheliegend, daß diese Ausdrücke nicht immer positiv sind. 
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Abbildung 6.4: Arbeitszeitbereitschaft eines Freizeitpräferenten bei standardisierter Ar- 
beitszeit; Quelle: Riebel V. (1983), S. 47, modifiziert. 


den Vorstellungen irgendwelcher Eliten (Staat, Gewerkschaften) entsprechen müssen; es 
kommt aber dem Ziel einer Arbeitszeitverkürzungspolitik entgegen. Auf der einen Seite 
wird in jedem Fall eine bessere Verteilung der Arbeitsvolumina durch die Durchsetzung 
kürzerer Arbeitszeiten verhindert. Auf der anderen Seite verhindert dieser Ausgleichsme- 
chanismus die Untersuchung der Effekte einer tatsächlich sinkenden Arbeitszeit auf die 
Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen. 

Gravierender ist, daß das Akzeptanzlohnkriterium die Endogenität des Stundenlohns ge- 
mäß der im vorherigen Kapitel abgeleiteten Lohnbedingung (Gleichung 5.6) verhindert. 
Traditionellerweise wird der Lohn bei den Modellen des Arbeitsangebots - so wie in dem 
bisherigen Modellierungsverfahren - exogen vorgegeben und ist insbesondere von der Ar- 
beitszeit unabhängig. Es ist dann möglich, die Frage zu beantworten: Für welchen Lohn ist 
das Wirtschaftssubjekt zwischen Erwerbs- und Nichterwerbsbeteiligung indifferent? Wird 
allerdings der Lohn von der Arbeitszeit beeinflußt, dann ist er modellendogen. Es ist 
dann nicht mehr möglich, auf den Lohn als Erwerbsbeteiligungskriterium zurückzugreifen. 
Außerdem könnte nicht mehr untersucht werden, wie der Akzeptanzlohn gegenüber einer 
Variation der festgelegten Arbeitszeit reagiert. 


Entsprechend diesen Schwächen erfordert die Behandlung der Fragestellung die Defi- 
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nition und Ableitung eines adäquaten Erwerbsbeteiligungsentscheidungskriteriums. Dies 
erfolgt im folgenden Abschnitt. 


6.5. Die Akzeptanzarbeitszeit als neues und zielgerichtetes Er- 
werbsbeteiligungskriterium 


Die Generierung eines neuen Erwerbsbeteiligungskriteriums, das auf der Arbeitszeit beruht, 
ist auch eine andere Möglichkeit, die Arbeitszeit als Determinante der Erwerbsbeteiligung 
zu betrachten. In einem ersten Schritt werden die Anforderungen, die sich im Rahmen der 


Ableitung eines solchen Kriteriums stellen, zusammengefaßt. 


6.5.1. Anforderungen 


Die Voraussetzungen für ein solches Kriterium sind dreifach: 


- Die Erwerbsbeteiligungsentscheidung muß von der auf dem Arbeitsmarkt vorhande- 
nen Arbeitszeit abhängig sein. 


- Das Kriterium muß die Endogenität des Stundenlohnes ermöglichen, damit die Lohn- 
bedingung 5.6 einbezogen werden kann. 


- Es muß berücksichtigt werden, daß tatsächliche und gewünschte Arbeitszeiten nicht 
übereinstimmen. Im Hinblick auf die Stundenrestriktionen, die von der Nachfrageseite 
kommen, können diese gewünschten Arbeitsstunden meistens nicht realisiert werden, 


was entweder ihre chronometrische oder ihre chronologische Dimension anbelangt. 


Im folgenden sollte anhand eines neuen Erwerbsbeteiligungskriteriums die Arbeitszeit 
ermittelt werden, ab welcher die Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen stimuliert wird, d. 
h. die Arbeitszeit, ab welcher die Aufnahme einer Erwerbsbeteiligung dem Hausfraustatus 
vorgezogen wird. Dies hängt natürlich von den Präferenzen der Wirtschaftssubjekte ab, die 
in einem ersten Schritt anhand eines um die Endogenität des Lohnes erweiterten Modells 
formuliert werden. Dies stellt die dritte Erweiterung des Modells Hanochs dar. In einem 
zweiten Schritt muß ein Erwerbsbeteiligungskriterium formalisiert werden, das auf einen 
Vergleich zwischen den Präferenzen und der auf dem Arbeitsmarkt verfügbaren Arbeitszeit 
beruht. 
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6.5.2. Gestaltung des Analyserahmens mit endogenem Stundenlohn 


In diesem Abschnitt muß ein Analyserahmen gestaltet werden, der die Eingliederung der 
Lohnbedingung ermöglicht. Zu diesem Zweck wird auf das Modell von Abschnitt 6.3.2.1 zu- 
rückgegriffen, d. h. ohne Festlegung irgendeiner Arbeitszeitdimension. Die Lohnbedingung 
erscheint jetzt als zusätzliche Nebenbedingung, wodurch der Stundenlohn als endogen neu 
definiert wird. Da die Erwerbsbeteiligungsentscheidung nicht mehr auf dem Akzeptanzlohn 


beruhen wird, stellt dies in dieser Hinsicht kein Problem mehr dar. 


Die erste Phase des Optimierungsprozesses bleibt unverändert. Das Maximierungspro- 
blem lautet bei Anwendung der Cobb-Douglas-Funktion: 


Maz,, Un, = ġ+dlnX +aln Lı +binla+chl; i=1,2,3 
u.d.N. L=) Li 
L,X = const. 


Im Vergleich zum Maximierungsprogramm 6.18 ist zu vermerken, daß die Annahme über 
die Arbeitszeit des Mannes in der zu maximierenden Nutzenfunktion eingebaut worden ist. 


Die Bedingungen erster Ordnung liefern: 


a 
Lı = Br (6.43) 
| (6.44) 
2 — a+b+ce f 
b = SEEN; (6.45) 
~ a+b+c ` 


Die Lohnbedingung, die die Endogenität des Stundenlohnes widerspiegelt, wird in die zweite 
Phase eingefügt. Für die zweite Phase des Optimierungsprozesses wird die Nutzenfunktion 
U, als eine Funktion von X und L dargestellt: 


Ua=6d+m+dinX+(a+b+c)nL (6.46) 


mit: 
m = ln ade 
(a+b+ grr 
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Hier wird vereinfachend angenommen, daß der Stundenlohn des Mannes gegeben ist. Dies 
entspricht der Annahme in Abschnitt 6.3.2, daß der Mann von der Arbeitszeitverkürzung 
nicht betroffen ist. Sein Stundenlohn bleibt daher unverändert. Unter Berücksichtigung 


dieser Elemente lautet jetzt das Maximierungsprogramm der zweiten Phase: 


Max; x U,a=6+m+tdinX+l(a+b+c)inL 
u.d.N. X+wL+ü@Lb=Y+wNST+UNST 
w=aL+ß, 


wobei L die festgelegte gesamte Freizeit des Mannes darstellt und @ seinen Stundenlohn. 


Nach Einsetzen der zweiten Nebenbedingung in die erste lautet die Lagrange-Funktion: 


Z = 6+m+dinX +(a+b+c)iInL 
+A [P + (aL + 6,) NST + ENST - X - (aL + B,) L - TT] 


Die Bedingungen erster Ordnung für ein inneres Maximum in dieser zweiten Phase sind: 


67 d 
6X X 
óZ _ (a+b+c) 
[= n + A(aNST — 2aL — B,) =0 
62 
6) 


Y+(aL+ß,) NST +@NST — X - (aL + b) L- TL = 0 


und liefern die Freizeitnachfragefunktionen, die auch den optimalen gewünschten Arbeits- 


zeiten entsprechen. Das System besitzt nur eine positive Lösung“! : 


_ aNST — b, + VA 


ie, nn 


mit: 


A = (aNST — 8,)’ + 4a (1 +d) (a+b+c) (¥ +A + 6,NST) 


Wie die gesamte Freizeit L chronologisch verteilt wird, wird von Gleichungen 6.43 bis 6.45 
angegeben. Gleichungen 6.47 und 6.43 bis 6.45 geben die Arbeitszeitwünsche der Frau an. 


Sl Eine theoretische Schwierigkeit besteht dabei darin, daß es nur eine einzige positive Lösung zu diesem 
Maximierungsprogramm geben darf. Dies wird bei plausiblen Parameterwerten immer der Fall sein. Bei 
den später durchgeführten „Simulationen“ wurde dies ebenfalls geprüft. Hier muß weiterhin der Fall a = 0 
ausgeschlossen werden. 
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Das Erwerbsbeteiligungskriterium muß jetzt noch formalisiert werden. 


6.5.3. Definition des Akzeptanzarbeitszeitkriteriums und Anwendung 


Auf der Suche nach einem neuen Kriterium scheint die folgende Idee relevant zu sein. Frau- 
en treffen zunächst eine Entscheidung über ihre gewünschte Arbeitszeit, die Resultat des 
Optimierungsprozesses ist. Da Arbeitszeitrestriktionen existieren, können sie im Gegensatz 
zum einfachen neoklassischen Analyserahmen diese Arbeitszeit nicht leisten, was entweder 
ihre chronometrische oder ihre chronologische Dimension anbelangt. Die Aufnahme einer 
Tätigkeit, die von ihren arbeitszeitspezifischen Merkmalen gekennzeichnet wird, verursacht 
daher einen Nutzenverlust im Vergleich mit dem Nutzenniveau, das die nutzenmaximie- 
rende Arbeitszeit gewährleistet. In bezug auf diese Feststellung und die oben genannten 
Voraussetzungen wird das folgende „Akzeptanzarbeitszeitkriterium“ vorgeschlagen: 

Nur wenn der Nutzenverlust, der durch die Aufnahme einer vom Arbeitsmarkt gegebenen 
Arbeitszeit verursacht wird, kleiner ist als der Nutzenverlust, der durch die Nichterwerbsbe- 
teiigung verursacht wird, entscheidet sich das Individuum für eine Erwerbstätigkeit. Solan- 
ge der Nutzenverlust der Erwerbslosigkeit kleiner als der Nutzenverlust einer vorgegebenen 
(zu langen) Arbeitszeit ist, bietet die Frau ihre Arbeitskraft nicht an. Die Akzeptanzarbeits- 
zeit ist die Arbeitszeit, ab welcher es für die Frau nutzensteigernd ist, sich am Arbeitsmarkt 


zu beteiligen. 


Wie Abbildung 6.5 im Fall eines exogen gegebenen Stundenlohnes und einer Zeitdimen- 

sion zeigt, würde die Frau B (Ig) ohne Restriktion und durch den Optimierungsprozeß den 
Punkt E wählen. Sie kann aber nur entweder h (Punkt B) oder Null Stunden (Punkt A) 
wählen. Die Entscheidung wird anhand eines Vergleichs zwischen den Punkten A und B 
getroffen. In der Abbildung wird der Fall dargestellt, in welchem das Individuum B bei 
gegebener Arbeitszeit h die Nichterwerbsbeteiligung vorzieht. Solange h > ha, entschei- 
det das Individuum B keine Arbeit anzubieten. Die Akzeptanzarbeitszeit wird somit vom 
Punkt h4 dargestellt, in dem der Nutzenverlust bei Nichterwerbsbeteiligung gleich dem 
Nutzenverlust bei Erwerbsbeteiligung ist. 
Wenn die durch den Optimierungsprozeß bestimmte optimale Arbeitszeit größer als die 
vorhandene Arbeitszeit ist, kann eine Reduzierung der Arbeitszeit die Erwerbsbeteiligung 
nicht beeinflussen. Vielmehr würde eine Reduzierung der Arbeitszeit das Wirtschaftssub- 
jekt schlechter stellen. Dieser Fall wird von Individuum A (I4) dargestellt, das immer 
Punkt B wählen wird. Deshalb sollten Frauen mit Wunsch nach längeren Arbeitszeiten 
auch die Möglichkeit finden, eine Nebenerwerbstätigkeit aufzunehmen. 
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Abbildung 6.5: Nutzenmaximierung und festgelegte Arbeitszeit; Quelle: Eigene Darstel- 
lung. 


Die Definition des Akzeptanzarbeitszeitkriteriums ist mit der in Kapitel 2 getroffenen 
Annahme über den Verlauf der Arbeitszeit- bzw. Erwerbsbeteiligungsentscheidung konsi- 
stent. Das Wirtschaftssubjekt vergleicht seine gewünschte Arbeitszeit mit seiner Vorstel- 
lung der auf dem Arbeitsmarkt erreichbaren Arbeitszeiten und entscheidet anschließend, ob 
es seine Arbeitskraft anbietet. Es ist dieser Ablauf (der Vergleich der gewünschten Arbeits- 
zeit mit der angebotenen Arbeitszeit), der der Arbeitszeit ihre Determinantseigenschaft 


verleiht. 


Eine wirtschaftspolitisch wichtige Implikation der Formulierung dieses Kriteriums be- 
steht darin, daß es möglich ist, die Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen zu stimulieren, 
ohne genau die von ihnen gewünschten Arbeitszeiten zu gestalten. Vielmehr würde die 
Erwerbsbeteiligung bereits stimuliert werden, wenn die von der Nachfrageseite ermöglich- 
ten Arbeitszeiten so gestaltet werden würden, daß der mit einer angebotenen Arbeitszeit 
verbundene Nutzenverlust geringer ist, als der Nutzenverlust der Nichterwerbsbeteiligung. 
Dies läßt natürlich den Unternehmen breitere Spielräume in der Bestimmung ihrer Zeitmu- 


ster. 


Um das Kriterium anwenden zu können, sollen drei Nutzenniveaus verglichen werden: 
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Das maximale im Optimum erreichte Nutzenniveau (Umax), das den Arbeitszeitpräferenzen 
entspricht, das Nutzenniveau unter Nichterwerbsbeteiligung (up) und das Nutzenniveau mit 
der vom Arbeitsmarkt gegebenen Arbeitszeit (un). 

Das maximale Nutzenniveau umax wird durch das Einsetzen der von Gleichung 6.47 gegebe- 
nen Lösung des Optimierungsproblems in die von Gleichung 6.32 gegebene Nutzenfunktion 
U, bestimmt. 

Das Nutzenniveau unter Nichterwerbsbeteiligung up wird mit folgenden Vorgaben bestimmt: 


X 
Lo 


Io 
z x 
+ 
Se 
N 


was ergibt: 


~ d a®boce 
=6(Y¥ +A) | ————__ | (wsT)**"** 
no ( ) ee) 


Die Arbeitszeit (H, D bzw. K), die auf dem Arbeitsmarkt erreichbar ist, wird von der 
Nachfrageseite vorgegeben, die auch einen Teillohnausgleich gewährleisten kann. Dies wird 
durch die Berücksichtigung der Lohnbedingung modelliert. Bei diesen Arbeitszeitbedin- 


gungen wird das Nutzenniveau wu, erreicht: 


un = 8 [9 +(ob+6,)H DK +A] ((T-H)DR]' 
[T (S - D) K} [rs (N -K)]' 


d [F + (a (NST -H DX) +A) HD K+ wal. 


I(T - MDR] [r (S - D) KY [rs (N -R)] (6.48) 


$ 
l 


mit: 


OWyz 


(NST — Lua) 


TL yz 
Br = (1 = ee) Wyz k 


Die Frage ist jetzt: Ist es möglich, einen Wert von H, D oder K zu finden, für welchen 
der Nutzenverlust bei vom Arbeitsmarkt gegebener Arbeitszeit geringer ist als unter Nich- 
terwerbsbeteiligung? Da das Modell kontinuierlich ist, kann nun die Arbeitszeit ermittelt 


werden, die reichen würde, um die Erwerbsbeteiligung von Frauen zu fördern. 
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Westen 
18,4 


Tabelle 6.1: Gewünschte Lage der Teilzeitbeschäftigung; Quelle: Beckmann P., Kempf B. 
(1996), Tabelle 5.1.1., S. 398 und 5.1.2., S. 399 auf der Basis der 1995-IAB-Befragung 


6.5.4. Simulation und Interpretation der Ergebnisse 


Um die erwerbsbeteiligungsfördernden Werte von H, D oder K zu finden, ist es möglich, 
das Modell zu „simulieren“. Dabei wurden die Parameter der Nutzenfunktion plausibel 
bestimmt: d = 0,4; a = 0,3; b = 0,2; c = 0,1. Die stärkere Präferenz für freie Stunden 
während des Arbeitstages beruht auf der Vorstellung, daß Frauen mit familiären Verpflich- 
tungen die Freizeit während des Tages besonders hoch schätzen sowie auf der Beobachtung, 
daß die Mehrheit der Frauen - etwa 80% im Jahr 19% - ihre Teilzeit in Form von Teilta- 
gen ausüben”. Weiterhin werden diese chronologischen Präferenzen von den Befragungen 
über die Arbeitszeitwünsche unterstützt, wie Tabelle 6.1 zeigt. Bei den abhängig voll- 
zeitbeschäftigten Frauen, die in Teilzeit wechseln wollen, gaben im Jahr 1995 61,5% in 
Westdeutschland und 72,8% in Ostdeutschland an, daß sie an jedem Wochentag eine kür- 
zere Arbeitszeit leisten möchten. Nur 19,7% im Westen und 18,4% im Osten gaben an, 
daß sie nur an bestimmten Tagen der Woche arbeiten wollen. Zwar sind die Häufigkeit der 
Teilzeitarbeitswünsche und ihre chronometrische Dimension in West- und Ostdeutschland 
sehr unterschiedlich, aber bei den Frauen, die Teilzeit arbeiten wollen, ist die gewünschte 
chronologische Gestaltung der Arbeitszeit interessanterweise ähnlich. 

Das Normalarbeitszeitverhältnis des Mannes wird wie folgt modelliert: Er leistet 8 Arbeits- 
stunden pro Tag, 5 Tage pro Woche und 46 Wochen pro Jahr für einen Stundennettolohn 
von 25 DM. Der Haushalt verfügt weiterhin nicht über ein Nichterwerbseinkommen (Y = 0). 
Die maximale Tagesarbeitszeit beträgt 16 Stunden, weil 8 Stunden von 24 als Schlafzeit ab- 
gezogen wurden. Zuerst werden die Kinderbetreuungskosten gleich Null gesetzt. k nimmt 
erst in Abschnitt 6.5.4.4 einen positiven Wert an. Die Ergebnisse werden in Form von 


Abbildungen angezeigt, in welchen nicht die Nutzenniveaus un, uo und Umax direkt vergli- 
Umax 
a _ © 
angenommen: K = 46, D=5, H =8. 


chen werden, sondern = 2 und . Im Ausgangspunkt werden die folgenden Werte 


52 Vgl. Delsen L. (1995), Tabelle 6.11, S. 161. 
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6.5.4.1. Effekte einer Verkürzung der Tagesarbeitszeit (Zeitmuster A) 


Bei der Untersuchung der Effekte einer Verkürzung der Tagesarbeitszeit wird unterstellt, 
daß der Koeffizient o 0,5 beträgt. In den Simulationen der Effekte einer Reduzierung der 
Anzahl der wöchentlichen Arbeitstage oder der jährlichen Arbeitswochen wird der Koeffi- 
zient o auf einem niedrigeren Wert festgelegt, weil die Produktivitätsgewinne niedriger als 
bei einer Verkürzung der Tagesarbeitszeit erwartet werden können. Bei gleichbleibenden K 
und D werden die Effekte einer Senkung von H untersucht. Für jeden Wert von H werden 
die Nutzenverluste bei Erwerbs- und Nichterwerbsbeteiligung verglichen. Die Ergebnisse 
für den Fall einer Verkürzung der Tagesarbeitszeit werden in den Abbildungen 6.6 (mit 
einem Vollzeitstundennettolohn®? für die Frau von 10 DM) und 6.7 (mit einem Stunden- 
lohn von 15 DM) gezeigt. In beiden Fällen bringt die Verkürzung der Tagesarbeitszeit 
das Wirtschaftssubjekt näher an seine präferierte Tagesarbeitszeit, da der Nutzenverlust 
bei Erwerbsbeteiligung schrumpft. Mit der Annahme, daß die Tagesarbeitszeit nicht unter 
2 Stunden täglich sinken kann, erreicht die Frau mit dem geringsten Stundenlohn nicht 
ihre gewünschte Tagesarbeitszeit, da der Nutzenverlust bei Erwerbsbeteiligung nicht sein 
Minimum erreicht. Da die anderen Dimensionen der Arbeitszeit, d. h. die Anzahl der 
Wochenarbeitstage und der Jahresarbeitswochen auch für eine Diskrepanz zwischen ge- 
wünschter und angebotener Arbeitszeit verantwortlich sind, bleibt für die Frau mit einem 
Stundenlohn von 10 DM die Nichterwerbsbeteiligung die ausgewählte Alternative. Bei 
Frauen, deren Qualifikationsniveau einen Stundenlohn von 10 DM gewährleistet, scheint 
unabhängig von der Tagesarbeitszeit eine Erwerbsbeteiligung nicht in Frage zu kommen: 
Der Nutzenverlust, der aus der Erwerbsbeteiligung resultiert, bleibt bei jeder Tagesarbeits- 
zeit größer als der Nutzenverlust bei Nichterwerbsbeteiligung. 

Dies sieht allerdings bei höheren Stundenlöhnen anders aus, wie Abbildung 6.7 zeigt. Die 
gewünschte Tagesarbeitszeit wird durch die untersuchte Senkung von H erreicht, was da- 
durch zum Ausdruck kommt, daß die Kurve „Nutzenverlust bei Erwerbsbeteiligung“ ihr 
Minimum erreicht. Nach diesem Punkt steigt der Nutzenverlust bei Erwerbsbeteiligung 
wieder, weil die erreichbare Arbeitszeit sich von der gewünschten wieder entfernt. Im 
Gegenteil zum vorherigen Fall überschreitet ab unter 5,5 Stunden der Nutzenverlust bei 
Nichterwerbsbeteiligung den Nutzenverlust bei Erwerbsbeteiligung, so daß die Frau sich 
einen solchen Arbeitsplatz wünscht, obwohl ihre gewünschte Arbeitszeit einem kürzeren 
Arbeitstag entspricht. 

Zusammenfassend hängt bei gegebenen Parametern die Möglichkeit, die Erwerbsbeteiligung 


durch eine Arbeitszeitverkürzung zu stimulieren vom ursprünglichen Lohnniveau ab. 


53]m folgenden als „Stundenlohn“ bezeichnet. 
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7,5 7 6,5 6 5,5 5 4,5 4 3,5 3 2,5 2 


w(vz)=10; N=52; S=7;, T=16; Lvz=NST-HvzDvzKvz; Hvz=8; Dvz=5; Kvz=46, 
Kompensationskoeffizient = 0,5; d = 0,4; a = 0,3; b = 0,2; c = 0,1; 
D(quer)= 5; K(quer) = 46; Y(hut) = 0; w(Mann)=25 


Abbildung 6.6: Effekte einer Verkürzung der Tagesarbeitszeit, wy, = 10; Quelle: Eigene 
Darstellung. 


w{vz)=15;, N=52; S=7; T=16, Lvz=NST-HvzDvzKvz; Hvz=8, Dvz=5; Kvz=46, 
Kompensationskoeffizient = 0,5; d = 0,4; a = 0,3; b = 0,2; c = 0,1; 
D(quer)= 5; K(quer) = 46; Y (hut)= 0; w(Mann)=25 


Abbildung 6.7: Effekte einer Verkürzung der Tagesarbeitszeit, w,, = 15; Quelle: Eigene 
Darstellung. 
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w(vz)=15; N=52; S=7; T=16, Lvz=NST-HvzDvzKvz, Hvz=8; Dvz=5;, Kvz=46; 
Kompensationskoeffizient = 0,3, d = 0,4; a = 0,3; b = 0,2; c = 0,1; 
H(quer)= 8; K(quer) = 46; Y(hut) = 0, w(Mann)=25 


Abbildung 6.8: Effekte einer Verkürzung der Anzahl der wöchentlichen Arbeitstage, wy, = 
15; Quelle: Eigene Darstellung. 


6.5.4.2. Effekte einer Verkürzung der Anzahl der wöchentlichen Arbeitstage 
(Zeitmuster B) 


Ähnlich wie bei der Untersuchung der Effekte einer Verkürzung der Tagesarbeitszeit werden 
hier bei gleichbleibenden K und H die Effekte einer Variation von D untersucht: D fällt 
von 5 wöchentlichen Tagen auf 1. Für jeden Wert von D werden hier auch die Nutzenver- 
luste bei Erwerbs- und Nichterwerbsbeteiligung verglichen. Die Ergebnisse werden von den 
Abbildungen 6.8 und 6.9 gezeigt. Dabei wurde angenommen, daß der Koeffizient o gleich 
0,3 ist, d. h. niedriger als bei einer Verkürzung der Tagesarbeitszeit. Aus dem Verlauf der 
Kurve „Nutzenverlust bei Erwerbsbeteiligung“ ist zu interpretieren, daß eine Reduzierung 
der wöchentlichen Arbeitstage dieses Wirtschaftssubjekt von seinem Optimum entfernen 
würde. Auch bei dem Minimum dieser Kurve ist der Nutzenverlust bei Erwerbsbeteiligung 
höher als der Erwerbsverlust bei Nichterwerbsbeteiligung. Diese Arbeitszeitverkürzungs- 
form würde, was die Erwerbsbeteiligung anbelangt, wirkungslos bleiben. 

Bei einem Stundenlohn von 20 DM kann die hier analysierte Arbeitszeitverkürzungsform 
dazu führen, daß der Nutzenverlust bei Erwerbsbeteiligung den Nutzenverlust bei Nichter- 
werbsbeteiligung überschreitet. Daraus resultiert, daß eine Verkürzung dieser Arbeitszeit- 
dimension den Nutzenverlust bei Erwerbsbeteiligung nicht senken kann, wie Abbildung 6.9 
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Wöchentliche Arbeitstage 
=% Nutzenverlust bei Erwerbsbeteiligung -e &- Nutzenverlust bei Nichterwerbsbeteiligung 


w(vz}=20, N=52; S=7; T=16, Lvz=NST-HvzDvzKvz; Hvz=8; Dvz=5; Kvz=46, 
Kompensationskoeffizient = 0,3; d = 0,4; a = 0,3; b = 0,2; c = 0,1; 
H(quer)= 8; K(quer) = 46; Y(hut) = 0; w(Mann)=25 


Abbildung 6.9: Effekte einer Verkürzung der Anzahl der wöchentlichen Arbeitstage, wy, = 
20; Quelle: Eigene Darstellung. 


bestätigt. Bei 5 wöchentlichen Arbeitstagen entspricht mit einem Stundenlohn von 20 DM 
die erreichbare Arbeitszeit der gewünschten in einem hinreichenden Ausmaß, um die Er- 
werbsbeteiligung attraktiv zu gestalten. Eine weitere Senkung der Anzahl der Arbeitszeit 
würde sich negativ auf die Erwerbsbeteiligung auswirken. 

Aus dem Vergleich von Abbildungen 6.8 und 6.9 ist abzulesen, daß die Entscheidung über 
die Erwerbsbeteiligung auch vom Lohnniveau beeinflußt wird. Bei den gegebenen Präferen- 
zen kann eine Verkürzung der Arbeitszeit die Erwerbsbeteiligung auch bei höheren Löhnen 
nicht fördern, weil der Nutzenverlust bei Erwerbstätigkeit dadurch steigt. Vielmehr scheint 
eine Verkürzung der Anzahl der wöchentlichen Arbeitstage Frauen mit den angenommenen 


Parameterwerten von der gewünschten Chronologie der Arbeitszeiten weiter zu entfernen. 


6.5.4.3. Effekte einer Verkürzung der Anzahl der jährlichen Arbeitswochen (Zeit- 
muster C) 


Abbildungen 6.10 bis 6.11 zeigen die Effekte einer Reduzierung der Anzahl der jährlichen 
Arbeitswochen. Bei gleichbleibender Tagesarbeitszeit und Anzahl der Wochenarbeitstage 
fällt die Anzahl der zu arbeitenden jährlichen Wochen von 46 auf 6. Dabei wurde ange- 


nommen, daß der Koeffizient ø seinen niedrigsten Wert erreicht: o = 0,2. Es stellt sich 
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46 42 38 34 30 26 22 18 14 10 6 


w(vz)=15; N=52; S=7, T=16; Lvz=NST-HvzDvzKvz; Hvz=8; Dvz=5; Kvz=46, 
Kompensationskoeffizient = 0,2; d = 0,4; a = 0,3, b= 0,2; c = 0,1; 
D(quer}= 5; H(quer) = 8, Y(hut) = 0; w(Mann)=25 


Abbildung 6.10: Effekte einer Verkürzung der Anzahl der jährlich gearbeiteten Wochen, 
Wsz = 15; Quelle: Eigene Darstellung. 


heraus, daß der Verlauf der Kurven sehr ähnlich wie im Fall einer Reduzierung der Anzahl 
der wöchentlichen Arbeitstage ausfällt. Die Effekte einer Reduzierung der Anzahl der Ar- 
beitswochen sind somit den Effekten einer Reduzierung der Anzahl der Arbeitstage sehr 
ähnlich. Unter der Berücksichtigung, daß die anderen Arbeitszeitdimensionen unverändert 
bleiben, kann eine Reduzierung der Anzahl der Arbeitswochen auf unter 44 nur den Nut- 
zenverlust bei Erwerbstätigkeit steigern. Wie vom Verlauf der Kurve „Nutzenverlust bei 
Erwerbsbeteiligung“ abzulesen ist, entfernt die Reduzierung der Arbeitstagenanzahl das 
Wirtschaftssubjekt von seinem Optimum. 

Im Fall einer Reduzierung der Anzahl der Wochenarbeitstage oder der Jahresarbeitswo- 
chen stellen die entsprechenden Abbildungen das Verhalten der Wirtschaftssubjekte dar, 
die nach Möglichkeit eine Nebenerwerbstätigkeit aufnehmen würden. 

Bisher wurde unterstellt, daß die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit keine zusätzlichen Be- 
treuungskosten verursacht. Im folgenden Abschnitt wird diese Annahme aufgehoben und 


k nimmt einen positiven Wert an. 
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w(vz)=20; N=52; S=7, T=16; Lvz=NST-HvzDvzKvz; Hvz=8; Dvz=5; Kvz=46, 
Kompensationskoeffizient = 0,2; d = 0,4; a = 0,3; b = 0,2; c = 0,1, 
D(quer)= 5, H(quer) = 8, Y(hut) = 0; wMann)=25 


Abbildung 6.11: Effekte einer Verkürzung der Anzahl der jährlich gearbeiteten Wochen, 
Wyz = 20; Quelle: Eigene Darstellung. 


6.5.4.4. Veränderung der Kosten der Betreuung 


Hier wird der Fall einer Verkürzung der Tagesarbeitszeit wieder aufgegriffen. Für wy, = 15 
konnte mit k = 0 laut Abbildung 6.7 die Erwerbstätigkeit gefördert werden. Es wird hier 
hinterfragt, wie dieses Ergebnis im Fall von positiven Betreuungskosten beeinflußt wird. k 
wird in Gleichung 5.6 beispielsweise gleich 5 gesetzt. Die Einführung von Betreuungskosten 
hat - wie erwartet - dieselben erwerbsbeteiligungsreduzierenden Effekte wie niedrigere Stun- 
denlöhne. Dies liegt daran, daß die Kinderbetreuungskosten anhand eines Stundenpreises 
und nicht eines Pauschalbetrags modelliert worden sind. Die Ergebnisse der Simulation 
werden von Abbildung 6.12 wiedergegeben. 

Hier verringert die Verkürzung der Tagesarbeitszeit den Nutzenverlust bei Erwerbsbeteili- 
gung und wirkt daher positiv auf die Anreize zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit: Der 
Abstand zwischen den beiden Kurven schrumpft, aber die Arbeitszeitverkürzung der Tages- 
arbeitszeit allein reicht nicht aus, die Frau zur Erwerbstätigkeit zu motivieren. Die Kurve 
„Nutzenverlust bei Erwerbsbeteiligung“ erreicht ihr Optimum, ohne die Erwerbsbeteiligung 
fördern zu können. Solange Betreuungskosten übernommen werden müssen, bleibt die Ar- 
beitszeitverkürzung bei den unteren Entlohnungsniveaus wirkungslos. Hierdurch wird dar- 


auf hingewiesen, daß Arbeitszeitverkürzung und Ausdehnung der Betreuungseinrichtungen 
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Tagesarbeitszeit (Stunden) 


w(vz)=15, N=52; S=7, T=16; a Hvz=8, Dvz=5; Kvz=46; 
Kompensationskoeffizient = 0,5; d = 0,4; a = 0,3; b = 0,2; c = 0,1; 
D(quer)= 5; K(quer) = 46, Y(hut) = 0, w(Mann)=25; k=5 


Abbildung 6.12: Effekte einer Verkürzung der Tagesarbeitszeit in einem Modell mit Kin- 
derbetreuungskosten, wy, = 15; Quelle: Eigene Darstellung. 


als komplemantäre frauenerwerbstätigkeitsfördernde Politiken angesehen werden können. 


Diese Aspekte werden in Kapitel 7 ausführlicher untersucht. 


6.6. Fazit 


Ziel dieser theoretischen Untersuchung war die Analyse der Wirkung einzelner Formen 
der Arbeitszeitverkürzung. Zu diesem Zweck wurde ein mikroökonomisches Modell zur 
Erfassung der Erwerbsbeteiligungsentscheidung formuliert. Unter den verschiedenen exisi- 
tierenden Analyserahmen wurde der „Family-Labour-Supply“-Ansatz ausgewählt. Auf der 
Basis des Modells von Hanoch wurde ein mikroökonomisches Modell abgeleitet, das den Fa- 
milienkontext, die chronologische und die chronometrische Dimension der Arbeitszeit sowie 
die aktuelle westdeutsche Rollenverteilung im Haushalt einbezieht. Bei der Formulierung 
der Erwerbsbeteiligungsentscheidung wurde das übliche Akzeptanzlohnkriterium verwor- 
fen, weil dieses die Berücksichtigung eines endogenen Stundenlohnes untersagt hätte. Die 
Definition des Akzeptanzarbeitszeitkriteriums stellt eine Antwort auf diese Einschränkung 
dar und zeigt (unter den getroffenen Anahmen), welche Form der Arbeitszeitverkürzung die 


Erwerbsbeteiligung „nutzenverlustminimierend“ macht. Daraus ergibt sich, daß die Ver- 


19 anon Pigeau - 978-3-631-75023-0 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 09:10:30AM 
via free access 


kürzung der Tagesarbeitszeit die Erwerbsbeteiligung von Frauen erst ab einem bestimmten 
Lohnniveau fördern kann. Von anderen Formen der Arbeitszeitverkürzung wie die Reduzie- 
rung der Anzahl der wöchentlichen Arbeitstage oder der jährlichen Arbeitswochen können 
keine erwerbsbeteiligungsfördernden Wirkungen erwartet werden. Das Akzeptanzarbeits- 
zeitkriterium besagt weiterhin, daß es möglich ist, die Erwerbsbeteiligung verheirateter 
Frauen zu stimulieren, ohne genau die von ihnen gewünschten Arbeitszeiten zu gestal- 
ten. Weil die Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen ein Zusatzeinkommen im Haushalt 
darstellt, das wiederum das Entstehen von Betreuungskosten verursacht, wird ihrem Stun- 
denlohn ein Pauschalbetrag abgezogen, der die stimulierenden Effekte der Arbeitszeitver- 
kürzung auf die Erwerbsbeteiligung dämpfen kann. 
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7. SCHLUSSBEMERKUNGEN UND 
BESCHÄFTIGUNGSPOLITISCHE IMPLIKATIONEN 


7.1. Zusammenfassung der Ergebnisse 


Ziel der vorliegenden Arbeit war die Untersuchung der Erwerbsbeteiligungsentscheidung 
verheirateter Frauen in Abhängigkeit von den Arbeitszeitregelungen. Auch wenn die Ar- 
beitszeitverkürzung als beschäftigungspolitisches Instrument Ende der 90er Jahre in den 
Hintergrund der wissenschaftlichen Debatte geraten ist, kann dieser hier eine neue Rol- 
le zugewiesen werden: Die Förderung des Arbeitsangebots von Frauen. In der Literatur 
über die Arbeitszeitverkürzung wurde vielmehr die bei fallender Arbeitszeit zunehmende 
Erwerbsbeteiligung von Frauen lediglich als ungewünschte Nebenwirkung der Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit durch eine Umverteilung der Arbeit betrachtet. Unmittelbar stellten 
sich zwei Fragen: Warum sollte die Erwerbsbeteiligung von Frauen gefördert werden? Gibt 
es noch Spielräume für eine weitere Zunahme des Arbeitsangebots der Frauen? 

Auf die erste Frage wurde anhand einer Analyse eingegangen, die ein Marktversagen her- 
vorhob. Insbesondere wurden externe Effekte identifiziert, die das Eingreifen des Staates 
rechtfertigen. Diese sind sozial- und fiskalpolitischer, beschäftigungspolitischer, demogra- 
phischer sowie gesellschaftlicher Natur. Im Vordergrund stehen allerdings die gesamtwirt- 
schaftlichen Humankapitalgewinne. Auch wenn andere wirtschaftspolitische Ansätze zur 
Förderung der Erwerbsbeteiligung von Frauen denkbar sind, erwies sich eine Arbeitszeit- 
verkürzung als der westdeutsche Weg zur Stimulierung der Erwerbsneigung. Die zweite 
Frage wurde empirisch analysiert. Das Ergebnis war, daß Spielräume zur Stimulierung 
der Erwerbsbeteiligung insbesondere verheirateter westdeutscher Frauen vorhanden sind. 
Weiterhin zeigte sich, daß verheiratete Frauen wegen der beobachteten Merkmale ihrer Er- 
werbstätigkeit und ihrer Arbeitswünsche eine geeignete Zielgruppe einer Arbeitszeitverkür- 
zung sind. Die Ergebnisse einer sekundären Analyse deuten darauf hin, daß ein negativer 
Zusammenhang zwischen Arbeitszeit und Erwerbsbeteiligung besteht. Die nächste zu un- 
tersuchende Frage war dementsprechend, ob und wie ein solcher Zusammenhang empirisch 


erfasst werden kann. 
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Dies stellte das Ziel der ökonometrischen Untersuchung dar. Dabei mußte auf die Frage 
eingegangen werden, ob ein langfristiger Zusammenhang zwischen dem Umfang der Freizeit 
und der Erwerbsquote verheirateter Frauen festgestellt werden kann. Die Analyse zeigte, 
daß dies der Fall ist: Die Indikatoren der beiden oben genannten Größen sind über den 
Untersuchungszeitraum kointegriert. Es stellte sich anschließend die Frage nach der Inter- 
pretation dieses Zusammenhangs. Die Theorie liefert keine Aussage über die Effekte einer 
Arbeitszeitverkürzung auf die Erwerbsbeteiligungsentscheidung - dies weitgehend deswe- 
gen, weil üblicherweise die Arbeitszeit nicht als Determinante sondern als Ergebnis der 
Arbeitsangebotsentscheidung modelliert wird. Der nächste Schritt bestand darin, einen 
Analyserahmen zu gestalten, der die Modellierung der Arbeitszeit als Determinante der 
Erwerbsbeteiligung ermöglichte. 

Zu diesem Zweck mußte ein Transmissionsmechanismus definiert werden, der alle für die 
Arbeitsangebotstheorie relevanten Effekte einer Arbeitszeitverkürzung berücksichtigt. Im 
Rahmen dieses Prozesses wurde eine Lohnbedingung abgeleitet, die die gesamten Transmis- 
sionsvariablen umfaßt. Die theoretische Herausforderung bestand anschließend darin, diese 
Beziehung in ein mikroökonomisches Modell einzubinden, das sich für die Analyse des Ar- 
beitsangebots und insbesondere der Erwerbsbeteiligungsentscheidung verheirateter Frauen 
eignet. Dabei boten sich verschiedene arbeitsangebotsspezifische Modelle an. Abseits von 
den „New Home Economics“ wurde ein „Family-Labour-Supply “-Modell ausgewählt, das 
insbesondere die chronometrische sowie die chronologische Dimension der Arbeitszeit be- 
rücksichtigte. 

Dieses mikroökonomische Modell wurde erweitert, um die Untersuchung der Fragestellung 
- insbesondere das Einbeziehen der Lohnbedingung - zu ermöglichen. Das deutsche Mo- 
dell der Rollenverteilung im Haushalt wurde dadurch berücksichtigt, daß die Arbeitszeit 
des Mannes auf dem Niveau einer Vollzeitarbeit festgelegt wurde. Da die nächste Pha- 
se der theoretischen Untersuchung die Formulierung eines Erwerbsbeteiligungskriteriums 
vorsieht, wurde auf das sehr verbreitete Akzptanzlohnkriterium zurückgegriffen. Es stellte 
sich heraus, daß dieses Kriterium für die Behandlung der Fragestellung nicht adäquat ist. 
Daher mußte ein neues Kriterium definiert werden: Das Akzeptanzarbeitszeitkriterium. 
Die Aussage dieses Kriteriums lautet, daß bei plausiblen Annahmen über die Arbeitszeit- 
präferenzen von einer Verkürzung der Tagesarbeitszeit eine Wirkung auf die Arbeitsange- 
botsentscheidung zugunsten der Erwerbsbeteiligung erwartet werden kann. Dabei waren 
das Lohnniveau und die Kosten der Betreuung von Haushaltsmitgliedern von Bedeutung. 
Der in der ökonometrischen Untersuchung festgestellte positive Zusammenhang zwischen 
Freizeit und Erwerbsquote wäre daher auf die Verkürzung der Tagesarbeitszeit zurückzu- 
führen. 
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Angesichts dieser Aussage liegt es nahe, daß die Arbeitszeitverkürzung ein Element der 
beschäftigungspolitischen Maßnahmen sein könnte, die auf die Förderung der Erwerbs- 
beteiligung abstellen. Im folgenden werden die beschäftigungspolitischen Implikationen 
erläutert. 


7.2. Beschäftigungspolitische Schlußfolgerungen 


In Kapitel 2 wurde begründet, warum die Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen geför- 
dert werden sollte. Es hat sich darüber hinaus gezeigt, daß eine Arbeitszeitverkürzung, 
die den Präferenzen der Frauen entspricht, hierzu beitragen könnte. Allerdings werden 
momentan andere Politiken zur Vereinbarung von Beruf und Familie favorisiert. Im folgen- 
den werden diese kritisch eingeschätzt und die Angemessenheit der Arbeitszeitverkürzung 
als Instrument der Förderung der Erwerbsbeteiligung westdeutscher verheirateter Frauen 
hervorgehoben. Über das politische Design einer Arbeitszeitverkürzung werden einige An- 
merkungen dargestellt. Alle Aussagen sind dadurch bedingt, daß die Steigerung der Frau- 
enerwerbsbeteiligung als Ziel der Beschäftigungspolitik angesehen wird. Es wird folgender 
Frage nachgegangen: Falls die Steigerung der Frauenerwerbstätigkeit beschäftigungs- bzw. 
sozialpolitisch angestrebt wird - welche Ansatzpunkte stehen dann zur Verfügung? 


7.2.1. Erziehungsurlaub und Elterngehalt als erwerbsbeteiligungsdämpfende Lö- 


sungen zur Vereinbarung von Beruf und Familie 


Die Einräumung oder Förderung von Nichterwerbstätigkeitsphasen, d. h. die Vereinbarung 
von aufeinanderfolgenden Familien- und Berufsphasen stellt ein aktives sozialpolitisches 
Feld dar. Als Instrumente können dazu eine Erweiterung des Erziehungsurlaubs bzw. - 
gelds und - wie momentan diskutiert - die Auszahlung eines Erziehungsgehalts eingesetzt 


werden. 


Die Erweiterung des Erziehungsurlaubs steht im Vordergrund der aktuellen Politik zur 
Vereinbarung von Beruf und Familie. Am 12.10.2000 wurde ein Reformgesetz verabschiedet, 
womit die Einkommensgrenzen zur Auszahlung des Erziehungsgeldes ab dem 7. Lebens- 
monat des Kindes angehoben werden. Mehr Flexibilität wurde insbesondere für die Inan- 
spruchnahme des Erziehungsurlaubs eingeräumt und eine Erwerbstätigkeit von bis zu 30 
Stunden erlaubt!. In der Praxis sollte dies allerdings keine große Umstellung verursachen, 


wenn man bedenkt, daß die große Mehrheit der Frauen sowieso den vollen Erziehungsurlaub 


!vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2000a). 
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wählt. Weiterhin wurden zum ersten Juli 2000 - wie schon erwähnt - die Erziehungszeiten 
für Bestandsrentner und zukünftig eintretende Rentner von 90% des Durchschnittslohnes 
auf 100% des Durchschnittsverdiensts aller Versicherten im jeweiligen Erziehungsjahr an- 
gehoben’. 

Die weitere Ausdehnung der Inanspruchnahme des vollen Erziehungsurlaubs sollte - wie in 
Kapitel 2 schon angedeutet - nicht angestrebt werden, weil der Erziehungsurlaub konkret 
einer Nichterwerbstätigkeitsphase entspricht, welche nicht selten zum endgültigen Rückzug 
aus dem Arbeitsmarkt führt. Beim Erziehungsurlaub führt paradoxerweise die vorüberge- 
hende Vereinbarung von Beruf und Familie häufig zur endgültigen Wahl der Nichterwerbs- 
tätigkeit. Insofern verfehlt der Erziehungsurlaub das Ziel der Vereinbarung der beruflichen 
und der familiären Karriere und führt hinsichtlich der Gleichstellungspolitik zur eigentli- 
chen Kristallisierung der Geschlechteranordnungen. Der Erziehungsurlaub stellt allerdings 
aus der Sicht einer kurzfristig orientierten Politik ein geeignetes Mittel dar, Kosten bei den 
Betreuungseinrichtungen und der Arbeitslosenversicherung einzusparen, wenn der Arbeits- 


platz einer Erziehungsurlauberin von einem Arbeitslosen besetzt wird. 


In der Diskussion steht ebenfalls der Vorschlag eines „Erziehungsgehalts“. Mehrere 
Konzepte sind dabei denkbar’. Im Grunde handelt es sich dabei um Vorschläge, die das 
Erziehungsgeldkonzept erweitern. Die zugrundeliegende Idee ist, daß Eltern und insbe- 
sondere Frauen für die geleistete Erziehungsarbeit im vergleichbaren Maß wie bei einer 
Erwerbstätigkeit entlohnt werden sollten. Das Erziehungsgehalt wäre entsprechend der Be- 
trachtung der Erziehungsarbeit als öffentliches Gut staatlich zu finanzieren - möglicherweise 
durch eine (teilweise) Abschaffung des Ehegattensplittingverfahrens. Das Erziehungsgehalt 
unterscheidet sich vom Erziehungsgeld durch die Höhe der Leistung, die Voraussetzungen 
zum Empfang der Leistung und die steuerliche Behandlung der Leistung. Im Modell „Er- 
ziehungsgehalt 2000“ sollte die Leistung steuer- und sozialversicherungspflichtig sein und 
erwerbszeitunabhängig in den ersten 7 Jahren 2000 DM für das erste und 1000 DM für 
jedes weitere Kind betragen*. In einer zweiten Phase wird die Geldleistung auf 1400 DM 
für das erste Kind und 600 DM für jedes weitere Kind reduziert und einkommensabhängig 
gestaltet. 

Von Vorteil bei diesem Konzept gegenüber dem Erziehungsurlaub bzw. -geld ist, daß es zu- 
mindest in den ersten Lebensjahren des zu betreuenden Kindes die (teilweise) Aufgabe der 
Erwerbstätigkeit nicht voraussetzt und eher auf eine zusäztliche Entlohnung der Erziehungs- 


arbeit abstellt. Allerdings hat aus theoretischer Sicht die Auszahlung eines Nichterwerb- 


?Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung (2000a). 
3Vgl. Wingen M. (2000), S. 5-7. 
“Vgl. Opielka M. (2000), S. 14-15. 
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seinkommens über einen Einkommenseffekt, dem kein Substitutionseffekt gegenübersteht, 
eine negative Wirkung auf das Arbeitsangebot. Wenn aufgrund der nachfragebedingten 
Stundenrestriktionen die Arbeitszeit nicht reduziert werden kann, kann diese Regelung 
zum Rückzug der Frauen aus dem Erwerbsleben führen. Weiterhin läßt die Langfristig- 
keit der Geldleistung im Fall eines Ausstiegs aus dem Arbeitsmarkt eine Rückkehr als sehr 


unwahrscheinlich erscheinen. 


Die Aktualität dieser Vorschläge stimmt mit der Politikkonzeption überein, „das Un- 
gleichgewicht am Arbeitsmarkt stärker als Überangebot an Arbeitskräften, denn als Un- 
terangebot an Arbeitsplätzen zu interpretieren“. Weiterhin stellen sie den falschen Weg 
zur Vereinbarung von Beruf und Familie dar, weil negative Effekte auf die Erwerbsbetei- 
ligung zu erwarten sind. Somit bringen sie - wie in Kapitel 2 erklärt - einen Verzicht auf 
die externen Effekte der Erwerbsbeteiligung mit sich. Im folgenden wird erklärt, wie ei- 
ne erwerbsbeteiligungsstimulierende Arbeitszeitverkürzung gestaltet werden sollte, um eine 


bedeutende Reichweite zu erzielen. 


7.2.2. Beschäftigungspolitisches Design einer Ausdehnung des Angebots an re- 
duzierten Arbeitszeiten 


In diesem Abschnitt wird in einem ersten Schritt gezeigt, daß eine Arbeitszeitverkürzung 
von der Nachfrageseite her geschehen sollte. Anschließend werden einige Instrumente, die 
für die Durchführung einer Beschäftigungspolitik zur Stimulierung der Erwerbsbeteiligung 
von Frauen zur Verfügung stehen, vorgestellt. Schließlich wird auf begleitende Maßnahmen 


hingewiesen. 


7.2.2.1. Zur Abhängigkeit des Arbeitslosigkeitsniveaus von den Erwerbsquoten 


Weil die positiven Effekte einer breiteren Frauenerwerbsbeteiligung nur dann gelten, wenn 
die Frauen tatsächlich erwerbstätig sind, sollten diese infolge ihrer Arbeitsangebotsent- 
scheidung nicht arbeitslos werden: Ein zunehmendes Arbeitsangebot soll zur tatsächlichen 
Erwerbstätigkeit führen und gesamtwirtschaftlich keine Arbeitslosigkeit entstehen lassen. 
Diesbezüglich stellt sich die Frage über die Abhängigkeit des Niveaus der Arbeitslosigkeit 
von den Erwerbsquoten. 

Empirische Untersuchungen können hier einige Hinweise liefern. Im internationalen Ver- 


gleich wird beobachtet, daß die Länder mit hoher Arbeitslosigkeit in den Wern Jahren auch 


°Vgl. Landenberger M. (1991), S. 277, Hervorhebungen im Originaltext. 
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diejenige waren, die die niedrigeren Erwerbsquoten hatten (Italien, Belgien, Griechenland, 
Spanien), während die höchsten Erwerbsquoten in den Ländern mit geringer Arbeitslosig- 
keit aufzufinden waren (USA, Japan, Norwegen, Sweden, Schweiz)®. 

In Deutschland kann der Einfluß der Nachfrageseite auf die tatsächliche Erwerbstätigkeit 
anhand eines Vergleichs zwischen den Erwerbstätigenquoten und den Erwerbsquoten ein- 
geschätzt werden. Es ergibt sich, daß die Verläufe der Erwerbs- und Erwerbstätigenquoten 
der verheirateten westdeutschen Frauen mit Kindern über die familienspezifischen Phasen 
wie perfekt korreliert zu sein scheinen’. Es liegt nahe, daß bei dieser Gruppe die Anzahl 
der Erwerbstätigen eher von der Angebotsseite als von der Nachfrageseite bestimmt wird. 
Die Aussage läßt sich allerdings nicht auf Ostdeutschland erweitern. 

Weiterhin sollte davon ausgegangen werden, daß ein zusätzliches Frauenarbeitsangebot auf 
die qualitativ entsprechende Nachfrage treffen würde. Dies liegt daran, daß sich Frauen ten- 
denziell an den Dienstleistungssektor wenden, der in Deutschland weiterentwickelt werden 
könnte. Die Erwerbstätigkeit von Frauen kann bei der Erschließung des Dienstleistungssek- 
tors - insbesondere was die Dienstleistungen für private Haushalte anbelangt - mitwirken. 
Die Nachfrage nach qualifizierten Arbeitskräften dominiert. Die Erwerbstätigkeit besser 
qualifizierter Frauen kann dennoch die Erwerbstätigkeit weniger qualifizierter mit sich brin- 
gen, wenn die Erwerbstätigkeit der ersten eine Nachfrage nach der Arbeit der letzteren 
verursacht. Dies kann der Fall sein, wenn eine Haushaltshilfe (Kinderbetreuung, Hilfe 
zur Hausarbeit) eingestellt wird oder wenn arbeitsintensivere Güter von den Besserverdie- 
nenden gebraucht werden, zum Beispiel Fertiggerichte statt Basiszutaten®. Der noch zu 
entwickelnde Markt für die Betreuung pflegebedürftiger Menschen stellt auch Beschäfti- 
gungsperspektiven dar’, die von Frauen genutzt werden könnten. 

Diese Aspekte deuten darauf hin, daß eine Erhöhung der Erwerbsquoten verheirateter Frau- 
en nicht zur proportionalen Erhöhung der Arbeitslosigkeit führen würde. Um einen zeit- 
lichen Abstand zwischen der Steigerung der Nachfrage und des Angebots zu vermeiden 
und somit das Risiko, Arbeitslosigkeit zu generieren niedrig zu halten, ist es dennoch wün- 
schenswert, daß die Arbeitszeitverkürzung über ein ausgedehntes Angebot nach kürzeren 
Arbeitszeiten zustandekommt: Die Arbeitgeber sollten Anreize finden, Arbeitsplätze mit 
kürzeren Arbeitszeiten anzubieten. Dies spielt eine zentrale Rolle, weil Arbeitslosigkeit mit 
weiteren negativen externen Effekten - auch nichtökonomischer Natur - verbunden ist. Die 
Stimulierung der Nachfrageseite könnte als Bestandteil einer Beschäftigungspolitik konzi- 


piert werden. 


$Vgl. Organisation for Economic Co-operation and Development (1999a), S. 31. 
Vgl. Dathe D. (1998b), S. 19-21. 

8Vgl. Abschnitt 2.2.3. 

Vgl. Schulz E. et al. (2001). 
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7.2.2.2. Stimulierung der Nachfrageseite als Ansatzpunkt der Beschäftigungs- 
politik 


Wie oben angedeutet wurde, können verkürzte Arbeitszeiten für westdeutsche Frauen eine 
adäquate Strategie zur Vereinbarung von Beruf und Familie darstellen. Die Durchsetzung 
einer Arbeitszeitverkürzung kann mehrere Formen annehmen. Zum einen können bei den 
Arbeitgebern finanzielle Anreize geschaffen werden und zum anderen können juristische 
Bestimmungen die Arbeitszeitverkürzung erzwingen. Diese beiden Ansätze stellen jeweils 
in Frankreich und Deutschland aktuelle politische Vorgänge dar. In dieser wirtschaftspo- 
litischen Hinsicht muß wieder zwischen einer Verkürzung der Arbeitszeit durch eine Aus- 
dehnung der Teilzeitarbeit und einer gesetzlichen bzw. tariflichen Arbeitszeitverkürzung 


unterschieden werden. 


In Frankreich wird seit Anfang der 90er Jahre eine konsequente Arbeitszeitverkürzungs- 
politik durchgeführt. Im Jahr 1996 wurde mit der sogenannten „Loi de Robien“ die För- 
derung der Teilzeitarbeit fortgesetzt, die im Jahr 1993 gestartet worden war. Durch dieses 
Gesetz wurden 30- bis 40prozentige bzw. 40- bis 50prozentige Rabatte bei den Arbeitge- 
bersozialabgaben für Unternehmen gewährt, die durch eine Ausweitung der Teilzeitarbeit 
die Arbeitszeit um 10 bzw. 15% verkürzt haben. Die Rabatte werden 7 Jahre lang gewährt 
und setzen eine Ausweitung der Arbeitskraft im Unternehmen im gleichen Umfang vor- 
aus. Dies wurde im Jahr 1998 von dem ersten Arbeitszeitverkürzungsgesetz (Loi Aubry) 
abgelöst, das Rabatte auf Sozialabgaben den Unternehmen gewährt, die die durchschnittli- 
che Arbeitszeit um mindestens 10% verkürzen und dafür ihre Arbeitskraft um mindestens 
6% ausdehnen („offensiver Teil“). Ziel dieses Gesetzes war die Durchführung einer ver- 
einbarten Arbeitszeitverkürzung, bevor die Verkürzung der Arbeitszeit durch das zweite 
Gesetz ab Januar 2000 für Unternehmen mit über 20 Mitarbeitern und ab Januar 2002 
für Unternehmen mit unter 20 Mitarbeitern erzwungen wird. Dieses sieht eine gesetzliche 
Verkürzung der Arbeitszeit von 39 auf 35 Wochenstunden vor. Dies bedeutet weiterhin, 
daß bei über 35 Wochenarbeitsstunden Überstundenzuschläge bezahlt werden sollen oder 
zusätzliche Freizeit zu gewährleisten ist. Durch dieses Gesetz wird eine neue finanzielle 
Unterstützung eingeräumt, wodurch dieses Gesetz juristische Maßnahmen zur Verkürzung 
der gesetzlichen Arbeitszeit mit ökonomischen Anreizen verbindet. Diese Anreize beste- 
hen in der Auszahlung einer Pauschalunterstützung, der sogenannten „Aide pérenne“ und 
der Reduzierung der Arbeitgebersozialbeiträge im Niedrig- bis Mittellohnbereich, den so- 
genannten „Allegements de charges sur les bas et moyens salaires“. Die französischen 
Unternehmen, die die 35-Stunden-Woche eingeführt haben, bekommen als Pauschalbetrag 
eine finanzielle Hilfe von 4000 FRF (knapp 1200 DM) jährlich pro Arbeitnehmer unter der 
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Voraussetzung, daß sie im Rahmen des ersten Gesetzes zur Arbeitszeitverkürzung keine 
finanzielle Leistung beziehen. Die Reduzierung der Sozialabgaben hängt vom Bruttoein- 
kommen nach der Arbeitszeitverkürzung ab. Sie beträgt beim Mindestlohnniveau!® 17500 
FRF (etwa 5220 DM) jährlich. Bei 1,7 SMIC beträgt sie nur noch 400 FRF (etwa 120 DM) 
und ist bei 1,8 SMIC und höher gleich Null. Diese Leistungen sind unbefristet, aber ihr 
Bezug wird dadurch bedingt, daß Vereinbarungen auf Branchen- oder Unternehmensebene 


getroffen werden müssen. 


Diese Vorgehensweise steht im Kontrast zu dem deutschen Gesetz über Teilzeitarbeit aus 
dem Jahr 2000, das eine rein juristische Maßnahme zugunsten der Arbeitnehmer darstellt!!. 
Hierdurch wird eine Arbeitszeitverkürzung in Form einer Ausdehnung der Teilzeitarbeit 
durchgeführt. Eine rechtliche Motivation für dieses Gesetz sei die Implementierung der 


europäischen Richtlinien von 1997 und 1999. Nach dem Sachverständigenrat!”: 


„Nicht begründen lässt sich die geplante gesetzliche Regelung im Übrigen mit 
dem Hinweis auf die EU-Richtlinie 97/81/EG. Dort heißt es, die Arbeitgeber 
sollten so weit wie möglich Anträge von Vollzeitbeschäftigten auf Wechsel in ein 
im Betrieb zur Verfügung stehendes Teilzeitarbeitverhältnis berücksichtigen...“ 


Der Gesetzentwurf geht darüber hinaus, denn die Arbeitnehmer sollen nach sechs Mona- 
ten Betriebszugehörigkeit das Recht auf Teilzeitarbeit erhalten, wenn keine „betrieblichen 
Gründe“ entgegenstehen. Finanzielle Anreize sind dabei nicht vorgesehen. 

Vorausgesetzt, daß die ersten sechs Monate des Beschäftigungsverhältnisses abgelaufen 
sind, erhalten hiermit die erwerbstätigen Frauen eine Alternative zum vollen Erziehungs- 
urlaub, was grundsätzlich zu begrüßen ist. Auch wenn ein solches Vorgehen in beschäf- 
tigungspolitischer Hinsicht Skepsis hervorruft!? und der Forderung einer Stimulierung der 
Nachfrageseite nicht nachgeht, stellt sich hier die Frage nach seiner Wirkung auf die Er- 
werbstätigkeit verheirateter Frauen. 

Die Tatsache, daß die Arbeitnehmer erst nach sechs Monaten den Anspruch auf eine Ver- 
kürzung der Arbeitszeit erhalten, bedeutet, daß die Maßnahme sich ausschließlich an die 


Der „Salaire Minimum Interprofessionnel de Croissance“, der SMIC, beträgt im Jahr 2000 monatlich 
6882 FRF (knapp über 2000 DM) oder einem Stundenlohn von 40,72 FRF (etwa 12 DM). Vgl. Französi- 
sches Bundesministerium für Arbeit (2000), S. 26, 58. Für die Arbeitnehmer, die zum Mindestlohnniveau 
arbeiten, besteht ebenfalls eine Einkommensgarantie. 

TzBfG. 

12 Vgl. Sachverständigenrat für Wirtschaft (2000), S. 351-52. 

13 Vgl. Schupp J., Holst E. (2000); Sachverständigenrat für Wirtschaft (2000), S. 351. Kritikpunkte 
bestehen in der negativen Wirkung auf die Flexibilität des Arbeitsmarkts zu Lasten der Unternehmen und 
der rechtlichen Unsicherheit, die zu Rechtsstreitigkeiten und somit zur Erhöhung der Transaktionskosten 
führen kann. 
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Erwerbstätigen wendet. Sie zielt eher darauf ab, das Ausscheiden aus der Erwerbstätigkeit 
zu verhindern, als die Rückkehr in die Erwerbstätigkeit nach einer Familienphase zu för- 
dern. Weiterhin ist zu erwarten, daß nur Frauen die neue Regelung in Anspruch nehmen 
werden, womit das Ziel der Gleichstellung von Männern und Frauen verfehlt wird. Le- 
diglich bei westdeutschen Frauen ist die Wunscharbeitszeit kürzer als die tatsächliche. Im 
ungünstigsten Fall wirkt das Recht auf Teilzeitarbeit diskriminierend auf die Einstellung 
von Frauen. Außerdem ist noch zu prüfen, wie eine solche Regelung in die Praxis umge- 
setzt wird. Wegen der Abhängigkeitsbeziehung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
besteht die Gefahr, daß Arbeitnehmer in der Praxis ihre Wünsche nach Teilzeitarbeit nicht 
verwirklichen können: Anreize zu Teilzeitarbeit werden auf der Seite der Arbeitgeber nicht 
eingeräumt. Unter Umständen wird der Übergang zur Teilzeitarbeit ermöglicht, aber durch 
Überstunden teilweise kompensiert. Der größte Mangel dieses Gesetzes besteht somit im 
einseitigen Anspruch auf Teilzeitarbeit zugunsten der Arbeitnehmer. 

Eine andere Überlegung besteht in der „Subventionierung von Teilzeitarbeit [...] einmal 
durch eine Kompensation des aktuellen Einkommensausfalls, zum anderen durch Auf- 
stockung der Versicherungsbeiträge oder durch eine fiktive Anrechnung von vollen Bei- 
trägen (in Anlehnung und Erweiterung der Anrechnung von Kindererziehungszeiten in der 
Rentenversicherung) “'*. Dadurch sollten die sozialversicherungsrechtlichen Nachteile einer 
beschäftigungsfördernden Arbeitszeitverkürzungspolitik vermindert werden. Im Gesetzent- 
wurf „zur Reform der gesetzlichen Rentenversicherung und zur Förderung eines kapitalge- 
deckten Altersvorsorgevermögens“ wird eine höhere Bewertung in der Rentenberechnung 
der Beiträge vorgeschlagen, die in den Kinderberücksichtigungszeiten bezahlt werden. Dies 
sollte dann der Fall sein, wenn während der ersten 10 Lebensjahre eines Kindes nur eine 
Teilzeitarbeit ausgeübt werden kann oder wenn trotz Vollzeiterwerbstätigkeit kein Minde- 
steinkommen erreicht wird. Da allerdings in diesen beiden Vorschlägen kein Anreiz auf der 
Arbeitsgeberseite geschaffen wird, würde dies die Bereitstellung von Teilzeitarbeitsplätzen 
nicht sichern. 


Schließlich können die folgenden Punkte hervorgehoben werden: Erstens sollten finan- 
zielle Anreize auf der Seite der Arbeitgeber geschaffen werden, damit die Ausdehnung des 
Angebots an Arbeitsplätzen mit kürzeren Arbeitszeiten nicht nur zugunsten des Arbeitneh- 
mers stattfindet. Dies kann sonst zur Benachteiligung des Standorts Deutschland führen, 
negative Effekte auf dem Arbeitsmarkt entstehen lassen und diskriminierend auf die Ein- 
stellung von Frauen wirken. Solche Anreize könnten sich an den französischen Ansatz 


anlehnen. Die Reduktion der Sozialabgaben könnte weiterhin dazu beitragen, neben den 
l4Vgl. Bäcker G., Stolz-Willig B. (1994), S. 809. 
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Produktivitätsgewinnen einen Teillohnausgleich zu finanzieren, ohne den die Akzeptanz der 
Arbeitszeitverkürzung bei den Erwerbstätigen gering bliebe. 

Zweitens ist die Zielgruppe zu identifizieren. Um die Erwerbsbeteiligung verheirateter Frau- 
en zu unterstützen, sollten Förderungen oder Rabatte der Sozialbeiträge den Unternehmen 
zur Verfügung gestellt werden, die familienfreundliche Arbeitszeiten anbieten. Insbesonde- 
re sollte die Einstellung von Frauen gefördert werden, die diese Vereinbarung bewältigen 
müssen und wollen. Nur diese ziehen sich sonst wegen mangelnder familienfreundlicher 
Arbeitszeiten aus dem Arbeitsmarkt. Diese Zielgruppe sollte klar vorgegeben werden, um 
den Mitnahmeeffekt so gering wie möglich zu halten. Eine Möglichkeit könnte darin be- 
stehen, die Einstellung einer verheirateten Frau nur dann zu fördern, wenn der Ehemann 
schon erwerbstätig ist. Unternehmen hätten somit Anreize, Arbeitszeiten anzubieten, die 
eine Erwerbstätigkeit für verheiratete Mütter ermöglichen. 

Drittens sollte jede Arbeitszeitverkürzung, die auf eine Stimulierung der Frauenerwerbsbe- 


teiligung abstellt, durch komplementäre Maßnahmen ergänzt werden. 


7.2.3. Begleitende Maßnahmen 


Die theoretische Analyse hat gezeigt, daß die Arbeitszeitverkürzung nur dann die Erwerbs- 
beteiligung fördern kann, wenn der Nettolohn nach Abzug der Kinderbetreuungskosten ein 
Mindestniveau erreicht, mit anderen Worten, wenn die Erwerbsbeteiligung sich „lohnt“. 
Von Bedeutung für die Wirkung der Arbeitszeitverkürzung sind hiermit alle Elemente, die 
den für den Konsum verfügbaren Nettostundenlohn der Frau beeinflussen. Diese sind, wie 
schon angedeutet, die Kosten der Betreuung insbesondere für Kinder und die Besteuerung 
des Erwerbseinkommens der Frau. Solange der Lohn der Frau durch das Ehegattensplitting 
stark besteuert wird und solange von dem Lohn der Frau eine Kinderbetreuung finanziert 
werden soll, wird nur die Erwerbsbeteiligung besserverdienender Frauen durch eine Arbeits- 


zeitverkürzung direkt stimuliert. 


7.2.3.1. Weiterentwicklung der Kinderbetreuungseinrichtungen 


Die Ausdehnung der Kinderbetreuungseinrichtungen ist als begleitende Maßnahme zu ver- 
stehen. In Deutschland sind die Kinderbetreuungseinrichtungen insbesondere bei Kindern 
unter drei Jahren nicht ausreichend!®. Die Versorgungsquote bei den Krippen veranschau- 
licht die Politik des Staates, der davon ausgeht, daß Kinder unter 3 Jahren von der Mutter 


15 Siehe Abschnitte 2.3.4. 
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- möglicherweise im Rahmen eines Erziehungsurlaubs - betreut werden. Dies führt dazu, 
daß erwerbstätige Frauen mit zu betreuenden Kindern - insbesondere wenn diese unter 
3 Jahre alt sind - aus ihrem Nettolohn eine private Kinderbetreuung finanzieren müssen. 
Dies bedeutet, daß sie einen höheren Nettolohn erreichen müssen, als wenn Kinderbe- 
treuungseinrichtungen zur Verfügung stehen würden, damit die Arbeitszeitverkürzung auf 
die Erwerbsbeteiligung wirken kann. Wenn dies nicht der Fall ist, werden nur die hoch 
qualifizierten Frauen, die auch ein hohes Einkommen erzielen können, von der Arbeits- 
zeitverkürzung Nutzen ziehen. Der Bedarf an einem Ausbau des Kinderbetreuungsnetzes 
wird deutlich, wenn betrachtet wird, daß Mittagessen in den Schulen, die eher nur vormit- 
tags und bei variierenden Stundenplänen eine Betreuung anbieten, kaum verbreitet ist!®. 
Die unzureichenden Öffnungszeiten der Kinderbetreuungseinrichtungen erschweren einer 
Mutter, die keine private Kinderbetreuung finanzieren kann, auch die Übernahme einer 
Teilzeitarbeit. 


An dieser Stelle sollte allerdings hervorgehoben werden, daß - wie in Kapitel 2 ange- 
deutet - die Vorstellung dominiert, daß die Betreuung durch die Mutter doch noch besserer 
„Qualität“ sei. Darunter ist „besser für das Kind“ zu verstehen. Solange dies dazu führt, 
daß westdeutsche Mütter ihre Betreuungsrolle nicht vollständig delegieren möchten, kann 
eine alleinige Ausdehnung des Netzes der Kinderbetreuungseinrichtungen nur schwach auf 
die Erwerbsbeteiligung westdeutscher Mütter wirken. Das Ausfüllen einer langen Arbeits- 
zeit würde eine Aufgabe der mütterlichen Betreuungsrolle mit sich bringen. Insofern sollten 
eine Ausdehnung des Kinderbetreuungsnetzes und eine Arbeitszeitverkürzung als komple- 
mentäre politische Ansätze betrachtet werden. Wenn kurze Arbeitszeiten geleistet wer- 
den können, können Mütter einer Erwerbstätigkeit nachgehen, ohne ihre Betreuungsrolle 
vollständig delegieren zu müssen. Zusammenfassend ist eine Ausdehnung der Kinderbe- 
treuungsmöglichkeiten eine notwendige, aber keine hinreichende Bedingung für eine breite 


Stimulierung der Frauenerwerbstätigkeit. 


Durch seine Entscheidung von November 1998 hat das Bundesverfassungsgericht un- 
terstrichen, daß die Bewältigung der Kinderbetreuungsaufgaben auch im Interesse der Ge- 
meinschaft liegt!”. Der Kinderbetreuungsaufwand soll nach Art. 6 Abs. 2 GG bei allen 
Eltern - vom Familienstand unabhängig - steuerrechtlich berücksichtigt werden. Dabei soll- 
te laut der geltenden Rechtsprechung nicht zwischen den Familien, die diesen Bedarf durch 


eigene oder außerhäusliche Betreuung decken, unterschieden werden!®. Dadurch wurde 


lê Siehe Abschnitt 2.3.4 für eine nähere Erläuterung. 
17Vgl. Wingen M. (2000), S. 3. 
18 Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 10. November 1998 (siehe Seidel B. et al. 1999). 
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anerkannt, daß die Kinderbetreuung nicht nur eine Aufgabe der Familie, sondern der gan- 
zen Gesellschaft ist. Dies ist hinsichtlich der externen Effekte einer steigenden Natalität 
und erhöhten Erwerbsbeteiligung naheliegend!*. Dies bedeutet, daß die Familien, die Kin- 
der großziehen, bei den Betreuungsaufgaben Unterstützung bekommen sollten, die durch 


Steuermittel finanziert werden könnten. 


Diese Unterstützung bei den Betreuungsaufgaben kann entweder die Form einer Ob- 
jektförderung, einer Subjektförderung oder einer staatlichen Produktion annehmen”. Eine 
Objektförderung besteht in einer Förderung der freien bzw. gemeinnützigen Träger der 
Kinderbetreuungsaufgaben, beispielsweise der Kirchengemeinden oder Wohlfahrtsverbän- 
de. Bei einer Subjektförderung werden nicht die Kinderbetreuungseinrichtungen subven- 
tioniert, sondern die sie nutzenden Personen. Alternativ kann der öffentliche Sektor Kin- 
derbetreuungseinrichtungen selbst betreiben, wodurch eine staatliche Produktion erfolgt. 
Das aktuelle System kann als ein Mischmodell einer Objektförderung mit einer staatlichen 
Produktion bezeichnet werden: Auf der einen Seite bekommen die Träger der Betreuungs- 
aufgaben Zuschüsse von den Kommunen, die nebenbei Kindertageseinrichtungen betreiben. 
Eine Subjektförderung wird grundsätzlich einer Objektsubventionierung vorgezogen, weil 
sie den Verbrauchern Nachfragemacht gibt?!. Diese können durch ihr Verhalten das An- 
gebot an Kinderbetreuung beeinflussen. Es wird ein Wettbewerb zwischen den Anbietern 
etabliert, den nur diejenigen überleben, die qualitativ den Wünschen der Konsumenten 
nachgehen. Somit findet zusätzlich eine Qualitätskontrolle statt. 

Im Rahmen der Subjektförderung kann weiterhin zwischen den steuerlichen Abzugsmög- 
lichkeiten, direkten monetären Transfers und der Ausgabe von Betreuungsgutscheinen un- 
terschieden werden”. 

Eine reine Geldleistung würde wie das Erziehungsgeld wirken, was - wie oben schon er- 
wähnt - nicht erstrebenswert ist. Weiterhin ist nicht sichergestellt, daß das Geld für die 
vorgesehenen Zwecke ausgegeben wird. 

Die steuerliche Abzugsmöglichkeit begünstigt insbesondere die Besserverdienenden und 
schließt den Personenkreis komplett aus, der aufgrund niedriger Einkommen gar keine Steu- 
er zahlt. Die Einführung eines Kinderbetreuungskostenfreibetrags im Jahr 2000 von 3024 
DM pro Kind unter 16 Jahren stellt ebenfalls für gut verdienende Haushalte eine steuerliche 
Begünstigung dar. Die Abzugsfähigkeit der Kinderbetreuungskosten wurde dafür aufgege- 
ben und der Haushaltsfreibetrag für Alleinerziehende abgebaut”?. 


19Sjehe Abschnitt 2.2. 

2 Die folgenden Ausführungen basieren auf Spieß K. et al. (2000). 
2lVgl. Spieß K. et al. (2000), S. 274. 

22 Vgl. Spieß K. et al. (2000), S. 271. 

23 Vgl. Seidel B. et al. (1999). 
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Am geeignesten erscheint ein Betreuungsgutscheinsystem”!. Diese Gutscheine könnten 
dann bei jeder akkreditierten Kinderbetreuungseinrichtung eingelöst werden und würden 
somit die privaten Kinderbetreuungsanbieter nicht diskriminieren, was beim heutigen Sy- 
stem der Fall ist. Die Vielfältigkeit des Kinderbetreuungssystems und die qualitative Über- 
einstimmung des Angebots mit der Nachfrage wären gesichert. Verteilungspolitische Wir- 
kungen werden nicht ausgeschlossen, indem der Wert des Gutscheins nach dem Einkommen 
der Familie und dem Alter des Kindes unterschieden werden kann. Alternativ könnten Geld- 
leistungen in Betracht gezogen werden, die allerdings an die Inanspruchnahme bestimmter 
Güter bzw. öffentlicher Einrichtungen gebunden wären. Dabei sind allerdings Probleme bei 
der praktischen Umsetzung vorauszusehen, weil diese Lösung ein hohes Maß an Kontrollen 
erfordert. 


Allerdings sind die fehlenden Kinderbetreuungseinrichtungen nicht der einzige Faktor, 
der den für den Konsum verfügbaren Lohn kürzt. Wie oben schon erwähnt, wird der Net- 
tolohn der Frau auch durch das aktuelle System der Ehegattenbesteuerung vermindert”. 
Damit erscheint eine Reform zugunsten eines Systems wünschenswert, das die steuerliche 


Grenzbelastung des Erwerbsverdiensts der Frau nicht intensiviert. 


7.2.3.2. Reform des Ehegattensplittingverfahrens 


Weil die aktuelle Ehegattensplittingregelung den Nettolohn mindert, dämpft diese Art der 
gemeinsamen Veranlagung die stimulierenden Effekte einer Arbeitszeitverkürzung auf die 
Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen. In dieser Hinsicht wird das ohnehin häufig kriti- 
sierte Ehegattensplittingverfahren auch hier in Frage gestellt. 


Neben diesen negativen ökonomischen Wirkungen können aus einer juristischen Per- 
spektive weitere Kritikpunkte hervorgehoben werden. Die Ehegattensplittingregelung sei 
„der heutigen Stellung der Frau in der Gesellschaft und der Partnerschaft nicht mehr ge- 
recht“ und würde „dem Prinzip der Gleichberechtigung von Mann und Frau“ entgegen 
stehen”. Es wird sogar in diesem Zusammenhang von einer Diskriminierung der Frauen 
gesprochen”. 

Ein weiterer Kritikpunkt besteht darin, daß die Ehegattensplittingregelung dem Leistungs- 
fähigkeitsprinzip und somit der Steuergerechtigkeit entgegensteht, indem es privilegierende 


Vgl. Spieß K. et al. (2000). 

25Siehe Abschnitt 5.3.2.3.1 für eine Definition und eine Beschreibung der Effekte des 
Ehegattensplittingverfahrens. 

26 Vgl. Seidel B. et al. (1999). 

2’Vgl. Kirner E. et al. (1999). 
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Steuerentlastungseffekte auslöst. Die Höhe der Steuerentlastung hängt nicht direkt von der 
Last ab, die der Unterhalt des Ehepartners und eventueller Kinder darstellt?®. Die Unter- 
haltstransfers innerhalb der Familie beeinflussen die steuerliche Leistungsfähigkeit beider 
Ehegatten, indem die steuerliche Leistungsfähigkeit des Unterhaltszahlers schwächer und 
die des Empfängers stärker wird. Außerdem ignoriert das Ehegattensplittingverfahren den 
Unterhalt von Kindern, der die Leistungsfähigkeit der Eltern reduziert. Das Ehegatten- 
splitting ist allerdings nicht verfassungswidrig, weil das „Gebot des Schutzes von Ehe und 
Familie“, das heißt auch der Ehe ohne Kind(er), sich in steuerlichen Maßnahmen nie- 
derschlagen darf. Weiterhin werden nichteheliche Lebensgemeinschaften vom bestehenden 
Steuerrecht nicht begünstigt, weil davon ausgegangen wird, daß „Ehe“ und „Familie“ mit- 


einander übereinstimmen”. 


Mehrere Alternativen zum aktuellen Ehegattensplitting sind denkbar. Sie reichen von 
einem Wechsel zur Individualbesteuerung bis zur Einrichtung eines Familiensplitting über 
den Vorschlag eines Ehegatten-Realsplitting””. 

Ein Wechsel von einem Ehegattensplittingverfahren zu einer Individualbesteuerung wür- 
de die steuerliche Begünstigung durch die Ehe abschaffen. Auf jeden verheirateten oder 
ledigen Steuerzahler würde die gleiche Steuerprogression angewendet. Wenn die Frau der 
Zweitverdiener ist, sinkt der für die Besteuerung ihres Einkommens relevante Steuersatz, 
während derjenige steigt, der auf das Einkommen des Mannes angewendet wird. Bei ei- 
nem Familiensplitting wird der Splittingdivisor, der bei der aktuellen Ehegattenbesteuerung 
gleich zwei gesetzt wird, der Kinderanzahl nach angepasst. Dadurch wird der Effekt der 
Progression des Steuersatzes weiter gemindert und - sobald dies einen Effekt hat - das Ni- 
veau der steuerlichen Belastung weiter gesenkt. Bei einem Ehegatten-Realsplitting werden 
die Steuerpflichtigen individuell besteuert. Der Hauptverdiener zahlt dem Zweitverdiener 
einen Unterhaltstransfer, den er steuermindernd gelten lassen kann. Der Unterhaltsemp- 
fänger soll hingegen den Transfer versteuern. Der Kinderunterhalt könnte im Rahmen eines 
Familien-Realsplitting steuermindernd wirken. Wie sich dies auf die steuerliche Belastung 
über das Einkommen der Frau auswirkt, kann nicht ohne weiteres vorausgesagt werden. 
Einen Schritt weiter geht der Vorschlag, das Steuersystem so zu reformieren, daß es die 
Ehepaare begünstigt, die eine gleiche Arbeitszeit haben, statt eine ungleiche Verteilung 
der Erwerbsarbeit zu unterstützen?!. Im Rahmen einer gemeinsamen Veranlagung könn- 


te zum Beipiel ein mit dem Arbeitszeitunterschied fallender Steuersatz etabliert werden. 


28 Vgl. Seidel B. et al. (1999). 
2% gl. Seidel B. et al. (1999). 
30Vg]. Seidel B. et al. (1999). 
31 Vgl. Schmid G. (1992), S. 240. 
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Problematisch dabei erscheint, daß die Abhängigkeit der Steuerbelastung von der Einkom- 
mensverteilung gegen den Gleichheitsgrundsatz verstoßen würde??. 

Bei allen Reformvorschlägen kann - je nach Modell für die Realsplittingformen - eine Sen- 
kung der steuerlichen Belastung über das Einkommen der Frau erreicht werden, was eine 
Erhöhung des Nettolohns mit sich bringen würde. Dies würde einer positiven Wirkung auf 
die Reichweite der Erwerbsbeteiligungseffekte einer Arbeitszeitverkürzung bei der Ehefrau 
entsprechen. Inwieweit jeder einzelne Vorschlag die Besteuerung des Zweitfamilieneinkom- 
mens und die Effekte einer Arbeitszeitverkürzung beeinflußt, bleibt noch weitgehend zu 


untersuchen und erfordert die Modellierung einer Steuerfunktion. 


Die alleinige Abschaffung des Ehegattensplittingverfahrens insbesondere zugunsten ei- 
ner Individualbesteuerung ist allerdings nicht zu befürworten, weil die Haushalte schlechter 
gestellt werden würden, ohne über die Möglichkeit zu verfügen, eine erhöhte Besteuerung 
des Haushaltseinkommens durch eine zusätzliche Erwerbstätigkeit zu kompensieren. Die 
Erwerbstätigkeit wird nur dann möglich, wenn Arbeitsplätze mit kürzeren Arbeitszeiten 
zugänglich sind und Kinderbetreuungseinrichtungen vorhanden sind. 


Langfristig ist eine Modernisierung der westdeutschen traditionellen Rollenverteilung 
nicht auszuschließen”. Dies würde beispielsweise bedeuten, daß eine weite Verbreitung 
der Teilzeitarbeit auch bei Vätern denkbar wäre, womit ihre Vollzeiterwerbstätigkeit nicht 
vorgegeben wäre. Eine mögliche Entwicklung besteht auch darin, daß Frauen dazu bereit 
sein könnten, die Kinderbetreuungsaufgaben zu externalisieren. Dieses gesellschaftliche 
Umdenken könnte eine Konsequenz der häufigeren Aufnahme einer Erwerbstätigkeit seitens 
der Frauen sein: Wenn die Arbeitszeitverkürzung die Erwerbsbeteiligung ermöglicht, kann 
sich die Rolle verheirateter Frauen in der Gesellschaft ändern. Dies würde wiederum die 
Erwerbsbeteiligung von Frauen attraktiver machen, wovon weitere positive Effekte auf die 
Erwerbsbeteiligung erwartet werden dürfen. Allerdings bedürfte ein solcher Wandel eines 


Zeitraumes, der sich nur schwer abschätzen läßt. 


7.3. Ausblick 


Wie oben angedeutet, sollte eine Politik zur Förderung der Erwerbstätigkeit von Frauen 
umfassend sein. Die Arbeitszeitverkürzung ist hierfür eine notwendige aber nicht hinrei- 
chende Bedingung. Komplemente sind eine Ausdehnung der Kinderbetreuungseinrichtun- 


gen und eine Abschaffung der nettolohnreduzierenden Regelungen, da letztere eine konser- 


%2 Vgl. Scherf W. (2000), S. 273. 
33 Sjehe Abschnitt 2.3.2.1. 
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vative Arbeitsteilung im Haushalt fördert. Der nächste Schritt könnte darin bestehen, die 


Finanzierbarkeit einer globalen, die Frauenerwerbstätigkeit fördernden Politik zu prüfen. 


Dies ist ein sehr aufwendiges Vorhaben. Zum einen müßten die positiven Wirkungen 
einer Arbeitszeitverkürzung quantifiziert werden. Diese hängen von der Anzahl der Frau- 
en ab, die infolge einer Arbeitszeitverkürzung entscheiden, ihre Arbeit anzubieten. Wenn 
dies ermittelt ist, sollten die positiven Wirkungen, die durch die externen Effekte wirken, 
ebenfalls quantifiziert werden. Zum Beispiel müßte die Erweiterung der Steuerbasis be- 
rücksichtigt werden, die unter der Annahme eines gleichbleibenden Steuersatzes zusätzliche 
Steuereinnahmen mit sich bringen kann. Von Bedeutung sind weiterhin alle in Abschnitt 
2.2 angesprochenen externen Effekte einer gesteigerten Erwerbsbeteiligung. 


Zweitens sollten die Kosten einer Arbeitszeitverkürzung berechnet werden, die wegen 
der Subventionierung von Arbeitsplätzen mit kurzen Arbeitszeiten beispielsweise in Form 
einer Senkung der Sozialbeiträge entstehen würden. Dabei sollten Szenarien simuliert wer- 
den, die die beschäftigungspolitischen Alternativen zur Anschaffung von Anreizen auf der 
Nachfrageseite gegenüberstellen. Ein Ansatz könnte darin bestehen, das französische Mo- 
dell für Deutschland zu simulieren. Anschließend könnten verschiedene Varianten vergli- 
chen werden. Dies unterstellt natürlich auch Annahmen über die Wirkung der finanziellen 
Anreize auf die tatsächliche Ausschreibung von Arbeitsplätzen mit kürzeren Arbeitszeiten. 


Drittens sollten die Kosten und erzielbaren Einnahmen, die wegen der Implementierung 
der komplementären Maßnahmen entstehen würden, ermittelt werden. Zum Beispiel wird 
eine Abschaffung des Ehegattensplittings empfohlen. Die zusätzlichen Steuereinnahmen, 
die durch eine Abschaffung der gemeinsamen Veranlagung zugunsten einer reinen Indivi- 
dualbesteuerung entstehen könnten, lassen sich auf 60 Milliarden DM schatzen**. Diese 
Summe stünde für die Finanzierung der Subventionen und der Kinderbetreuungseinrich- 


tungen zur Verfügung. 


Die Zusammenfassung der Ergebnisse einer solchen Analyse würde die Gestaltung kon- 
kreter Vorschläge für eine umfassende Politik zur Förderung des Frauenarbeitsangebots 
ergeben. 


94 Vgl. Seidel B. et al. (1999), S. 6. 
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A. AKTUELLE ASPEKTE DER 
ARBEITSZEITVERKÜRZUNG IN DER POLITIK 


Die Arbeitszeitverkürzungspolitiken im breiteren Sinn sind seit Ende der 90er Jahren in den 
Hintergrund geraten!. Obwohl die Arbeitsumverteilung weiterhin befürwortet wird und Be- 
standteil der Zielsetzung des Bündnisses für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit 
ist?, hat sie an Aktualität in der wissenschaftlichen Debatte verloren. In der Politik weiter 
diskutierte Teilaspekte sind die Verkürzung der Lebensarbeitszeit und die Einführung des 
Anspruchs auf Teilzeitarbeit. 


Bei der Verkürzung der Lebensarbeitszeit stehen die Frühverrentung und der Überstun- 
denabbau? im Vordergrund. Trotz der von den Gewerkschaften vorgelegten Zahlen? weisen 
diese Möglichkeiten kaum ein Beschäftigungspotential auf. 

Was den Abbau der Überstunden anbelangt, scheitert der Beschäftigungseffekt an drei 
Hindernissen. Erstens ist die Reaktion der Beschäftigten und damit ihre Arbeitszeitpräfe- 
renzen zu berücksichtigen. Bei einem Abbau der Überstunden werden möglicherweise die 
Beschäftigten eine Nebenerwerbstätigkeit übernehmen, um ihre ursprüngliche Arbeitszeit 
wieder herzustellen. Dadurch führt der Abbau der Überstunden zu keiner Umverteilung des 
Arbeitsvolumens. Zweitens stellen Überstunden für die Unternehmen ein wertvolles Anpas- 
sungsinstrument dar. Es ist insbesondere dann der Fall, wenn zum Beispiel ein Mangel an 
hochqualifizierten Arbeitskräften besteht: Überstunden werden tatsächlich weitgehend von 
hochqualifizierten Arbeitskräften geleistet, die knapp sind. Diejenigen, die Überstunden lei- 
sten und die weitgehend gering qualifizierten Arbeitslosen sind keine Substitute®. Zudem 


'Vgl. Bispinck R. (1996), S. 415 und Hunt J. (1998), S. 340, was eine Verkürzung der tariflichen 
Arbeitszeit anbelangt, und Dathe D. (1998a); Weidinger M. (1997), S. 165. 

?Vgl. Deutscher Bundestag (1999), S. 25. 

3Das Volumen der Überstunden ist erheblich, da 1995 45% der Beschäftigten Überstunden leisteten 
(siehe Hielscher V. 2000, S. 20 für einen Überlick der Studien). 

Vgl. für den Beschäftigungseffekt eines Überstundenabbaus zum Beispiel IG-Metall (19998) und IG- 
Metall (1999b) für Frühverrentung . 

5Vgl. für eine Einschätzung der Effekte eines Überstundenabbaus Bauer T., Zimmermann K. F. (1999) 
und Pannenberg M., Wagner G. (1999). Vgl. IWD (1999) für Frühverrentung. 

Vgl. Bauer T., Zimmermann K. F. (1999), S. 1. 
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stellen Überstunden ein Instrument der Flexibilisierung der Arbeitszeit dar, über welches 
die Anpassung der Arbeitszeit an konjunkturelle Schwankungen erfolgt. Ein Abbau der 
Überstunden würde schließlich zu einem Produktionsausfall mit negativen Beschäftigungs- 
konsequenzen führen’. In dieser Hinsicht kann festgestellt werden, daß in Deutschland die 
Bedeutung der vorübergehenden Überstunden im Vergleich mit den dauerhaften Überstun- 
den zunimmt und daß im Jahr 1997 nur knapp 20% der Arbeitnehmer Überstunden leisten, 
die ganz bezahlt werden®. Ein Abbau aller Überstunden, die teilweise durch Zeitkonten nur 
verschobenen Arbeitszeiten entsprechen, kann nur negative Beschäftigungseffekte haben, 
weil sie die Flexibilisierung der Arbeitszeit verhindern. 

Was die Frühverrentung anbelangt, zeigt die Erfahrung, daß die Beschaftigungseffekte sehr 
niedrig sind und diesen unvertretbare Kosten gegenüberstehen. Diese Strategie würde nach 
den vorhanden Studien zwischen 60 und 86 Milliarden DM kosten und die Wiederbeset- 
zungsquote, die den Anteil der freigewordenen Stellen, der im gleichen Jahr wiederbesetzt 
wird, angibt, liegt lediglich bei 10 bis 20%°. 


Die Einführung des Anspruchs auf Teilzeitarbeit zählt zu den neusten Arbeitszeitverkür- 
zungsmaßnahmen. Obwohl das „Gesetz über Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge“ 
auf die Umverteilung des Arbeitsvolmens und damit auf eine Bekämpfung der Arbeitslosig- 
keit abstellt, bringt eine solche Maßnahme unerwünschte Auswirkungen mit sich. Insbeson- 
dere betrachtet der Sachverständigenrat dies als „ein[en] Schritt zu mehr Inflexibilität auf 
dem Arbeitsmarkt “1°. Neben den Hindernissen, die einen Beschäftigungserfolg dank einer 
Arbeitszeitverkürzung!! verhindern können, kann eine gesetzliche Maßnahme dieser Art 
zu Rechtsstreitigkeiten führen, die zusätzliche Kosten für beide Parteien entstehen lassen 
können!?. Dies würde daraus resultieren, daß die Arbeitgeber Teilzeitarbeit als nachteil- 
haft betrachten: Wegen der Rechtsunsicherheit über die Definitionen der „betriebliche[n] 
Gründe“ oder der „unverhältnismäßigen Kosten“ können Konfliktsituationen infolge eines 
Antrags des Arbeitnehmers erwartet werden. 


Dementsprechend scheint die Wissenschaft sich an anderen Maßnahme zu orientieren, 
um den konjunkturellen Aufschwung arbeitsintensiver zu gestalten. Die Gewerkschaften je- 
doch konzentrieren sich auf die Verkürzung des Arbeitslebens und den Überstundenabbau, 
während die Arbeitgeber und die Wissenschaft den Bedarf nach einer Flexibilisierung des 


Vgl. Bauer T., Zimmermann K. F. (1999), S. 10. 

8Vgl. Bauer T., Zimmermann K. F. (1999), S. 5, 16. 

Vgl. IWD (1999); Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (2000), S. 28. 

10Vgl. Sachverständigenrat für Wirtschaft (2000), S. 351. 

11Sje Abschnitt 2.1.1.2 für eine ausführlichere Diskussion über die Beschäftigungseffekte einer 
Arbeitszeitverkürzung. 

12 Vgl. Schupp J., Holst E. (2000). 
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Arbeitsmarktes und einer Senkung der Lohnstückkosten betonen. Diese wird insbesondere 
im Fall eines Lohnausgleichs wegen der Fixkosten der Arbeit von einer Arbeitszeitverkür- 
zung gefährdet. 
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B. ERWERBSQUOTEN VERHEIRATETER FRAUEN 
IM EUROPÄISCHEN VERGLEICH 


Abbildung B.1: Erwerbsquoten (%) verheirateter Frauen im europäischen Vergleich, 1997; 
Quelle: Eurostat (1998a). 
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C. TEILZEITQUOTEN VERHEIRATETER FRAUEN IM 
EUROPÄISCHEN VERGLEICH 


Auch im europäischen Vergleich kann die Rolle von Teilzeitarbeit bei der Vereinbarung 
von Beruf und Familie in (West-)Deutschland angedeutet werden. Ein Überblick wird 
von Abbildung C.1 gegeben. Die Entwicklungstendenzen der Teilzeitarbeit bei Frauen 
sind europaweit unterschiedlich. Eurostat weist bei verheirateten deutschen Frauen eine 
Teilzeitquote von 45,8% für das Jahr 1997 aus!. 


1Vgl. Eurostat (1998a), EU-Arbeitskräfteerhebung 1997. Bei Eurostat erfolgt die Berechnung der 
Teilzeitquote auch auf der Basis einer Selbsteinstufung der Befragten (außer in den Niederlanden und in 
Österreich, wo eine fixe Stundengrenze zugrundegelegt wird). Dies ist nötig, um vergleichbare Daten zu 
erheben: Die Definition der Teilzeitarbeit als Anzahl der Stunden pro Woche variiert zwischen den Ländern. 
Diese Definition bedeutet, daß „Teilzeitarbeit“ nicht der selben Anzahl von Arbeitsstunden in jedem Land 
entspricht. Zum Beispiel stufen sich in Deutschland die meisten Personen, die zwischen 21 und 30 Stunden 
arbeiten, als Teilzeitarbeitkräfte ein, während nur jede dritte in Italien oder Irland diese Tätigkeit als 
Teilzeitarbeit bezeichnet. Vergleichsweise arbeitet 1996 eine Frau in einer Teilzeitarbeit durchschnittlich 
18,7 bzw. 22,6 Stunden in West- bzw. Ostdeutschland während es 24,9 Stunden in Schweden sind (vgl. 
Dingeldey I. 1999. S. 46 auf der Basis von Eurostat-Daten). Westdeutschland weist nach Großbritannien 
die zweitkürzeste Teilarbeitszeit im europäischen Vergleich aus. Die Selbseinstufung stellt trotz dieser 
Nachteile die einzige Möglichkeit dar, eine willkürliche Definition der Teilzeitarbeit zu vermeiden, welche 
den nationalen Definitionen nicht entsprechen würde. 
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Abbildung C.1: Teilzeitquoten (%) verheirateter Frauen in Europa, 1997; Quelle: Eurostat 
(1998a), Tabelle 058. 
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D. PARTIELLE AUTOKORRELATIONSFUNKTION 


Die folgenden Ausführungen basieren auf Bresson G., Pirotte A. (1995)!. Sei ein autore- 
gressiver Prozeß der Ordnung p: 


AR(p) Xt 


Et 


Pi Xe-1 + BaÄı-2 +... + pXt-p + Et (D.1) 
weißes Rauschen 


Für jeden Prozeß kann eine Kovarianzfunktion definiert werden: 


Cov(X.,X,) (D.2) 
E(X:X,) — p’ 


Yr 


wobei s = T + s und p den zeitkonstanten Erwartungswert darstellt. yg ist die Varianz. 
Für jedes (X,,X.+r) kann ebenfalls eine Autokorrelationsfunktion p, definiert werden: 


2 


5 (D.3) 


Pr 
p, gibt den Korrelationskoeffizienten zwischen zwei Werten des Prozesses (X, und X;4,) 
an, die von einem Zeitabstand von T getrennt sind. Wie in Gleichung D.3 leicht zu sehen 
ist, gilt zwangsweise pọ = 1. Wenn 7 steigt, schrumpft die Korrelation zwischen den beiden 
Werten. Die Autokorrelationsfunktion reicht allerdings nicht aus, um die Ordnung eines 
AR(p)-Prozesses zu identifizieren. Dazu ist die partielle Autokorrelationsfunktion - PACF 
(Partial Autocorrelation Function) - hilfreich. Die partielle Autokorrelationsfunktion %,, 
gibt eine nähere Beschreibung der Korrelation zwischen X, und X,4,. Insbesondere gibt 
diese die Korrelation aller aufeinander folgenden X; und X;+; an, die sich zwischen X, 
und X:+, befinden. Für einen AR(2) werden zum Beispiel die folgenden Koeffizienten der 


Autokorrelationsfunktion bestimmt: 


Xt+2 = Yaıkırı + dar + Et42 (D.4) 
1Vgl. Bresson G., Pirotte A. (1995), S. 20-42. 
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Wichtig ist hier, daß beispielsweise bei einem AR(2) nur die beiden ersten Koeffizienten 
der Autokorrelationfunktion von Null verschieden sind. Eine Möglichkeit besteht darin, 
Gleichung D.4 mit einem KQ-Verfahren zu schätzen. Allerdings wird von PC-Give ein 
Algorithmus gelöst, der auf den sogenannten Yule-Walker-Gleichungen basiert. Wenn nach 
der Ordnung eines AR-Prozesses gefragt wird, sollte eine partielle Autokorrelationsfunktion 


mit einer maximalen Anzahl von verzögerten Variablen geschätzt werden. Zum Beispiel: 


Xir = Pr Xei + VroXtr + + YrpÄtıp + Ettr (D.5) 


Wenn der AR-Prozeß zweiter Ordnung ist, dann sind nur die beiden ersten Glieder von 


Null unterschiedlich, wie in Gleichung D.4 gezeigt. 


2Vgl. Doornik J. A., Hendry D. F. (1999), S. 86 und Bresson G., Pirotte A. (1995), S. 24. 
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